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A. Zielsetzung 

Ziel der Bildungsreform ist die Entwicklung eines sozial ge-
rechten, demokratischen und leistungsfähigen Bildungssystems. 
In der Reform ist die Einheitlichkeit des Bildungswesens zu 
sichern. Die Bundesregierung hat ihr Gesamtkonzept für die 
Reform des Bildungswesens im „Bildungsbericht '70" vorgelegt. 
Dort niedergelegte Zielvorstellungen sind in wesentlichen Tei-
len von der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung in 
dem am 15. Juni 1973 verabschiedeten Bildungsgesamtplan be-
stätigt worden. 

Die Hochschulreform ist wesentlicher Teil dieses Konzepts. 
Eine auf diesen Grundlagen beruhende Hochschulgesetzgebung 
soll die Voraussetzungen dafür schaffen, daß die Hochschule 
ihren Auftrag zur wissenschaftlichen Ausbildung für die Berufs-
praxis erfüllen und Forschung in Freiheit und gesellschaftlicher 
Verantwortung betreiben kann. 

B. Lösung 

Aufgrund der Kompetenz zum Erlaß von Rahmenvorschriften 
über die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens (Arti-
kel 75 Nr. 1 a GG) und der Kompetenz zum Erlaß von Rahmen-
vorschriften für den öffentlichen Dienst (Artikel 75 Nr. 1 GG) 
legt die Bundesregierung den Entwurf eines Hochschulrahmen-
gesetzes vor. Die Hochschulreform soll durch die Zusammen-
führung der verschiedenen Hochschularten zu Gesamthoch-
schulen, durch Studienreform, durch eine zeitgemäße Personal-
struktur, durch eine wirksamere Regelung der Selbstverwal-
tung und Mitbestimmung, und durch eine effektive Hochschul-
planung ermöglicht werden. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Dem Bund entstehen aufgrund dieses Gesetzes unmittelbar 
relativ geringe Kosten (z. B. Unterstützung der Arbeit der Stu-
dienreformkommissionen). Mittelbar werden den Ländern ge-
wisse Kosten durch die Neuordnung der Personalstruktur und 
eine darauf zurückgehende Neuregelung der Hochschullehrer-
besoldung entstehen. Diese und andere Mehrkosten können 
aber durch die Rationalisierungseffekte der Gesamthochschule, 
durch bessere Kapazitätsnutzung, durch die Studienreform und 
eine effektivere Hochschulplanung auch in den Länderhaus-
halten mehr als aufgewogen werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (III/1) — 250 18 — Ho 4/73 Bonn, den 30. November 1973 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Hochschulrahmengesetzes (HRG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 
ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 397. Sitzung am 19. Oktober 1973 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der An-
lage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für die Einrichtungen des Bil-
dungswesens, die nach Landesrecht staatliche Hoch-
schulen sind. Es gilt, soweit dies in § 72 bestimmt ist, 
auch für die Hochschulen, die die Eigenschaft einer 
staatlich anerkannten Hochschule erhalten haben. 

1. KAPITEL 

Aufgaben der Hochschulen 

1. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§2 

Aufgaben 

(1) Die Hochschulen dienen der Pflege und Ent-
wicklung der Wissenschaften und der Künste durch 
Forschung, Lehre und Studium. Sie bereiten auf be-
rufliche Tätigkeiten vor, die die Anwendung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und wissenschaftlicher 
Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Ge-
staltung erfordern. 

(2) Die Hochschulen tragen Verantwortung für 
die Heranbildung des wissenschaftlichen und künst-
lerischen Nachwuchses. 

(3) Die Hochschulen dienen dem weiterbildenden 
Studium und beteiligen sich an Veranstaltungen der 
Weiterbildung. Sie fördern die Weiterbildung ihres 
Personals. 

(4) Die Hochschulen wirken an der sozialen För-
derung der Studenten mit; sie berücksichtigen die 
besonderen Bedürfnisse behinderter Studenten. Sie 
fördern in ihrem Bereich den Sport. 

(5) Die Hochschulen fördern die internationale, 
insbesondere die europäische Zusammenarbeit im 
Hochschulbereich und den Austausch zwischen deut-
schen und ausländischen Hochschulen; sie berück-
sichtigen die besonderen Bedürfnisse ausländischer 
Studenten. 

(6) Die Hochschulen wirken bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben untereinander und mit ande-
ren staatlichen und staatlich geförderten Forschungs-  
und Bildungseinrichtungen zusammen. 

(7) Die Hochschulen legen regelmäßig und öffent-
lich Rechenschaft über die Erfüllung ihrer Aufgaben 
ab. 

(8) Die Aufgaben der einzelnen Hochschulen wer-
den durch das Land bestimmt. Andere als die in 
diesem Gesetz genannten Aufgaben dürfen den 
Hochschulen nur übertragen werden, wenn sie mit 
den in Absatz 1 genannten Aufgaben zusammen-
hängen und deren Erfüllung nicht beeinträchtigen. 

§3 

Freiheit von Kunst und Wissenschaft, 
Forschung, Lehre und Studium 

(1) Die Mitglieder der Hochschule nutzen und 
wahren im Bewußtsein ihrer Verantwortung vor der 
Gesellschaft die ihnen gewährleistete Freiheit von 
Kunst und Wissenschaft, Forschung, Lehre und Stu-
dium. Das Land und die Hochschulen haben sicherzu-
stellen, daß diese Rechte ausgeübt werden können. 

(2) Die Freiheit der Forschung (Artikel 5 Abs. 3 
Satz 1 GG) umfaßt insbesondere die Fragestellung 
und die Grundsätze der Methodik sowie die Bewer-
tung des Forschungsergebnisses und seine Verbrei-
tung. Beschlüsse der zuständigen Hochschulorgane in 
Fragen der Forschung sind insoweit zulässig, als sie 
sich auf die Organisation des Forschungsbetriebes, 
die Förderung und Abstimmung von Forschungsvor-
haben und auf die Bildung von Forschungsschwer-
punkten beziehen. Entsprechendes gilt für künstle-
rische Entwicklungsvorhaben. 

(3) Die Freiheit der Lehre (Artikel 5 Abs. 3 
Satz 1 GG) umfaßt, unbeschadet des Artikels 5 
Abs. 3 Satz 2 GG, insbesondere den Inhalt der 
Lehre, den methodischen Ansatz und das Recht auf 
Äußerung von wissenschaftlichen und künstleri-
schen Lehrmeinungen. Beschlüsse der zuständigen 
Hochschulorgane in Fragen der Lehre sind insoweit 
zulässig, als sie sich auf die Organisation des Lehr-
betriebes und auf die Aufstellung und Einhaltung 
von Studien- und Prüfungsordnungen beziehen. 

(4) Die Freiheit des Studiums umfaßt, unbescha-
det der Studien- und Prüfungsordnungen, insbeson-
dere die freie Wahl von Lehrveranstaltungen, das 
Recht, innerhalb eines Studienganges Schwerpunkte 
nach eigener Wahl zu bestimmen, sowie die Erarbei-
tung und Äußerung wissenschaftlicher und künstle-
rischer Meinungen. Beschlüsse der zuständigen 
Hochschulorgane in Fragen des Studiums sind inso-
weit zulässig, als sie sich auf die Organisation des 
Studienbetriebes und auf die Gewährleistung eines 
ordnungsgemäßen Studiums beziehen. 

§4 

Neuordnung des Hochschulwesens 

(1) Die Hochschulreform ist eine ständige ge-
meinsame Aufgabe der Hochschulen und der zu-
ständigen staatlichen Stellen. 

(2) Das Hochschulwesen ist durch die Bildung 
von Gesamthochschulen mit dem Ziel neu zu ord- 
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nen, die gegenwärtig von Hochschulen mit unter-
schiedlicher Aufgabenstellung wahrgenommenen 
Aufgaben in Forschung, Lehre und Studium zu ver-
binden; dies gilt auch für Lehrkörper und Studenten-
schaft. 

(3) Durch die Neuordnung sind insbesondere zu 
gewährleisten: 

1. ein Angebot von inhaltlich und zeitlich gestuften, 
integrierten und aufeinander bezogenen Studien-
gängen mit entsprechenden Abschlüssen in allen 
dafür geeigneten Bereichen; soweit es der Inhalt 
der Studiengänge zuläßt, sind gemeinsame Stu-
dienabschnitte oder aufeinander folgende Stu-
diengänge zu schaffen; 

2. ein Aufbau der Studiengänge, der bei einem 
Übergang in Studiengänge gleicher oder ver-
wandter Fachrichtungen eine weitgehende An-
rechnung erbrachter Studien- und Prüfungslei-
stungen ermöglicht; 

3. eine dem jeweiligen Studiengang entsprechende 
Verbindung von Wissenschaft und Praxis; 

4. die Aufstellung und Durchführung fachbereichs-  
und hochschulübergreifender Forschungs- und 
Lehrprogramme sowie die Bildung von Schwer-
punkten in Forschung und Lehre auch in Ab-
stimmung mit anderen Forschungs- und Bil-
dungseinrichtungen und mit Einrichtungen der 
Forschungsförderung; 

5. eine fachbezogene und fächerübergreifende För-
derung der Hochschuldidaktik; 

6. eine wirksame Studienberatung; 

7. die bestmögliche Nutzung der Hochschuleinrich-
tungen; 

8. die Eröffnung von Forschungsmöglichkeiten für 
Hochschullehrer solcher Hochschulen oder Hoch-
schuleinrichtungen, in denen keine entsprechen-
den Möglichkeiten bestehen; 

9. eine den Zusammenhang aller Hochschuleinrich-
tungen berücksichtigende Planung sowie ein re-
gional und überregional ausgeglichenes Angebot 
an Hochschuleinrichtungen. 

§5 

Gesamthochschule 

(1) Gesamthochschulen nach § 4 sind durch die 
Zusammenfassung von Hochschulen unterschiedli-
cher Aufgabenstellung oder durch die Erweiterung 
der Aufgabenstellung einer Hochschule zu bilden. 

(2) Bei der Bildung einer Gesamthochschule ist 
dafür Sorge zu tragen, daß sie nach ihrer Struktur, 
den in ihr vertretenen Fachrichtungen, ihrer Größe 
und der räumlichen Entfernung ihrer Einrichtungen 
ihre Aufgaben wirksam erfüllen und ein Angebot 
von Studiengängen gewährleisten kann, das den 
Anforderungen des § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 entspricht. 

(3) Neue Hochschulen sind als Gesamthochschu-
len zu planen oder für die Einbeziehung in eine Ge-
samthochschule vorzusehen; Absatz 2 und § 6 Abs. 3 
und 4 gelten entsprechend. 

§6 

Prüfungspflicht der Länder 

(1) Die Länder prüfen im Zusammenwirken mit 
den Hochschulen, welche Hochschulen und Hoch-
schuleinrichtungen für die Bildung von Gesamthoch-
schulen geignet sind. Eine erste Prüfung ist inner-
halb eines Jahres nach Inkrafttreten des nach § 74 
Abs. 1 erlassenen Gesetzes vorzunehmen. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für die Bildung 
einer Gesamthochschule vor, so trifft das Land die 
dafür erforderlichen Maßnahmen innerhalb der bei-
den folgenden Jahre. 

(3) Liegen die Voraussetzungen für die Bildung 
einer Gesamthochschule im Hinblick auf § 5 Abs. 2 
noch nicht vor, so sind im Hochschulentwicklungs-
plan und im Hochschulgesamtplan die für die Bil-
dung einer Gesamthochschule förderlichen Maßnah-
men vorzusehen. 

(4) Liegen die Voraussetzungen für die Bildung 
einer Gesamthochschule im Hinblick auf § 5 Abs. 2 
nicht vor und können sie mit vertretbarem Aufwand 
auch nicht geschaffen werden, so ist für die betref-
fenden Hochschulen ein Zusammenwirken nach § 7 
Abs. 1 sicherzustellen. 

§ 7 

Zusammenwirken von Hochschulen 

(1) Zur besseren Erfüllung ihrer Aufgaben, ins-
besondere zur Verwirklichung der in § 4 genannten 
Ziele, wirken Hochschulen zusammen. Das Zusam-
menwirken ist durch Vereinbarung der beteiligten 
Hochschulen im Einvernehmen mit dem Land oder 
durch das Land sicherzustellen. Entsprechendes gilt 
für das Zusammenwirken von Hochschulen mehrerer 
Länder. 

(2) Für Aufgaben der Hochschulen, die ein stän-
diges Zusammenwirken der Hochschulen eines Lan-
des erfordern, kann nach Maßgabe von Absatz 1 
Satz 2 eine Hochschulkonferenz gebildet werden. 
Das zentrale Beschlußorgan der Hochschulkonferenz 
besteht zur Hälfte aus Leitern oder Mitgliedern von 
Leitungsgremien der Mitgliedshochschulen und zur 
Hälfte aus weiteren Hochschulvertretern, die von 
denjenigen zentralen Kollegialorganen der Mit-
gliedshochschulen gewählt werden, die für den Er-
laß der Grundordnung zuständig sind. Für die übri-
gen Gremien gelten die Grundsätze dieses Gesetzes, 
insbesondere des § 41, entsprechend. Für ein Zu-
sammenwirken mit Stellen außerhalb des Hoch-
schulbereichs sollen besondere Gremien geschaffen 
werden. 

(3) Wird eine Hochschulkonferenz für den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes gebildet, so kann sie 
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bei der Wahrnehmung der in diesem Gesetz vorge-
sehenen bundesweiten Aufgaben mitwirken; dies 
gilt insbesondere für Aufgaben der Studienreform 
(§ 10 Abs. 2, 3 und 6), der Entwicklung des Studiums 
im Medienverbund (§ 14 Abs. 2 und 3), der Erarbei-
tung einheitlicher Grundsätze für die Kapazitätser-
mittlung (§ 29 Abs. 1), der Entwicklung eines beson-
deren Eingangsverfahrens (§ 33) sowie für die Ver-
tretung der Belange der Hochschulen im Rahmen 
der Forschung und in der gemeinsamen Bildungs-  
und Hochschulplanung von Bund und Ländern 
(Artikel 91 a und 91 b GG). Absatz 2 Satz 2 bis 4 
gelten entsprechend. 

2. ABSCHNITT 

Studium und Lehre 

§ 8 
Ziel des Studiums 

Lehre und Studium sollen den Studenten auf ein 
berufliches Tätigkeitsfeld vorbereiten und ihm die 
dafür erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähig-
keiten und Methoden so vermitteln, daß er zu wis-
senschaftlicher oder künstlerischer Arbeit, zu wis-
senschaftlich-kritischem Denken und zu verantwort-
lichem Handeln in einem freiheitlichen, demokrati-
schen und sozialen Rechtsstaat befähigt wird. 

§ 9 
Studienreform 

(1) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, 
im Zusammenwirken mit den zuständigen staat-
lichen Stellen Inhalte und Formen des Studiums im 
Hinblick auf die Entwicklungen in Wissenschaft und 
Kunst, die Bedürfnisse der beruflichen Praxis und 
die gesellschaftlichen Erfordernisse zu überprüfen. 
Die Studienreform soll gewährleisten, daß 

1. die Studieninhalte im Hinblick auf Veränderun-
gen in der Berufswelt den Studenten breite be-
rufliche Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen; 

2. die Formen der Lehre und des Studiums den 
methodischen und didaktischen Erkenntnissen 
entsprechen; 

3. die Studenten befähigt werden, in aktiver Betei-
ligung am Wissenschaftsprozeß Studieninhalte 
selbständig zu erarbeiten und ihren Bezug zur 
Praxis zu erproben; 

4. die Gleichwertigkeit einander entsprechender 
Hochschulabschlüsse gewährleistet und die Mög-
lichkeit des Hochschulwechsels erhalten bleiben. 

(2) Die Hochschulen erproben Reformmodelle. 
Zu diesem Zweck können besondere Studien- und 
Prüfungsordnungen erlassen werden, die neben be-
stehende Ordnungen treten. Für einen neuen Stu-
diengang soll der Lehrbetrieb erst aufgenommen 
werden, wenn die Genehmigung oder der Erlaß 
einer entsprechenden Prüfungsordnung erfolgt oder  

in Aussicht gestellt ist. Die Erprobung von Reform-
modellen soll nach einer festgesetzten Frist begut-
achtet werden. 

(3) Die Hochschulen treffen die für die Studien-
reform und für die Förderung der Hochschuldidaktik 
notwendigen Maßnahmen. Sie wirken mit den Stu-
dienreformkommissionen (§ 10) zusammen. Die Mit-
glieder von Hochschulgremien, die für die Studien-
reform zuständig sind, sollen von ihren sonstigen 
Aufgaben für einen befristeten Zeitraum in dem er-
forderlichen Maße freigestellt werden. 

§ 10 

Studienreformkommissionen 

(1) Zur Förderung der Reform von Studium und 
Prüfungen und zur Abstimmung und Unterstützung 
der an den einzelnen Hochschulen geleisteten Re-
formarbeit werden Studienreformkommissionen für 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes gebildet. 

(2) Studienreformkommissionen werden von den 
für das Hochschulwesen zuständigen Landesbehör-
den im Zusammenwirken mit den Hochschulen ge-
bildet; für Studiengänge, die mit einer staatlichen 
Prüfung abgeschlossen werden, werden Studienre-
formkommissionen im Zusammenwirken mit den für 
das Hochschulwesen zuständigen Landesbehörden 
und den Hochschulen von denjenigen staatlichen 
Stellen gebildet, die für den Erlaß der entsprechen-
den Prüfungsordnungen oder anderer das jeweilige 
Studium regelnder Rechtsvorschriften zuständig 
sind. Für Studiengänge, die sich auf überwiegend 
gemeinsame Wissenschaftsgebiete oder verwandte 
berufliche Tätigkeitsfelder beziehen, sollen gemein-
same Studienreformkomissionen gebildet werden. 
Im übrigen ist sicherzustellen, daß die Arbeit der 
einzelnen Studienreformkommissionen organisato-
risch koordiniert und inhaltlich aufeinander abge-
stimmt wird. 

(3) Als stimmberechtigte Mitglieder der Studien-
reformkommissionen werden von den Hochschulen 
benannte Vertreter aus dem Bereich der Lehre und 
Studenten sowie Vertreter der sachlich beteiligten 
staatlichen Stellen berufen. Die Vertreter der Hoch-
schulen haben mindestens die Hälfte der Stimmen; 
sie sollen für die Dauer ihrer Mitgliedschaft von 
ihren sonstigen Aufgaben in dem erforderlichen 
Maße freigestellt werden. Sachverständige, insbe-
sondere aus Gewerkschaften, Fachverbänden, Be-
rufsorganisationen und aus der Berufsberatung 
werden als Mitglieder mit beratender Stimme be-
rufen oder im Einzelfall hinzugezogen. 

(4) Die Studienreformkommissionen haben den 
Auftrag, binnen vorzugebender Fristen Empfehlun-
gen zur Überprüfung von Studiengängen und zur 
Entwicklung eines Angebots von Studiengängen zu 
erarbeiten, das den Anforderungen des § 4 Abs. 3 
Nr. 1 bis 3 entspricht. 

Die Empfehlungen beziehen sich auf 

1. die Anforderungen, die sich aus der Entwick-
lung der Wissenschaften, der beruflichen Tätig- 
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keitsfelder und den gesellschaftlichen Erforder-
nissen für das jeweilige Ziel und den wesent-
lichen Inhalt eines Studiengangs ergeben, 

2. die Anforderungen an den wesentlichen Inhalt 
der den Studiengang abschließenden Prüfung 
einschließlich der Anrechnung vorausgegangener 
Studien- und Prüfungsleistungen, 

3. die für den jeweiligen Studiengang angemessene 
Regelstudienzeit (§ 11 Abs. 2 bis 4). 

(5) Die Empfehlungen nach Absatz 4 Nr. 1 und 2 
beschränken sich auf Grundsätze; ihnen sollen Mu-
sterstudien- und -prüfungsordnungen beigefügt wer-
den, die Vorschläge für eine nähere Ausgestaltung 
der Grundsätze enthalten. Die Empfehlungen kön-
nen auch Reformmodelle vorsehen, die nur an ein-
zelnen Hochschulen erprobt werden sollen. Die 
Empfehlungen sind zu veröffentlichen. 

(6) Vor Erarbeitung der Empfehlungen ist den 
Hochschulen Gelegenheit zur Einbringung von Vor-
schlägen innerhalb einer angemessenen Frist zu ge-
ben; vor Verabschiedung der Empfehlungen ist 
ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(7) Die für das Hochschulwesen zuständige Lan-
desbehörde kann nach Anhörung der Hochschulen 
verlangen, daß bestehende Studien- und Prüfungs-
ordnungen der Hochschulen den Empfehlungen an-
gepaßt oder den Empfehlungen entsprechende Stu-
dien- und Prüfungsordnungen erlassen werden; 
statt einer Änderung bestehender Studien- und Prü-
fungsordnungen kann sie auch verlangen, daß den 
Empfehlungen entsprechende besondere Studien-  
und Prüfungsordnungen (§ 9 Abs. 2) erlassen wer-
den. 

(8) Soweit Studienreformkommissionen für den 
Bereich eines Landes gebildet werden, gelten die 
Absätze 2 bis 7 entsprechend. 

(9) Die Arbeit der Studienreformkommissionen 
wird von Bund und Ländern im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeiten unterstützt. 

§ 11 

Studiengänge 

(1) Die Studiengänge führen in der Regel zu 
einem berufsqualifizierenden Abschluß. Als berufs-
qualifizierend im Sinne dieses Gesetzes gilt auch 
der Abschluß eines Studiengangs, durch den die 
fachliche Eignung für einen beruflichen Vorberei-
tungsdienst vermittelt wird. Soweit bereits das je-
weilige Studienziel eine berufspraktische Tätigkeit 
erfordert, ist sie mit den übrigen Teilen des Stu-
diums inhaltlich und zeitlich abzustimmen und nach 
Möglichkeit in den Studiengang einzuordnen. 

(2) Für alle Studiengänge sind in den Prüfungs-
ordnungen (§ 17 Abs. 3) und in den Empfehlungen 
der Studienreformkommissionen (§ 10 Abs. 4) die 
Studienzeiten vorzusehen, in denen in der Regel, 
eine entsprechende Gestaltung der Studienordnun-
gen (§ 12) und des Lehrangebots (§ 13) vorausge-

setzt, ein erster berufsqualifizierender Abschluß er-
worben werden kann (Regelstudienzeit). Die Regel-
studienzeit ist maßgebend für die Gestaltung der 
Studienordnung (§ 12 Abs. 2), für die Sicherstellung 
des Lehrangebots (§ 13 Abs. 1), für den Beginn des 
Prüfungsverfahrens (§ 17 Abs. 3) sowie für die Er-
mittlung und Festsetzung der Ausbildungskapazität 
(§ 29 Abs. 1) und die Berechnung von Studentenzah-
len bei der Hochschulplanung (§ 70). 

(3) Bei der Festsetzung der Regelstudienzeit für 
den einzelnen Studiengang sind die allgemeinen 
Ziele des Studiums (§ 8) und die besonderen Erfor-
dernisse des jeweiligen Studiengangs, die Möglich-
keiten der Weiterbildung und des Aufbaustudiums 
sowie Erfahrungen mit bereits bestehenden Studien-
gängen und mit vergleichbaren Studiengängen im 
Ausland zu berücksichtigen. 

(4) Durch eine entsprechende Gestaltung des Stu-
diums und der Prüfungen sind in allen geeigneten 
Fachrichtungen inhaltlich und zeitlich gestufte Stu-
diengänge (§ 4 Abs. 3 Nr. 1) einzurichten, die inner-
halb von drei Jahren zu einem ersten berufsquali-
fizierenden Abschluß führen. Die Regelstudienzeit 
bis zum ersten berufsqualifizierenden Abschluß soll 
vier Jahre nur in besonders begründeten Fällen 
überschreiten. Auf die Regelstudienzeit wird eine 
nach Absatz 1 in den Studiengang eingeordnete be-
rufspraktische Tätigkeit nicht angerechnet; für die 
Einordnung von Prüfungszeiten in die Regelstudien-
zeit gilt § 17 Abs. 3 Satz 3. 

(5) Für die Vertiefung und Ergänzung eines Stu-
diums, insbesondere für die Heranbildung des wis-
senschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses, 
sollen Aufbaustudien angeboten werden, die in der 
Regel einen berufsqualifierenden Abschluß voraus-
setzen. 

§ 12 

Studienordnungen 

(1) Für jeden Studiengang stellt die Hochschule 
eine Studienordnung auf. Die Studienordnung regelt 
unter Berücksichtigung der fachlichen und hoch-
schuldidaktischen Entwicklung und der Anforde-
rungen der beruflichen Praxis Inhalt und Aufbau des 
Studiums, gegebenenfalls einschließlich einer in den 
Studiengang eingeordneten berufspraktischen Tätig-
keit. Die Studienordnung sieht Schwerpunkte vor, 
die der Student nach eigener Wahl bestimmen kann; 
sie soll nach Möglichkeit zulassen, Studienleistungen 
in unterschiedlichen Formen zu erbringen. 

(2) Die für den Studiengang in Betracht kommen-
den Studieninhalte sind so auszuwählen und zu be-
grenzen, daß das Studium in der Regelstudienzeit 
abgeschlossen werden kann. Die Studienordnung 
bezeichnet Gegenstand und Art der Lehrveranstal-
tungen und der Studienleistungen, die für den er-
folgreichen Abschluß des Studiums erforderlich sind. 
Sie bestimmt deren Anteil am zeitlichen Gesamtum-
fang. Der Gesamtumfang der nach Satz 2 erforder-
lichen Lehrveranstaltungen ist so zu bemessen, daß 
dem Studenten Gelegenheit zur selbständigen Vor- 
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bereitung und Vertiefung des Stoffes und zur Teil-
nahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen nach ei-
gener Wahl verbleibt. 

(3) Die Studienordnung ist mit der zugehörigen 
Prüfungsordnung abzustimmen. Andere das Studium 
regelnde Rechtsvorschriften sind zu beachten. 

§ 13 

Lehrangebot 

(1) Die Hochschule stellt auf der Grundlage einer 
nach Gegenstand, Zeit und Ort abgestimmten jähr-
lichen Studienplanung das Lehrangebot sicher, das 
zur Einhaltung der Studienordnungen erforderlich 
ist. Dabei sind auch Möglichkeiten des Selbststu-
diums zu nutzen und Maßnahmen zu dessen Förde-
rung zu treffen. 

(2) Der Fachbereich überträgt seinen in der Lehre 
tätigen Angehörigen im Rahmen der für ihr Dienst-
verhältnis geltenden Regelungen bestimmte Aufga-
ben, wenn das zur Einhaltung der Studienordnungen 
und Studienpläne erforderliche Lehrangebot anders 
nicht sichergestellt werden kann; dabei ist der unter-
schiedliche Aufwand nach Art und Umfang der Lehr-
veranstaltungen und die Beanspruchung durch son-
stige dienstliche Aufgaben angemessen zu berück-
sichtigen. 

§ 14 

Studium im Medienverbund 

(1) Bei der Reform von Studium und Lehre und 
bei der Bereitstellung des Lehrangebots sind die 
Möglichkeiten eines Studiums im Medienverbund 
zu nutzen. Bund und Länder fördern dessen Entwick-
lung im Rahmen ihrer Zuständigkeiten. 

(2) Die Entwicklung und Erprobung von Studien-
einheiten im Medienverbund obliegt den Hochschu-
len und den zuständigen staatlichen Stellen gemein-
sam. 

(3) Die Hochschulen sollen die erfolgreiche Teil-
nahme an einer Studieneinheit als Studienleistung 
anerkennen, soweit die Einheit dem entsprechenden 
Lehrangebot des Präsenzstudiums inhaltlich gleich-
wertig ist. Abweichungen von einer Prüfungsord-
nung bedürfen der Zustimmung der für den Erlaß 
oder die Genehmigung der Prüfungsordnung zustän-
digen Stelle. Die Anerkennung von Studieneinheiten 
kann einer überregionalen Stelle übertragen wer-
den, an deren Entscheidungen die Hochschulen ver-
antwortlich mitwirken. Eine von dieser Stelle ausge-
sprochene Anerkennung gilt als Anerkennung durch 
die einzelne Hochschule. 

(4) Die Hochschulen treffen die organisatorischen 
Maßnahmen, die zur Einbeziehung anerkannter Stu-
dieneinheiten in das Lehrangebot erforderlich sind. 
Soweit eine einbezogene Studieneinheit mit beglei-
tenden oder ergänzenden Lehrveranstaltungen des 
Präsenzstudiums verbunden werden soll, gelten die 
Vorschriften des § 13 Abs. 2 entsprechend; das Recht 
zur Darstellung abweichender Lehrinhalte und Lehr-
meinungen bleibt unberührt.  

§ 15 

Studienberatung 

(1) Die Hochschule unterrichtet Studenten und 
Studienbewerber über die Studienmöglichkeiten und 
über Inhalte, Aufbau und Anforderungen eines Stu-
diums; sie unterstützt die Studenten in ihrem Stu-
dium durch eine studienbegleitende fachliche Bera-
tung und sorgt für eine Betreuung bei persönlichen 
Schwierigkeiten im Studienverlauf. Die Hochschule 
soll bei der Studienberatung mit den für die Berufs-
beratung und den für die staatlichen Prüfungen zu-
ständigen Stellen zusammenwirken. 

(2) Die Länder tragen im Zusammenwirken mit 
den Hochschulen für eine Veröffentlichung der gel-
tenden Studien- und Prüfungsordnungen in der 
Weise Sorge, daß für die jeweiligen Studiengänge 
und Prüfungen ein überregionaler Vergleich der 
wesentlichen Ziele, Anforderungen und Verfahren 
möglich ist. 

§ 16 

Prüfungen 

(1) Das Studium wird in der Regel durch eine 
Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirch-
liche Prüfung abgeschlossen. 

(2) Hochschulprüfungen, mit denen ein Studien-
abschnitt oder ein Studiengang abgeschlossen wird, 
dienen der Feststellung, ob der Student bei Beurtei-
lung seiner individuellen Leistung das Ziel des 
Studienabschnitts oder des Studiums erreicht hat. Bei 
Gruppenprüfungen muß diese Feststellung möglich 
sein. 

(3) Hochschulabschlußprüfungen sollen je nach 
Art des Studienganges in Abschnitte geteilt sowie 
durch eine Zwischenprüfung nach einem in sich ge-
schlossenen Studienabschnitt oder durch die Anrech-
nung studienbegleitender Leistungsnachweise oder 
durch beides entlastet werden; die Anrechnung setzt 
voraus, daß die Studienleistung nach Anforderung 
und Verfahren einer Prüfungsleistung gleichwertig 
ist. 

(4) Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind 
nur Hochschullehrer sowie nach näherer Bestimmung 
des Landesrechts Lehrbeauftragte und solche Per-
sonen befugt, die Ausbildungsaufgaben in einer be-
rufspraktischen Tätigkeit (§ 11 Abs. 1 Satz 3) wahr-
nehmen. Soweit die Prüfung von praktischen Fertig-
keiten und Kenntnissen vorgesehen ist, sind auch 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben zur Prüfung be-
fugt. Prüfungsbefugnisse der nach § 76 in ihrem 
Dienstverhältnis verbleibenden Beamten und Ange-
stellten bleiben unberührt. 

(5) Prüfungsleistungen in Hochschulabschlußprü-
fungen und in Prüfungen, deren Bestehen Voraus-
setzung für die Fortsetzung des Studiums ist, sind 
in der Regel von mindestens zwei Prüfern zu be-
werten; mündliche Prüfungen sind von mehreren 
Prüfern oder von einem Prüfer in Gegenwart eines 
sachkundigen Beisitzers abzunehmen. 
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§ 17 

Prüfungsordnungen 

(1) Hochschulprüfungen werden auf Grund von 
Prüfungsordnungen abgelegt, die der Genehmigung 
der zuständigen Landesbehörde bedürfen. Die Ge-
nehmigung kann versagt werden, wenn eine vorge-
legte Prüfungsordnung den Empfehlungen einer 
Studienreformkommission nicht entspricht; im übri-
gen sind die Voraussetzungen für eine Versagung 
der Genehmigung gesetzlich zu regeln. 

(2) In der Prüfungsordnung sind die Vorausset-
zungen für die Zulassung zur Prüfung und deren 
Wiederholung, das Prüfungsverfahren und die Prü-
fungsanforderungen abschließend zu regeln. Die 
Prüfungsordnung bestimmt, welche Studienleistun-
gen als Prüfungsleistungen angerechnet werden kön-
nen und in welcher Weise die Anrechnung erfolgt 
(§ 16 Abs. 3) ; sie regelt ferner die Anrechnung von 
Studien- und Prüfungsleistungen, die in anderen 
Studiengängen erbracht worden sind. 

(3) Die Prüfungsordnung bestimmt die Regelstu-
dienzeit (§ 11 Abs. 2 bis 4). Sie legt Fristen für die 
Meldung zu Prüfungen sowie Bearbeitungszeiten für 
die Anfertigung schriftlicher Prüfungsarbeiten fest. 
Prüfungsanforderungen und -verfahren sind so zu 
gestalten, daß die Abschlußprüfung spätestens sechs 

di enz  Monate nach Ablauf der Regelstudienzeit abgelegt 
sein kann. 

§ 18 

Prüfungsfristen 

(1) Prüfungen können vor Ablauf der für die 
Meldung festgelegten Frist (§ 17 Abs. 3 Satz 2) ab-
gelegt werden, sofern die für die Zulassung zur 
Prüfung erforderlichen Leistungen nachgewiesen 
sind. 

(2) Überschreitet ein Student die in der Prüfungs-
ordnung festgelegte Frist für die Meldung zur Ab-
schlußprüfung, so wird er von der hierfür zustän-
digen Stelle aufgefordert, sich zur Prüfung zu mel-
den. Auf seinen Antrag ist ihm eine Nachfrist von 
sechs Monaten einzuräumen. Bei Vorliegen beson-
derer Gründe kann die Nachfrist entsprechend län-
ger bemessen werden. Die Entscheidung über das 
Vorliegen besonderer Grande trifft die Hochschule. 
Aus einer Tätigkeit in den Organen der Hochschule 
und den Organen der Studentenschaft darf dem 
Studenten kein Nachteil erwachsen. 

(3) Meldet sich ein Student nach der Aufforderung 
nicht zur Abschlußprüfung, ohne eine Nachfrist be-
antragt zu haben, oder hält er eine ihm gesetzte 
Nachfrist nicht ein, so erlöschen seine Rechte aus der 
Einschreibung; in Fällen sozialer Härte können ihm 
die mit der Einschreibung verbundenen sozialen 
Vergünstigungen für ein weiteres Jahr belassen 
werden. Ein Anspruch auf Zulassung zur Prüfung 
bleibt bestehen. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 2 und 3 gelten 
erstmals für Studenten, die ihr Studium unter der 

Geltung der nach § 74 Abs. 2 zu erlassenden Stu-
dienordnungen begonnen haben. 

(5) Der Fachbereich hat der Leitung der Hoch-
schule unter Angabe der maßgeblichen Gründe zu 
berichten, wenn mehr als ein Viertel der Absol-
venten eines Jahrgangs die für die Meldung zu 
einer Prüfung vorgesehene Frist überschritten hat. 

§ 19 

Staatliche Prüfungen 

Für staatliche Prüfungen, durch die ein Studien-
gang oder ein Studienabschnitt abgeschlossen wird, 
gelten § 16 Abs. 2, 3 und 5, § 17 Abs. 2 und 3 und 
§ 18 entsprechend. 

§ 20 

Hochschulgrade 

Auf Grund der Hochschulprüfung, mit der ein 
berufsqualifizierender Abschluß erworben wird, ver-
leiht die Hochschule den Diplomgrad mit Angabe 
der Fachrichtung. Die Hochschule kann den Diplom-
grad auch auf Grund einer staatlichen Prüfung, mit 
der ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, ver-
leihen. Im übrigen bestimmt das Landesrecht, wel-
che Hochschulgrade verliehen werden. 

§ 21 

Sonstige Leistungsnachweise 

(1) Kenntnisse und Fähigkeiten, die für ein erfolg-
reiches Studium erforderlich sind, können von Stu-
dienbewerbern, die sie in anderer Weise als durch 
ein Studium erworben haben, in einer besonderen 
Hochschulprüfung (Einstufungsprüfung) nachgewie-
sen werden. Nach dem Ergebnis dieser Prüfung soll 
der Bewerber in einem entsprechenden Abschnitt 
des Studiengangs zum Studium zugelassen werden. 

(2) Das Landesrecht kann vorsehen, daß die Ein-
stufungsprüfung im Zusammenwirken mit den zu- 
ständigen staatlichen Stellen so gestaltet wird, daß 
sie zugleich den Nachweis der allgemeinen Zu-
gangsvoraussetzungen nach § 28 erbringt. 

(3) Eine in einer Studienordnung oder Prüfungs-
ordnung vorgesehene Studienleistung wird auch 
durch die erfolgreiche Teilnahme an einer entspre-
chenden Studieneinheit des Medienverbundes nach-
gewiesen, deren Gleichwertigkeit nach § 14 aner-
kannt ist. 

§ 22 

Weiterbildendes Studium 

Die Hochschulen sollen Möglichkeiten der Weiter-
bildung entwickeln und anbieten. Das weiterbildende 
Studium steht Bewerbern mit abgeschlossenem Hoch-
schulstudium und solchen Bewerbern offen, die die 
für eine Teilnahme erforderliche Eignung im Beruf 
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oder auf andere Weise erworben haben. Die Veran-
staltungen sollen nach Möglichkeit mit dem übrigen 
Lehrangebot abgestimmt werden und berufsprak-
tische Erfahrungen für die Lehre nutzbar machen. 
Das Lehrangebot für das weiterbildende Studium 
soll aus in sich geschlossenen Abschnitten bestehen 
und die aus der beruflichen Praxis entstandenen Be-
dürfnisse der Teilnehmer berücksichtigen. 

3. ABSCHNITT 

Forschung 

§ 23 

Aufgaben der Forschung 

(1) Die Forschung in den Hochschulen dient der 
Gewinnung wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie 
der wissenschaftlichen Grundlegung und Weiterent-
wicklung von Lehre und Studium. Gegenstand der 
Forschung in den Hochschulen sind alle wissen-
schaftlichen Bereiche sowie die Anwendung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse in der Praxis einschließ-
lich der Folgen, die sich aus der Anwendung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse ergeben können. 

(2) Die  Forschung in den Hochschulen dient auch 
der Analyse von Problemen in allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens und zeigt wissenschaftlich 
begründete Lösungsmöglichkeiten auf. Sie soll die 
besonderen Aufgaben, die sich in der Region der 
Hochschule stellen, berücksichtigen. 

§ 24 

Koordination der Forschung 

(1) Forschungsvorhaben und Forschungsschwer-
punkte werden von der Hochschule in der sachlich 
gebotenen Weise koordiniert. Zur gegenseitigen 
Abstimmung von Forschungsprojekten und For-
schungsschwerpunkten wirken die Hochschulen un-
tereinander, mit anderen Forschungseinrichtungen 
und mit Einrichtungen der überregionalen For-
schungsplanung und Forschungsförderung zusam-
men. Gemeinsame Forschungsvorhaben und For-
schungsschwerpunkte von Hochschulen und anderen 
Forschungseinrichtungen sollen besonders gefördert 
werden, insbesondere auch dadurch, daß Mitgliedern 
der Hochschule die Möglichkeit zu Forschungsarbei-
ten in anderen Forschungseinrichtungen gegeben 
wird. 

(2) Die Hochschulen berichten regelmäßig über 
Gegenstand, Ergebnisse, Kosten und Dauer durch-
geführter oder geplanter wissenschaftlicher Vorha-
ben (Forschungsbericht). Die zuständigen Stellen 
legen im Zusammenwirken mit den Hochschulen 
Grundsätze für überregional vergleichbare For-
schungsberichte und für die Entwicklung von Ver-
fahren zur Leistungsbewertung fest.  

§ 25 

Mitwirkung an einzelnen Forschungsvorhaben 

(1) An der Entwicklung des Arbeitsprogramms für 
ein einzelnes Forschungsvorhaben wirken alle an 
dem Vorhaben unmittelbar Arbeitenden mit. Die 
Durchführung steht unter der verantwortlichen Lei-
tung eines oder mehrerer an dem Vorhaben arbei-
tenden Wissenschaftler. 

(2) Bei der Veröffentlichung von Forschungsergeb-
nissen sind Mitarbeiter, die einen eigenen wissen-
schaftlichen oder wesentlichen sonstigen Beitrag ge-
leistet haben, als Mitautoren zu nennen; soweit 
möglich, ist ihr Beitrag zu kennzeichnen. 

§ 26 

Forschung mit Mitteln Dritter 

(1) Die in der Forschung tätigen Hochschulmitglie-
der sind berechtigt, im Rahmen ihrer dienstlichen 
Aufgaben auch solche Forschungsvorhaben durchzu-
führen, die nicht aus den der Hochschule zur Ver-
fügung stehenden Haushaltsmitteln finanziert wer-
den. 

(2) Ein Forschungsvorhaben nach Absatz 1 kann 
in der Hochschule durchgeführt werden, wenn die 
Erfüllung der Aufgaben der Hochschule und die 
dienstlichen Pflichten der beteiligten Personen da-
durch nicht beeinträchtigt werden und die For-
schungsergebnisse in absehbarer Zeit veröffentlicht 
werden können. Bei Vorliegen dieser Voraussetzun-
gen soll die Hochschule nach Maßgabe der beste-
henden Möglichkeiten die Durchführung des For-
schungsvorhabens fördern; dies gilt insbesondere 
für Vorhaben, die aus öffentlichen Mitteln oder aus 
Mitteln gemeinnütziger Stiftungen oder solcher Ein-
richtungen finanziert werden, die überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln unterhalten werden. 

(3) Ein Forschungsvorhaben nach Absatz 1 ist 
über den Fachbereich der Leitung der Hochschule 
anzuzeigen. Der Fachbereich kann der Inanspruch-
nahme seines Personals, seiner Sachmittel und sei-
ner Einrichtungen binnen einer Frist von höchstens 
zwei Monaten widersprechen, wenn die Vorausset-
zungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht gegeben sind. 
Im Fall des Widerspruchs entscheidet die Leitung 
der Hochschule nach Beratung mit dem für Fragen 
der Forschung zuständigen zentralen Kollegialorgan. 
Für Forschungsvorhaben, die in zentralen Einrich-
tungen durchgeführt werden, gelten die Sätze 1 bis 3 
entsprechend. 

(4) Die Mittel für Forschungsvorhaben, die nach 
den Absätzen 2 und 3 in der Hochschule durchge-
führt werden, sollen von der Hochschule verwaltet, 
aus diesen Mitteln bezahlte hauptberufliche Mitar-
beiter als Personal der Hochschule eingestellt wer-
den. Das Recht auf freie Auswahl der Mitarbeiter 
durch den Leiter des Forschungsvorhabens bleibt 
unberührt. 

(5) Für die Inanspruchnahme von Personal, Sach-
mitteln und Räumen der Hochschule ist ein angemes- 
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senes Entgelt zu entrichten; dies gilt nicht für Vor-
haben, die zum Zwecke der Forschungsförderung aus 
öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln gemeinnützi-
ger Stiftungen oder solcher Einrichtungen finanziert 
werden, die überwiegend aus öffentlichen Mitteln 
unterhalten werden. 

(6) Absatz 3 gilt nicht für Forschungsschwer-
punkte, die unter Beteiligung der zuständigen Gre-
mien der Hochschule gebildet wurden. Das Landes-
recht kann für Vorhaben geringfügigen Umfangs 
Ausnahmen von den Absätzen 3 und 5 regeln. Die 
Vorschriften über die Ausübung von Nebentätigkei-
ten bleiben unberührt. 

§ 27 

Künstlerische Entwicklungsvorhaben 

Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten für 
künstlerische Entwicklungsvorhaben sinngemäß. 

2. KAPITEL 

Zugang zur Hochschule 

§ 28 

Allgemeine Voraussetzungen 

(1) Jeder Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes ist zu dem von ihm gewählten Hoch-
schulstudium berechtigt, wenn er die für dieses Stu-
dium erforderliche Qualifikation nachweist. Zulas-
sungshindernisse, die in der Person des Studien-
bewerbers liegen, ohne sich auf die Qualifikation zu 
beziehen, regelt das Landesrecht. 

(2) Der Nachweis nach Absatz 1 Satz 1 wird für 
die Zulassung zu einem Studium, das zu dem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluß führt, in der Regel 
durch eine auf das gewählte Studium vorbereitende 
Schulbildung erbracht. 

(3) Rechtsvorschriften, nach denen andere Per-
sonen Deutschen nach Absatz 1 gleichgestellt sind, 
bleiben unberührt. 

§ 29 

Maßstäbe der Ausbildungskapazität 

(1) Um eine einheitliche Zulassungspraxis zu 
erreichen, sind im Zusammenwirken von Hochschu-
len und zuständigen staatlichen Stellen einheitliche 
Grundsätze für die Ermittlung und Festsetzung der 
Ausbildungskapazität der Hochschulen zu entwik-
keln. Der Berechnung ist die für den jeweiligen Stu-
diengang festgesetzte Regelstudienzeit zugrunde zu 
legen. 

(2) Ist nach der Feststellung der Zentralstelle 
(§ 31) zu erwarten, daß an den Hochschulen im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes nicht alle Bewerber 
eines Studiengangs zugelassen werden können, so  

darf für diesen Studiengang die Zahl der von der 
einzelnen Hochschule aufzunehmenden Studenten 
(Zulassungszahl) nicht niedriger festgesetzt werden, 
als dies zur Aufrechterhaltung eines ordnungsgemä-
ßen Studiums unter Berücksichtigung der übrigen 
Aufgaben der Hochschule zwingend erforderlich ist. 
Die Festsetzung setzt voraus, daß im Rahmen der 
verfügbaren Mittel die Möglichkeiten zur Nutzung 
der vorhandenen Ausbildungskapazität und zur Be-
seitigung von Engpässen ausgeschöpft worden sind. 
Mit diesem Ziel sind im Zusammenwirken von 
Hochschule und Land insbesondere die Zuteilung 
von Personal, Räumen und Mitteln innerhalb der 
Hochschule, die Gestaltung der Studiengänge und 
des Lehrangebots sowie die zeitliche Nutzung der 
Einrichtungen und die Wahrnehmung der Lehrver-
pflichtungen regelmäßig zu überprüfen. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 soll die durchschnitt-
liche Zahl der in den vorausgegangenen zwei Jahren 
jeweils zugelassenen Bewerber bei unverändertem 
Personal- und Raumbestand der Hochschule nicht 
unterschritten werden. Eine Verbesserung der Aus-
stattung ist bei der erneuten Festsetzung der Zulas-
sungszahl zu berücksichtigen. 

(4) Ist bei der Aufstellung des gemeinsamen Rah-
menplans nach § 5 des Hochschulbauförderungsge-
setzes im Zusammenhang mit in den Rahmenplan 
aufgenommenen Bauvorhaben eine bestimmte Aus-
bildungskapazität festgelegt worden, so gilt diese 
Ausbildungskapazität mit der Fertigstellung dieser 
Bauvorhaben als vorhanden. 

§ 30 

Verfahren bei der Anordnung von 
Zulassungsbeschränkungen 

(1) Die Festsetzung von Zulassungszahlen wird 
als Zulassungsbeschränkung wirksam, wenn sie 
durch Landesrecht angeordnet wird. 

(2) Zulassungsbeschränkungen dürfen nur für ein-
zelne Studiengänge und jeweils nur für die Dauer 
eines Jahres angeordnet werden. 

(3) Vor der Anordnung einer Zulassungsbeschrän-
kung ist die Hochschule von der zuständigen Lan-
desbehörde aufzufordern, ihre Vorstellungen über 
die Zahl der aufzunehmenden Studenten mitzutei-
len. In dem Bericht der Hochschule ist anzugeben, 
wie die Ausbildungskapazität berechnet worden 
ist; die einheitlichen Grundsätze nach § 29 Abs. 1 
sind anzuwenden, Abweichungen sind kenntlich zu 
machen und zu begründen. Ferner ist darzustellen, 
wie sich ,die Zahl der Studenten und Studienanfän-
ger sowie die Zahl der Stellen für das wissenschaft-
liche und künstlerische Personal und der Umfang 
der tatsächlichen Lehrleistung je Stelle entwickelt 
hat. Im Falle des § 29 Abs. 2 sind die Maßnahmen 
anzugeben, die zur erschöpfenden Nutzung der Aus-
bildungskapazität und zur Beseitigung von Engpäs-
sen getroffen worden sind. Der Bericht der  Hoch-
schule soll mindestens einen Monat vor Anordnung 
der Zulassungsbeschränkung bekanntgegeben und 
zur Einsicht offengelegt werden. 
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§ 31 

Zentrale Vergabe von Studienplätzen 

(1) In Studiengängen mit Zulassungsbeschränkun-
gen an mehreren Hochschulen können die Studien-
plätze von einer Zentralstelle vergeben werden. In 
die zentrale Vergabe von Studienplätzen muß ein 
Studiengang dann einbezogen werden, wenn für ihn 
nach der Feststellung der Zentralstelle an der Mehr-
zahl der Hochschulen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes Zulassungsbeschränkungen bestehen. 

(2) Reicht in einem nach Absatz 1 einbezogenen 
Studiengang die Gesamtzahl der an allen Hoch-
schulen zur Verfügung stehenden Studienplätze zur 
Zulassung aller Bewerber aus, so werden die an den 
einzelnen Hochschulen vorhandenen Studienplätze 
von der Zentralstelle möglichst nach den Ortswün-
schen der Bewerber und, soweit notwendig, nach 
den für die Ortswahl maßgebenden sozialen, insbe-
sondere familiären und wirtschaftlichen Gründen 
vergeben (Verteilungsverfahren). 

(3) Reicht in einem nach Absatz 1 einbezogenen 
Studiengang die Gesamtzahl der Studienplätze nicht 
zur Zulassung aller Bewerber aus, so findet unter 
den Bewerbern eine Auswahl nach Maßgabe der 
§§ 32 bis 38 statt; die danach ausgewählten Bewer-
ber werden den einzelnen Hochschulen nach den 
Grundsätzen des Absatzes 2 zugewiesen (Auswahl-
verfahren). 

§ 32 

Allgemeines Auswahlverfahren 

(1) Im Falle ides  § 31 Abs. 3 werden die für die 
Studienanfänger verfügbaren Studienplätze unter 
Beachtung der von den Bewerbern angegebenen 
Rangfolge ihrer Studienwünsche (Fachpräferenzen) 
nach folgenden Maßstäben vergeben: 

1. Ein Drittel der Studienplätze wird nach dem 
Grad der Qualifikation vergeben, die durch eine 
auf das Studium vorbereitende Schulbildung 
nachgewiesen wird. Das Landesrecht bestimmt, 
welche anderen Qualifikationsnachweise in die-
ser Zulassungsgruppe als gleichwertig anerkannt 
werden. Die Länder tragen dafür Sorge, daß die 
Nachweise innerhalb eines Landes und im Ver-
hältnis der Länder untereinander hinsichtlich der 

 jeweiligen Anforderungen und Bewertungen ver-
gleichbar sind. Soweit Leistungen in einem en-
gen Zusammenhang mit dem gewählten Studium 
stehen, sollen sie besonders bewertet werden. 

2. Ein Drittel der Studienplätze wird nach Art und 
Dauer der Tätigkeit vergeben, die seit dem Er-
werb der Qualifikation für das gewählte Stu-
dium ausgeübt worden ist. Bei der Gewichtung 
von Art und Dauer der Tätigkeit sind berufs-
praktische Tätigkeiten besonders und eine 
außerhalb der Hochschule abgeschlossene Be-
rufsausbildung in noch höherem Maße zu be-
werten. Den Zeiten einer berufspraktischen 
Tätigkeit stehen solche Zeiten gleich, in denen 

ein Bewerber wegen der Erfüllung von Unter-
haltspflichten, wegen Krankheit oder aus son-
stigen nicht zu vertretenden Gründen keine be-
rufspraktische Tätigkeit ausüben konnte. Eine 
über acht Jahre hinausgehende Dauer der Tätig-
keit bleibt unberücksichtigt. Zeiten eines Stu-
diums an einer Hochschule werden nicht ange-
rechnet; dies gilt erstmals für Studienzeiten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

3. Innerhalb des verbleibenden Drittels der Stu-
dienplätze werden unter Berücksichtigung der 
Nachfrage und des Bedarfs in den einzelnen 
Studiengängen vergeben 

a) bis zu 20 vom Hundert der insgesamt ver-
fügbaren Plätze an Bewerber, die nach Num-
mer 1 und 2 nicht zugelassen werden konn-
ten und für die eine Versagung der Zulas-
sung eine außergewöhnliche Härte bedeuten 
würde; 

b) bis zu 5 vom Hundert der insgesamt ver-
fügbaren Plätze an Bewerber, die sich auf-
grund entsprechender Rechtsvorschriften ver-
pflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen be-
sonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben; 

c) bis zu 8 vom Hundert der insgesamt verfüg-
baren Plätze an ausländische und staatenlose 
Bewerber; Verpflichtungen aufgrund zwi-
schenstaatlicher Vereinbarungen sind zu be-
rücksichtigen; 

d) bis zu 10 vom Hundert der insgesamt verfüg-
baren Plätze an Bewerber, die bereits ein 
Studium in einem anderen Studiengang be-
gonnen oder abgeschlossen haben. Die Aus-
wahl erfolgt insbesondere nach der Eignung 
für das weitere Studium und den für die Be-
werbung maßgebenden Gründen. Diese Be-
werber können im Verfahren nach Nummer 1 
nicht zugelassen werden; eine Zulassung nach 
Nummer 2 und Absatz 3 bleibt möglich. 

Die Aufteilung der nach Nummer 3 zu vergeben-
den Studienplätze auf die Gruppen 3 a bis d 
wird durch Landesrecht festgelegt. Nicht benö-
tigte oder nicht in Anspruch genommene Stu-
dienplätze werden anteilig den Nummern 1 
und 2 zugeschlagen. Die Vergabe kann ganz 
oder teilweise den Hochschulen übertragen wer-
den. 

(2) Bei Gleichrangigkeit von Bewerbern in den 
Gruppen nach Absatz 1 Nummer 1 oder 2 entschei-
den die Maßstäbe der jeweils anderen Gruppe; bei 
auch dann verbleibender Gleichrangigkeit entschei-
det, vorbehaltlich des § 36 Satz 2, das Los. 

(3) Außerhalb des Auswahlverfahrens nach Ab-
satz 1 können Bewerber unter Anrechnung von in 
anderen Studiengängen erbrachten Studienleistun-
gen oder nach Maßgabe einer Einstufungsprüfung 
(§ 21) in einem späteren Abschnitt eines Studien-
gangs zugelassen werden. Durch Landesrecht kön-
nen hierfür Höchstzahlen festgesetzt werden. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/1328  

§ 33 

Besonderes Eingangsverfahren 

(1) Für Studiengänge, in denen eine Auswahl der 
Bewerber nur nach Schulleistungen (§ 32 Abs. 1 
Nr. 1) ungeeignet wäre oder eine Auswahl nach 
Art und Dauer der Tätigkeit (§ 32 Abs. 1 Nr. 2) we-
gen einer unverhältnismäßig hohen Zahl von Be-
werbern zu unzumutbaren Wartezeiten führen 
würde, sind im Zusammenwirken von Bund und 
Ländern, Hochschulen und Schulen besondere Ein-
gangsverfahren zu entwickeln. Die Zulassung nach 
§ 32 Abs. 1 Nr. 3 bleibt unberührt. 

(2) Das besondere Eingangsverfahren soll die 
Vergleichbarkeit der Qualifikationsanforderungen 
fördern und dem Bewerber insbesondere Gelegen-
heit geben, in den Schulleistungen nicht ausgewie-
sene Fähigkeiten und Kenntnisse nachzuweisen, die 
für den Studien- und Berufserfolg von Bedeutung 
sein können. Das Verfahren kann in eine schrift-
liche Vorauswahl und ein abschließendes Auswahl-
verfahren gegliedert werden. Die Teilnahme an 
dem Verfahren kann bis auf einmalige Wiederho-
lung beschränkt werden, wenn dies zur ordnungs-
gemäßen Durchführung des Verfahrens zwingend 
erforderlich oder zur Wahrung der Chancengleich-
heit für Bewerber nachfolgender Jahrgänge geboten 
ist. 

§ 34 

Zulassungskommission an der Hochschule 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Auswahlverfah-
ren bilden die Hochschulen Auswahlkommissionen, 
an denen Vertreter aus dem Schulbereich zu beteili-
gen sind. Soweit den Hochschulen ein Beurteilungs-
spielraum bei der Auswahl der Bewerber verbleibt, 
haben sie regelmäßig über die von ihnen angewand-
ten Maßstäbe und Verfahren zu berichten. 

§ 35 

Gutachten der Schule 

Die Schule oder Hochschule, an der der Bewerber 
die Qualifikation für das gewählte Studium erwor-
ben hat, erstellt auf Antrag des Bewerbers ein Gut-
achten, das eine zusammenfassende Beurteilung ent-
hält und insbesondere über persönliche Umstände 
des Bewerbers Aufschluß gibt, die für die Entschei-
dung über die Zulassung von Bedeutung sein kön-
nen. Das Gutachten soll bei der Bewertung der 
Qualifikation des Bewerbers nach § 33 Abs. 2 sowie 
bei der Beurteilung der Härte, die eine Nichtzulas-
sung für ihn bedeuten würde (§ 32 Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe a), berücksichtigt werden. Die Länder tra-
gen dafür Sorge, daß die Gutachten in vergleich-
barer Weise gestaltet sind. 

§ 36 

Berücksichtigung besonderer Dienstpflichten 

Aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Arti-
kel 12 a GG und der Übernahme solcher Dienst-

pflichten und entsprechender Dienstleistungen auf 
Zeit bis zur Dauer von zwei Jahren, dem Dienst als 
Entwicklungshelfer nach dem Entwicklungshelfer-
gesetz vom 18. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 549) 
und der Ableistung eines freiwilligen sozialen Jah-
res nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilli-
gen sozialen Jahres vom 17. August 1964 (Bun-
desgesetzbl. I S. 640), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 12. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 805), 
darf dem Bewerber kein Nachteil entstehen; dies 
gilt insbesondere bei der Bewertung von Tätigkeiten 
nach § 32 Abs. 1 Nr. 2. Bei gleichem Rang nach 
§ 32 Abs. 2 haben diese Bewerber  den  Vorrang. 

§ 37 

Unabhängigkeit der Zulassung von der 
Landeszugehörigkeit 

Die Zulassung eines Studienbewerbers, der Deut-
scher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
ist, darf nicht davon abhängig gemacht werden, in 
welchem Land der Bundesrepublik Deutschland der 
Geburtsort oder der Wohnsitz des Studienbewer-
bers oder seiner Angehörigen liegt oder in welchem 
Land der Bundesrepublik Deutschland der Studien-
bewerber die Qualifikation für das Hochschulstu-
dium erworben hat. 

§ 38 

Ergänzende Vorschriften 

(1) Der Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft erläßt mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über: 

1. die Beurteilung und Gewichtung von Tätigkeiten 
nach § 32 Abs. 1 Nr. 2 sowie die Festlegung der 
Bereiche besonderen öffentlichen Bedarfs nach 
§ 32 Abs. 1 Nr. 3 b; 

2. den Zeitpunkt der Einbeziehung von Studien-
gängen in das besondere Eingangsverfahren so-
wie dessen Entwicklung und Durchführung (§ 33). 

(2) Die Zentralstelle (§ 31) veröffentlicht Be-
richte, welche die Erfahrungen zusammenfassen und 
auswerten, die die Hochschulen, Landesbehörden 
und die Zentralstelle bei der Vergabe der Studien-
plätze gesammelt haben. 

3. KAPITEL 

Mitglieder der Hochschule 

1. ABSCHNITT 

Mitgliedschaft und Mitwirkung 

§ 39 
Mitgliedschaft 

(1) Die Mitglieder der Hochschule sind die an der 
Hochschule hauptberuflich tätigen Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes und die eingeschriebenen Stu-
denten. 
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(2) Die Rechte und Pflichten von Mitgliedern der 
Hochschule haben auch Personen, die, ohne Mitglie-
der nach Absatz 1 zu sein, in der Hochschule mit 
Zustimmung des zuständigen Organs der Hoch-
schule hauptberuflich tätig sind. Die Zustimmung 
zu einer hauptberuflichen Tätigkeit darf nur erteilt 
werden, wenn die Anstellungsbedingungen dieser 
Personen denen der vergleichbaren Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes nach Absatz 1 entsprechen. 

(3) Die Stellung der gastweise oder nebenberuf-
lich an der Hochschule Tätigen, der Lehrbeauftrag-
ten sowie der Ehrenbürger und Ehrensenatoren 
wird, soweit sie nicht Mitglieder nach Absatz 1 sind, 
durch Landesrecht geregelt. 

§ 40 

Allgemeine Grundsätze der Mitwirkung 

(1) Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung der 
Hochschule ist Recht und Pflicht aller ihrer Mitglie-
der. Die Übernahme einer Funktion in der Selbst-
verwaltung kann nur abgelehnt werden, wenn wich-
tige Gründe dafür vorliegen. 

(2) Die  Mitglieder eines Gremiums werden für 
eine bestimmte Amtszeit bestellt oder gewählt; sie 
sind an Weisungen nicht gebunden. Sie haben durch 
ihre Mitwirkung dazu beizutragen, daß das Gre-
mium seine Aufgaben wirksam erfüllen kann. Das 
Nähere über Rechte und Pflichten der Mitglieder 
wird durch Landesrecht geregelt. 

(3) Den Hochschulmitgliedern darf aus ihrer Tätig-
keit in der Selbstverwaltung kein Nachteil entste-
hen. Für Hochschulmitglieder, die Funktionen in der 
Selbstverwaltung ausüben und in einem Dienst-
oder Arbeitsverhältnis stehen, gelten die Vorschrif-
ten des Personalvertretungsrechts über den Schutz 
der Mitglieder von Personalvertretungen vor Ver-
setzung, Abordnung oder Kündigung entsprechend. 

§ 41 

Zusammensetzung und Stimmrecht 

(1) Art und Umfang der Mitwirkung sowie die 
zahlenmäßige Zusammensetzung der Kollegial

-

organe, Ausschüsse und sonstigen Gremien bestim-
men sich nach deren Aufgaben sowie nach der 
Funktion und Qualifikation der Mitglieder der 
Hochschule. Das Nähere, insbesondere die zahlen-
mäßige Zusammensetzung der Kollegialorgane, ist 
nach Maßgabe der folgenden Absätze durch Gesetz 
zu regeln. 

(2) Für die Vertretung der Mitglieder in den Gre-
mien der Hochschule werden Mitgliedergruppen ge-
bildet; dabei bilden die Professoren und die Assi-
stenzprofessoren je eine Gruppe. 

(3) In den Kollegialorganen nach § 64 Abs. 1 und 2 
und § 65 Abs. 3 müssen alle Mitgliedergruppen nach 
Maßgabe von Absatz 5 stimmberechtigt vertreten 
sein. In diesen Organen darf keine Mitglieder-
gruppe mehr als die Hälfte der gewählten Mitglie-
der stellen. 

(4) In Gremien mit Entscheidungsbefugnissen in 
Angelegenheiten, die Forschung, künstlerische Ent-
wicklungsvorhaben, Lehre und die Berufung von 
Hochschullehrern unmittelbar berühren, müssen 
die Gruppen der Hochschullehrer (Absatz 2) zusam-
men über die Mehrheit der Stimmen verfügen. 

(5) An Entscheidungen über die in Absatz 4 ge-
nannten Angelegenheiten wirken die dem Gremium 
angehörenden Hochschullehrer, wissenschaftlichen 
und künstlerischen Mitarbeiter sowie Studenten 
stimmberechtigt mit. Dem Gremium angehörende 
sonstige Mitarbeiter haben Stimmrecht in Angele-
genheiten der Forschung in dem Umfang, in dem 
die Durchführung des Forschungsvorhabens sich auf 
den Arbeits- und Dienstbereich der sonstigen Mit-
arbeiter auswirkt; entsprechendes gilt für ihre Mit-
wirkung in Angelegenheiten der Lehre und der 
künstlerischen Entwicklungsvorhaben. Dem Gre-
mium angehörende Lehrkräfte für besondere Auf-
gaben haben Stimmrecht in Angelegenheiten der 
Lehre. Soweit Mitglieder des Gremiums nach Satz 2 
und 3 kein Stimmrecht haben, wirken sie beratend 
mit. 

(6) Eine Entscheidung über Vorschläge für die Be-
rufung von Hochschullehrern bedarf außer der 
Mehrheit des Gremiums nach Absatz 4 und 5 der 
Unterstützung durch die Mehrheit der Hochschulleh-
rer. Kommt auf diesem Wege eine Entscheidung 
auch im zweiten Abstimmungsgang nicht zustande, 
so sind als Berufungsvorschlag Mehrheits- und Min-
derheitsvotum vorzulegen. 

(7) Das Landesrecht kann vorsehen, daß die Pro-
fessoren und die Assistenzprofessoren abweichend 
von Absatz 2 eine gemeinsame Gruppe der Hoch-
schullehrer bilden, wenn wegen der geringen Zahl 
von Assistenzprofessoren die Bildung einer eige-
nen Gruppe nicht gerechtfertigt ist. In diesem Fall 
findet Absatz 3 Satz 2 keine Anwendung; die Stim-
men, die nach Absatz 4 für Professoren und Assi-
stenzprofessoren vorzusehen sind, stehen der ge-
meinsamen Gruppe zu. Entsprechendes gilt, wenn 
an einer Hochschule keine Assistenzprofessoren vor-
handen sind. 

(8) Die Bundesregierung berichtet dem Deutschen 
Bundestag regelmäßig über die Erfahrungen, die 
bei der Anwendung der vorstehenden Grundsätze 
der Mitwirkung gemacht worden sind. 

§ 42 

Wahlen 

Die Vertreter der Mitgliedergruppen in den 
Hochschulorganen werden in freier, gleicher und 
geheimer Wahl gewählt. Durch die Regelung des 
Wahlverfahrens und die Bestimmung des Zeitpunkts 
der Wahl sind die Voraussetzungen für eine mög-
lichst hohe Wahlbeteiligung zu schaffen; bei unmit-
telbaren Wahlen zu den Kollegialorganen nach § 64 
Abs. 1 und 2 und § 65 Abs. 3 ist allen Wahlberech-
tigten durch Zusendung von Briefwahlunterlagen 
die Möglichkeit der Briefwahl zu geben. 
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§ 43 

Öffentlichkeit 

(1) Das für den Erlaß der Grundordnung zustän-
dige Kollegialorgan tagt öffentlich. Die Öffentlich-
keit der  übrigen Kollegialorgane und der Ausschluß 
der Öffentlichkeit werden durch Landesrecht gere-
gelt. 

(2) Personalangelegenheiten und Entscheidungen 
in Prüfungssachen werden in nicht öffentlicher Sit-
zung behandelt. Entscheidungen über Personalange-
legenheiten erfolgen auf Antrag eines Mitgliedes 
des Organs in geheimer Abstimmung. 

§ 44  

Studentenschaft 

(1) Zur Wahrnehmung hochschulpolitischer, sozia-
ler und 'kultureller Belange der Studenten sowie zur 
Pflege der überregionalen und internationalen Stu-
dentenbeziehungen bilden die Studenten einer 
Hochschule die Studentenschaft. 

(2) Die Studentenschaft ist eine Teilkörperschaft 
der Hochschule. Sie verwaltet ihre Angelegenhei-
ten im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
selbst. Sie kann von ihren Mitgliedern zur Erfül

-lung ihrer Aufgaben Beiträge erheben. 

 

Für die Wahlen zu den Organen der Studen-
tenschaft gilt § 42 entsprechend. Sie sollen nach 
Möglichkeit gleichzeitig mit den Wahlen zu den 
Organen der Hochschulselbstverwaltung durchge-
führt werden. Das Nähere regelt eine Wahlordnung 
der Studentenschaft, die der Genehmigung der Lei-
tung der Hochschule bedarf. 

(3) Für die Mitwirkung in den Organen der Stu-
dentenschaft gilt § 40 Abs. 2 entsprechend 

2. ABSCHNITT 

Wissenschaftliches und künstlerisches Personal, 
Tutoren 

§ 45 

Hauptberufliches wissenschaftliches 
und künstlerisches Personal 

Das hauptberuflich tätige wissenschaftliche und 
künstlerische Personal der Hochschule besteht aus 
den Hochschullehrern (Professoren und Assistenz-
professoren), den wissenschaftlichen und künst-
lerischen Mitarbeitern sowie den Lehrkräften für 
besondere Aufgaben. 

§ 46 

Dienstliche Aufgaben der Hochschullehrer 

(1) Die  Hochschullehrer nehmen die ihrer Hoch-
schule obliegenden Aufgaben in dem Fach, für das  

sie berufen wurden, selbständig wahr. Zu ihren 
hauptberuflichen Aufgaben gehört es auch, sich an 
Aufgaben der  Studienreform und Studienberatung 
zu beteiligen, an der Selbstverwaltung und an Prü-
fungen mitzuwirken sowie Aufgaben nach § 2 
Abs. 8 Satz 2 wahrzunehmen. 

(2) Die Hochschullehrer sind im Rahmen der für 
ihr Dienstverhältnis geltenden Regelungen ver-
pflichtet, Lehrveranstaltungen ihres Faches in allen 
Studiengängen abzuhalten. Sie haben im Rahmen 
der für ihr Dienstverhältnis geltenden Regelungen 
die zur Sicherstellung des Lehrangebots gefaßten 
Beschlüsse der Hochschulorgane zu verwirklichen. 

(3) Art und Umfang der von dem einzelnen Hoch-
schullehrer wahrzunehmenden Aufgaben richten 
sich unter Beachtung der Absätze 1 und 2 nach der 
Ausgestaltung des Dienstverhältnisses sowie nach 
der Funktionsbeschreibung seiner Stelle. Festlegun-
gen über den Umfang der Lehrverpflichtungen müs-
sen unter dem Vorbehalt einer Überprüfung in an-
gemessenen Abständen stehen. 

(4) Professoren, die überwiegend Lehraufgaben 
haben, ist, soweit dazu an ihren Hochschuleinrich-
tungen keine Möglichkeit besteht, im Rahmen der 
Möglichkeiten der Gesamthochschule (§ 5) oder im 
Rahmen des Zusammenwirkens von Hochschulen 
(§ 6) Gelegenheit, zur Durchführung wissenschaft-
licher Vorhaben zu geben. Für Professoren, die 
überwiegend Aufgaben in der Forschung haben, ist 
in der für ihr Dienstverhältnis geltenden Regelung 
vorzusehen, daß sie in einem bestimmten Zeitraum 
mehr Lehrveranstaltungen abzuhalten haben. Ent-
sprechendes gilt für künstlerische Vorhaben. 

§ 47 

Einstellungsvoraussetzungen für Hochschullehrer 

(1) Einstellungsvoraussetzungen sind mindestens: 

1. für Assistenzprofessoren ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium sowie die für die Erfüllung der 
Aufgaben eines Hochschullehrers (§ 46) erfor-
derliche pädagogische Eignung und Befähigung 
zu wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeit. 
Die Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit im 
Sinne von Satz 1 wird nachgewiesen 

a) durch eine hervorragende Promotion oder 

b) durch eine Promotion und hervorragende 
weitere wissenschaftliche Leistungen; 

2. für Professoren 

a) die Einstellungsvoraussetzungen für Assi-
stenzprofessoren sowie zusätzliche wissen-
schaftliche oder künstlerische oder besondere 
fachpraktische Leistungen; soweit es den An-
forderungen der zu besetzenden Stelle ent-
spricht, kann die Befähigung zu wissenschaft-
licher Arbeit (Nummer 1) auch durch eine 
Promotion und durch hervorragende wissen- 
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schaftsnahe fachpraktische Leistungen nach-
gewiesen werden; 

oder 

b) überragende einschlägige Leistungen in der 
Praxis und pädagogische Eignung. 

An die Stelle einer Promotion nach Nummer 1 
und 2 kann ein gleichwertiger wissenschaftlicher 
Qualifikationsnachweis treten, wenn in der ent-
sprechenden Fachrichtung eine Promotion nicht 
üblich ist. 

(2) Assistenzprofessoren mit ärztlichen, zahnärzt-
lichen und tierärztlichen Aufgaben müssen zusätzlich 
eine fachspezifische praktische Tätigkeit von min-
destens dreijähriger Dauer nach Erhalt der Appro-
bation oder Bestallung nachweisen. Für Professoren 
ist die Anerkennung als Facharzt erforderlich, soweit 
für das betreffende Fachgebiet nach Landesrecht eine 
Weiterbildung zum Facharzt vorgesehen ist. 

(3) Eine Habilitation darf nicht als Voraussetzung 
für die Einstellung als Hochschullehrer verlangt wer-
den. Eine Tätigkeit als Assistenzprofessor darf nicht 
als Voraussetzung für die Einstellung als Professor 
verlangt werden. 

§. 48 

Berufung von Hochschullehrern 

(1) Die Stellen für Hochschullehrer sind öffentlich 
auszuschreiben. Die Ausschreibung muß Art und 
Umfang der zu erfüllenden Aufgaben beschreiben. 

(2) Die Hochschullehrer werden auf Vorschlag 
der Hochschule von der zuständigen Landesbehörde 
berufen. Bei der Berufung von Professoren können 
Mitglieder der eigenen Hochschule nur in zu be-
gründenden Ausnahmefällen und nicht gegen den 
Willen der Hochschule berücksichtigt werden. Durch 
Landesrecht sind die Voraussetzungen für eine Be-
rufung außerhalb einer Vorschlagsliste zu regeln. 

(3) Die Berufung von Nichtbewerbern ist in Aus-
nahmefällen zulässig. 

(4) Hochschullehrern dürfen Zusagen über die 
Ausstattung des vorgesehenen Aufgabenbereichs 
nur im Rahmen geltender Ausstattungspläne erteilt 
werden. 

§ 49 

Dienstrechtliche Stellung der Hochschullehrer 

(1) Die Professoren werden zu Beamten auf Le-
benszeit ernannt. Ein Beamtenverhältnis auf Zeit 
oder ein privatrechtliches Dienstverhältnis kann ins-
besondere dann begründet werden, wenn eine be-
fristete Tätigkeit vorgesehen ist. 

(2) Die Assistenzprofessoren werden für die 
Dauer von sechs Jahren zu Beamten auf Zeit er-
nannt; in den Fällen des § 48 a des Beamtenrechts-
rahmengesetzes (BRRG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1025), zuletzt geändert durch das Zweite Ge- 

setz zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes vom 
28. Juli 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1288) kann diese 
Frist bis zu zwei Jahren verlängert werden. Ein Ein-
tritt in den Ruhestand mit Ablauf der Amtszeit ist 
ausgeschlossen; eine Wiederberufung als Assistenz-
professor ist nicht zulässig. 

(3) Für die Assistenzprofessoren beträgt das 
Übergangsgeld für je ein Jahr Dienstzeit das Ein-
fache der Dienstbezüge des letzten Monats. 

(4) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
gelten für die Assistenzprofessoren die Vorschriften 
für Beamte auf Lebenszeit entsprechend. 

§ 50 

Anwendung 
der Vorschriften des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Auf beamtete Hochschullehrer finden die für Be-
amte allgemein geltenden Vorschriften des BRRG 
Anwendung, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt. 

§ 51 

Dienstrechtliche Sonderregelungen 
für beamtete Hochschullehrer 

(1) Die allgemeinen beamtenrechtlichen Vor-
schriften über die Laufbahnen, die Probezeit und den 
einstweiligen Ruhestand sind auf beamtete Hoch-
schullehrer nicht anzuwenden. Die Vorschriften des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes über die Arbeitszeit 
mit Ausnahme des § 48 a sind nicht anzuwenden; 
erfordert jedoch der Aufgabenbereich einer Hoch-
schuleinrichtung eine regelmäßige oder planmäßige 
Anwesenheit, können für bestimmte Beamtengrup-
pen diese Vorschriften für anwendbar erklärt wer-
den. 

(2) Beamtete Hochschullehrer können nur mit 
ihrer Zustimmung abgeordnet oder versetzt werden. 
Abordnung und Versetzung in ein gleichwertiges 
Amt an einer anderen Hochschule sind auch ohne 
Zustimmung des Hochschullehrers zulässig, wenn 
die Hochschule oder die Hochschuleinrichtung, an 
der er tätig ist, aufgelöst oder mit einer anderen 
Hochschule zusammengeschlossen wird, oder wenn 
die Studien- oder Fachrichtung, in der er tätig ist, 
aufgegeben oder an eine andere Hochschule ver-
legt wird; in diesen Fällen beschränkt sich eine 
Mitwirkung der aufnehmenden Hochschule oder 
Hochschuleinrichtung bei der Einstellung von Hoch-
schullehrern auf eine Anhörung. 

§ 52 

Ruhegehaltfähige Dienstzeit 

(1) Für beamtete Hochschullehrer gilt auch die 
zur Vorbereitung für die Promotion benötigte Zeit 
bis zu zwei Jahren als ruhegehaltfähig. 

(2) Die nach erfolgreichem Abschluß eines Hoch-
schulstudiums vor der Ernennung zum Hochschul- 
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Lehrer liegende Zeit einer hauptberuflichen Tätig-
keit, in der besondere Fachkenntnisse erworben 
wurden, die für die Wahrnehmung des Amtes för-
derlich sind, soll für den Fall fachpraktischer Lei-
stungen nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 a, 2. Halbsatz als 
ruhegehaltfähig berücksichtigt werden; im übrigen 
kann sie als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. 

§ 53 

Nebentätigkeit der Hochschullehrer 

(1) Von den in § 42 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BRRG 
genannten Nebentätigkeiten sind nach näherer Be-
stimmung des Landesrechts die wissenschaftlichen 
und künstlerischen Nebentätigkeiten, die entgelt-
lich ausgeübt werden, über den Fachbereich der zu-
ständigen Dienstbehörde anzuzeigen. Gleiches gilt 
für die in § 42 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BRRG genannten 
Gutachtertätigkeiten. 

(2) Der Fachbereich kann gegenüber dem Dienst-
herrn zu der Frage Stellung nehmen, ob die Neben-
tätigkeit die Wahrnehmung der dem Hochschulleh-
rer obliegenden dienstlichen Aufgaben beeinträch-
tigt. 

(3) Gehört der Hochschullehrer keinem Fachbe-
reich an, so tritt an die Stelle des Fachbereichs das 
Organ, das für die Einrichtung, an der er tätig ist, 
zuständig ist. 

§ 54 

Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter 

(1) Wissenschaftliche Mitarbeiter sind die den 
Fachbereichen, den wissenschaftlichen Einrichtungen 
oder den Betriebseinheiten zugeordneten Beamten 
und Angestellten, denen wissenschaftliche Dienst-
leistungen obliegen. Im Rahmen der bestehenden 
Möglichkeiten kann ihnen auch Gelegenheit zu selb-
ständiger Forschung gegeben werden. 

(2) Einstellungsvoraussetzung für wissenschaft-
liche Mitarbeiter ist in der Regel ein abgeschlosse-
nes Hochschulstudium. 

(3) Zur Abhaltung von Vorlesungen, Übungen 
und ähnlichen Lehrveranstaltungen sind wissen-
schaftliche Mitarbeiter nur verpflichtet, wenn sie 
einen Lehrauftrag übernehmen. Die durch den Lehr-
auftrag entstehende Belastung darf im Verhältnis 
zu den Dienstaufgaben nach Absatz 1 nicht erheblich 
sein. Die Einstellung als wissenschaftlicher Mit-
arbeiter darf nicht an die Übernahme eines Lehrauf-
trags gebunden sein. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten für künstlerische 
Mitarbeiter entsprechend. 

§ 55 

Personal in der Weiterbildung zum Facharzt 

Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte, die sich in der 
Weiterbildung zum Facharzt, Fachzahnarzt und Fach-
tierarzt befinden, sind, auch soweit sie Aufgaben in 
der medizinischen Versorgung erfüllen, in der Regel  

dienst- und mitgliedschaftsrechtlich den wissen-
schaftlichen Mitarbeitern gleichgestellt; § 54 Abs. 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 56 

Lehrbeauftragte 

(1) Zur Ergänzung des Lehrangebots können 
Lehraufträge erteilt werden. Die Lehrbeauftragten 
sind nebenberuflich tätig. Sie nehmen die ihnen 
übertragenen Lehraufgaben selbständig wahr. Ein 
Lehrauftrag ist zu vergüten; wird der Lehrauftrag 
einem hauptberuflich im öffentlichen Dienst Tätigen 
erteilt, so ist eine entsprechende Freistellung von 
seinen Dienstaufgaben bei der Bemessung der Ver-
gütung zu berücksichtigen. 

(2) Hochschullehrer können Lehraufträge an ihrer 
Hochschule zusätzlich zu ihren hauptberuflichen Auf-
gaben dann übernehmen, wenn das Lehrangebot 
(§ 13) auch unter Ausschöpfung der Möglichkeiten 
nach § 46 Abs. 3 Satz 2 anders nicht sichergestellt 
werden kann. 

§ 57 

Lehrkräfte für besondere Aufgaben 

Die Vermittlung praktischer Fertigkeiten und 
Kenntnisse, die nicht die Einstellungsvoraussetzun-
gen für Hochschullehrer erfordert, kann hauptberuf-
lich tätigen Lehrkräften für besondere Aufgaben 
übertragen werden. 

§ 58 

Tutoren 

(1) Tutoren haben die Aufgabe, im Rahmen der 
Studienordnungen Studenten und studentische Ar-
beitsgruppen in ihrem Studium zu unterstützen. Sie 
sind einem Fachbereich zugeordnet und stehen unter 
der fachlichen Verantwortung eines Hochschulleh-
rers. Die Bestellung erfolgt durch den Fachbereich 
im Einvernehmen mit dem Hochschullehrer. 

(2) Eine Tutorentätigkeit kann von Studenten 
oder anderen Personen nebenberuflich übernommen 
werden. Die Tutorentätigkeit ist zu vergüten. 

4. KAPITEL 

Organisation und Verwaltung der Hochschule 

1. ABSCHNITT 

Selbstverwaltung und Staatsverwaltung 

§ 59 

Rechtsstellung der Hochschule 

(1) Die Hochschulen sind Körperschaften des 
öffentlichen Rechts und zugleich staatliche Einrich-
tungen. Sie haben das Recht der Selbstverwaltung 
im Rahmen der Gesetze. 
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(2) Die Hochschulen geben sich Grundordnungen, 
die der Genehmigung des Landes bedürfen. Die 
Voraussetzungen für eine Versagung der Genehmi-
gung sind gesetzlich zu regeln. 

(3) Die Hochschule erfüllt ihre Aufgaben, auch 
soweit es sich um staatliche Angelegenheiten han-
delt, durch eine Einheitsverwaltung. 

(4) Die Rechtsstellung der Hochschule ist im ein-
zelnen so zu regeln, daß das Land die ihm aufgrund 
von Bundesrecht obliegenden Verpflichtungen er-
füllen kann. 

§ 60 

Aufsicht 

(1) Das Land übt die Rechtsaufsicht aus. Die Mit-
tel der Rechtsaufsicht werden durch Gesetz be-
stimmt. 

(2) Soweit die Hochschulen staatliche Aufgaben 
wahrnehmen, insbesondere in der Personalverwal-
tung, der Wirtschaftsverwaltung, der Haushalts- und 
Finanzverwaltung sowie in der Krankenversorgung, 
kann durch Gesetz eine weitergehende Aufsicht 
vorgesehen werden, wenn und soweit dies zur 
Wahrnehmung der Verantwortung der Landesregie-
rung erforderlich ist. Das Gleiche gilt, soweit die 
Hochschulen Aufgaben für die Ermittlung der Aus-
bildungskapazität (§ 29 Abs. 2 und 3) und in dem 
Verfahren bei der Anordnung von Zulassungsbe-
schränkungen (§ 30 Abs. 3) wahrnehmen. 

§ 61 

Zusammenwirken von Land und Hochschule 

(1) Ein Zusammenwirken von Land und Hoch-
schule ist vor allem für folgende Angelegenheiten 
gesetzlich zu regeln: 

1. Ordnung des Studiums und der Hochschulprü-
fungen; 

2. Errichtung, Änderung und Aufhebung von Fach-
bereichen, Studienbereichen, wissenschaftlichen 
Einrichtungen, Betriebseinheiten und gemeinsa-
men Kommissionen; 

3. Hochschulplanung. 

(2) Für ein Zusammenwirken von Land und 
Hochschule kann ein aus Vertretern des Staates und 
der Hochschule zusammengesetztes Gremium gebil-
det werden (Kuratorium). Ist die Hochschule dienst-
herrnfähig, ist als oberste Dienstbehörde ein Kura-
torium zu bilden. 

2. ABSCHNITT 

Organisation 

§ 62 

Allgemeine Organisationsgrundsätze 

(1) Entscheidungsbefugnisse haben zentrale Or-
gane und Organe der Fachbereiche. Andere Orga-

nisationseinheiten haben Entscheidungsbefugnisse, 
soweit dies nach diesem Gesetz zugelassen oder be-
stimmt ist. 

(2) Kollegialorgane sollen ihre Beratungen und 
Entscheidungen auf Angelegenheiten von grundsätz-
licher Bedeutung beschränken. Soweit es die Art der 
Angelegenheiten zuläßt, sollen sie nach näherer Be-
stimmung des Landesrechtes dem Vorsitzenden oder 
Ausschüssen des Gremiums zur Erledigung zugewie-
sen werden. 

(3) Das Landesrecht trifft Regelungen für die 
Entscheidung unaufschiebbarer Angelegenheiten. 

§ 63 

Leitung der Hochschule 

(1) Die Hochschule hat einen gewählten haupt-
beruflichen Leiter mit mindestens vierjähriger 
Amtszeit; er leitet die Hochchsule in eigener Zu-
ständigkeit, soweit nicht eine andere Zuständigkeit 
begründet ist. Er legt jährlich Rechenschaft über die 
Erfüllung der Aufgaben der Hochschule ab. 

(2) An die Stelle des Leiters der Hochschule kann 
ein gewähltes Leitungsgremium mit mindestens 
einem hauptberuflichen Mitglied treten; der leitende 
Verwaltungsbeamte ist Mitglied dieses Leitungsgre-
miums. Die für die Kollegialorgane und sonstigen 
Gremien geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
sind auf das Leitungsgremium nicht anzuwenden. 

(3) Die Leitung der Hochschule wird von einem 
zentralen Kollegialorgan auf Zeit gewählt und von 
der zuständigen Landesbehörde bestellt; sie kann 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder 
des Kollegialorgans abgewählt werden, sofern 
gleichzeitig eine neue Leitung gewählt wird. Die 
Abwahl wird wirksam, wenn die Leitung von der 
zuständigen Landesbehörde abberufen und die neue 
Leitung bestellt ist. 

(4) Für Hochschulen, deren Größe eine haupt-
berufliche Leitung nicht erfordert, kann das Land 
Ausnahmen vorsehen. 

§ 64 

Aufgaben zentraler Kollegialorgane 

(1) Von einem zentralen Kollegialorgan der 
Hochschule sind insbesondere folgende Aufgaben 
wahrzunehmen: 

1. Beschlußfassung über die Grundordnung; 

2. Wahl und Abwahl der Leitung der Hochschule; 

3. Beschlußfassung über den Hochschulentwick-
lungsplan und die Ausstattungspläne; 

4. Beschlußfassung über den Haushaltsvoranschlag; 

5. Beschlußfassung im Zusammenhang mit Zulas-
sungsbeschränkungen; 

6. Beschlußfassung im Zusammenhang mit der Er-
richtung, Änderung und Aufhebung von Fach- 
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bereichen, Studienbereichen, wissenschaftlichen 
Einrichtungen, Betriebseinheiten und gemeinsa-
men Kommissionen; 

7. Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung 
in Fragen der Forschung und der Förderung des 
wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuch-
ses; 

8. Beschlußfassung über oder Stellungnahme zu 
Ordnungen für Hochschulprüfungen; 

9. Beschlußfassung über oder Stellungnahme zu 
Vorschlägen für die Berufung von Hochschul-
lehrern. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Aufgaben können 
auch mehreren zentralen Kollegialorganen zugewie-
sen werden. 

§ 65 

Fachbereich 

(1) Der Fachbereich ist die organisatorische 
Grundeinheit der Hochschule; er erfüllt unbeschadet 
der Gesamtverantwortung der Hochschule und der 
Zuständigkeiten der zentralen Hochschulorgane für 
sein Gebiet die Aufgaben der Hochschule. Er trägt 
im Rahmen der Ausstattungspläne dafür Sorge, daß 
seine Angehörigen, seine wissenschaftlichen Ein-
richtungen und seine Betriebseinheiten die ihnen 
obliegenden Aufgaben erfüllen können. 

(2) Organe des Fachbereichs sind der Fachbe-
reichsrat und der Fachbereichsvorstand. 

(3) Der Fachbereichsrat ist zuständig in allen 
Forschung und Lehre betreffenden Angelegenheiten 
des Fachbereichs, für die nicht die Zuständigkeit 
des Fachbereichsvorstandes gesetzlich bestimmt ist. 

(4) Der Fachbereichsvorstand ist Vorsitzender 
des Fachbereichsrats; besteht ein kollegialer Fach-
bereichsvorstand, so ist aus seinen Mitgliedern der 
Vorsitzende zu wählen. Der Fachbereichsvorstand 
vollzieht die Beschlüsse des Fachbereichsrats und 
führt die Geschäfte des Fachbereichs in eigener Zu-
ständigkeit. Er entscheidet nach Maßgabe der Aus-
stattungspläne über die Verwendung der wissen-
schaftlichen, künstlerischen und sonstigen Mitarbei-
ter des Fachbereichs, soweit diese nicht einer wis-
senschaftlichen Einrichtung oder einer Betriebsein-
heit des Fachbereichs zugewiesen sind. 

(5) Zum Fachbereichsvorstand ist vom Fachbe-
reichsrat ein ihm angehörender Hochschullehrer zu 
wählen; besteht ein kollegialer Fachbereichsvor-
stand, so muß der Vorsitzende ein Hochschullehrer 
sein. 

§ 66 

Gemeinsame Kommissionen, Studienbereiche 

(1) Für Aufgaben, die die Belange mehrerer Fach-
bereiche berühren, sollen gemeinsame Kommissio-
nen landesrechtlich vorgesehen oder von den be-
teiligten Fachbereichen mit Zustimmung eines zen-

tralen Kollegialorgans gebildet werden. Gemein-
same Kommissionen können auch von einem zen-
tralen Kollegialorgan nach Anhörung der betroffe-
nen Fachbereiche gebildet werden. 

(2) Entscheidungsbefugnisse haben die gemeinsa-
men Kommissionen nur, wenn sie ihnen durch Lan-
desrecht oder von den beteiligten Fachbereichen, 
im Falle der Bildung durch ein zentrales Kollegial

-

organ von diesem übertragen worden sind. 

(3) Zur Entwicklung und Reform von Studiengän-
gen, die Fächer aus mehreren Fachbereichen einbe-
ziehen, sowie zur Planung und Sicherstellung eines 
abgestimmten Lehrangebotes für derartige Studien-
gänge können durch Landesrecht besondere Organi-
sationseinheiten eingerichtet und ihnen Befugnisse 
der beteiligten Fachbereiche übertragen werden 
(Studienbereiche). 

§ 67 

Wissenschaftliche Einrichtungen 
und Betriebseinheiten 

(1) Unter der Verantwortung eines oder mehrerer 
Fachbereiche sollen wissenschaftliche Einrichtungen 
und Betriebseinheiten gebildet werden, soweit und 
solange für die Durchführung einer Aufgabe in grö-
ßerem Umfang  Personal  und  Sachmittel des Fach-
bereichs ständig bereitgestellt werden müssen. Sie 
entscheiden selbständig über die Verwendung der 
wissenschaftlichen, künstlerischen und sonstigen 
Mitarbeiter und der Sachmittel, die ihnen vom 
Fachbereich oder von einem zentralen Organ über 
den Fachbereich zugewiesen sind. 

(2) Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebs-
einheiten können auch außerhalb eines Fachbereichs 
bestehen oder eingerichtet werden, soweit dies mit 
Rücksicht auf die Aufgabe, Größe oder Ausstattung 
zweckmäßig ist (zentrale Einrichtungen). Sie stehen 
unter der Verantwortung der Leitung der Hoch-
schule oder eines zentralen Kollegialorgans. 

(3) Die Kliniken der Hochschule sind Betriebs-
einheiten gemäß Absatz 1 oder 2. Ihre Verwaltung 
und ihre Organisation ist unter Berücksichtigung 
ihrer Aufgaben in der Krankenversorgung geson-
dert zu regeln. 

(4) Die Verwaltung von wissenschaftlichen Ein-
richtungen und von Kliniken untersteht einer kol-
legialen oder zeitlich befristeten Leitung. 

3. ABSCHNITT 

Hochschulplanung 

§ 68 

Hochschulentwicklungsplan, Ausstattungspläne 

(1) Jede Hochschule stellt einen mehrjährigen 
Hochschulentwicklungsplan auf und schreibt ihn 
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fort. Er stellt die Aufgaben und die vorgesehene 
Entwicklung der Organisationseinheiten der Hoch-
schule für Forschung und Lehre, Dienstleistungen 
und Verwaltung dar. Er bezeichnet die Schwer-
punkte der Forschung sowie die in den einzelnen 
Studiengängen vorhandene und angestrebte Aus-
bildungskapazität. Die Hochschulentwicklungspläne 
sind Unterlagen für die Aufstellung und Fortschrei-
bung des Hochschulgesamtplans (§ 69) und für die 
Festsetzung von Zulassungszahlen (§§ 29, 30). Vom 
Hochschulgesamtplan abweichende Vorschläge der 
Hochschule sind kenntlich zu machen. 

(2) Unter Berücksichtigung des Hochschulent-
wicklungsplans stellt die Hochschule für ihre Orga-
nisationseinheiten unter deren Mitwirkung Ausstat-
tungspläne auf und schreibt sie fort. Sie geben, ge-
gliedert nach Grund- und Sonderbedarf und unter 
Berücksichtigung von Mitteln Dritter, die vorhan-
dene und die für erforderlich gehaltene Ausstattung 
mit Stellen, Sachmitteln und Flächen an. Die Aus-
stattungspläne sind die Grundlage für die Anforde-
rung von Haushaltsmitteln und für Entscheidungen 
der Hochschule über die Verwendung bewilligter 
Haushaltsmittel. 

§ 69 

Hochschulgesamtplan 

Das Land stellt unter Beachtung der in § 4 genann-
ten Ziele nach gemeinsamer Beratung mit den Hoch-
schulen des Landes und in Abstimmung mit der 
mehrjährigen Finanzplanung einen mehrjährigen 
Hochschulgesamtplan auf und schreibt ihn fort. Der 
Hochschulgesamtplan stellt für das Hochschulwesen 
des Landes und für jede Hochschule den gegenwärti-
gen Ausbaustand und die vorgesehene Entwicklung 
dar. 

§ 70 

Gemeinsame Grundsätze der Planung 

(1) Bei der Aufstellung und Fortschreibung der 
Hochschulentwicklungspläne und des Hochschulge-
samtplans des Landes sind der gemeinsame Rahmen-
plan nach § 5 des Hochschulbauförderungsgesetzes 
vom 1. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1556), 
zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung der 
Gesetze über die Gemeinschaftsaufgaben vom 
23. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2140), sowie 
die Grundsätze für die Ermittlung und Festsetzung 
von Ausbildungskapazitäten (§ 29) zu berücksich-
tigen. 

(2) Für Hochschulentwicklungspläne und Austat-
tungspläne legt das Land allgemeine Grundsätze, 
Richtwerte und Muster fest. Dabei sind in der ge-
meinsamen Planung von Bund und Ländern auf-
grund der Artikel 91 a und 91 b GG festgesetzte 
Grundsätze und Richtwerte zu berücksichtigen. Die 
Ausstattungspläne müssen so gegliedert sein, daß 
sie eine Ermittlung der in den einzelnen Studien-
gängen entstehenden Kosten sowie einen Kosten-
vergleich zwischen den Hochschulen ermöglichen.  

§ 71 

Durchführung der Planung 

(1) Die Hochschule stellt auf der Grundlage ihrer 
Ausstattungspläne einen Voranschlag zum Entwurf 
des Landeshaushaltsplans auf. 

(2) Das Land stellt für die Hochschule nach Maß-
gabe des Landeshaushalts die Mittel für die Durch-
führung ihrer Aufgaben zur Verfügung. Die Mittel 
für den Ausbau und den Neubau werden gesondert 
veranschlagt. 

(3) Das Landesrecht kann vorsehen, daß der Vor-
anschlag der Hochschule als Anlage zum Entwurf 
des Haushaltsplans dem Parlament zugeleitet wird. 

(4) Das Haushaltsrecht für die Hochschulen ist 
aufgrund des § 48 Abs. 1 zweiter Halbsatz des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes vom 19. August 1969 (Bun-
desgesetzbl. I S. 1273) unter Berücksichtigung der 
besonderen Erfordernisse des Hochschulwesens zu 
regeln. 

5. KAPITEL 

Staatliche Anerkennung 

§ 72 

Anerkennung von Einrichtungen 

(1) Einrichtungen des Bildungswesens, die nach 
Landesrecht nicht staatliche Hochschulen sind, kön-
nen nach näherer Bestimmung des Landesrechts die 
Eigenschaft einer staatlich anerkannten Hochschule 
erhalten, wenn gewährleistet ist, daß 

1. das Studium an dem in § 8 genannten Ziel aus-
gerichtet ist, 

2. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden 
oder aufeinanderfolgenden Studiengängen an der 
Einrichtung allein oder im Verbund mit anderen 
Einrichtungen des Bildungswesens vorhanden 
oder im Rahmen einer Ausbauplanung vorgese-
hen ist, 

3. die Studienbewerber die Voraussetzungen für 
die Aufnahme in eine entsprechende staatliche 
Hochschule erfüllen, 

4. die hauptberuflich Lehrenden die Einstellungs-
voraussetzungen erfüllen, die für entsprechende 
Tätigkeiten an staatlichen Hochschulen gefordert 
werden 

und 

5. die Angehörigen der Einrichtung an der Gestal-
tung des Studiums in sinngemäßer Anwendung 
der Grundsätze dieses Gesetzes mitwirken. 

(2) Für kirchliche Einrichtungen können nach nä-
herer Bestimmung des Landesrechts Ausnahmen von 
einzelnen der in Absatz 1 genannten Voraussetzun-
gen zugelassen werden, wenn gewährleistet ist, daß 
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das Studium einem Studium an einer staatlichen 
Hochschule gleichwertig ist. 

(3) Eine staatlich anerkannte Hochschule kann 
nach näherer Bestimmung des Landesrechts Hoch-
schulprüfungen abnehmen und Hochschulgrade ver-
leihen. Das an einer staatlich anerkannten Hoch-
schule abgeschlossene Studium ist ein abgeschlosse-
nes Hochschulstudium im Sinne dieses Gesetzes 
(§§ 47, 54). 

(4) Die staatlich anerkannten Hochschulen eines 
Landes sollen an der gemeinsamen Beratung bei der 
Aufstellung des Hochschulgesamtplans nach § 69 be-
teiligt werden. In die Studienreformkommissionen 
(§ 10) können Angehörige staatlich anerkannter 
Hochschulen berufen werden. Eine staatlich aner-
kannte Hochschule ist auf Antrag in die zentrale 
Vergabe von Studienplätzen (§ 31) einzubeziehen. 

(5) Für das Zusammenwirken von staatlichen 
Hochschulen mit staatlich anerkannten Hochschulen 
sowie für das Zusammenwirken zwischen staatlich 
anerkannten Hochschulen gilt § 7 entsprechend. 

§ 73 

Anerkennung von Abschlüssen 

Während einer Übergangszeit von zehn Jahren 
nach dem Inkrafttreten des nach § 74 Abs. 1 erlas-
senen Gesetzes können Abschlüsse einer Ausbildung 
für den öffentlichen Dienst durch Anerkennung nach 
näherer Bestimmung des Landesrechts den vergleich-
baren berufsbefähigenden Abschlüssen an staat-
lichen Hochschulen gleichgestellt werden, wenn sie 
eine Ausbildung an Einrichtungen voraussetzen, die 
den Anforderungen des § 72 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 5 
entsprechen. 

6. KAPITEL 

Anpassung des Landesrechts 

§ 74 

Anpassungsfristen 

(1) Innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes sind den Vorschriften der Kapitel 1 
bis 5 entsprechende Landesgesetze zu erlassen; § 10 
Abs. 9, § 14 Abs. 1 und 2, § 29 Abs. 1, §§ 33, 38 
Abs. 1, § 41 Abs. 8, § 49 Abs. 3 und § 52 gelten un-
mittelbar. 

(2) Innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes sind für alle bestehenden Studien-
gänge den Vorschriften des § 12 entsprechende Stu-
dienordnungen zu erlassen. Dabei ist vorbehaltlich 
abweichender Empfehlungen der Studienreformkom-
missionen (§ 10) für die Bemessung des Gesamt-
umfangs der Lehrveranstaltungen und für die Aus-
wahl und Begrenzung des Lehrstoffs von den Stu-
dienzeiten auszugehen, die in den geltenden Prü-
fungsordnungen oder anderen das Studium regeln-

den Rechtsvorschriften vorgesehen sind. Soweit eine 
derartige Regelung fehlt oder eine Abweichung von 
bestehenden Regelungen aus zwingenden Gründen 
erforderlich ist, setzt die Hochschule mit Zustim-
mung der zuständigen Landesbehörde vor Aufstel-
lung der Studienordnung eine Studienzeit nach 
Maßgabe des § 11 Abs. 3 und 4 fest. Die zuständi-
gen Landesbehörden stimmen sich mit dem Ziel einer 
einheitlichen Festsetzung ab. 

§ 75 

Abweichende Regelungen 

(1) Für bestehende Hochschulen, die ausschließ-
lich ein weiterbildendes Studium anbieten, können 
durch Landesgesetz von den Vorschriften dieses Ge-
setzes abweichende Regelungen getroffen werden, 
soweit die besondere Struktur und Aufgabenstel-
lung dieser Hochschulen es erfordern. 

(2) Für Hochschulen und Fachbereiche, in denen 
die Mehrzahl der hauptamtlich Lehrenden nach An-
wendung von § 76 Abs. 3 bis 5 und 8 in ihrem bis-
herigen Dienstverhältnis verblieben ist, kann das 
Landesrecht von § 41 Abs. 4 abweichende Regelun-
gen treffen. 

§ 76 

Übergangsregelungen für das wissenschaftliche 
und künstlerische Personal 

(1) Die Übernahme des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals der Hochschulen in die 
nach diesem Gesetz vorgesehenen Rechtsverhält-
nisse ist in dem nach § 74 Abs. 1 erlassenen Gesetz 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu 
regeln. 

(2) Ordentliche und außerordentliche Professoren 
sind in die Rechtsstellung von Professoren als Be-
amte auf Lebenszeit überzuleiten. Beamte, die beim 
Inkrafttreten des nach § 74 Abs. 1 erlassenen Ge-
setzes an einer Hochschule hauptamtlich ausschließ-
lich Aufgaben im Sinne von § 46 wahrnehmen und 
die Einstellungsvoraussetzungen erfüllen, sind in-
nerhalb von zwei Jahren als beamtete Professoren 
zu übernehmen. 

(3) Beamte, die beim Inkrafttreten des nach § 74 
Abs. 1 erlassenen Gesetzes an einer Hochschule 
hauptamtlich überwiegend Aufgaben im Sinne des 
§ 46 wahrnehmen und die Einstellungsvorausset-
zungen erfüllen, werden nach Maßgabe ihrer Qua-
lifikation, des Bedarfs in den jeweiligen Fächern 
und nach Maßgabe der Länderhaushalte auf Antrag 
als beamtete Professoren übernommen; ein Rechts-
anspruch auf Übernahme besteht nicht. Werden sie 
nicht übernommen, so verbleiben sie in ihrem bis-
herigen Dienstverhältnis. 

(4) Beamte, die beim Inkrafttreten des nach § 74 
Abs. 1 erlassenen Gesetzes an einer Hochschule 
hauptamtlich Aufgaben im Sinne des § 46 wahrneh-
men und lediglich die Voraussetzungen für die Ein-
stellung als Assistenzprofessoren erfüllen, werden 
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nach Maßgabe ihrer Qualifikation, des Nachwuchs-
bedarfs in den jeweiligen Fächern und nach Maß-
gabe der Länderhaushalte auf Antrag als Assistenz-
professoren übernommen; ein Rechtsanspruch auf 
Übernahme besteht nicht. Werden sie nicht über-
nommen, so verbleiben sie in ihrem bisherigen 
Dienstverhältnis. 

(5) Beamte, die beim Inkrafttreten des nach § 74 
Abs. 1 erlassenen Gesetzes an einer Hochschule 
hauptamtlich Aufgaben im Sinne von § 46 wahrneh-
men und nicht die Voraussetzungen für die Einstel-
lung als Professor oder als Assistenzprofessor er-
füllen, sowie die sonstigen Beamten, die an einer 
Hochschule tätig sind, verbleiben in ihrem bisheri-
gen Dienstverhältnis. 

(6) Die mitgliedschaftsrechtliche Stellung derje-
nigen Beamten, die nach den Absätzen 3 bis 5 in 
ihrem bisherigen Dienstverhältnis verbleiben, wird 
durch Landesrecht bestimmt. Sie sind einem Fach-
bereich, einer wissenschaftlichen Einrichtung oder 
einer Betriebseinheit zuzuordnen. 

(7) Beamte auf Lebenszeit oder auf Probe, die 
überwiegend Aufgaben nach § 54 wahrnehmen sol-
len, sind unter Wahrnehmung des Besitzstandes in 
Ämter als wissenschaftliche oder künstlerische Mit-
arbeiter zu übernehmen. 

(8) Absatz 2 Satz 2 und Absätze 3 bis 7 gelten 
entsprechend für Angestellte. 

§ 77 

Besitzstandswahrung bei der Entpflichtung 

(1) Das Recht der am Tage vor Inkrafttreten des 
nach § 74 Abs. 1 erlassenen Gesetzes vorhandenen 
ordentlichen und außerordentlichen Professoren, 
nach Erreichen der Altersgrenze von ihren amtlichen 
Pflichten entbunden zu werden (Entpflichtung), 
bleibt unberührt. In diesen Fällen werden die 
Dienstbezüge nach der Entpflichtung und die Ver-
sorgungsbezüge der Hinterbliebenen auf der Grund-
lage des am Tage vor Inkrafttreten des nach § 74 
Abs. 1 erlassenen Gesetzes geltenden Beamten- und 
Besoldungsrechts gewährt. Dabei wird das Grund-
gehalt nach der Dienstaltersstufe zugrunde gelegt, 
die bis zum Zeitpunkt der Entpflichtung hätte er-
reicht werden können. § 50 Abs. 2 BRRG gilt ent-
sprechend. 

(2) Absatz 1 findet auf Antrag des Professors 
keine Anwendung. Der Antrag kann nur gestellt 
werden, solange der Professor noch nicht entpflich-
tet ist. Antragsberechtigt sind auch die Hinterblie-
benen eines Professors, der noch nicht entpflichtet 
war. 

(3) Die Rechtsverhältnisse der am Tage vor dem 
Inkrafttreten des nach § 74 Abs. 1 erlassenen Ge-
setzes entpflichteten oder im Ruhestand befindlichen 
Beamten im Sinne von Kapitel I Abschnitt V 3. Titel 
BRRG in der bisherigen Fassung und der zu diesem 
Zeitpunkt versorgungsberechtigten Hinterbliebenen 
dieser Beamten bleiben unberührt. 

(4) Für die an den Hochschulen der Bundeswehr 
in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis be-
schäftigten Professoren, die zur Übernahme dieser 
Beschäftigung aus ihrem Beamtenverhältnis als or-
dentlicher oder außerordentlicher Professor im Lan-
desbereich ausgeschieden sind und nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes ein ihrer Tätigkeit an einer 
Hochschule der Bundeswehr entsprechendes Beam-
tenverhältnis annehmen, gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend. Maßgebend nach Absatz 1 Satz 2 sind 
die Dienstbezüge, die ihnen in ihrem letzten Beam-
tenverhältnis als Professoren im Landesbereich zu-
letzt zugestanden haben. 

7. KAPITEL 

Änderung von Bundesgesetzen, 
Schlußvorschriften 

§ 78 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1025), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Bundesbeamten-
gesetzes vom 28. Juli 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1288), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe c wird gestrichen; in 
Buchstabe b wird nach dem Wort „soll" ein 
Punkt gesetzt, das Wort „oder" wird gestrichen. 

2. In § 4 Abs. 2 wird als Satz 2 eingefügt: 

„Sollen Professoren oder Assistenzprofessoren, 
die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes sind, in ein Beamtenverhältnis 
berufen werden, so können Ausnahmen auch aus 
anderen Gründen zugelassen werden." 

3. Dem § 96 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„ (3) Die Leiter von Hochschulen und die haupt-
beruflichen Mitglieder von Leitungsgremien, die 
in dieser Eigenschaft zu Beamten auf Zeit er-
nannt sind, treten nach Ablauf ihrer Amtszeit 
oder mit Erreichen der Altersgrenze nur dann in 
den Ruhestand, wenn sie eine Dienstzeit von 
mindestens zehn Jahren in einem Beamtenver-
hältnis mit Dienstbezügen zurückgelegt haben 
oder aus einem Beamtenverhältnis auf Lebens-
zeit zu Beamten auf Zeit ernannt worden waren. 
Die in Satz 1 bezeichneten Beamten auf Zeit 
werden im Falle ihrer Abwahl für den Rest ihrer 
Amtszeit in den einstweiligen Ruhestand ver-
setzt." 

4. Die Überschrift vor § 105 erhält folgende Fas-
sung: 

„Beamtete Hochschullehrer (Professoren und 
Assistenzprofessoren) ". 
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5. § 105 erhält folgende Fassung: 

„§ 105 

Für beamtete Hochschullehrer gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes, soweit nicht das Hoch-
schulrahmengesetz vom   etwas an-
deres bestimmt." 

6. §§ 106 bis 114 werden gestrichen. 

7. § 125 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt nicht, wenn 
ein Soldat auf Zeit oder ein Angehöriger auf Zeit 
des Zivilschutzkorps zum Beamten auf Widerruf 
im Vorbereitungsdienst oder zum Zwecke der 
Ausbildung zum Polizeivollzugsbeamten oder 
zum Beamten des Einsatzdienstes der Berufs-
feuerwehr ernannt wird. Absatz 1 Satz 2 gilt fer-
ner nicht, wenn ein Berufssoldat oder Soldat auf 
Zeit als Professor oder Assistenzprofessor an 
einer nach Landesrecht staatlich anerkannten 
oder genehmigten Hochschule, deren Personal 
im Dienst des Bundes steht, in ein Beamtenver-
hältnis auf Zeit berufen wird. In diesen Fällen 
gelten § 49 Satz 2 und § 124 sinngemäß. Satz 1 
und 3 sowie Absatz 1 Satz 4 gelten nicht für 
einen Soldaten auf Zeit, der Inhaber eines Ein-
gliederungsscheines ist. 

§ 79 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

In das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1181), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Bundesbeamten-
gesetzes vom 28. Juli 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1288), wird hinter dem Abschnitt VII folgender 
neuer Abschnitt eingefügt: 

„Abschnitt VII a 

Leiter von Hochschulen, Hochschullehrer 

§ 176 a 

(1) Die beamteten Leiter, die beamteten haupt-
beruflichen Mitglieder von Leitungsgremien sowie 
die beamteten Hochschullehrer (Professoren und 
Assistenzprofessoren) einer Hochschule, die nach 
Landesrecht die Eigenschaft einer staatlich aner-
kannten Hochschule erhalten hat und deren Per-
sonal im Dienst des Bundes steht, sind unmittelbare 
Bundesbeamte. 

(2) Die beamteten Leiter und die beamteten haupt-
beruflichen Mitglieder von Leitungsgremien sowie 
die Assistenzprofessoren werden für die Dauer von 
sechs Jahren zu Beamten auf Zeit ernannt; das 
gleiche gilt für Professoren, wenn für sie eine be-
fristete Tätigkeit vorgesehen ist. 

(3) Für die auf Zeit ernannten Beamten gelten die 
Vorschriften für Beamte auf Lebenszeit entspre-
chend, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

Sie sind mit Ablauf ihrer Amtszeit entlassen. Assi-
stenzprofessoren können als solche nicht wieder 
berufen werden. 

(4) Die beamteten Leiter und die beamteten Mit-
glieder von Leitungsgremien, die in dieser Eigen-
schaft zu Beamten auf Zeit ernannt sind, sind nach 
Ablauf ihrer ersten Amtszeit verpflichtet, ihr bis-
heriges Amt unter erneuter Berufung in das Beam-
tenverhältnis auf Zeit weiterzuführen. Abweichend 
von Absatz 3 Satz 2 treten sie nach Ablauf ihrer 
Amtszeit oder mit Erreichen der Altersgrenze in den 
Ruhestand, wenn sie eine Dienstzeit von mindestens 
zehn Jahren in einem Beamtenverhältnis mit Dienst-
bezügen oder in einem Dienstverhältnis als Berufs-
soldat zurückgelegt haben oder aus einem Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit oder aus einem Dienstver-
hältnis als Berufssoldat zu Beamten auf Zeit ernannt 
worden waren. Im Falle ihrer Abwahl werden sie 
für den Rest ihrer Amtszeit in den einstweiligen 
Ruhestand (§ 36) versetzt. 

(5) Für beamtete Professoren und Assistenzprofes-
soren gelten die Vorschriften dieses Gesetzes, •so-
weit nicht die entsprechend anzuwendenden Vor-
schriften der §§ 46 bis 51 und 53 des Hochschul-
rahmengesetzes und — außer in den Fällen des 
Absatzes 3 Satz 2 — des § 52 des Hochschulrahmen-
gesetzes etwas anderes bestimmen." 

§ 80 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

In § 6 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. August 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1281), zuletzt geändert durch 
das Erste Bundesbesoldungserhöhungsgesetz vom 
17. Oktober 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 2001), wird 
dem Absatz 6 folgender Satz angefügt: 

„Nach der Festsetzung von Regelstudienzeiten 
kann die tatsächliche Studiendauer in den betreffen-
den Studiengängen nur insoweit berücksichtigt wer-
den, als die Regelstudienzeit einschließlich der Prü-
fungszeit nicht überschritten ist." 

§ 81 

Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes 

Das Hochschulbauförderungsgesetz vom 1. Sep-
tember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1556), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgaben vom 23. Dezember 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2140), wird wie folgt 
geändert: 

1. a) In § 2 Nr. 4 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt; 

b) dem § 2 wird folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. die Grundsätze und Ziele der Raumord-
nung und Landesplanung beachtet wer-
den." 
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2. In § 8 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Land" die Worte eingefügt: „auf der Grundlage 
seines Hochschulgesamtplans (§ 69 des Hoch-
schulrahmengesetzes vom )"  

§ 82 

Verträge mit den Kirchen 

Die Verträge mit den Kirchen werden durch die-
ses Gesetz nicht berührt. 

§ 83 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 84 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 

A: Allgemeiner Teil 

1. Hochschulpolitik ist Bildungspolitik und For-
schungspolitik zugleich. Sie ist damit wesentli-
cher Bestandteil der Gesellschaftspolitik. Die 
Hochschulgesetzgebung muß daher in eine Ge-
samtkonzeption der Bildungs- und Wissen-
schaftspolitik eingebettet sein, die sich wieder-
um an gesellschaftspolitischen Zielvorstellungen 
orientieren muß. 

Die Bundesregierung hat ihre Zielvorstellungen 
zur Bildungsreform, insbesondere auch zur 
Hochschulreform, bereits in dem im Jahre 1970 
vorgelegten Bericht zur Bildungspolitik nieder-
gelegt (Bildungsbericht 1970 — Drucksache VI/925) 
und in dem Regierungsentwurf eines Hoch-
schulrahmengesetzes von 1970 (Drucksache 
VI/1873)  konkretisiert. Die forschungspolitischen 
Ziele wurden im Forschungsbericht IV der Bun-
desregierung (Drucksache VI/3251) aufgezeigt. Die 
Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 hat 
diese Grundsätze bestätigt. 

2. Bildungspolitik in der demokratischen Gesell-
schaft hat von dem Grundsatz des Bürgerrechts 
auf Bildung auszugehen. Die Hochschulreform 
muß daher zu einer Struktur der Hochschulen 
führen, die jedem Bürger eine von Einkommen 
und Bildungsgrad der Eltern unabhängige, sei-
nen Anlagen und Fähigkeiten entsprechende Bil-
dungs- und Berufschance eröffnet. 

Die Wahrnehmung der Bildungschancen im 
Hochschulbereich erfordert die Bereitschaft zur 
Leistung. Leistung darf dabei aber nicht mißver-
standen werden als unkritische und einseitige 
Anpassung an gegebene gesellschaftliche Erfor-
dernisse; sie umfaßt fachliche Kenntnisse, Ver-
ständnis der gesellschaftlichen Erfordernisse 
und ihrer Zusammenhänge sowie die Bereit-
schaft zu einer kritischen Auseinandersetzung 
mit ihnen. Dies setzt jedoch die Möglichkeit zu 
Mitverantwortung und Mitbestimmung voraus. 
Gerade die Hochschulen haben die Aufgabe, in 
Lehre und Forschung über den jeweils erreich-
ten Stand der ökonomischen, technischen, sozia-
len und geistigen Entwicklung hinauszuweisen 
und Alternativen zu entwerfen. 

Veränderte Bildungsinhalte müssen daher stär-
ker der Vorbereitung auf eine berufliche Praxis 
sowie der Vermittlung von Einsichten in die ge-
sellschaftlichen Zusammenhänge und sozialen 
Interessen dienen, solidarisches Verhalten för

-

dern und so unsere freiheitliche Grundordnung 
fortentwickeln und sichern. 

Die Freiheit von Forschung und Lehre ist die 
Voraussetzung dafür, daß die Hochschulen ihren 
Auftrag in diesem Sinne erfüllen können. Dabei 
ist die Qualität des Hochschullehrernachwuch-
ses von zentraler Bedeutung. Aber auch Organi-
sation und finanzielle Ausstattung entscheiden 
über die Zukunft der Hochschulen. 

3. Die Bundesregierung strebt eine auf diese Ziele 
ausgerichtete neue Hochschule an. Struktur und 
Ausbildungsinhalte der Universität Humboldt-
scher Prägung zeigten sich weder im Bildungs-
noch im Forschungsbereich den Anforderungen 
einer hochentwickelten Industriegesellschaft ge-
wachsen. Ziel der klassischen deutschen Univer-
sität war die Bildung einer kleinen Elite und 
eine Forschung, die sich frei von allen unmittel-
baren gesellschaftlichen Interesssen entwickeln 
sollte, nicht aber die wissenschaftliche Berufs-
vorbereitung breiterer Schichten der Gesell-
schaft und eine freie Forschung, die die gesell-
schaftlichen Interessen einbezieht. 

Das historische Verständnis der alten Universi-
tät hat die Orientierung auf neue Bildungsinhal-
te bis heute erschwert. Gewachsene hierarchi-
sche Strukturen haben die Entwicklung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses behindert; der 
Partikularismus von Instituten hat die interdiszi-
plinäre Zusammenarbeit gelähmt; die Schwäche 
unzureichend organisierter und unzulänglich 
ausgestatteter Selbstverwaltung ist angesichts 
der Aufgaben einer Massenuniversität zu Tage 
getreten; die Entwicklung voneinander isolierter 
Hochschularten mit statusrechtlichen Unter-
scheidungen hat sich zunehmend als Barriere 
für ein durchlässiges Bildungs- und Forschungs-
system im Hochschulbereich erwiesen; unkoor-
dinierte Forschung und mangelhafte Schwer-
punktbildung der Universitäten machten außer

-

universitäre Forschungseinrichtungen zuneh-
mend attraktiver; die wachsende Lehrbelastung 
der Hochschullehrer und des sog. „Mittelbaus" 
förderte die hier skizzierte negative Entwick-
lung. 

Nicht zuletzt das Unvermögen der alten Univer-
sitäten gegenüber den Anforderungen einer de-
mokratischen Gesellschaft und Versäumnisse 
des Staates bei einer diesen Anforderungen ge-
recht werdenden organisatorischen Gestaltung 
und Finanzierung der Hochschulen haben diese 
— trotz unbestrittener Leistungen — zu einem 
Krisenherd werden lassen; freilich ist die Krise 
an den Hochschulen ihrerseits wiederum eine 
Folge von gesellschaftlichen Entwicklungspro-
zessen in anderen Bereichen. 
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II. 

Die Bundesregierung kann bei der Vorlage des Ent-
wurfs eines Hochschulrahmengesetzes 1973 in 
wichtigen Teilen auf ihren ersten Regierungsent-
wurf 1970 und die vom Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft in der 6. Legislaturperiode nach 1 1 /2

-

jähriger Beratung im Jahre 1972 erarbeitete Fassung 
(schriftlicher Ausschußbericht Drucksache VI/3506) 
zurückgreifen. An den wesentlichen Zielen hat sich 
seither nichts geändert, wenn auch neue Erfahrun-
gen, neue gesetzgeberische Tatbestände und die 
höchstrichterliche Rechtsprechung eine Neufassung 
in wesentlichen Teilen des Entwurfs notwendig 
machten. 

1. Die hochschulpolitischen Reformziele der Bun-
desregierung waren durch den Entwurf von 1970 
strukturiert und konkretisiert worden. Die da-
malige Regierungsvorlage hat auf die Gesetzge-
bung der Länder bereits einen erheblichen Ein-
fluß gehabt, der Ausdruck einer zunehmenden 
Mitverantwortung des Bundes in der bildungs-
politischen Entwicklung der Bundesrepublik 
ist. 

Die Verabschiedung des Bildungsgesamtplans 
am 15. Juni 1973 durch die Bund-Länder-Kom-
mission für Bildungsplanung hat für die Hoch-
schulreform eine breite gemeinsame Grundlage 
zwischen Bund und Ländern geschaffen. 

Das gilt in besonderem Maße für die quantita-
tiven Zielvorstellungen. Die Hochschulpolitik der 
Bundesregierung geht davon aus, daß der Aus-
bau der Hochschulen im Gesamtrahmen gesell-
schaftlicher Erfordernisse zu sehen ist, und daß 
daher — nach dem heutigen Stand der Erkennt-
nisse — die Hochschulen der Bundesrepublik 
eine Kapazität nicht überschreiten sollen, die 
Studienanfängern in der Größenordnung von 
etwa 22 bis 24 % eines Jahrganges entsprechen 
würde. Allgemein politische Übereinstimmung 
gibt es auch für das Bestreben: Hochschulen un-
terschiedlicher Aufgabenstellung zu verbinden 
— hier bestehen aber unterschiedliche Vorstel-
lungen hinsichtlich der endgültig anzustreben-
den Struktur —, die Hochschuleinrichtungen mit 
dem Ziel der Zulassung einer möglichst großen 
Zahl von Studienbewerbern wirksamer zu nut-
zen, die Studienreform entschlossen voranzu-
bringen und überlange Studienzeiten abzukür-
zen; auch die Reform der Personalstruktur ist 
grundsätzlich außer Streit. Dennoch bestehen 
hochschulpolitisch auch weiterhin Gegensätze 
in Grundsatzfragen und im Detail. Eine vollstän-
dige politische Übereinstimmung über die hoch-
schulpolitischen Ziele und einzuschlagenden 
Wege wird es angesichts unterschiedlicher ge-
sellschaftspolitischer Vorstellungen auch nicht 
geben können. Entscheidungen müssen jedoch 
angesichts der Lage der Hochschulen trotz die-
ser Meinungsverschiedenheiten unter Ausschöp-
fung der Möglichkeiten des Bundes getroffen 
werden. 

2. Die Neufassung des Entwurfs mußte eine Reihe 
neuer Akzente setzen, weil seit dem Beschluß 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
vom 15. Juni 1972 wichtige Ereignisse eingetre-
ten sind, die rechtliche Gestaltung finden müs-
sen. 

Am 18. Juli 1972 erging das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zum sogenannten „Numerus 
clausus", ein Urteil, das für die Hochschulge-
setzgebung des Bundes weitergehende Regelun-
gen beim Hochschulzugang forderte, als dies im 
früheren Entwurf vorgesehen war. 

Wichtige Vorgaben für die Mitbestimmungsre-
gelungen des Entwurfs brachte das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 29. Mai 1973 
zum niedersächsischen Vorschaltgesetz. 

Umzusetzen waren ferner die Erfahrungen mit 
den in den letzten Jahren erlassenen Landesge-
setzen, die sich nicht zuletzt in einer Vielzahl 
von Gesetzesnovellen und -initiativen niederge-
schlagen haben. Schließlich waren Erfahrungen 
zu verarbeiten, die in den Hochschulen mit Re-
formmaßnahmen gemacht wurden. 

3. Mit der Vorlage des Regierungsentwurfs von 
1970 aufgrund der Rahmenkompetenz für die 
„allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens" 
(Artikel 75 Nr. 1 a GG) hatte die Bundesregie-
rung verfassungsrechtliches Neuland betreten. 
Zu der Rahmengesetzgebungskompetenz für all-
gemeine Grundsätze gab es keine verfassungs-
rechtlichen Erfahrungen, eine interpretierende 
Verfassungsrechtsprechung fehlte. Dementspre-
chend sah sich die Bundesregierung bei ihrer 
Regierungsvorlage in der vorigen Legislatur-
periode zu einem zurückhaltenden Kompetenz-
gebrauch veranlaßt, der angesichts der Dynamik 
der hochschulpolitischen Entwicklung heute nicht 
mehr vertretbar ist. Der Bundesgesetzgeber kann 
sich seiner Verpflichtung zur Mitgestaltung des 
Hochschulwesens nicht entziehen, zumal seine 
besondere Verantwortlichkeit durch das „Nume-
rus-clausus"-Urteil und durch das „Mitbestim-
mungs"-Urteil vom 29. Mai 1973 gefordert ist. 

Das „Numerus-clausus"-Urteil unterstreicht mit 
Nachdruck die Pflicht des Bundes, im Bereich 
der Hochschulzulassung „unter Ausnutzung der 
ihm gegebenen legislativen und verwaltungsmä-
ßigen Möglichkeiten, das Notwendige zu tun". 
Es nimmt den Bund in die Mitverantwortung für 
eine „kooperative Verwirklichung des Grund-
rechtsschutzes". Zumindest in der Regelung des 
Hochschulzugangs verlangt das „Numerus-clau-
sus"-Urteil demnach eine Ausschöpfung der 
Bundeskompetenzen. Auch wenn die Länder 
sich inzwischen durch den Abschluß des Staats-
vertrages über die Vergabe von Studienplätzen 
bemüht haben, die vom Bundesverfassungsge-
richt geforderte rechtliche Voraussetzung für 
die Regelung des Hochschulzugangs zu schaffen, 
bleibt der Bund hier in einer besonderen Mitver-
antwortung: formell, weil der Staatsvertrag be-
fristet bzw. kündbar ist, materiell, weil nach 
Auffassung des Bundes der Staatsvertrag die Zu-
lassungskriterien nicht optimal regelt. 
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III. 

Die hochschulpolitische Zielsetzung des Entwurfs 
wird in der Begründung zu den einzelnen Vor-
schriften näher erläutert (Teil B). Auf folgende 
Schwerpunkte des Entwurfs soll jedoch vorab hin-
gewiesen werden: 

1. Gesamthochschule 

Der Entwurf geht von der funktionalen Einheit des 
Hochschulwesens aus. Er trifft deshalb einheitliche 
Regelungen für alle Hochschularten, die bisher mit 
unterschiedlicher Rechts- und Aufgabenstellung un-
verbunden nebeneinander bestehen. Er schafft da-
mit die wichtigsten Voraussetzungen für die Zu-
sammenfassung verschiedener Hochschuleinrich-
tungen zu Gesamthochschulen. Gesamthochschulen 
sollen ein Angebot von abgestuften und aufeinan-
derbezogenen, durchlässigen und integrierten Stu-
diengängen gewährleisten, und so den unterschied-
lichen individuellen Neigungen und Begabungen 
entsprechen. Diesem Ziel wird nach Auffassung der 
Bundesregierung am ehesten der organisatorische 
Zusammenschluß von Hochschulen unterschiedli-
cher Aufgabenstellung gerecht. Fristen und inhaltli-
che Schwierigkeiten bei der vollen organisatori-
schen Integration lassen sich jedoch heute noch 
nicht übersehen. Auf dem Weg zur Gesamthoch-
schule in diesem Sinne kann deswegen auch ihre 
kooperative Form insbesondere die Studienreform 
einen wesentlichen Schritt vorantreiben. Allerdings 
können Gesamthochschulen nur solche Zusammen-
fassungen von Hochschulen sein, die auf die Ziele 
der Integration des Studiensystems ausgerichtet 
sind und sich hierfür auch organisieren. 

2. Forschung 

Die Forschung in der Hochschule ist notwendige 
Grundlage und Ergänzung wissenschaftlicher Lehre. 
Ihren Fortbestand und ihre freie Entfaltung finan-
ziell und gegen alle Ausgliederungstendenzen zu 
sichern, ist ein wesentliches Anliegen des Ent-
wurfs. Dem dienen die Unterstützung einer weite-
ren, allerdings kontrollierten Öffnung der Hoch-
schule für Forschung mit Mitteln Dritter ebenso 
wie Bestimmungen über die Bildung von Schwer-
punkten und die Koordination der Forschung inner-
halb der Hochschulen sowie über die einzelne Hoch-
schule hinaus. Dabei werden sich die Hochschulen 
stärker als bisher Aufgaben zuwenden müssen, die 
ihnen von der Gesellschaft gestellt werden. 

3. Studienreform 

Kernstück aller Maßnahmen zur Hochschulreform 
im Bildungsbereich und zentrales Thema des Ent-
wurfs ist die Neuordnung von Studium und Prü-
fung. Ihr Gelingen ist Voraussetzung sowohl für 
die Zusammenfassung des Hochschulsystems als 
auch dafür, daß die wachsende Zahl von Studienbe-
werbern eine Chance zum Hochschulstudium ihrer 
Wahl erhält. Der Entwurf formuliert die inhaltli

-

chen Ziele der Studienreform und stellt das Instru-
mentarium für ihre beschleunigte Verwirklichung. 
Er sichert die Entwicklung von Regelstudienzeiten, 
die über eine Reform der Studiengänge zu einer 
sinnvollen Begrenzung der Studiendauer führen 
soll. 

4. Hochschulzugang 

Die Bestimmungen des Entwurfs über die funktio-
nale Neuordnung des Hochschulbereichs, die Ver-
besserung der Handlungsfähigkeit der Hochschulen 
durch eine Stärkung der Position der Hochschullei-
tung und Fachbereichsvorstände, die Verbesserung 
der Planung, die effektivere Gestaltung des Stu-
diums und die Schaffung einer funktionsorientier-
ten Personalstruktur haben nicht zuletzt das Ziel, 
die Voraussetzungen für eine wirksamere Nutzung 
der Hochschuleinrichtungen und die Milderung von 
Zulassungsbeschränkungen zu schaffen. Für die 
Fälle, in denen sich fortbestehende Zulassungsbe-
schränkungen nicht vermeiden lassen, nimmt der 
Entwurf die politische und verfassungsrechtliche 
Verantwortung wahr, die dem Bund für eine rechts-
staatliche und sozial gerechte Verteilung der Stu-
dienplätze obliegt. Er verpflichtet zu einer Ände-
rung der geltenden staatsvertraglichen Regelung 
der Länder in wesentlichen Punkten: 

Die Bedeutung der Abiturnoten wird wegen ihrer 
nur relativen Aussagefähigkeit für Studien- und 
Berufsleistungen deutlich vermindert. Berufliche 
Tätigkeiten dagegen verbessern die Zulassungs-
chance. „Wartezeiten" in einem Ausweichstudium, 
dessen Inanspruchnahme indirekt immer zu Lasten 
anderer Bewerber geht, werden nicht länger begün-
stigt. Eine ausreichende Zahl von Studienplätzen 
wird für Fälle individueller Härten, insbesondere 
sozialer Benachteiligung vorbehalten. Das Gesamt-
system verbessert die Zulassungschancen für Be-
werber aus sozial schwächeren und damit häufig 
auch heute noch bildungspolitisch benachteiligten 
Schichten. 

Für Studiengänge, in denen auch die oben genann-
ten Maßstäbe unbefriedigend bleiben, wird die Ent-
wicklung besonderer Eingangsverfahren in die Wege 
geleitet. 

5. Mitbestimmung 

Der Entwurf hält an dem Grundsatz der funktions-
gerechten Mitbestimmung aller Hochschulmitglie-
der fest. In Anlehnung an das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts formuliert der Entwurf Eckwer-
te mit dem Ziel, die sachverständige Mitwirkung 
aller Hochschulmitglieder auf die Grundsatzfragen 
einer zukunftsorientierten Hochschul- und Studien-
reform zu konzentrieren. Entscheidungsmonopole 
einzelner Gruppen wird es nicht mehr geben, die 
Kooperation wird institutionalisiert. Der besonde-
ren Qualifikation und Verantwortlichkeit der Hoch-
schullehrer, zu denen Professoren und Assistenz-
professoren gehören, wird durch die Mehrheit ihrer 
Vertreter in bestimmten Hochschulorganen Rech-
nung getragen. 
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6. Personalstruktur 

Der Entwurf ordnet die kaum mehr überschaubare 
herkömmliche Personalstruktur der Hochschulen 
von Grund auf neu. Diese Neuordnung ist an den in 
der Hochschule wahrzunehmenden Funktionen und 
nicht mehr an formalen Berechtigungen orientiert. 
Sie beseitigt überalterte hierarchische Strukturen 
und hebt bisherige Abhängigkeitsverhältnisse ins-
besondere für den qualifizierten wissenschaftlichen 
Nachwuchs auf. Die Vorschriften über die Einstel-
lungsvoraussetzungen von Professoren und Assi-
stenzprofessoren eröffnen sinnvolle Wege der Qua-
lifikation, objektivieren das Verfahren und sichern 
zugleich, daß die Qualität der Hochschulen in For-
schung und Lehre erhalten und verbessert wird. 

B BESONDERER TEIL 

Zu § 1 — Geltungsbereich 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, die institutionellen 
Schranken und die rechtlichen Unterschiede im 
Hochschulbereich abzubauen; er differenziert nicht 
nach Hochschularten und betont damit die funktiona-
le Einheit des Hochschulwesens. Diese Einheit fin-
det ihren stärksten Ausdruck in der Gesamthoch-
schule (§§ 4 und 5). Die rechtliche Gleichbehand-
lung der verschiedenen Hochschularten hat u. a. 
den Sinn, die Entwicklung zur Gesamthochschule 
zu fördern. Der Entwurf trägt aber auch der Tatsa-
che Rechnung, daß in den Fällen, in denen Gesamt-
hochschulen nicht oder noch nicht gebildet werden 
können (vgl. § 6 Abs. 3 und 4), die Hochschulen 
sich in ihrer Aufgabenstellung unterscheiden; es ist 
Sache des Landes, die Aufgaben der einzelnen 
Hochschule festzulegen (§ 2 Abs. 8). 

In den Geltungsbereich des Entwurfs fallen daher 
nach Satz 1 alle Einrichtungen, „die nach Landes-
recht staatliche Hochschulen sind". Positiv bedeu-
tet Satz 1, daß der Entwurf für staatliche Hochschu-
len jeder Art gilt, also insbesondere für die Univer-
sitäten und Technischen Hochschulen (auch die auf 
einzelne Fachrichtungen beschränkten, wie die  Me-
dizinischen Hochschulen, Landwirtschaftlichen 
Hochschulen und Tierärztlichen Hochschulen), die 
Pädagogischen bzw. Erziehungswissenschaftlichen 
Hochschulen, die Sporthochschulen, ferner für die 
Hochschulen, die nach Landesrecht nicht wissen-
schaftliche Hochschulen sind, insbesondere die 
Kunsthochschulen einschließlich der Musikhoch-
schulen und die Fachhochschulen; der Entwurf gilt 
selbstverständlich auch für Gesamthochschulen. 

Negativ bedeutet Satz 1, daß Einrichtungen des ter-
tiären Bereichs, die nicht staatliche Hochschulen 
sind — auch soweit sie die Bezeichnung Hochschu-
le führen — grundsätzlich von dem Entwurf nicht 
erfaßt werden. Dies gilt etwa für kirchliche Hoch-
schulen oder andere bestehende Einrichtungen in 
nichtstaatlicher Trägerschaft, aber auch für vom 
Bund oder von einem Land getragene Einrichtun-
gen, die wegen ihrer besonderen Zweckbestimmung 

nicht dem für staatliche Hochschulen geltenden 
Landesrecht unterfallen. Nur wenn solche Ausbil-
dungsstätten vom Land die Eigenschaft einer staat-
lich anerkannten Hochschule erhalten, gilt für sie 
das Gesetz in dem in § 72 bestimmten Umfang 
(Satz 2; zu den vom Bund getragenen Einrichtungen 
vgl. auch § 79). Ohne diese Anerkennung können sie 
z. B. keine Hochschulgrade verleihen. 

Eine nach Landesrecht errichtete staatliche Hoch-
schule hat allen Anforderungen des Hochschulrah-
mengesetzes zu genügen. Das Land muß also vor 
der Errichtung einer neuen Hochschule und vor der 
Umwandlung einer bestehenden Einrichtung in eine 
Hochschule prüfen, ob die geplante Hochschule so 
angelegt ist, daß sie den Vorschriften dieses Geset-
zes entsprechen wird. Dadurch, daß jede staatliche 
Hochschule im Sinne des Landesrechts den struktu-
rellen und organisatorischen Vorschriften des 
Hochschulrahmengesetzes entsprechen muß, wird 
erreicht, daß bei der Entscheidung des Landes über 
die Errichtung einer neuen Hochschule alle Ge-
sichtspunkte beachtet werden, die nach dem Hoch-
schulrahmengesetz zum Wesen einer Hochschule 
gehören. Durch diese Verbindung des Hochschulbe-
griffs mit einem qualitativen Anspruch wird eine 
Abgrenzung des Hochschulbereichs sichergestellt, 
die sachgemäßer ist, als es eine Aufzählung der 
von dem Gesetz erfaßten Einrichtungen wäre. 

Zu § 2 — Aufgaben 

Das Hochschulwesen verbindet Wissenschaft und 
Bildung. Diese Verbindung prägt den Charakter 
und bestimmt die Aufgaben der Hochschulen. Sie 
unterscheidet die Hochschulen von den sonstigen 
Einrichtungen des Bildungssystems sowie von den 
übrigen Institutionen des Wissenschaftssystems. 

Den allgemeinen wissenschaftlichen und künstleri-
schen Auftrag der Hochschulen umschreibt daher 
Absatz 1 Satz 1: Pflege und Entwicklung der Wis-
senschaften und Künste durch Forschung, Lehre 
und Studium. Die Einbeziehung der Künste ent-
spricht der Tradition des Hochschulwesens und 
trägt den Gemeinsamkeiten wissenschaftlicher und 
künstlerischer Arbeit und Ausbildung Rechnung. 

Der Bezug der Lehre und des Studiums zur For-
schung und der in § 23 hervorgehobene Bezug der 
Forschung zu Lehre und Studium sind unentbehrli-
che Voraussetzungen jeder wissenschaftlichen Aus-
bildung. Ihn im gesamten Hochschulwesen herzu-
stellen, ist Aufgabe der Studienreform und Ziel der 
Neuordnung des Hochschulwesens durch die Bil-
dung von Gesamthochschulen. 

Der wissenschaftliche und künstlerische Auftrag 
der Hochschulen erfüllt gesellschaftliche Funktio-
nen. Absatz 1 Satz 2 bestimmt eine der bedeutend-
sten gesellschaftlichen Aufgaben der Hochschulen: 
die Vorbereitung auf berufliche Tätigkeiten, die ei-
ner wissenschaftlichen Vorbildung bedürfen oder 
die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung erfor-
dern. Dieser Auftrag zur beruflichen Ausbildung 
tritt nicht neben die wissenschaftliche oder künst-
lerische Aufgabenstellung der Hochschulen, son-
dern ist deren Bestandteil. Dem wissenschaftlichen 
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und künstlerischen Bildungsauftrag an den Hoch-
schulen wird ein praktisches Ziel gesetzt: wissen-
schaftliche und künstlerische Berufsausbildung 
oder Berufsvorbereitung. Hierzu gehört selbstver-
ständlich auch der Beruf des Forschers. 

Die wissenschaftlich fundierte Ausbildung dient der 
Vorbereitung auf die berufliche Praxis, allerdings 
nicht auf bestimmte, eng umgrenzte Tätigkeiten 
oder Berufsbilder (§ 8). Vielmehr sollen entspre-
chend flexible und offene Studiengänge entwickelt 
werden, die sich an breiten beruflichen Tätigkeits-
feldern ausrichten (§ 9) und damit sowohl die inter-
disziplinären wissenschaftlichen Zusammenhänge 
als auch die zunehmenden Überschneidungen von 
Berufsfeldern und Tätigkeiten widerspiegeln. 

Absatz 1 umschreibt die allgemeine Aufgabenstel-
lung der Hochschulen. In den folgenden Absätzen 
werden spezielle Aufgaben hervorgehoben, die ent-
weder besondere Ausprägungen ihrer allgemeinen 
wissenschaftlichen Aufgaben darstellen oder mit 
deren Wahrnehmung in Zusammenhang stehen. 

Der notwendige Ausbau des Hochschulwesens, die 
Verbesserung der Studienbedingungen und die Ent-
wicklung der Forschung hängen auf längere Sicht 
entscheidend davon ab, ob der wissenschaftliche 
Nachwuchs herangebildet wird. Diese Aufgabe 
weist Absatz 2 den Hochschulen verantwortlich zu. 
Die Hochschulen haben die dafür erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, insbesondere ein vertiefen-
des  oder ergänzendes Aufbaustudium zu entwik-
keln und anzubieten (§ 11 Abs. 5). Die Bestimmung 
regelt nicht die finanzielle Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses. Dies erfolgt in erster Li-
nie durch das Graduiertenförderungsgesetz vom 
2. September 1971 (BGBl. I, S. 1465). Kein Studienab-
schluß kann heute noch eine für das ganze Berufs-
leben ausreichende Fach- und Methodenkenntnis 
sicherstellen. Die berufliche Praxis selbst ist zuneh-
mend — auch in Berufen, die eine akademische 
Vorbildung voraussetzen — zu einem entscheiden-
den „Lernort" der Spezialisierung und Weiterbil-
dung geworden. Das Studium muß daher einerseits 
die wichtigsten Grundkenntnisse und Methoden 
vermitteln, andererseits aber auch auf die Notwen-
digkeit des selbständigen Weiterstudiums vorberei-
ten und den Absolventen hierzu befähigen. Dem 
trägt Absatz 3 Rechnung. Die Hochschulen selber 
müssen in der Weiterbildung eine maßgebliche Rol-
le spielen. Einige Grundsätze über Zugang, Organi-
sation und Inhalte enthält § 22. Unter den Begriff 
des weiterbildenden Studiums fallen die verschie-
denen Formen des Kontakt- und Ergänzungsstu-
diums. Der Begriff er Weiterbildung ist in umfas-
sendem Sinne gebraucht; dazu gehören z. B. die be-
rufliche und die allgemeine Weiterbildung für Er-
wachsene einschließlich der wissenschaftlichen 
Weiterbildung außerhalb der Hochschulen. 

Satz 2 hebt hervor, daß gerade auch das wissen-
schaftliche und sonstige Personal an den Hochschu-
len die Chance einer fortdauernden Weiterbildung 
haben muß. Dies kann im Rahmen des weiterbilden-
den Studiums und durch besondere, auf die Bedürf-
nisse des Hochschulpersonals ausgerichtete Veran-
staltungen ermöglicht werden. 

Die soziale Förderung der Studenten ist in erster 
Linie eine Aufgabe des Staates. Durch das Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz (BAföG) und die zu 
seiner Ausführung erlassenen Landesgesetze ist ein 
wichtiger Teil dieser Aufgaben speziell geregelt. 
Weitere Maßnahmen übertragen die Länder zur 
Durchführung im allgemeinen den Studentenwer-
ken, die in öffentlicher oder privater Rechtsform er-
richtet wurden. Absatz 4 legt deswegen vor allem 
fest, daß die soziale Förderung der Studenten nicht 
ohne Mitwirkung der Hochschulen durchgeführt 
werden soll. Die Art ihrer Mitwirkung sowie Vor-
aussetzungen, Inhalt und Umfang der Förderungs-
maßnahmen werden nicht im Hochschulrahmenge-
setz geregelt. 

Besonders hervorgehoben werden die Bedürfnisse 
behinderter Studenten. Sie erfordern gezielte Maß- 
nahmen, die eine vollständige Eingliederung der 
Behinderten in das gesellschaftliche Leben ermögli-
chen. Gerade die wissenschaftliche Berufsausbil-
dung ist geeignet, körperliche Behinderungen aus-
zugleichen und den Behinderten qualifizierte beruf-
liche Möglichkeiten zu eröffnen. Die Aufgabe ist 
hier hervorgehoben, da vor allem durch die Zunah-
me von Verkehrsunfällen immer mehr behinderte 
junge Menschen einer besonderen Hilfe bedürfen. 
Sie muß insbesondere auch bei der Erstellung von 
Hochschulbauten und Studentenwohnheimen Be-
achtung finden. 

Die Hochschulen sollen nach Absatz 4 Satz 2 in ih-
rem Bereich auch den Sport fördern. Indem sie den 
Hochschulmitgliedern Gelegenheit zu sportlicher 
Betätigung bieten, erfüllen sie sowohl eine soziale 
als auch eine Funktion der gesundheitlichen Vor-
sorge. 

Die Wissenschaft ist international. Kooperation und 
Kommunikation mit Wissenschaftlern und Institu-
ten aller Staaten ist daher sowohl eine notwendige 
Voraussetzung für die Fortentwicklung der Wissen-
schaften als auch ein Instrument internationaler 
Verständigung und einer Politik guter Nachbar-
schaft. Ebenso bedarf die berufliche Ausbildung des 
Erfahrungsaustauschs und der Abstimmung auf in-
ternationaler, insbesondere auf europäischer Ebene. 
Diesen Notwendigkeiten der Zusammenarbeit und 
Kommunikation trägt Absatz 5 Rechnung. Er weist 
den Hochschulen die Aufgabe zu, die Zusammenar-
beit im Hochschulbereich und den Austausch zwi-
schen deutschen und ausländischen Hochschulen 
zu fördern. Zur Erfüllung dieser Aufgabe können 
die Hochschulen eine Vielzahl von Maßnahmen 
treffen, welche die Freizügigkeit, den Austausch 
und die Zusammenarbeit fördern. Im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten sollen die Hochschulen ihren Mit-
gliedern ebenso wie ausländischen Hochschulleh-
rern, Wissenschaftlern und Studenten den Über-
gang zwischen deutschen und ausländischen Hoch-
schulen erleichtern; dazu gehört die gegenseitige 
Anerkennung von Studienleistungen und Hoch-
schulprüfungen. Die Hochschulen können solche 
Aufgaben internationaler Zusammenarbeit auch ge-
meinschaftlich wahrnehmen. Im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeiten können sie die internationale Zusam-
menarbeit durch vertragliche Vereinbarungen dau-
erhaft regeln. 
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Absatz 6 verpflichtet die Hochschulen zu verstärk-
tem Zusammenwirken mit den staatlichen oder 
staatlich geförderten Forschungseinrichtungen einer-
seits und mit den Einrichtungen des Bildungs-
wesens andererseits. Die Zusammenarbeit mit den 
staatlich geförderten Forschungseinrichtungen, 
etwa den Instituten der Max-Planck-Gesellschaft 
oder den staatlichen Großforschungszentren, kann 
sich beispielsweise auf die Nutzung von Anlagen 
und Arbeitsplätzen, auf die Heranbildung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses, auf den Austausch 
von Wissenschaftlern und Informationen oder auf 
die Abstimmung von Forschungsprogrammen er-
strecken. Dadurch können Lehre und Studium den 
Bezug auch zu solchen Forschungsbereichen, -the-
men und -methoden wahren oder herstellen, die an 
der einzelnen Hochschule nicht bearbeitet werden. 
Die Kooperation der Hochschulen mit anderen Ein-
richtungen des Bildungswesens kann etwa der cur-
ricularen Abstimmung, der wissenschaftlichen Be-
gleitung von Schulreformen und der Entwicklung 
eines wissenschaftlich orientierten Angebots von 
Veranstaltungen der Weiterbildung dienen. 

Die ständig wachsenden Aufwendungen für das 
Hochschulwesen und die zunehmende Bedeutung 
der Aufgaben des Hochschulwesens für die Gesell-
schaft begründen die in Absatz 7 geregelte Pflicht 
der Hochschulen, über die Erfüllung ihrer Aufga-
ben regelmäßig öffentlich Rechenschaft abzulegen. 
Hier, wie an mehreren anderen Stellen des Ent-
wurfs, kommt die Überzeugung der Bundesregie-
rung zum Ausdruck, daß die  Erfüllung der öffentli-
chen Aufgaben der Hochschulen durch eine Pflicht 
zur Information der Öffentlichkeit vielfach wirksa-
mer gefördert wird als durch staatliche Weisungen 
im Detail. Die Verpflichtung zu öffentlicher Re-
chenschaft entspricht der gesellschaftlichen Verant-
wortung von Forschung, Lehre und Studium und ist 
das notwendige Gegenstück der Freiheit von For-
schung, Lehre und Studium sowie der den Hoch-
schulen gewährten Selbstverwaltung. Gleichzeitig 
bietet sie den Hochschulen eine Möglichkeit zur 
Selbstdarstellung in der Gesellschaft. Für die For-
schungstätigkeit an den Hochschulen sieht § 24 
Abs. 2 regelmäßige Forschungsberichte der Hoch-
schulen vor. 

Angesichts zunehmender Spezialisierung und Ko-
sten wäre es eine verfehlte Hochschulpolitik, jeder 
einzelnen Hochschule alle in Betracht kommenden 
Fachrichtungen und in diesen Fachrichtungen alle 
Aufgaben von Forschung, Lehre und Studium zuzu-
weisen. In geeigneter Weise, insbesondere durch 
die Bildung von Gesamthochschulen, muß dennoch 
gewährleistet sein, daß jeweils die Verbindung von 
Forschung, Lehre und Studium auch bei unter-
schiedlicher Aufgabenstellung gewahrt bleibt oder 
hergestellt wird. Denn ihre Trennung würde die 
Wissenschaftlichkeit und damit die Qualität des 
Studiums und der Lehre gefährden und der For-
schung wertvolle Impulse entziehen. Die Bundesre-
gierung ist der Auffassung, daß die Wissenschaft-
lichkeit von Studium und Lehre in allen Stufen der 
Hochschulausbildung am besten durch integrierte 
Gesamthochschulen sichergestellt werden kann, 
und daß, bei Anerkennung einer notwendigen 

Schwerpunktbildung, auch die Forschung in einem 
derartigen Hochschulsystem die Chance größter 
Produktivität erhält. 

Andere als die im Hochschulrahmengesetz genann-
ten Aufgaben dürfen die Länder den Hochschulen 
nur übertragen, wenn sie mit den in Absatz 1 ge-
nannten Aufgaben zusammenhängen und deren Er-
füllung nicht beeinträchtigen. Diese Regelung soll 
die Hochschulen vor einer Überlastung mit Aufga-
ben schützen, die ihren wissenschaftlichen und 
künstlerischen Auftrag und ihre Ausbildungsaufga-
ben nicht fördern. Andererseits haben die Hoch-
schulen im Rahmen ihrer allgemeinen Aufgaben-
stellung und ihrer jeweiligen Ausstattung auch ge-
wisse gemeinnützige Dienstleistungen zu erfüllen. 
Zu den Aufgaben, ,die den Hochschulen übertragen 
werden können, gehören die Krankenversorgung im 
Rahmen der Kliniken und praktische Dienste, bei 
denen wissenschaftliche Methoden angewandt wer-
den, beispielsweise Materialprüfungen und Hygie-
neuntersuchungen. 

Wird einer Hochschule nach Absatz 8 Satz 2 eine 
weitere Aufgabe übertragen, so gehört deren Wahr-
nehmung zu den hauptberuflichen Aufgaben der 
Hochschullehrer der betreffenden Hochschule (§ 46 
Abs. 1 Satz 2). 

Zu § 3 — Freiheit von Kunst und Wissenschaft, 
Forschung, Lehre und Studium 

Das Hochschulrahmengesetz kann als einfaches Ge-
setz den Inhalt der verfassungsrechtlichen Gewähr-
leistung von Kunst- und Wissenschaftsfreiheit (Ar-
tikel 5 Abs. 3 Satz 1 GG) weder authentisch intepre-
tieren noch konstitutiv bestimmen. Die Regelung 
kann nur allgemein anerkannte und durch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts be-
stätigte Aspekte dieser Grundrechte deklaratorisch 
hervorheben. Dadurch unterstreicht sie die Bedeu-
tung der Verfassungsgarantien wissenschaftlicher 
und künstlerischer Freiheit für die Gestaltung des 
Hochschulwesens und weist zugleich die Grund-
rechtsträger auf gesicherte Inhalte und Grenzen ih-
rer Freiheitsrechte hin. 

Wissenschaft und Kunst haben gesellschaftliche 
Wirkungen und Bedeutung. Die wissenschaftliche 
Entwicklung beeinflußt maßgeblich die gesell-
schaftliche Entwicklung. Dadurch ist der Wissen-
schaft und den Wissenschaftlern neue Verantwor-
tung zugewachsen. Auf diese Verantwortung macht 
Absatz 1 Satz 1 die Mitglieder der Hochschulen auf-
merksam. Die Bestimmung weist die Hochschulmit-
glieder darauf hin, daß die durch Artikel 5 Abs. 3 
des Grundgesetzes verbürgten Rechte nicht nur in-
dividueller Entfaltung, sondern zugleich der Wahr-
nehmung gesellschaftlicher Aufgaben dienen. Aus 
diesem Grund sind die im öffentlichen Hochschul-
wesen Tätigen gehalten, die ihnen verbürgten 
Grundrechte im Bewußtsein ihrer Verantwortung 
vor der Gesellschaft zu nutzen und sie dadurch zu 
wahren, daß sie für ihre Verwirklichung eintreten. 

Andererseits folgt aus der Schlüsselfunktion, die ei

-

ner freien Wissenschaft sowohl für die Selbstver

-

wirklichung des Einzelnen als auch für die gesell- 
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schaftliche Entwicklung zukommt, die in Satz 2 nie-
dergelegte Pflicht des Landes, der Hochschulen und 
ihrer Organe, die Ausübung der in § 3 erwähnten 
Rechte zu ermöglichen. Die Verpflichtung des Lan-
des schließt die Verantwortung für eine freie Wis-
senschaft und Kunst ein. Das Land hat jeder Aus-
höhlung der Freiheitsgarantien vorzubeugen. Dazu 
gehört nicht nur, daß das Land die Pflege freier 
Wissenschaft und Kunst und ihre Vermittlung in 
Lehre und Studium finanziell und organisatorisch 
ermöglicht, sondern auch, daß es funktionsfähige 
Institutionen für einen freien Wissenschaftsbetrieb 
erhält bzw. herstellt. Entsprechende Verpflichtun-
gen haben im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und 
Möglichkeiten auch die Hochschulen selbst und 
ihre Organe. 

Die in Absatz 2 Satz 1 niedergelegte Umschreibung 
der Forschungsfreiheit wurde auch vom Bundesver-
fassungsgericht verwendet. Sie kennzeichnet aller-
dings nur exemplarisch den vorbehaltlos geschütz-
ten individuellen Freiraum. 

Absatz 2 Satz 2 kennzeichnet demgegenüber dieje-
nigen Fragen der Forschung, die Beschlüssen der 
zuständigen Hochschulorgane zugänglich sind. Sie 
beziehen sich auf die Organisation des Forschungs-
betriebes, die Förderung und Abstimmung von For-
schungsvorhaben und die Bildung von Forschungs-
schwerpunkten. Das Zusammenwirken vieler 
Grundrechtsträger im öffentlichen Forschungsbe-
trieb der Hochschulen und die Begrenztheit der 
verfügbaren Forschungsmittel machen Fragen die-
ser Art auch in den Hochschulen regelungsbedürf-
tig. Bei den nach Absatz 2 Satz 2 zulässigen Be-
schlüssen ist vom Vorrang der individuellen Initia-
tive auszugehen. Im Regelfall kommt die korporati-
ve Initiative subsidiär, beispielsweise zur Koordi-
nation von Eigeninitiativen oder zur Kompensation 
fehlender Eigeninitiative in Frage. Das kann sich 
naturgemäß nur auf solche Angelegenheiten bezie-
hen, die Gegenstand individueller Initiative sein 
können. Die Hochschulen sind aber nicht nur der 
Raum für die sich in wissenschaftlicher Eigenge-
setzlichkeit vollziehenden einzelnen Forschungs-
prozesse, sondern Gegenstand und Mittel einer öf-
fentlich kontrollierten Forschungspolitik. Die zur 
Verwirklichung einer solchen Forschungspolitik 
notwendigen Beschlüsse können die zuständigen 
Hochschulorgane treffen. 

Gegenstand korporativer Entscheidung ist auch die 
Forschung mit Mitteln Dritter. Die Regelungen des 
§ 26 stellen wiederum keine Beschränkung der indi-
viduellen Forschungsfreiheit dar, sondern dienen 
auch dazu, die Forschungsfreiheit nicht durch perso-
nelle oder finanzielle Beanspruchung von seiten Drit-
ter oder durch die Abhängigkeit von Dritten gefähr-
den zu lassen. 

Die in Absatz 2 für die Forschung aufgestellten 
Grundsätze sollen nach Satz 3 für künstlerische 
Entwicklungsvorhaben entsprechend gelten. Die ent-
sprechende Anwendung muß die Besonderheiten 
künstlerischer Tätigkeit berücksichtigen und die 
Grundsätze diesen Besonderheiten anpassen. 

Absatz 3 Satz 1, dessen Formulierungen ebenfalls 
durch das Bundesverfassungsgericht verwendet 
wurden, umschreibt den Kernbereich der durch Ar-
tikel 5 Abs. 3 des Grundgesetzes gewährleisteten 
Lehrfreiheit. Dieser vorbehaltlos geschützte, absolu-
te Freiraum ist jeder Beschlußfassung entzogen. Er 
steht allen Lehrenden zu und umfaßt insbesondere 
den Inhalt der Lehre, den methodischen Ansatz und 
das Recht auf Äußerung von wissenschaftlichen 
Lehrmeinungen. Auch diese Umschreibung ist nicht 
abschließend, sondern exemplarisch. Der Hinweis 
auf Artikel 5 Abs. 3 Satz 2 stellt klar, daß die Frei-
heit der Lehre nicht von der Treue zur Verfassung 
entbindet. Die Lehrfreiheit steht auch den durch 
Dienstverhältnisse begründeten Lehrverpflichtun-
gen nicht entgegen. Sie bedeutet nicht die Freiheit, 
zu lehren oder nicht zu lehren, sondern bei der Er-
füllung der Lehraufgaben die Freiheit von Bindun-
gen in bezug auf den Inhalt der Lehre, den metho-
dischen Ansatz und die vertretene Lehrmeinung. 
Nach Absatz 3 Satz 2 sind daher Beschlüsse der zu-
ständigen Hochschulorgane in Fragen der Lehre in-
soweit zulässig, als sie sich auf die Organisation 
des Lehrbetriebes und auf die Aufstellung und Ein-
haltung von Studien- und Prüfungsordnungen be-
ziehen. Den Vorrang der Eigeninitiative und Selbst-
koordination haben auch solche Beschlüsse zu be-
achten; andererseits sind die Hochschulen als wis-
senschaftliche Ausbildungsstätten Gegenstand und 
Mittel öffentlich kontrollierter Bildungspolitik. Dem 
trägt die Regelung des § 13 Rechnung, indem sie 
den Hochschulen die Aufgabe zuweist, auf der 
Grundlage einer jährlichen Studienplanung das zur 
Einhaltung der Studienordnungen erforderliche 
Lehrangebot sicherzustellen, und den Fachberei-
chen zu diesem Zweck die Befugnis verleiht, seinen 
in der Lehre tätigen Angehörigen im Rahmen ihrer 
Dienstverhältnisse bestimmte Lehraufgaben zu 
übertragen, wenn das erforderliche Lehrangebot an-
ders nicht sichergestellt werden kann. 

Diese Abgrenzung zwischen individuellem Frei-
heitsrecht und Organkompetenz wird in § 14 Abs. 4 
Satz 2 für einen Fall — die Übernahme von Studien-
einheiten im Medienverbund — besonders konkreti-
siert. 

Die Freiheit des Studiums gehört zu den bestim-
menden Merkmalen des Hochschulwesens in 
Deutschland. Sie umfaßt insbesondere die freie 
Wahl der Lehrveranstaltungen und das Recht, in-
nerhalb eines Studienganges Schwerpunkte nach 
eigener Wahl zu bestimmen. Darüber hinaus ent-
hält sie das Recht, eigenständig wissenschaftliche 
und künstlerische Meinungen zu erarbeiten und zu 
äußern. Das schließt ein Recht auf wissenschaftlich 
begründete Kritik von Lehrmeinungen ein. Die 
Hochschule kann ihren Ausbildungsauftrag für eine 
wachsende Zahl von Studenten indessen nur bei ei-
ner Neuordnung der Studiengänge im Rahmen er-
füllbarer Regelstudienzeiten erfüllen; entsprechen-
de Festlegungen über den Inhalt und den Aufbau 
des Studiums müssen in Studien- und Prüfungsord-
nungen (§§ 12, 17) getroffen werden, die daher nach 
§ 3 Abs. 4 den notwendigen Rahmen setzen, in dem 
sich die Freiheit des Studiums verwirklicht. Ande-
rerseits ist durch § 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 4 
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gesichert, daß dies Freiheit ihrerseits als inhaltliche 
Vorgabe bei der Ordnung des Studiums beachtet 
wird. 

Zu § 4 — Neuordnung des Hochschulwesens 

§ 4 regelt programmatisch die inhaltliche und orga-
nisatorische Neugestaltung des Hochschulwesens. 
Die Bestimmung sieht die Hochschulreform nicht 
als einen einmaligen Vorgang, sondern als ständige 
gemeinsame Aufgabe der Hochschulen und der zu-
ständigen staatlichen Stellen (Absatz 1). Darin 
kommt zum Ausdruck, daß die Hochschulreform 
nur in enger Zusammenarbeit aller für das Hoch-
schulwesen zuständigen oder im Hochschulwesen 
verantwortlichen Entscheidungsträger bewältigt 
werden kann. Die Bestimmung begründet eine Ko-
operationspflicht des Staates und der Hochschulen. 
Sie verpflichtet die Hochschulen, auch an den in 
staatlicher Zuständigkeit liegenden Maßnahmen 
mitzuwirken und solche Maßnahmen bei eigenen 
Reformvorhaben zu berücksichtigen. Umgekehrt 
wird auch der Staat verpflichtet, bei der Wahrneh-
mung seiner Zuständigkeiten mit den Hochschulen 
zusammenzuarbeiten. Die Pflicht zum Zusammen-
wirken nimmt jedoch den Hochschulen nicht die 
Befugnis, alle in ihre Zuständigkeit fallenden Reform-
maßnahmen in eigener Verantwortung zu treffen. 

Als Ziel der Neuordnung des Hochschulwesens legt 
§ 4 fest, daß Aufgaben in Forschung, Lehre und Stu-
dium, die bisher von Hochschulen mit unterschied-
licher Aufgabenstellung wahrgenommen wurden, 
verbunden werden; als organisatorisches Mittel für 
die Verwirklichung dieses Ziels wird die Gesamt-
hochschule genannt. Diese Verbindung von For-
schung, Lehre und Studium ist Wesensmerkmal je-
der Gesamthochschule und gewährleistet den Wis-
senschaftsbezug der Lehre in allen Studiengängen 
einerseits, den Bezug der Forschung zu Lehre und 
Studium andererseits. Die Gesamthochschule über-
windet durch dieses einheitliche Prinzip die institu-
tionelle Aufspaltung des bisherigen Hochschulwe-
sens in wissenschaftliche und sonstige Hochschulen 
und beseitigt überholte Prestigeunterschiede zwi-
schen den verschiedenen Hochschularten. 

Durch die Bildung von Gesamthochschulen sollen 
auch der Lehrkörper und die Studentenschaft der 
zusammengefaßten Hochschulen verbunden wer-
den. Beim Zusammenschluß von Hochschulen zu ei-
ner integrierten Gesamthochschule geschieht das 
ohnehin, weil die zusammengeschlossenen Hoch-
schulen ihre rechtliche Selbständigkeit verlieren; 
notwendige Rechtsfolge hieraus ist die Verschmel-
zung ihrer Lehrkörper und ihrer Studentenschaften. 
Werden dagegen mehrere Hochschulen unter Wah-
rung ihrer rechtlichen Selbstständigkeit zur koope-
rativen Form der Gesamthochschule verbunden, so 
ist die Verbindung der Lehrkörper und der Studen-
tenschaften vor allem durch die Bildung gemeinsa-
mer Organe oder Gremien herbeizuführen. So kön-
nen etwa gemeinsame Berufungskommissionen und 
gemeinsame Ausschüsse für studentische Belange 
gebildet werden. Solche Kooperationsformen kön-
nen auch den Prozeß der inhaltlichen Verbindung 
der verschiedenen Hochschulaufgaben fördern. 

Das allgemeine inhaltliche Ziel der Neuordnung 
des Hochschulwesens wird durch die in Absatz 3 
Nr. 1 bis 9 hervorgehobenen Ziele konkretisiert und 
ausgefüllt. Vorrangiges Ziel der Neuordnung durch 
die Bildung von Gesamthochschulen ist die Stu-
dienreform. Sie soll nach Nummer 1 ein Angebot 
von Studiengängen gewährleisten, die inhaltlich 
und zeitlich gestuft, integriert und aufeinander be-
zogen sind. Frühzeitige berufsbefähigende Ab-
schlüsse sollen ermöglicht, Sackgassen vermieden 
und der Wissenschafts- und Praxisbezug in allen 
Stufen garantiert werden. Ein derartig differenzier-
tes und integriertes Studienangebot kann dem Stu-
denten ein jeweils seiner Neigung, Begabung und 
Leistungsfähigkeit entsprechendes Studium mit ei-
nem berufsqualifizierenden Abschluß ermöglichen, 
ohne daß die Stufung zu einer Abschottung der 
Studiengänge voneinander führt. Die Studiengänge 
müssen vielmehr so angelegt sein, daß sie nach 
verschiedenen Studienzeiten berufsqualifizierende 
Abschlüsse und ein möglichst hohes Maß der An-
rechnung von Leistungen in verschiedenen Studien-
gängen ermöglichen. Abstufungen innerhalb der 
Studiengänge und zwischen Studiengängen müssen 
sich an den Erfordernissen beruflicher Tätigkeits-
felder und den entsprechenden Studieninhalten aus-
richten. Sie dürfen keine Prestigebarrieren erhalten 
oder errichten. 

Die Hochschulen, insbesondere die Gesamthoch-
schulen, sollen daher in allen dafür geeigneten 
Fachrichtungen mehrere, auf verschiedene Tätig-
keitsfelder wissenschaftlich vorbereitende Studien-
gänge anbieten. Unter Wahrung dieses Zieles sehen 
die einzelnen Studiengänge unterschiedliche inhalt-
liche Schwerpunkte vor, die sich wiederum an den 
spezifischen Anforderungen der Tätigkeitsfelder 
ausrichten. Die Entwicklung derartiger differenzier-
ter Studiengänge innerhalb einer Fachrichtung ist 
Aufgabe der Studienreform. Sie erfordert die Be-
rücksichtigung einschlägiger Forschung. Ob sich 
eine Fachrichtung zur Entwicklung eines integrier-
ten und differenzierten Studiengangangebotes eig-
net, hängt vor allem von der wissenschaftlichen 
Entwicklung und dem bereits erreichten oder not-
wendigen Grad der Verwissenschaftlichung eines 
Tätigkeitsfeldes ab. 

Die Integration der Studiengänge ist — auch über 
die Grenzen einer Fachrichtung hinaus — insbeson-
dere dadurch zu erreichen, daß gemeinsame Stu-
dienabschnitte oder aufeinander folgende Studien-
gänge geschaffen werden. Damit werden zwei ver-
schiedene Möglichkeiten der Verbindung von Stu-
diengängen aufgezeigt. Im Falle alternativer Stu-
diengänge sind gemeinsame Studienabschnitte so-
weit zu schaffen, als dies die Studieninhalte zulas-
sen; aufeinander folgende Studiengänge wiederum 
kommen dort in Betracht, wo in Ergänzung oder 
Vertiefung der durch den ersten Studiengang er-
worbenen Qualifikationen eine zusätzliche Quali-
fikation vermittelt werden soll. 

Während § 4 Abs. 3 Nr. 1 die Integration verschie-
dener Studiengänge als vorrangige Zielsetzung für 
ihre Ausgestaltung vorschreibt, gebietet § 4 Abs. 3 
Nr. 2 für den Fall, daß eine Integration nach Ab-
satz 3 Nr. 1 nicht möglich oder zweckmäßig ist, die 
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Durchlässigkeit zwischen Studiengängen gleicher 
oder verwandter Fachrichtungen. Die Durchlässig-
keit soll durch einen Aufbau der Studiengänge si-
chergestellt werden, der eine weitgehende Anrech-
nung erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen 
ermöglicht. 

Durch Absatz 3 Nr. 3 soll die Wissenschaftlichkeit 
der eher anwendungsorientierten ebenso wie die 
praktische Orientierung der stärker theoriebezoge-
nen Studiengänge gewährleistet werden. Die Ge-
samthochschule ermöglicht und fördert dieses Ziel 
der Neuordnung des Hochschulwesens, indem sie 
Studiengänge mit derartigen Schwerpunkten anbie-
tet und doch in allen Studiengängen die Verbin-
dung von Forschung, Lehre und Studium sowie 
deren Bezug zur Praxis ermöglicht. Das erfordert 
aktive Beteiligung der Studenten an der wissen-
schaftlichen Arbeit und Studiengänge, die ein for-
schendes Lernen und die Beteiligung an For-
schungsprojekten bis zur selbständigen Forschung 
ermöglichen. Der Bezug zur Praxis kann vor allem 
durch praktische Themen- und Problemstellung und 
durch die Einbeziehung praktischer Tätigkeiten in 
den Studiengang hergestellt werden. 

Die Verbindung von Wissenschaft und Praxis soll 
nicht einseitig einer Anwendungsorientierung der 
wissenschaftlichen Arbeit und Ausbildung, sondern 
ebenso der wissenschaftlichen Überprüfung der 
Praxis dienen. Unter Praxis ist im übrigen nicht nur 
die berufliche Praxis, sondern das gesamte Spek-
trum gesellschaftlicher Probleme zu verstehen. 

Die starke Expansion der Studentenzahlen und der 
ständige Anstieg der für Forschungsprogramme er-
forderlichen Aufwendungen machen es notwendig, 
alle Möglichkeiten zur gemeinsamen Aufstellung 
und Durchführung von Forschungs- und Lehrpro-
grammen zu nutzen. Zwischen den Hochschulen 
sind deshalb geeignete Kooperationsformen zu ent-
wickeln und Koordinationsgremien einzurichten, 
die das in Absatz 3 Nr. 4 festgelegte Ziel verwirkli-
chen. (Für den Bereich der Forschung regelt § 24 
die Kooperation zwischen den Hochschulen und 
wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb des 
Hochschulbereichs). Die Zielsetzung des Absatz 3 
Nr. 4 schließt selbstverständlich die mehrfache Be-
arbeitung oder parallele Entwicklung von gleichen 
oder ähnlichen Programmen nicht aus, gebietet 
aber, die Kenntnis derartiger Parallelvorhaben zu 
vermitteln und deren Zweckmäßigkeit zu prüfen. 

Es ist weder zweckmäßig noch möglich, an jeder 
Gesamthochschule alle Fachrichtungen anzubieten. 
Auch Gesamthochschulen sollen zueinander im 
Verhältnis der Arbeitsteilung und der Schwer-
punktbildung stehen. Absatz 3 Nr. 4. bezieht auch 
andere Forschungs- und Bildungseinrichtungen in 
die Abstimmung von Schwerpunkten in Forschung 
und Lehre ein und ermöglicht damit eine Verflech-
tung des Hochschulwesens mit dem übrigen Bil-
dungs- und Forschungssystem. 

Die Bildung von Forschungsschwerpunkten soll die 
Durchführung aufwendiger Forschungsarbeiten im 
Hochschulwesen auch zukünftig ermöglichen. Die 
weitere Abwanderung wichtiger Forschungsberei

-

che aus dem Hochschulbereich soll verhindert, die 
Eingliederung der bedeutenden Forschungsbereiche 
in das Hochschulwesen soll gefördert werden. Bei 
der Bildung von Schwerpunkten in Forschung und 
Lehre muß die Verbindung zur Praxis intensiviert 
werden. Praxisorientierung kann insbesondere da-
durch erreicht werden, daß die Bedeutung der 
Hochschulen für die regionale Entwicklung berück-
sichtigt wird (so auch § 23 Abs. 2) und spezifische 
Regionalprobleme, die eine wissenschaftliche Ant-
wort erfordern, bearbeitet werden. 

Die notwendige Neubestimmung der Studienziele 
und -inhalte fordert verstärkte hochschuldidakti-
sche Arbeit. Ebenso machen das differenzierte An-
gebot integrierter Studiengänge und die Regelstu-
dienzeiten eine wirksame Information der Studen-
ten über Studienmöglichkeiten, über berufliche 
Chancen und über Inhalte, Aufbau und Anforderun-
gen eines entsprechenden Studiums erforderlich. 
Absatz 3 Nr. 5 und 6 erklären darum eine wirksame 
Studienberatung und die Förderung der Hochschul-
didaktik zu einem wichtigen Ziel der Neuordnung 
des Hochschulwesens. Zu ihrer Wahrnehmung sind 
an den Hochschulen leistungsfähige Einrichtungen 
zu schaffen. Für die hochschuldidaktische Arbeit 
und eine wirksame Studienberatung schafft die Ge-
samthochschule besonders günstige Voraussetzun-
gen. Bei der Information der Studenten über die be-
ruflichen Chancen sollen die Hochschulen auch mit 
der Berufsberatung der Bundesanstalt für Arbeit zu-
sammenwirken (vgl. auch § 15). 

Die Zusammenfassung bisher getrennter Hochschu-
len zu Gesamthochschulen dient schließlich auch 
dazu, die Hochschuleinrichtungen wirksam zu nut-
zen (Absatz 3 Nr. 7) und dadurch — über den si-
cherlich notwendigen Ausbau hinaus — Kapazitä-
ten für die schnell zunehmende Zahl von Studenten 
zu schaffen. Denn die Trennung von Hochschulen 
unterschiedlicher Aufgabenstellung verhinderte 
bisher häufig eine optimale Nutzung ihrer Einrich-
tungen und Ausstattung und eine wirksam abge-
stimmte Tätigkeit des Personals. 

Der Bildung von Schwerpunkten in Forschung und 
Lehre muß eine verstärkte Kooperation und Mobili-
tät zwischen den Hochschulen gegenüberstehen. 
Nach Absatz 3 Nr. 8 sind Forschungsmöglichkeiten 
für Hochschullehrer an anderen Hochschulen zu er-
öffnen, wenn an ihren Hochschulen keine entspre-
chenden Forschungsmöglichkeiten bestehen. Da-
durch wird die Verbindung von Forschung, Lehre 
und Studium sichergestellt, ohne daß jeweils ein 
zusätzlicher kostspieliger Ausbau erforderlich wird. 
Als Forschungseinrichtungen, die den Hochschul-
lehrern zugänglich sein sollen, kommen auch ge-
förderte Forschungseinrichtungen außerhalb des 
Hochschulwesens in Betracht. Den dienstrecht-
lichen Aspekt des Absatz 3 Nr. 8 regelt § 46 Abs. 4. 

Die Beseitigung institutioneller Schranken zwi-
schen den Hochschularten soll eine den Zusammen-
hang aller Hochschuleinrichtungen berücksichti-
gende Planung ermöglichen (§ 4 Abs. 3 Nr. 9). Dies 
wird vor allem durch die Planung der Hochschulen 
und der Länder nach den §§ 68 und 69 sowie durch 
die gemeinsame Rahmenplanung von Bund und 
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Ländern nach Artikel 91 a GG und dem Hoch-
schulbauförderungsgesetz verwirklicht. Diese Pla-
nungen sollen im Interesse der Chancengleichheit 
auch dem Abbau vorhandener Unterschiede im re-
gionalen Angebot an Hochschuleinrichtungen die-
nen, und zwar auch über die Grenzen einzelner 
Länder hinweg (vgl. auch Raumordnungsbericht 
1972 der Bundesregierung, S. 54 ff., S. 103 ff.). 

Zu § 5 — Gesamthochschule 

§ 5 regelt die organisatorische Verwirklichung der 
den Ländern und Hochschulen durch § 4 Abs. 2 auf-
getragenen Neuordnung des Hochschulwesens 
durch Bildung von Gesamthochschulen. 

Gesamthochschulen können entweder durch die Zu-
sammenfassung von Hochschulen mit bisher unter-
schiedlicher Aufgabenstellung oder durch die Er-
weiterung der Aufgabenstellung einer bestehenden 
Hochschule oder schließlich durch Neugründung 
gebildet werden. Welche dieser Möglichkeiten im 
Einzelfall in Betracht kommt, richtet sich vor allem 
nach den örtlichen und fachlichen Gegebenheiten. 
Die Zusammenfassung von Hochschulen unter-
schiedlicher Aufgabenstellung zu Gesamthochschu-
len bietet sich kurzfristig insbesondere dort an, wo 
einander ergänzende Hochschularten, etwa eine 
Universität und eine Fachhochschule, an einem Ort 
oder in benachbarten Orten bereits bestehen. Die 
Erweiterung der Aufgabenstellung einer Hochschu-
le bietet sich insbesondere dort an, wo keine weite-
ren Hochschulen mit ergänzender Aufgabenstellung 
vorhanden sind, oder wo neben einer vorhandenen 
Hochschule, vor allem einer großen Universität, zur 
Entlastung eine weitere Hochschule als Gesamt-
hochschule ausgebaut werden soll. 

Die Bildung von Gesamthochschulen ist kein 
Selbstzweck, sondern das organisatorische Mittel 
zur Verwirklichung des in § 4 Abs. 3 beschriebenen 
Studien- und Forschungssystems. § 5 Abs. 2 legt 
darum Kriterien fest, die bei der Bildung von Ge-
samthochschulen zu beachten sind, damit die Ge-
samthochschule ihre Reformfunktion erfüllen kann. 
Diese Kriterien sind einerseits Richtlinien für die 
Ausgestaltung von Gesamthochschulen, andererseits 
Voraussetzungen für die Bildung von Gesamthoch-
schulen. 

Die Neuordnung des Hochschulwesens durch Bil-
dung von Gesamthochschulen hat also eine organi-
satorische Zielsetzung. Diese ist jedoch nicht der 
eigentliche Zweck, sondern das Mittel, um ent-
scheidende inhaltliche Veränderungen im Hoch-
schulwesen (§ 4) zu ermöglichen und zu fördern. 

Die Bundesregierung hält an der integrierten Ge-
samthochschule als einem zentralen hochschulpoli-
tischen Ziel fest. Sie ist der Meinung, daß die in § 4 
angestrebten Ziele letztlich nur in der Organisa-
tionsform der integrierten Gesamthochschule zu 
verwirklichen sind. Sie weiß aber ebenso, daß die-
ses Ziel langfristig ist, und daß Termine für eine 
Verwirklichung durch ein Bundesgesetz heute nicht 
vorgeschrieben werden könnten, wenn die Ver

-

wirklichung der Ziele des § 4 — und nicht ein Eti-
kett — Gegenstand der Bildung von integrierter 
Gesamthochschulen sein soll. Denn die Bildung in-
tegrierter Gesamthochschulen ist ein Prozeß, in 
dem organisatorische und inhaltliche Maßnahmen 
schrittweise aufeinanderfolgen und zusammenwir-
ken müssen. Der organisatorische Zusammenschluß 
von Hochschulen fördert zwar die inhaltliche Inte-
gration der Aufgaben verschiedener Hochschulen 
nach Auffassung der Bundesregierung besonders 
wirksam. Angesichts der Schwierigkeiten bei der 
En twicklung eines integrierten Studiensystems 
kann jedoch für die inhaltliche Neugestaltung des 
Hochschulwesens und die Bildung integrierter Stu-
diengänge auch der Weg über die Kooperation ver-
schiedener Hochschulen gewählt werden. § 5 Abs. 1 
muß deshalb für den Begriff der Gesamthochschule 
die Frage der Integration oder der Kooperation of-
fen lassen, weil es — trotz des Zieles der Integra-
tion — heute nicht möglich wäre, eine im Einzelfall 
sinnvolle Etappe der Kooperation zu befristen. In 
diesem Sinne sind die §§ 4 und 5 des Entwurfs zu 
verstehen. Die Bundesregierung folgt mit dieser 
Konzeption dem Beschluß der Bund-Länder-Korn-
mission für Bildungsplanung. Damit fallen unter 
den Begriff der Gesamthochschule im Sinne des § 5 
Abs. 1 sowohl integrierte als auch kooperative Ge-
samthochschulen, nicht aber solche Verbindungen 
von Hochschulen, die ohne die verbindlichen Ziel-
setzungen des § 4 Abs. 3 die Bezeichnung „Gesamt-
hochschule" lediglich als Etikett für einen losen Er-
fahrungs- oder Planungsaustausch verwenden. Ein 
Hochschulverbund, der sich zusammenschließt, 
ohne die Ziele des § 4 zur Grundlage der Koopera-
tion zu machen und ohne sich hierfür durch Bil-
dung gemeinsamer Organe — z. B. für die Studien-
reform oder die Berufung von Hochschullehrern — 
zu organisieren, ist keine Gesamthochschule im 
Sinne dieses Gesetzes, sondern stellt lediglich ein 
Zusammenwirken von Hochschulen im Sinne des 
§ 7 dar. 

Der Bildung einer funktionsfähigen Gesamthoch-
schule können im Einzelfall objektive Umstände 
entgegenstehen. So ist es nicht sinnvoll, Hochschu-
len zusammenzuschließen, die räumlich weit von-
einander entfernt sind oder fachlich unvereinbare 
Aufgaben haben. Der Zusammenschluß einer wis-
senschaftlichen Hochschule ohne technische Fach-
richtungen mit einer Fachhochschule, die nur tech-
nische Fachbereiche hat, ist beispielsweise nur 
dann sinnvoll, wenn die technischen Fachrichtun-
gen so ausgebaut werden, daß innerhalb einer 
Fachrichtung mehrere Studiengänge angeboten 
werden können. Eine Gesamthochschule muß aber 
auch als Selbstverwaltungseinrichtung funktionsfä-
hig sein. Ihre Größe und räumliche Ausdehnung 
muß darum so bemessen werden, daß die für eine 
Selbstverwaltung unentbehrliche Überschaubarkeit 
und ein gewisser räumlicher Zusammenhang ge-
wahrt bleiben. 

Die genannten Grundsätze gelten gemäß Absatz 3 
auch für die Neugründung von Hochschulen. Auch 
hier ist also unter Anwendung der Kriterien des 
Absatz 2 zunächst zu prüfen, ob die Gründung einer 
Gesamthochschule in Betracht kommt. 
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Zu § 6 — Prüfungspflicht der Länder 

Wenn Gesamthochschulen gebildet werden können, 
sind die Länder in Übereinstimmung mit dem Be-
schluß der Bund-Länder-Kommission für Bildungs-
planung gehalten, Gesamthochschulen einzurichten. 
Absatz 5 verpflichtet darum die Länder, im Zusam-
menwirken mit den Hochschulen zu prüfen, welche 
Hochschulen und Hochschuleinrichtungen sich für 
die Bildung von Gesamthochschulen eignen. Maß-
stab der Prüfung sind die Ziele des § 4, die Kriteri-
en sind in § 5 Abs. 2 genannt. Die jeweils erforder-
lichen Maßnahmen hat das Land als der zuständige 
staatliche Träger innerhalb der beiden auf die Fest-
stellung folgenden Jahre zu treffen. Die Hochschu-
len sind ihrerseits berechtigt und verpflichtet, an 
der Prüfung sowie an der Bildung von Gesamthoch-
schulen mitzuwirken. Sie können die Prüfung durch 
eigene Initiativen einleiten, Vorschläge für die Ge-
staltung der Gesamthochschule vorlegen und ihre 
Verwirklichung durch eigene, in ihrer Zuständig-
keit liegende Maßnahmen fördern. Für die Errich-
tung der Gesamthochschule als Körperschaft und 
die Überleitung der eingegliederten Hochschulen 
ist das Land zuständig. Die Zweijahresfrist, inner-
halb deren das Land die erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen hat, beginnt mit dem Abschluß der Prü-
fung. Eine erste Prüfung hat das Land für seine 
Hochschulen innerhalb eines Jahres nach Inkraft-
treten des Landesgesetzes durchzuführen, das nach 
§ 74 Abs. 1 innerhalb von 2 Jahren nach Inkraft-
treten des Hochschulrahmengesetzes zu erlassen ist. 
Die Prüfung muß innerhalb der Jahresfrist durch-
geführt, also auch abgeschlossen werden. Eine bloße 
Einleitung der Prüfung genügt dem § 6 Abs. 1 nicht. 
Die Fristen in § 6 Abs. 1 und 2 und § 74 Abs. 1 be-
wirken, daß in den Fällen, in denen die Vorausset-
zungen für die Bildung von Gesamthochschulen vor-
liegen, die daraus hervorgehenden Gesamthochschu-
len spätestens 5 Jahre nach dem Inkrafttreten des 
Hochschulrahmengesetzes errichtet sein müssen. 

Die Prüfung nach § 6 Abs. 1 ist kein einmaliger 
Vorgang, sondern eine ständige Aufgabe der Län-
der. Die Fristen in Absatz 1 und 2 sollen gewährlei-
sten, daß die Länder sich dieser Aufgabe ohne Ver-
zögerung annehmen. Sie sind so bemessen, daß sich 
die Bildung von Gesamthochschulen nicht auf orga-
nisatorische Maßnahmen beschränken muß, son-
dern zu der unerläßlichen inhaltlichen Verbindung 
der Studiengänge führen kann. Führt die Prüfung 
nach Absatz 1 zu dem Ergebnis, daß die Vorausset-
zungen des § 5 Abs. 2 zwar noch nicht vorliegen, 
daß sie aber im Laufe der weiteren Entwicklung ge-
schaffen werden können, so sind die Länder und 
Hochschulen nach § 6 Abs. 3 verpflichtet, ihre Pla-
nungen auf die Entwicklung zur Gesamthochschule 
auszurichten und geeignete Maßnahmen in den 
Hochschulentwicklungsplan und den Hochschulge-
samtplan aufzunehmen. Welche Maßnahmen für die 
Bildung einer Gesamthochschule förderlich sind, 
richtet sich nach den örtlichen und fachlichen Ge-
gebenheiten. Vor allem kommt es darauf an, Hin-
dernisse abzubauen, die sich im Hinblick auf § 5 
Abs. 2 ergeben. Aus § 6 Abs. 4 folgt im übrigen, daß 
die Länder und Hochschulen nur zu solchen Maß-
nahmen verpflichtet sind, die keinen unvertretba

-

ren Aufwand erfordern. Allerdings ist bei der Beur-
teilung dessen, was vertretbar ist, die Bedeutung 
der Bildung von Gesamthochschulen für die 
Neuordnung des Hochschulwesens zu beachten. Zu-
dem kann die Bildung von Gesamthochschulen da-
durch, daß sie eine sinnvollere Gestaltung der Stu-
diengänge und eine wirksamere Nutzung der Hoch-
schuleinrichtungen fördert, durchaus erhebliche 
Aufwendungen ausgleichen. Unvertretbar kann der 
erforderliche Aufwand insbesondere dann sein, 
wenn zur Bildung einer Gesamthochschule vorhan-
dene Kapazitäten stillgelegt und an anderer Stelle 
neu errichtet werden müßten. 

Aus dem unterschiedlichen Aufwand, der für den 
Ausbau einer bestehenden Hochschule, den Zusam-
menschluß oder die Verbindung von Hochschulen 
erforderlich ist, kann sich im Einzelfall auch der 
Vorrang einer dieser Lösungen ergeben. 

Können Gesamthochschulen nicht oder nicht mit 
vertretbarem Aufwand gebildet werden, weil die 
Voraussetzungen einer funktionsfähigen Gesamt-
hochschule im Sinne von Absatz 2 nicht gegeben 
sind, so wirken die Hochschulen mit geeigneten an-
deren Hochschulen zusammen, um den Zielen des 
§ 4 Abs. 3 auf diese Weise näherzukommen. Die-
ses Zusammenwirken kann und wird im Einzelfall 
auch ein erster Schritt zu einer später möglich wer-
denden Gesamthochschule sein. Die lose Form der 
Zusammenarbeit angesichts fehlender Vorausset-
zungen für eine zügige Bildung von Gesamthoch-
schulen kann dann insbesondere der Entwicklung 
aufeinander bezogener Studiengänge, einer Förde-
rung der Durchlässigkeit zwischen den Studiengän-
gen, der Bildung von Schwerpunkten in Forschung 
und Lehre und der Abstimmung der Planung die-
nen. Die Formen der Zusammenarbeit werden sehr 
unterschiedlich sein. Sie reichen von koordinieren-
den Gesprächen bis zur Bildung ständiger gemein-
samer Gremien. Absatz 4 verweist insoweit auf § 7, 
der das Zusammenwirken von Hochschulen gene-
rell regelt. 

Zu § 7 — Zusammenwirken von Hochschulen 

Einzelne Hochschulen sind immer auch Teile des 
gesamten Hochschulwesens. Sie können ihre Auf-
gaben darum — auch als Gesamthochschulen — 
nicht isoliert voneinander erfüllen. Viele Aufgaben 
in Forschung, Lehre und Studium lassen sich wirk-
samer im Zusammenwirken mehrerer Hochschulen 
wahrnehmen. Vor allem die Schwerpunktbildung 
und Arbeitsteilung innerhalb des Hochschulwesens 
sowie die Studienreform machen eine verstärkte 
Zusammenarbeit mehrerer Hochschulen notwendig. 
Dem trägt § 7 Rechnung, indem die Bestimmung vor-
schreibt, daß Hochschulen zur besseren Erfüllung 
ihrer Aufgaben zusammenwirken. Dieses Gebot er-
faßt einerseits die Hochschulen, die noch nicht zu 
Gesamthochschulen zusammengeschlossen werden 
können, ebenso aber die Gesamthochschulen und 
deren Zussammenwirken untereinander und mit an-
deren Hochschulen. Das Zusammenwirken soll vor 
allem den Zielen des § 4 dienen, insbesondere den 
in Absatz 3 genannten, und kann die Vorstufe für 
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die Bildung einer Gesamthochschule sein. Auch 
zwischen staatlichen Hochschulen und nach § 72 
staatlich anerkannten Hochschulen ist ein Zusam-
menwirken nach § 7 möglich. 

Das Zusammenwirken ist durch Vereinbarung der 
beteiligten Hochschulen im Einvernehmen mit dem 
Land oder durch das Land sicherzustellen. Die Ver-
einbarung zwischen den beteiligten Hochschulen 
hat ebenso wie die staatliche Regelung öffentlich-
rechtlichen Charakter. Nicht zuletzt deswegen und 
wegen der finanziellen Auswirkungen, die das Zu-
sammenwirken nach § 7 haben kann, ist die Verein-
barung der Hochschulen an das Einvernehmen mit 
dem Land gebunden. Diese Regelung bezieht sich 
aber nur auf solche öffentlich-rechtlich wirkenden 
Vereinbarungen zwischen Hochschulen. Daneben 
sind Formen eines freien Zusammenwirkens zwi-
schen Hochschulen nicht nur möglich, sondern 
auch erstrebenswert, für die ein Einvernehmen mit 
dem Land nicht erforderlich ist. 

Durch Vereinbarung der Hochschulen oder Erlaß 
des Landes gemäß § 7 können auch Institutionen 
geschaffen werden, die das ständige Zusammenwir-
ken mehrerer Hochschulen sicherstellen. Die Mög-
lichkeit eines öffentlich-rechtlich geregelten Zu-
sammenwirkens von Hochschulen ist nicht auf den 
Bereich eines Landes beschränkt. Die Regelung 
kann entweder durch Vereinbarung der die betei-
ligten Hochschulen tragenden Länder und entspre-
chende Erlasse oder Rechtssätze oder durch Ver-
einbarung der beteiligten Hochschulen im Einver-
nehmen mit ihren Ländern getroffen werden. Lan-
desgrenzen dürfen kein Hindernis der Zusammen-
arbeit hierfür geeigneter Hochschulen sein. 

Das Zusammenwirken der Hochschulen nach Ab-
satz 1 wird zumeist auf eine jeweils begrenzte Zahl 
von Hochschulen beschränkt sein und von Fall zu 
Fall unterschiedliche Einzelaufgaben zum Gegen-
stand haben. Demgegenüber tragen die Absätze 2 
und 3 dem Umstand Rechnung, daß mit zunehmen-
der Einbindung der einzelnen Hochschulen in ein 
umfassendes Hochschulsystem Hochschulaufgaben 
entstanden sind, die sinnvoll nur landesweit oder 
bundesweit wahrgenommen werden können. Damit 
diese Aufgaben nicht in unmittelbar staatliche Ver-
waltung genommen und so der Hochschulselbstver-
waltung entzogen werden müssen, sehen die Absät-
ze 2 und 3 die Möglichkeit vor, Institutionen der 
Hochschulselbstverwaltung auf Landesebene zu bil-
den und eine Ebene bundesweiter Hochschulselbst-
verwaltung einzurichten. Diese Institutionen kön-
nen für regionale oder überregionale Belange 
der Hochschulen auch die Vertretung der Hoch-
schulen eines Landes oder aller Länder gegenüber 
den für das Hochschulwesen zuständigen staatli-
chen Stellen übernehmen. Von einer unmittelbaren 
Errichtung solcher regionalen und überregionalen 
Selbstverwaltungseinrichtungen der Hochschulen 
wurde abgesehen, weil die Hochschulen und die 
Länder ihre Gestaltung entscheidend beeinflussen 
sollen. Das ist um so mehr geboten, als über regio-
nale und überregionale Einrichtungen der Hoch-
schulselbstverwaltung noch keine ausreichenden 
Erfahrungen vorliegen und sich im Hinblick auf 

ihre Organisationsstruktur in der hochschulpoliti-
schen Diskussion noch keine festen Auffassungen 
gebildet haben. Insofern ist § 7 eine Aufforderung 
an die Länder und die Hochschulen, sinnvolle insti-
tutionelle Formen zu entwickeln. Dabei kann die 
Initiative gemäß Absatz 2 Satz 1, der auf die 
Regelung des Absatzes 1 verweist, sowohl von den 
Hochschulen als auch von den Ländern ausgehen. 
Eine Vereinbarung der Hochschulen bedarf aller-
dings der Zustimmung des jeweiligen Trägerlandes. 
Die Rechtsform der Hochschulkonferenzen bleibt 
offen, weil auch insoweit noch nicht alle Probleme 
als geklärt gelten können. In Absatz 2 Satz 2 und 3 
werden Grundsätze über die Organstruktur der 
Hochschulkonferenzen aufgestellt, die eine wirksa-
me Selbstverwaltungsarbeit in den Hochschulkon-
ferenzen sicherstellen und ihre Struktur mit der 
Selbstverwaltungsordnung der  Hochschulen abstim-
men sollen. Die Grundsätze räumen in dem zentra-
len Beschlußorgan der Hochschulkonferenz der Lei-
tung als legitimierter Gesamtvertretung der jeweili-
gen Hochschule maßgebenden Einfluß ein und ge-
währleisten andererseits eine breitere Vertretung 
der Hochschulen. Die von dem für die Verabschie-
dung der Grundordnung zuständigen Hochschulor-
gan gewählten Vertreter sind keine Gruppenvertre-
ter, sondern Vertreter der Hochschule insgesamt. 
Für die übrigen Gremien der Hochschulkonferenzen 
werden die Grundsätze über die Mitwirkung in und 
die Zusammensetzung von Selbstverwaltungsgremi-
en, vor allem § 41, in Bezug genommen. Welche Be-
stimmungen im Einzelfall anwendbar sind, richtet 
sich vor allem nach den konkreten Aufgaben des 
Gremiums. 

Absatz 3 begründet keine überregionale Hochschul-
konferenz, sondern geht von der Existenz einer ent-
sprechenden Einrichtung aus, ist also so lange ohne 
Regelungscharakter, als sie nicht besteht. Auf wel-
che Weise eine Hochschulkonferenz dieser Art ge-
bildet werden kann, wird in dieser Bestimmung 
nicht festgelegt. Auf jeden Fall kommen die Mög-
lichkeiten des Absatzes 1 Satz 2 in Betracht. Für 
den Fall, daß eine Hochschulkonferenz für den  Gel-
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes gebil-
det wird, sieht Absatz 3 ihre Mitwirkung bei der 
Wahrnehmung bundesweiter Aufgaben im Hoch-
schulwesen vor und weist auf besonders wichtige 
Aufgaben hin. Die Art der Mitwirkung bedarf noch 
näherer Regelung für die einzelnen Aufgaben. Das 
gilt insbesondere für die Gemeinschaftsaufgaben 
nach Artikel 91 a und 91 b GG, deren Wahrneh-
mung in dem einen Fall nur durch Gesetz mit Zu-
stimmung des Bundesrates, in dem anderen nur 
durch Vereinbarung mit den Ländern geregelt wer-
den kann. Die Bundesregierung mißt der Mitwirkung 
einer überregionalen Selbstverwaltungsinstitution 
der Hochschulen an diesen Aufgaben große Bedeu-
tung zu. 

Für die Struktur einer Hochschulkonferenz für den 
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes 
schreibt Absatz 3 Satz 2 die gleichen Grundsätze 
vor wie für die Hochschulkonferenzen auf Landes-
ebene. Dadurch wird eine im Grundsatz einheitliche 
Selbstverwaltungsstruktur im gesamten Hochschul-
wesen sichergestellt. 
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Zu § 8 — Ziel des Studiums 

§ 8 verankert gemeinsame Anforderungen für alle 
Studiengänge, die an Hochschulen im Sinne des § 1 
des Entwurfs angeboten werden. Die Einheitlichkeit 
der allgemeinen Ziele des Studiums schließt aller-
dings unterschiedliche Gewichtungen im Rahmen 
besonderer Studienziele nicht aus. § 8 bildet die 
einheitliche Basis, auf der ein nach Inhalt, Dauer 
und Abschlüssen differenziertes und aufeinander 
bezogenes Studiensystem aufzubauen ist (§ 4 Abs. 3 
Nr. 1) . 

Vorrangiges allgemeines Studienziel ist die Vorbe-
reitung auf ein berufliches Tätigkeitsfeld. Diese 
Vorbereitung auf ein berufliches Tätigkeitsfeld 
muß auch die Befähigung einschließen, den Anfor-
derungen einer bestehenden Praxis in kritischer Di-
stanz zu begegnen. Die Hochschulen sind — und 
sie sind dies immer gewesen — auch Stätten der 
Berufsausbildung, wenngleich sich ihr Auftrag dar-
in sicherlich nicht erschöpft. Selbstverständlich 
darf die berufsbefähigende Funktion des Studiums 
nicht mit einer spezifischen Einübung in bestimmte 
Berufe verwechselt werden; diese hat in der An-
fangsphase des Berufslebens zu erfolgen. Das Stu-
dium soll sich demgegenüber an breiteren berufli-
chen Tätigkeitsfeldern orientieren, um dem Studen-
ten — auch unter den ständigen Veränderungen in 
der Berufswelt — vielfältige berufliche Entwick

-lungsmöglichkeiten zu eröffnen (vgl. § 9 Abs. 1 

 

Nr. 1). Diese Zielsetzung nötigt einerseits zum be-
wußten Verzicht auf eine allzu vollständige Wis-
sensvermittlung und richtet sich andererseits neben 
der Vermittlung des notwendigen Grundwissens 
immer stärker auf eine Förderung des exemplari-
schen Lernens, auf das kritische Verständnis von 
Zusammenhängen, auf die Kenntnis methodischer 
Möglichkeiten und auf die Bereitschaft zu „lebens-
langem Lernen". Eine derartige Zielsetzung verhin-
dert, daß das Studium starr auf heute gültige Be-
rufsbilder zugeschnitten wird. 

Von sonstiger Berufsausbildung unterscheidet sich 
das Studium an einer Hochschule dadurch, daß es 
in erster Linie die Fähigkeit zu wissenschaftlicher 
oder künstlerischer Arbeit im Rahmen und durch 
den Wissensstoff bestimmter Tätigkeitsfelder ver-
mitteln soll. Wissenschaftliche Arbeit zeichnet sich 
aus durch theoretisch-systematisches Denken sowie 
die Fähigkeit zu selbständigem Erkennen und me-
thodisch fundiertem Lösen neuer Probleme. Diese 
Zielsetzung ist in die berufliche Vorbereitung und 
das jeweilige besondere Studienziel eingebunden. 
Hierdurch wird sich in den einzelnen Studiengän-
gen eine unterschiedliche Gewichtung ergeben. 
Die Forderung nach durchgängig gleichem Maß an 
„Theoriebezug" in allen Studiengängen geht nicht 
nur an den gesellschaftlichen Erfordernissen und 
den unterschiedlichen individuellen Neigungen 
vorbei, sondern ist auch Ausdruck einer nicht ge-
rechtfertigten Abwertung des Praxisbezugs. 

Die Fähigkeit zu wissenschaftlicher Arbeit schließt 
die Befähigung zu wissenschaftlich-kritischem Den-
ken ein. Freiheit von Vorurteilen, Zweifel als Prin-
zip und bewußtes Infragestellen auch von soge-
nannten Selbstverständlichkeiten und Sachzwängen 

gehören an sich zu den Definitionselementen von 
Wissenschaft. Praktische Beispiele unkritischer 
„Wissenschaft" sind aber Anlaß genug, diese Di-
mension noch einmal zu unterstreichen. Auch der 
bisherige Zuschnitt von Inhalten und Formen des 
Studiums ist dieser Forderung zumeist nicht ge-
recht geworden. 

Ziel jeder Ausbildung in einem freiheitlichen, de-
mokratischen und sozialen Rechtsstaat ist nicht zu-
letzt die Erziehung zu verantwortlichem Handeln 
im Rahmen der Grundwerte der Verfassung. Die 
Hochschule muß diesen Auftrag in anderer Weise 
als sonstige Bildungseinrichtungen erfüllen. Der 
Beitrag der Hochschule liegt insbesondere in einer 
Gestaltung des Studiums, die wissenschaftlich be-
gründete Einsichten in gesellschaftliche Bedingun-
gen und Zusammenhänge und die Fähigkeit zu wis-
senschaftlich begründeter Kritik an ihnen eröffnet 
und die Bereitschaft zu entsprechendem Handeln 
auch gegen den Widerstand mächtiger Interessen 
vermittelt. Die Beachtung der Grundsätze der Ver-
fassung verpflichtet gleichzeitig aber auch zur Ein-
haltung der Grenzen, die die Verfassung für die 
Durchsetzung jedweder Interessen und die Austra-
gung von Konflikten zieht. 

Zu § 9 — Studienreform 

Absatz 1 erklärt die Reform von Studium und Prü

-

fungen zur ständigen Aufgabe der Hochschulen und 
setzt für diese Reform inhaltliche Eckwerte fest. 
Diese Eckwerte ergeben sich überwiegend bereits 
aus dem in § 8 genannten allgemeinen Ziel des Stu-
diums, so daß beide Vorschriften in besonders 
engem Zusammenhang stehen. 

„Ständige Studienreform" bedeutet in erster Linie 
ständige Überprüfung der Studieninhalte und -for-
men und ist nicht etwa gleichbedeutend mit fort-
laufenden Änderungen geltender Studien- und Prü-
fungsordnungen. Solchen kurzfristigen Änderungen 
sind schon mit Rücksicht auf die Interessen der 
Studierenden Grenzen gesetzt. Es wird daher darauf 
ankommen, daß einmal reformierte Studien- und 
Prüfungsordnungen auch auf längere Dauer ausrei-
chenden Spielraum für eine permanente Überprü-
fung und Anpassung des Lehrangebots geben. Da-
bei darf die Überprüfung und Anpassung nicht le-
diglich als eine Reaktion auf bereits eingetretene 
Veränderungen der gesellschaftlichen Bedingungen 
oder der beruflichen Praxis mißverstanden werden. 
Die Studienreform kann und soll vielmehr auch 
selbst solche Veränderungen mitbewirken, ohne 
sich dabei zu Lasten der Studierenden in unüber-
brückbaren Widerspruch zu den bestehenden An-
forderungen und Verhältnissen der Berufswelt zu 
begeben.  

Studienreform ist in erster Linie Aufgabe der Hoch-
schulen. Sie fällt aber auch in die Mitverantwortung 
des Staates. Dies gilt zum einen wegen der staatli-
chen Zuständigkeiten für den Erlaß oder die Geneh-
migung von Prüfungsordnungen, zum anderen we-
gen der besonderen Pflicht der staatlichen Behör-
den, die Interessen der Allgemeinheit auch gegen-
über den Hochschulen zu vertreten. Aufgabe staat- 
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licher Mitwirkung wird es ferner sein, die überre-
gionale und die internationale Anerkennung der 
Studienabschlüsse zu gewährleisten und für die 
Einhaltung entsprechender Mindestanforderungen zu 
sorgen. Absatz 1 Nr. 4 setzt der Reformarbeit 
einzelner Hochschulen daher dort eine Grenze, 
wo die Gleichwertigkeit und Anerkennung ein-
ander entsprechender Hochschulabschlüsse und 
damit der notwendige Minimalkonsens zwischen 
Hochschulen und Abnehmerseite gefährdet wird; 
auch die Freizügigkeit der Studenten im Hoch-
schulbereich sollte durch lokale Studienreformen 
nicht stärker als notwendig eingeschränkt werden. 
Diesen beiden Zielen soll nicht zuletzt auch die 
Pflicht zu überregional vergleichbarer Veröffentli-
chung von Studien- und Prüfungsordnungen dienen 
(§ 15 Abs. 2). 

Absatz 2 soll den Hochschulen ein geeignetes In-
strumentarium für die eigene Reformarbeit an die 
Hand geben. Zu diesem Zweck können besondere 
Studien- und Prüfungsordnungen erlassen werden, 
ohne daß bestehende Regelungen aufgehoben wer-
den müßten. Diese Konkurrenz von bisheriger Ord-
nung und Reformmodell läßt einerseits dem Studen-
ten die Wahl und stellt andererseits, auch im Inter-
esse der Studierenden, die Anerkennung des Re-
formmodells sicher; bloße Experimentierklauseln in 
den Prüfungsordnungen würden die letztere Funk-
tion kaum erfüllen. Demselben Schutzzweck dient 
auch Absatz 2 Satz 2. Die in Satz 3 geforderte Begut-
achtung des Reformmodells soll der endgültigen 
Entscheidung über seine Beibehaltung, Einstellung 
oder Fortentwicklung dienen; auf diese Weise kann 
auch die Ausdehnung eines Reformmodells auf an-
dere Hochschulen oder die Initiative zu vergleich-
baren Reformbemühungen gefördert werden. We-
sentlicher Bestandteil der Begutachtung sollte eine 
repräsentative Befragung von Absolventen nach 
mehrjähriger Berufserfahrung sein. 

Unter Absatz 2 fallen auch gesetzlich vorgesehene 
Reformmodelle, soweit sie das Hochschulstudium 
betreffen, wie z. B. die durch § 5 b DRiG i. D. Fas-
sung des Änderungsgesetzes vom 10. September 
1971 (BGBl. I S. 1557) ermöglichte „einphasige" Ju-
ristenausbildung. Der Entwurf begünstigt solche 
Reformmodelle, läßt aber im übrigen die Rege-
lungsbefugnis der zuständigen staatlichen Stellen 
unberührt. 

Die im Schriftlichen Bericht des Bundestagsausschus-
ses für Bildung und Wissenschaft vom 15. Juni 1972 
(Drucksache VI/3506) vorgesehenen ergänzenden 
Regelungen über die haushaltsmäßige Absicherung 
von Reformmodellen und die Möglichkeit der Be-
schränkung von Teilnehmerzahlen sind als entbehr-
lich nicht mehr aufgenommen worden: die erstge-
nannte Regelung ergibt sich bereits aus allgemei-
nem Haushaltsrecht, die letztere ist in § 3 Abs. 4 
Satz 2 hinreichend abgedeckt. Wegen der Proble-
matik von kapazitätssenkenden Teilnehmerbe-
schränkungen bei Reformmodellen in Studiengän-
gen mit absoluten Zulassungsbeschränkungen wird 
auf die Begründung zu § 29 verwiesen. 

Absatz 3 verpflichtet die Hochschulen zu den für 
die Studienreform notwendigen organisatorischen 

und personellen Maßnahmen. Die Hochschule muß 
auch in diesem Bereich die Zusammenarbeit mit 
entsprechenden Einrichtungen und Gremien ande-
rer Hochschulen (§ 2 Abs. 6, § 7 Abs. 1), den Hoch-
schulkonferenzen (§ 7 Abs. 2 und 3) und den Stu-
dienreformkommissionen (§ 10) fördern. Eine not-
wendige Voraussetzung einer zügigen Reformarbeit 
ist die Freistellung der in der Studienreform tätigen 
Hochschulmitglieder von ihren sonstigen Aufga-
ben; doch kann diese Freistellung schon wegen der 
erwünschten Rotation der Mitglieder nur für eine 
befristete Zeit erfolgen. 

Zu § 10 — Studienreformkommissionen 

Die Vielzahl und Vielfalt der Bemühungen, die von 
den einzelnen Hochschulen in der Studienreform 
bereits unternommen wurden und die in Zukunft in 
Vollzug der durch § 9 gestellten Aufgabe noch zu-
nehmen werden, macht ihre überregionale und 
fachübergreifende Zusammenfassung und Koordina-
tion notwendig. Als organisatorische Form hierfür 
hatte bereits der Regierungsentwurf eines Hoch-
schulrahmengesetzes von 1970 eine von den Län-
dern gemeinsam zu bildende Studienreformkommis-
sion vorgesehen. Die Kultusverwaltungen der Län-
der haben inzwischen Vorschläge ausgearbeitet, die 
die Struktur und Funktionsweise eines solchen 
überregionalen „Instrumentariums" im einzelnen 
regeln sollen. Der vorliegende Entwurf knüpft in 
§ 10 an diese Bemühungen an, lenkt sie jedoch in 
eine Richtung, die eine stärkere Beteiligung der 
Hochschulen an der Arbeit der überregionalen Stu-
dienreform und einen ausreichenden Spielraum für 
die Hochschule bei der Umsetzung ,der Arbeitser-
gebnisse sichert. Denn die Studienreform kann nur 
gelingen, wenn sie von den Hochschulen entschei-
dend geprägt und mitgetragen wird. Jede organisa-
torische Regelung auf diesem Gebiet muß, will sie 
nicht leerlaufen, den ständigen Wechselbezug zwi-
schen den aus Forschung und Lehre kommenden 
Impulsen und Erfahrungen einerseits und den An-
sprüchen der Gesellschaft an eine wissenschaftliche 
Berufsvorbereitung andererseits ermöglichen. Stu-
dienreform ist daher eine Aufgabe, die sinnvoll nur 
— auf der Grundlage der jeweiligen Zuständigkei-
ten und Verantwortlichkeiten — von allen Beteilig-
ten, den Hochschulen, dem Staat, der Berufswelt, 
gelöst werden kann. 

In Absatz 1 wird die allgemeine Zielsetzung der 
Studienreformkommissionen beschrieben; bereits 
an dieser Stelle wird der Bezug zu der „an den ein-
zelnen Hochschulen geleisteten Reformarbeit" her-
vorgehoben. Zugleich werden die Länder angewie-
sen, die Studienreform „für den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes" gemeinsam zu organisieren. Die 
Erfüllung dieser Verpflichtung setzt den Abschluß 
ergänzender Vereinbarungen der Länder, also die 
Herstellung eines Konsenses der durch Absatz 1 
verpflichteten Länder voraus; dies gilt um so mehr, 
als § 10 die Organisation des überregionalen Instru-
mentariums nicht im einzelnen regelt. Für den Fall, 
daß dieser Konsens zwischen den Ländern nicht er-
reicht wird, sieht Absatz 8 regionale Studienreform-
kommissionen vor; derartige regionale Kommissio- 
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nen können freilich die Zielsetzung nach Absatz 1 
naturgemäß nur teilweise verwirklichen. 

Absatz 2 behandelt die Zuständigkeit für die Bil-
dung der Studienreformkommissionen. Zunächst 
werden die Kultusministerien angesprochen, die ei-
nerseits für die Ordnung der Hochschulprüfungen 
mitverantwortlich sind (vgl. § 17 Abs. 1, § 61 Abs.1 
Nr. 1), andererseits auch die Zuständigkeit für be-
stimmte staatliche Prüfungen, z. B. Lehramtsprüfun-
gen, haben. Auch die übrigen Stellen, die staatliche 
Prüfungsordnungen erlassen können, müssen sich 
nach Absatz 1 an der Organisation der Studienre-
form beteiligen; sie wirken dabei wegen der Aus-
wirkungen auf das Hochschulwesen mit den Hoch-
schulen und den Kultusverwaltungen zusammen. 
Ohne die Einbeziehung der staatlichen Prüfungen 
in ,die Studienreform würde das Ziel dieser Reform 
nur sehr unvollkommen erreicht, da die Mehrzahl 
der Hochschulabsolventen ihr Studium mit einer 
solchen Prüfung abschließt (vgl. dazu auch § 16 
Abs. 1, § 19). Unbeschadet dieser Zuständigkeiten 
sieht Satz 1 vor, daß jede Stelle, die eine Studienre-
formkommission bildet, dabei die Hochschulen bzw. 
ihre überregionalen Vertretungen beteiligt, um si-
cherzustellen, daß die Arbeit der Studienreform-
kommission von Anbeginn von den Hochschulen 
mitgetragen wird. 

Absatz 2 Satz 3 schreibt die Bildung gemeinsamer 
Kommissionen für verwandte Studiengänge vor; da-
durch wird erreicht, daß die nach Absatz 4 zu er-
arbeitenden Empfehlungen eine Mehrzahl von Stu-
diengängen umfassen, die zusammen ein Angebot 
von gestuften und aufeinander bezogenen Studien-
gängen i. S. von § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 ergeben; 
solche Empfehlungen beziehen sich also auch auf 
Studiengänge, die, solange das Ziel der integrierten 
Gesamthochschule noch nicht verwirklicht ist, in 
verschiedenen Hochschularten angeboten werden. 
Auch im übrigen sind Studiengänge gleicher oder 
verwandter Disziplin in einer gemeinsamen Kom-
mission zu verklammern, desgleichen Studiengän-
ge, die zwar verschiedenen Disziplinen zuzurech-
nen sind, sich jedoch auf verwandte Tätigkeitsfel-
der beziehen (z. B. in der Lehrerbildung). Die hier-
nach vorzusehenden gemeinsamen Kommissionen 
sind besonders dann wichtig, wenn die in ihnen zu-
sammengeführten Studiengänge teils mit einer 
Hochschulprüfung, teils mit einer Staatsprüfung ab-
schließen. 

Trotz der so erreichten Zusammenfassung wird es 
für verschiedene Fächer oder Fächergruppen eine 
Mehrzahl fachspezifischer Studienreformkommissio-
nen geben müssen; für ihre Arbeit sieht Satz 3 eine 
inhaltliche Abstimmung in geeigneter, bundesge-
setzlich jedoch angesichts der verfassungsrechtli-
chen Ausgangslage nicht wirkungsvoll festzulegen-
der Organisationsform vor. In Frage kommt hierfür 
insbesondere eine fächerübergreifende Dachkom-
mission, die z. B. die Aufträge an die fachspezifi-
schen Kommissionen nach Absatz 4 einschließlich 
der Fristen formulieren könnte. Zentral behandelt 
werden müssen auch bestimmte Grundsatzfragen, 
die alle Studiengänge gemeinsam betreffen, z. B. 
Fragen des Prüfungsrechts. 

Hinsichtlich der Frage, inwieweit der Bund bei der 
Organisation der überregionalen Studienreform-
kommission mitwirkt, gilt folgendes: § 10 Abs. 1 bis 
8 richtet sich, wie § 74 Abs. 1 ergibt, an den Landes-
gesetzgeber; Stellen des Bundes werden also durch 
diese Bestimmungen nicht verpflichtet. Gleichwohl 
ist anzustreben, daß bei Studiengängen, die ganz 
oder teilweise bundesrechtlich geregelt werden 
können, die zuständigen Stellen die Studienreform 
in einer Weise organisieren, die dem § 10 ent-
spricht. In Betracht kommt auch ein Verwaltungs-
abkommen von Bund und Ländern, durch das eine 
gemeinsame „Dachkommission" für die einzelnen 
Studienreformkommissionen gebildet werden könn-
te. Unabhängig davon gilt die in Absatz 9 vorgese-
hene Verpflichtung des Bundes, die Arbeit der Stu-
dienreformkommissionen der Länder im Rahmen 
seiner Zuständigkeit zu unterstützen. 

Absatz 3 trifft Rahmenbestimmungen über die Zu-
sammensetzung der Studienreformkommissionen. 
Wenn auch von zahlenmäßigen Festlegungen im 
einzelnen abgesehen worden ist, so mußte immer-
hin gesichert werden, daß die Hochschulen, die von 
der Arbeit der Kommissionen in besonderer Weise 
betroffen werden (vgl. insbesondere Absatz 7), min-
destens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglie-
der stellen. Diese werden zweckmäßigerweise von 
den zentralen Vertretungen der Hochschulen be-
nannt. Darunter müssen auch Studenten sein, deren 
Interesse an einer Studiengestaltung, die effektiv 
ist und ihnen zugleich die z. B. in §§ 3, 12 gesicher-
ten Freiräume beläßt, besonders zu berücksichtigen 
ist. Um eine ständige Rückkoppelung mit lokalen 
Initiativen zu erhalten, haben die einzelnen Hoch-
schulen auch während der Erarbeitung der Empfeh-
lungen die Möglichkeit, eigene Vorschläge in die 
Diskussion einfließen zu lassen: dies wird durch 
die Verfahrensvorschrift des Absatzes 6 gesichert. 
Neben den Hochschulmitgliedern sind, um die Be-
dürfnisse der  beruflichen Praxis (§ 9 Abs. 1) zur 
Geltung zu bringen, in allen Studienreformkommis-
sionen Sachverständige der in Satz 2 genannten Or-
ganisationen zu beteiligen. Von der Einräumung ei-
nes Stimmrechts für diese Sachverständigen wurde 
im Hinblick auf die Schwierigkeit der Abgrenzung, 
aber auch deshalb abgesehen, weil aus praktischen 
Gründen die Gesamtzahl der Mitglieder beschränkt 
bleiben muß. Um so mehr wird es Sache der staat-
lichen Mitglieder sein, in der Studienreformkommis-
sion neben den gesellschaftlichen Erfordernissen 
die Gesichtspunkte der beruflichen Praxis geltend 
zu machen; als „sachlich beteiligte staatliche Stel-
len" im Sinne von Absatz 3 Satz 1 sind insbeson-
dere die für das Laufbahn-, Ausbildungs- und Prü-
fungswesen zuständigen Stellen der öffentlichen 
Verwaltung in Bund und Ländern anzusehen. Als 
Sachverständige der Berufsberatung, der Berufsfor-
schung und der Arbeitsmarktforschung sind in al-
len Fällen Vertreter der Bundesanstalt für Arbeit 
hinzuzuziehen. 

In Absatz 4 und 5 werden Rahmenbestimmungen 
über den Inhalt der von den Studienreformkommis-
sionen vorzulegenden Empfehlungen getroffen. Da-
bei wird der Bezug zu dem in § 4 beschriebenen 
Studiensystem hergestellt; die in Absatz 4 Nr. 1 ge- 
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nannten Kriterien entsprechen den Maßstäben des 
§ 9 Abs. 1. Die in Nr. 1 und 2 gebrauchten Wendun-
gen („wesentlichen Inhalt") beschranken ebenso 
wie Absatz 5 die Empfehlungen auf Grundsätze und 
gewährleisten damit, daß Empfehlungen, die nach 
Absatz 7 umgesetzt werden, den Hochschulen bei 
der Anpassung ihrer Studien- und Prüfungsordnun-
gen einen Spielraum belassen, insbesondere der 
einzelnen Hochschule die Bildung von zusätzlichen 
unterschiedlichen Schwerpunkten ermöglicht. Nur 
eine derartige vielfältige und zugleich in Kernbe-
reichen übereinstimmende Entwicklung der Stu-
diengänge wird den Gesichtspunkten der Einheit-
lichkeit, Vergleichbarkeit, Gleichwertigkeit gerecht 
und erlaubt zugleich einen ausreichenden Spiel-
raum für Innovationen. Die Beschränkung auf 
Grundsätze entspricht nicht nur dem Interessse der 
betroffenen Hochschulen und Fachbereiche; sie ist 
zugleich die Voraussetzung dafür, daß die Arbeit 
der Studienreformkommissionen sich nicht in Ein-
zelheiten verliert, sondern in absehbarer Zeit zu Er-
gebnissen führt; die Beschränkung auf Grundsätze 
ist auch die Voraussetzung dafür, daß unterschied-
liche gesellschaftspolitische Auffassungen in den 
Studiengängen einen Niederschlag finden können, 
ohne daß die notwendige Einheitlichkeit hierdurch 
gefährdet wird. Die Einheitlichkeit der reformierten 
Studiengänge ist auf jenes Maß zu beschränken, 
das erforderlich ist für die Einhaltung des wissen-
schaftlichen Standards und für ,das Vertrauen der 
Berufswelt, daß die mit einem Hochschulabschluß 
erworbene Qualifikation in etwa vergleichbare Fä-
higkeiten und Grundkenntnisse ausweist. 

Von den Empfehlungen selbst sind die in Absatz 5 
Satz 1 genannten Musterstudien- und Prüfungsord-
nungen zu unterscheiden. Solche ergänzenden Vor-
schläge dienen der Selbstkontrolle der Kommission 
hinsichtlich der Realisierbarkeit ihrer Empfehlung; 
zugleich können sie Anregungen für die Ausfüllung 
der Empfehlung geben. Von  der  Umsetzung nach 
Absatz 7 werden sie nicht erfaßt. Die in Satz 2 ge-
nannten Empfehlungen sind gleichsam in ihrem 
räumlichen Geltungsbereich beschränkt; sie dienen 
der Initiierung oder Absicherung örtlicher Experi-
mente (vgl. dazu auch § 9 Abs. 2 Satz 2, § 10 Abs. 7 
2. Halbsatz). 

Absatz 7 konkretisiert das in §§ 9 und 61 vorgese-
hene staatliche Mitwirkungsrecht an der Studienre-
form; er gibt der zuständigen Landesbehörde im 
Falle der Untätigkeit der Hochschule das Recht, die 
Anpassung bestehender Studien- und Prüfungsord-
nungen zu verlangen; fehlte bisher eine Studien-
oder Prüfungsordnung, so kann die Vorlage einer 
entsprechenden Ordnung verlangt werden. Damit 
hat der Staat die Möglichkeit, die Hochschulen zu 
veranlassen, überregional erarbeitete Reformen als-
bald zu realisieren und zu konkretisieren. 

Absatz 7 gibt dem einzelnen Kultusminister eine Er-
mächtigung; ob und inwieweit sich die Kultusmini-
ster der Länder gegenseitig zu der nach Absatz 7 
dern überlassen bleiben. Einen weiteren Weg, die 
Empfehlungen einer Studienreformkommission um-
möglichen Umsetzung verpflichten, muß den Län

-

zusetzen, eröffnet § 17 Abs. 1. 

Zu § 11 — Studiengänge 

§ 11, der in besonderem Zusammenhang mit § 4 
Abs. 3 Nr. 1 zu sehen ist, geht von einem zeitlich 
abgestuften und inhaltlich abgestimmten System 
von Studiengängen aus. Die Abschlüsse der Stu-
diengänge auf allen Stufen sollen grundsätzlich, 
wie es auch dem allgemeinen Studienziel des  § 8 
entspricht, berufsqualifizierend sein. Dabei gilt in 
diesem Sinne — d. h. ohne unmittelbare Wirkung 
für andere Regelungsbereiche wie z. B. für das 
Laufbahnrecht — auch ein solcher Abschluß als be-
rufsqualifizierend, der zu einem beruflichen Vorbe-
reitungsdienst führt. Der Entwurf trifft somit keine 
Festlegung zugunsten sog. „einphasiger" Ausbil-
dungsgänge, über deren Zweckmäßigkeit jeweils im 
Einzelfall von den sachlich zuständigen Stellen zu 
entscheiden ist. Auf der anderen Seite begünstigt 
der Entwurf wegen des notwendigen Praxisbezugs 
aller Studiengänge (§ 4 Abs. 3 Nr. 3) die Einbezie-
hung praktischer Tätigkeiten in das Studium bzw. 
deren inhaltliche und zeitliche Abstimmung mit 
den übrigen Teilen des Studiums. Art und Ausmaß 
der praktischen Tätigkeiten und die Form der Ab-
stimmung mit dem Studiengang werden allerdings je 
nach der Formulierung der besonderen Studienziele 
unterschiedlich sein. 

Die Absätze 2 bis 4 betreffen die Einführung, Be-
messung und Wirkungen von Regelstudienzeiten. 
Die Vorschriften gehen in ihrem sachlichen Kern 
auf den ersten Regierungsentwurf eines Hochschul-
rahmengesetzes und zwischenzeitliche Beschlüsse 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
zurück. 

Die Planung des  Lehrangebots in Studienordnungen 
und Studienplänen einerseits (§§ 12, 13) und die Ka-
pazitätsermittlung im Zulassungswesen und in der 
Hochschulplanung andererseits (§§ 29, 70) kommen 
ohne einen zeitlichen Orientierungsrahmen für die 
Studiendauer in den einzelnen Studiengängen (Re-
gelstudienzeiten) nicht aus. Auf diesen Größen muß 
auch eine optimale Nutzung der kostspieligen 
Hochschuleinrichtungen gründen. Die Wirkung der 
Regelstudienzeit gegenüber dem einzelnen Studen-
ten (§ 18) hat unter anderem das Ziel, unüberbrück-
bare Auseinanderentwicklungen von geplanten und 
tatsächlichen Verhältnissen zu verhindern und 
die Neuordnung der Studiengänge im Rahmen er-
füllbarer Regelstudienzeiten durch die Hochschulen 
sicherzustellen. 

Die Absätze 3 und 4 enthalten Grundsätze für die 
Bemessung von Regelstudienzeiten. In dem damit 
vorgegebenen Rahmen ist die Festlegung der Regel-
studienzeiten für die einzelnen Studiengänge Sache 
der Hochschulen bzw. staatlichen Stellen, die für den 
Erlaß bzw. die Genehmigung der jeweiligen Prü-
fungsordnung zuständig sind (§ 17 Abs. 3 Satz 1, 
§ 19) ; auch die Studienreformkommissionen haben 
ihre Empfehlungen an den Grundsätzen des § 11 
Abs. 3 und 4 zu orientieren (vgl. § 10 Abs. 4 Nr. 3) . 

Für die Bemessung von Regelstudienzeiten stehen 
sich zwei einander scheinbar widersprechende Prin-
zipien gegenüber: der eher wissenschaftstheoreti-
sche Ansatz lehnt jede zeitliche Vorgabe ab und 
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versucht, die Regelstudienzeit nach Festlegung der 
jeweiligen Studieninhalte aus der Addition der da-
für benötigten Zeitabschnitte zu ermitteln; die Re-
gelstudienzeit ist danach erst das Ergebnis der Stu-
dienreform. Der umgekehrte, eher wissenschaftspo-
litische Ansatz gibt dagegen zunächst als angemes-
sen erachtete Regelstudienzeiten vor und verpflich-
tet dazu, die Studieninhalte entsprechend auszu-
wählen und zu begrenzen; die Regelstudienzeit ist 
danach Rahmen für die Studienreform, allerdings 
mit der Maßgabe einer am Ergebnis der Studien-
gänge ständig möglichen Überprüfung. 

Der Entwurf macht den Versuch einer Synthese, die 
sich in mehreren Stufen vollzieht: er gibt einerseits 
einen zeitlichen Rahmen für ein abgestuftes System 
von Studiengängen vor, läßt aber Unterschreitun-
gen und in besonderen Fällen Überschreitungen zu 
(Absatz 4). In diesem Rahmen bleibt Raum für eine 
Bemessung von Regelstudienzeiten, die sich an den 
fachspezifischen Besonderheiten orientiert (Ab-
satz 3). Ist allerdings daraufhin eine Festlegung ge-
troffen, so ist die Regelstudienzeit bis zur etwaigen 
Neufestsetzung auch verbindliche Vorgabe für eine 
sinnvolle, der zeitlichen Begrenzung entsprechen-
de sachliche Auswahl der Studieninhalte (§ 12 
Abs. 2 Satz 1). Diese Lösung geht aus von der Über-
zeugung, daß Studienzeiten weder pauschal „von 
außen" vorgegeben, noch wissenschaftlich „von in-
nen" her ermittelt werden können, sondern das Er-
gebnis einer gegenseitigen Wechselwirkung sind. 
Letztlich ist jeder Studienabschluß gemessen am 
möglichen materiellen und methodischen Stoff ein 
„willkürlicher Abbruch". 

Auf diesem Hintergrund ist auch das Verhältnis der 
Absätze 3 und 4 zu interpretieren: Absatz 3 enthält 
inhaltliche Bemessungsrichtlinien, wobei insbeson-
dere auf das allgemeine (§ 8) und das jeweils be-
sondere Studienziel, nicht aber auf die Addition der 
hierfür denkbaren einzelnen Studieninhalte (§ 12 
Abs. 2) abgestellt wird; Absatz 4 trifft demgegen-
über die teils empirisch ermittelte, teils politisch 
gesetzte Entscheidung, daß ein zeitlicher Rahmen 
von drei bis vier Jahren für ein differenziertes Stu-
diensystem den inhaltlichen Vorgaben des Absat-
zes 3 in der Regel genügt. Insbesondere Überschrei-
tungen dieses Rahmens bedürfen einer besonderen 
Legitimation, die sich aus den Maßstäben des Ab-
satzes 3 ergeben muß: insofern kehrt sich in diesen 
Fällen die „Beweislast" um. 

Im einzelnen gilt folgendes: 

Absatz 3 nennt als vorrangige Bemessungsgrößen 
das allgemeine Ziel des Studiums (§ 8) und die be-
sonderen Ziele des jeweiligen Studiengangs, die 
sich aus dem jeweils angestrebten beruflichen Tä-
tigkeitsfeld ergeben; hier liegt der maßgebliche An-
satz für eine zeitliche Stufung im Sinne von Ab-
satz 4. Die Hinweise auf die Möglichkeiten der 
Weiterbildung und des Aufbaustudiums sollen 
nochmals verdeutlichen, daß kein berufsqualifizie-
render Abschluß lebenslang gültige Kenntnisse ver-
mitteln kann oder wissenschaftlich höchsterreich-
bare Qualifikationen vermitteln soll; gleichgültig 
wie „lang" ein Erststudium dauert — es wird nicht 
ausreichen, um die Erfordernisse eines ganzen Be
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rufslebens wissenschaftlich zu fundieren. Die Ver-
weisung auf bisherige Erfahrungen mit bestehenden 
Studiengängen und mit vergleichbaren Studiengän-
gen im Ausland gibt zusätzliches empirisches Da-
tenmaterial an die Hand. 

Erfahrungswerte bilden zugleich die wesentliche 
Grundlage für die zeitlichen Rahmenvorgaben des 
Absatzes 4. Die dort genannten Regelstudienzeiten 
gehen aus von den dreijährigen Studiengängen des 
derzeitigen Fachhochschulbereichs und den Stu-
diengängen mit zumeist vierjähriger Mindeststu-
diendauer, die künftig im Rahmen der Gesamthoch-
schule ein einheitliches Studiengangsystem mit 
gemeinsamem allgemeinen Studienziel (§ 8) bilden 
werden. Die Gemeinsamkeit des allgemeinen Stu-
dienziels soll grundsätzlich nicht zu einer Verlän-
gerung der mehr „anwendungsbezogenen" dreijäh-
rigen Studiengänge, sondern vielmehr in diesem 
zeitlichen Rahmen zu den notwendigen didakti-
schen Änderungen führen. Da auch diese Studien-
gänge wissenschaftsbezogen und andererseits die 
bisherigen „wissenschaftlichen" Studiengänge hin-
reichend praxisbezogen sein sollen, muß allerdings 
auch die Dauer des Studiums als alleiniges Argu-
ment ihre bisherige statusrechtliche Bedeutung als 
Anknüpfungspunkte für laufbahnrechtliche Einstu-
fungen oder vergleichbare Bewertungen in der 
Wirtschaft verlieren. 

Für die Studiengänge an den bisherigen wissen
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schaftlichen Hochschulen wird auch in den Ge-
samthochschulen als oberer Richtwert die Zeit von 
vier Jahren festgelegt. Das entspricht den Festle-
gungen in den heute geltenden Prüfungsordnungen 
für die ganz überwiegende Zahl von Studiengän-
gen. Nur wenige Prüfungsordnungen sehen längere 
Mindeststudiendauern vor, worunter die ärztliche 
Ausbildung im Sinne der Approbationsordnung für 
Ärzte als wichtigste Ausnahme zu nennen ist; für 
derartige unvermeidbare Überschreitungen des 
Vierjahreszeitraums läßt die Formulierung des Ab-
satzes 4 Satz 2 auch für die Zukunft hinreichend 
Raum. Auch etwaige Festlegungen im Rahmen des 
europäischen Gemeinschaftsrechts können einen 
hinreichenden Grund für eine Überschreitung des 
hier vorgegebenen zeitlichen Rahmens bilden. 

Absatz 4 Satz 3 stellt klar, daß als Regelstudienzeit 
im Sinne dieses Gesetzes nur die an der Hochschu-
le selbst verbrachte Studienzeit verstanden wird. 
Diese Berechnungsweise erlaubt beispielsweise 
vierjährige Regelstudienzeiten auch bei sog. „ein-
phasigen" Ausbildungsgängen, die einschließlich 
einer eingeordneten berufspraktischen Tätigkeit 
fünf Jahre oder länger dauern und dauern können. 
Auf der anderen Seite läßt die Nichtanrechnung ei-
ner in den Studiengang eingeordneten berufsprakti-
schen Tätigkeit unberührt, daß diese Tätigkeit Be-
standteil des Studiengangs ist und somit zu ihrem 
Teil zeitliche Voraussetzungen für die (z. B. lauf-
bahnrechtliche oder internationale) Anerkennung 
des Studienganges und seines Abschlusses erfüllen 
kann. Diese letztere Frage ist je nach Art des Stu-
diengangs und der berufspraktischen Tätigkeit 
nach qualitativen Gesichtspunkten zu entscheiden; 
keinesfalls sollte — und zwar weder im nationalen 
noch im internationalen Rahmen — die zeitliche 
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Dauer und die formale Einordnung allein der ent-
scheidende Anknüpfungspunkt für diese Bewertun-
gen sein. 
Der letzte Halbsatz in Absatz 4 verdeutlicht mit 
dem Hinweis auf § 17 Abs. 3, daß über die Einord-
nung der Prüfungszeit in die Regelstudienzeit je 
nach Art des Studiengangs flexibel entschieden 
werden kann. Danach ist es einerseits möglich, die 
Prüfungen voll in die Regelstudienzeit zu integrie-
ren, wie es derzeit bei den meisten dreijährigen 
Studiengängen, aber auch bei den meisten vierjähri-
gen Diplomstudiengängen der Fall ist; möglich ist 
aber auch, wie bei den meisten mit einer Staatsprü-
fung abschließenden Studiengängen, die Ergänzung 
der Regelstudienzeit um eine Prüfungsdauer von 
bis zu einem halben Jahr. Die in § 16 Abs. 3 vorge-
sehene Entlastung der Abschlußprüfungen wird mit 
dazu beitragen, die gegenwärtig noch überlangen 
Zeiten von Abschlußprüfungen zu vermindern. 

Absatz 5 sieht die Einrichtung besonderer Aufbau-
studien vor, die auf einem berufsqualifizierenden 
Studienabschluß aufbauen sollen. Das Studium bis 
zum ersten berufsqualifizierenden Abschluß kann 
damit, ohne wissenschaftlichen Substanzverlust 
(vgl. § 8), entlastet werden von materiell oder me-
thodisch allzu stark spezialisierten Studieninhalten, 
die nur für eine Minderheit stärker forschungsinter-
essierter Studenten wirkliche Bedeutung gewinnen 
würden. Insbesondere soll das Aufbaustudium der 
Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
vor allem der Hochschulen und der Forschungsein-
richtungen dienen. In einem durchlässigen Studien-
system versteht sich von selbst, daß die Teilnahme 
am Aufbaustudium im Rahmen der Kapazitäten 
grundsätzlich jedem dafür qualifizierten Studenten 
offenstehen muß; gegebenenfalls ist eine Heran-
führung an die Teilnahmevoraussetzungen durch 
Einrichtung von Brückenkursen oder durch das An-
gebot eines entsprechenden zweiten Studienabschlus-
ses zu gewährleisten. Es wird zu prüfen sein, inwie-
weit das Graduiertenförderungsgesetz des Bundes 
noch stärker auf die Zielsetzung ,der Ausbildung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses ausgerichtet 
werden kann. 

Zu § 12 — Studienordnungen 

Die Studienordnung konkretisiert Studienziele und 
-inhalte so weit, daß sie eine ausreichende Grund-
lage für die Lehrangebotsplanung der Fachbereiche 
einerseits (§ 13) und eine sinnvolle Gestaltung des 
Studiums durch den Studenten andererseits bildet. 
Eine darüber hinausgehende Festlegung von Lehr-
inhalten und -formen ist weder notwendig noch er-
wünscht; die Studienordnung muß, auch im Hin-
blick auf die Lehr- und Lernfreiheit (§ 3) und die 
Ziele einer permanenten Studienreform (§ 9 Abs. 1 
Nr. 2 und 3) Spielraum für Eigeninitiative und Al-
ternativen lassen. 
Der Entwurf versucht, den Kurs zwischen diesen 
beiden unterschiedlichen Anforderungen zu fin-
den: 
Der notwendigen Konkretisierung für die Planung 
des Lehrangebots und die Orientierung der Studen
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ten dient die Forderung, die für den erfolgreichen 

Abschluß des Studiums erforderlichen Lehrveran-
staltungen (Mindestanforderungen) gegenständlich 
zu bezeichnen und zeitlich zu quantifizieren. Diese 
zeitliche Gewichtung muß ausgehen von dem je-
weiligen zumutbaren zeitlichen Gesamtumfang 
(„Gesamtlerndeputat"), der sich aus der Vorgabe 
der Regelstudienzeit für den jeweiligen Studien-
gang ergibt. Nur die zeitliche Quantifizierung im 
Rahmen eines vorgegebenen Gesamtumfangs kann 
gewährleisten, daß die Studiengänge nicht zu La-
sten der Studenten ständig mit entbehrlichem Stoff-
zuwachs überfrachtet werden. Die Einführung neu-
er Lehrgegenstände soll grundsätzlich nur gegen 
Entlastung des Studiums von weniger wichtigen In-
halten erfolgen. Der Studienordnung fällt damit 
gleichsam eine Garantiefunktion für die Möglich-
keit der Einhaltung der Regelstudienzeiten zu. 

An sich könnte es Aufgabe eines Rahmengesetzes 
sein, die Höchstgrenze für die obligatorischen Se-
mesterwochenstunden anzugeben; die Unterschiede 
sind hier jedoch von Fach zu Fach und je nach der 
Art der Lehrveranstaltung erheblich. Daher soll die 
einzelne Studienordnung diese Frage entschei-
den. 

Der Forderung nach ausreichendem Freiraum für 
Lehrende und Lernende soll auf dreierlei Weise 
Rechnung getragen werden: Zum einen schließt Ab-
satz 2 aus, daß die gesamte Studienzeit durch 
Pflichtveranstaltungen verplant wird; dem Studen-
ten muß ausreichend Zeit für eine selbständige Stu-
diengestaltung verbleiben. Zum anderen soll die 
Studienordnung auch innerhalb des verpflichtenden 
Fächerkanons Schwerpunktbildungen erlauben 
(Wahlpflichtfächer). Und schließlich soll sie nach 
Möglichkeit alternative Formen für die Erbringung 
von Studienleistungen, insbesondere unterschiedli-
che Leistungsnachweise, zulassen. Dies zusammen-
genommen dürfte der Gefahr zu enger Einschnü-
rung des Lehrangebots hinreichend begegnen und 
doch gerade den Studienanfängern einen über-
schaubaren und geordneten Einstieg in das Studium 
ermöglichen. 

Absatz 3 schreibt im Interesse der Studierenden 
eine Abstimmung von Studienordnung und Prü-
fungsordnung oder sonstigen das Studium regelnden 
Rechtsvorschriften (z. B. Approbationsordnung für 
Ärzte) vor. Diese Abstimmung ist ein wechselseiti-
ger Prozeß, doch muß im Konfliktsfall klar sein, 
welche Rechtsquelle den Vorrang genießt. Der Ent-
wurf entscheidet hier aus Gründen der Rechtssicher-
heit und der gegebenen Zuständigkeitsverteilung zu-
gunsten der Prüfungsordnung. Für Prüfungsordnun-
gen der Hochschule ist dies kaum problematisch, 
weil die Hochschule selbst, wenn auch nur mit 
staatlicher Genehmigung, die Kompetenz zur An-
passung hat. Bei staatlichen Prdfungsordnungen 
hingegen ist der Vorrang der Prüfungsordnung 
schon deshalb erforderlich, weil sonst die staatliche 
Regelungskompetenz durch Anpassungspflichten an 
beliebig veränderliche Studienordnungen der Hoch-
schule unterlaufen werden könnte. Mögliche Kon-
fliktsfälle können dadurch vermindert werden, daß 
die Prüfungsordnung selbst allzu detaillierte Festle-
gungen vermeidet. Der Studienordnung der Hoch-
schule bleibt dann Spielraum für die nähere Ausge- 
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staltung der Anforderungen; sie ist insofern authen-
tische Interpretation der Prüfungsordnung und in 
diesen Grenzen auch für die Konkretisierung der 

 Anforderungen in den Prüfungen verbindlich. 

Zu § 13 — Lehrangebot 

Das Fehlen klar gegliederter Studiengänge und 
quantifizierter Studienordnungen (§ 12) einerseits 
und andererseits die mangelnde Abstimmung des 
Lehrangebots innerhalb der Fachbereiche und über 
die Fachbereiche hinaus gehören zu den maßgebli-
chen Ursachen für die gegenwärtig überhöhten Stu-
dienzeiten. 

Dementsprechend verpflichtet Absatz 1 die Hoch-
schule, das Lehrangebot in den einzelnen Studien-
gängen nach Maßgabe der Studienordnungen (§ 12) 
inhaltlich, zeitlich und organisatorisch so aufeinan-
der abzustimmen, daß allen Studenten die Einhal-
tung der Regelstudienzeiten möglich ist. Das setzt 
voraus, daß alle Pflicht- und Wahlpflichtveranstal-
tungen im Turnus der Regelstudienzeiten für die 
Studenten eines Jahrgangs angeboten werden; da-
bei sollte die vorlesungsfreie Zeit in stärkerem Um-
fang als bisher für Wiederholungs- und Brücken-
kurse, aber auch für Blockpraktika, Tutorien und 
Selbststudienphasen genutzt werden. Als Mittel 
dieser Planung dienen die Studienpläne, die das 
Lehrangebot eines Jahreszeitraums enthalten.  

Für die Aufstellung der Studienpläne und die Ab-
stimmung des Lehrangebots werden die Hochschu-
len geeignete, je nach Art des Studiengangs auch 
unterschiedliche Organisationsformen entwickeln 
müssen. In fachbereichsübergreifenden Studiengän-
gen (z. B. bei Fächerkombinationen für Lehramts-
studenten) wird die Bildung gemeinsamer Kommis-
sionen oder die Einrichtung von Studienbereichen 
(§ 66) erforderlich sein. In jedem Falle ist dabei den 
Studenten — wie auch bei der Aufstellung von Stu-
dienordnungen — eine gewichtige Mitwirkung zu 
sichern; denn ihre Interesssen werden hier, nicht 
zuletzt wegen der Regelung des § 18 Abs. 2 und 3, 
unmittelbar betroffen. 

Absatz 2 gibt dem Fachbereich (nach Maßgabe des 
§ 66 auch gemeinsamen Kommissionen oder Stu-
dienbereichen) zur Sicherung des Lehrangebots die 
notwendige Anordnungsbefugnis gegenüber dem 
Lehrpersonal; diese Aufgabenzuweisung muß sich 
allerdings im Rahmen des jeweiligen Dienstverhält-
nisses halten und kommt zudem nur dann in Be-
tracht, wenn Eigeninitiative und Selbstkoordination 
des Lehrpersonals versagen. Bei der Entscheidung 
über die Aufgabenzuweisung hat der Fachbereich 
neben der Beanspruchung der jeweiligen Lehrkräfte 
durch sonstige dienstliche Aufgaben auch den un-
terschiedlichen Aufwand je nach Art und Umfang 
der Lehrveranstaltungen zu berücksichtigen; dies 
letzere nötigt zu einer Gewichtung der unterschied-
lichen Lehrveranstaltungen, wie sie auch im Zu-
sammenhang mit der Festsetzung von Lehrdeputa-
ten und der Ermittlung von Ausbildungskapazitäten 
erörtert wird. Die Entwicklung solcher Gewich-
tungsfaktoren steht allerdings bisher noch in den 
Anfängen. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß das Lehrangebot nicht nur durch die Bereitstel-
lung von Lehrpersonal gesichert zu werden 
braucht. Die Hochschule sollte auch den Einsatz 
neuer Unterrichtstechnologien, insbesondere sog. 
„apersonaler Medien" fördern; und schließlich soll-
ten geeignete Teile des Studiums auch durch ein 
Selbststudium der Studenten geleistet werden kön-
nen, wofür die Hochschule neben der fachlichen 
Anleitung auch notwendige Mittel und Räume be-
reitstellen soll (Absatz 1 Satz 2). 

Zu § 14 — Studium im Medienverbund 

§ 14 knüpft an einige Bestimmungen über das Fern-
studium an, die in der vom Bundestagsausschuß für 
Bildung und Wissenschaft beschlossenen Fassung des 
früheren Entwurfs eines Hochschulrahmengesetzes 
(Drucksache VI/3506) enthalten waren, und entwickelt 
sie fort. Dabei wird statt „Fernstudium" in Anpas-
sung an die seitherige Diskussion der Ausdruck 
„Studium im Medienverbund" verwandt. 

In Absatz 1, der nach § 74 Abs. 1 unmittelbar gilt, 
werden Hochschulen und Hochschulmitglieder ver-
pflichtet, vorhandene Möglichkeiten eines Studiums 
im Medienverbund zu nutzen. Die Verpflichtung 
wird zunächst in Zusammenhang mit der Studienre-
form gebracht, sie hat aber auch unmittelbare Be-
deutung, also auch schon bevor die Studienreform 
zu Ergebnissen geführt hat. Freilich ist nicht zu 
übersehen, daß in der Bundesrepublik die Entwick-
lung von derartigen Studieneinheiten noch nicht so 
weit fortgeschritten ist wie in anderen Ländern. 
Deshalb wird die Förderung dieser Entwicklung in 
Satz 2 Bund und Ländern im Rahmen der jeweiligen 
Zuständigkeit zur Pflicht gemacht. Auf seiten des 
Bundes, dessen Zuständigkeit zur Förderung sich 
aus Artikel 74 Nr. 13 und aus möglichen Vereinba-
rungen nach Artikel 91 b GG ergibt, besteht aus 
zweifachem Grund ein erhebliches Interesse daran, 
daß Möglichkeiten neuer Medien entwickelt und in 
den Hochschulen genutzt werden: Einmal können 
davon wertvolle Impulse für die Studienreform, ins-
besondere didaktische Verbesserungen erwartet 
werden, zum anderen vermögen derartige Medien 
einen nicht zu unterschätzenden Beitrag für eine 
wirksamere Nutzung der vorhandenen Ausbil-
dungskapazität zu leisten. Über den damit gegebe-
nen Zusammenhang mit den Zulassungsbeschrän-
kungen, insbesondere der verfassungsrechtlich ge-
botenen Pflicht zur Ausschöpfung der Kapazität 
bei absoluten Zulassungsbeschränkungen, vgl. § 29 
Abs. 2 und Begründung dazu. Es ist nur folgerich-
tig, wenn deswegen in Absatz 2 die Entwicklung 
und Erprobung von entsprechenden Studieneinhei-
ten den Hochschulen und den staatlichen Stellen 
gemeinsam aufgegeben werden. 

Absatz 3 behandelt die Frage der Gleichwertigkeit 
von Fernstudium (bzw. Studium im Medienverbund) 
und Präsenz- (oder Direkt-)Studium und die Aner-
kennung dieser Gleichwertigkeit. Nach Satz 1 soll 
die Hochschule, wenn sie die Gleichwertigkeit be-
jaht, eine positive Entscheidung über die Anerken-
nung treffen. Wegen der Rechtswirkungen, die die 
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Anerkennung nach § 21 Abs. 3 für die Erbringung 
von Studienleistungen hat, ist, wenn die Form einer 
Studienleistung in einer Prüfungsordnung festgelegt 
ist, die Zustimmung der für den Erlaß oder die Ge-
nehmigung der Prüfungsordnung zuständigen Behör-
de erforderlich (Satz 2, vgl. auch die Begründung 
zu § 21). Die Befugnis zur Anerkennung kann durch 
Landesrecht von den Einzelhochschulen auf eine 
überregionale Stelle übertragen werden; hierzu ist 
eine Vereinbarung der Länder oder ,der Hochschu-
len mit Zustimmung der Länder (§ 7 Abs. 1) erfor-
derlich. Da die Anerkennungsentscheidungen der 
überregionalen Stelle für die einzelnen Hochschu-
len verbindlich sind, muß eine verantwortliche Be-
teiligung der Hochschulen an diesen Entscheidun-
gen gesichert sein. Als eine mögliche, gegebenen-
falls auch zusätzliche Form der Beteiligung sieht 
§ 7 Abs. 3 die Mitwirkung einer länderübergreifen-
den Hochschulkonferenz vor. 

Absatz 4 stellt sicher, daß die Hochschule eine Stu-
dieneinheit, die von ihr selbst oder von der überre-
gionalen Stelle anerkannt worden ist, auch in ihr 
Lehrangebot einbezieht. Sinnvoll wird das Studium 
im Medienverbund nur dann, wenn dort, wo eine 
Einbeziehung vorhandener Medien-Studiengänge 
möglich ist, auf die Durchführung gleichartiger 
Lehrveranstaltungen im Präsenzstudium weitge-
hend verzichtet wird. Die „organisatorischen Maß-
nahmen", zu denen die Hochschule verpflichtet 
wird, betreffen einerseits die notwendigen techni-
schen Vorkehrungen, andererseits entsprechende 
Beschlüsse der zuständigen Gremien zur Organisa-
tion des Lehrbetriebs; solche Beschlüsse berühren, 
wie in § 3 Abs. 3 klargestellt ist, die Lehrfreiheit 
des einzelnen Hochschullehrers nicht. Sollen mit ei-
ner so einbezogenen Fernstudieneinheit begleitende 
oder ergänzende Lehrveranstaltungen verbunden 
werden, so kann das zuständige Gremium diese 
Aufgabe unter den Voraussetzungen des § 13 Abs. 2 
einem Hochschullehrer übertragen. Damit kann 
aber — wie sonst auch — nur eine Festlegung be-
züglich des Gegenstandes (Themas) einer Lehrauf-
gabe verbunden werden; das in Artikel 5 Abs. 3 GG 
begründete Recht zur Darstellung abweichender 
Lehrinhalte und Lehrmeinung bleibt auch in diesem 
Fall selbstverständlich gewahrt. 

Zu § 15 — Studienberatung 

Das künftige System gestufter, aufeinander bezoge-
ner Studiengänge, die größere Durchlässigkeit zwi-
schen den verschiedenen Bereichen des Hochschul-
systems und ,die Möglichkeiten neuer hochschuldi-
daktischer Methoden (vgl. § 4 Abs. 3 Nr. 1, 2, 5) 
können nur dann genutzt und die Regelstudienzei-
ten nur dann eingehalten werden, wenn die Studen-
ten umfassend über das differenzierte Studienange-
bot und die entsprechenden Anforderungen infor-
miert sind. 

Hierbei obliegt es nach Absatz 1 Satz 1 den Hoch-
schulen, Studienbewerber und Studenten über das 
Studienangebot zu unterrichten (studienvorberei-
tende und allgemeine Studienberatung). Hinzu tritt 
eine auf den einzelnen Studiengang bezogene Bera-
tung während des Studiums (Studienfachberatung). 

Eine solche, auch von Psychologen untertützte Stu-
dienberatung soll wesentlich dazu beitragen, daß 
die Studenten sich frühzeitig über ihre Interessen-
schwerpunkte und Leistungsfähigkeit klarwerden. 
Es ist zu erwarten, daß sich hierdurch das Studium 
sowohl hinsichtlich der Interessen der Studenten 
(z. B. auch im Hinblick auf eine Verringerung der 
Zahl der Studienabbrecher und Studienfachwechsler) 
als auch unter dem Gesichtspunkt des Bedarfs der 
Gesellschaft effektiver gestaltet. 

Absatz 1 Satz 1 2. Halbsatz stellt klar, daß Stu-
dienberatung sich nicht auf die Vermittlung von 
Informationen zum Studienverlauf beschränken 
kann. Persönliche Probleme des Studenten haben 
oftmals in  der  Studiensituation ihren Grund (Isola-
tion des einzelnen in anonymen Lehrveranstaltun-
gen, Prüfungsangst). Die Einbeziehung der psycho-
logischen und psychotherapeutischen Beratung in 
die Beratungsstellen bewirkt, daß der Student leich-
ter den Weg zu der für ihn angemessenen Beratung 
findet und die Hochschule über die in ihrem Be-
reich liegenden Ursachen für persönliche Krisen 
unterrichtet wird. Es bleibt den Hochschulen und 
Ländern vorbehalten, zu bestimmen, inwieweit im 
Rahmen der Studienberatung eine Behandlung au-
ßerhalb der Beratungsstelle vermittelt werden 
soll. 

Die Länder werden dafür Sorge tragen müssen, daß 
die Hochschulen zusätzliche Mittel für den Ausbau 
der Studienberatung erhalten. Der richtige Einsatz 
dieser Mittel kann weit größere Einsparungen im 
Bereich der laufenden Hochschulkosten erbringen. 
Die Mitwirkung an Aufgaben der Studienberatung 
gehört zu den hauptberuflichen Aufgaben der Hoch-
schullehrer (§ 46 Abs. 1). 

Von dieser Art der Studienberatung ist die Berufsbe-
ratung vor Aufnahme, bei einem Wechsel oder Ab-
bruch, vor Entscheidungen für eine berufliche Spe-
zialisierung und beim Abschluß des Studiums zu 
unterscheiden; sie ist Sache der Bundesanstalt für 
Arbeit. Jedoch soll die Hochschule bei der Studien-
beratung mit der Arbeitsverwaltung zusammenar-
beiten (Absatz 1 Satz 2). Die Zusammenarbeit mit 
den für die staatlichen Prüfungen zuständigen Stel-
len ist erforderlich, um den notwendigen Wechsel-
bezug zwischen Studium und Prüfung auch in den 
Fällen sicherzustellen, in denen ein Hochschulstu-
dium mit einer staatlichen Prüfung abgeschlossen 
wird. 

Absatz 2 konkretisiert die sich aus Absatz 1 Satz 1 
ergebende Pflicht für einen besonders wichtigen 
Bereich: die Veröffentlichung der geltenden Studi-
en- und Prüfungsordnungen. Sie trägt wesentlich 
dazu bei, daß sich die Studenten und Studienbe-
werber umfassend über die Möglichkeiten und An-
forderungen in dem von ihnen gewählten Studien-
gang informieren können. Eine vergleichende Ver-
öffentlichung erlaubt aber auch — besser als jede 
administrative Detailintervention — eine kreative 
und wirksame Kritik an falsch zusammengestellten 
oder überfrachteten Studiengängen, insbesondere 
durch die am meisten hiervon betroffenen Studen-
ten. Darüber hinaus wird die Veröffentlichung der 
Studienordnungen und Prüfungsordnungen die Ar-
beit der Studienreformgremien fördern. Der Zusam- 
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menhang zwischen der Studienberatung — als In-
formationsquelle über Studienprobleme und Nach-
teile im Studien- und Prüfungssystem — und der 
Studienreform wird hier sichtbar. 

Zu § 16 — Prüfungen 

Absatz 1 knüpft an das geltende Recht an, wonach 
ein Teil der Studiengänge nicht durch eine Hoch-
schulprüfung, sondern durch eine staatliche oder 
kirchliche Prüfung abgeschlossen wird. Von den 
nachfolgenden Bestimmungen, die sich zunächst 
nur auf Hochschulprüfungen beziehen, werden in 
§ 19 einige auf Staatsprüfungen für anwendbar er-
klärt. 

Absatz 2 beschreibt das Ziel von Abschlußprüfungen 
und von Zwischenprüfungen. Satz 2 ergibt, daß eine 
von mehreren Bearbeitern gemeinsam gefertigte 
Arbeit in den Fällen als Prüfungsleistung angenom-
men werden kann, in denen unterscheidbare Teil-
beiträge der einzelnen Verfasser vorliegen, die 
auch die Bewertung der individuellen Leistung er-
lauben. Nach Absatz 3 sollen punktuelle Abschluß-
prüfungen als einzig oder allein entscheidende 
Form der Leistungskontrolle vermieden werden. 
Die vorgesehene Aufteilung der Prüfung, die Ein-
führung von Zwischenprüfungen und eine formali-
sierte regelmäßige Kontrolle während des Studiums 
ermöglichen eine genauere Beurteilung. Durch sie 
soll der psychologische Durck der Schlußprüfung 
abgebaut werden, der heute so oft eine sachgerech-
te Beurteilung des einzelnen unmöglich macht. 
Schließlich trägt diese Art der Leistungskontrolle 
auch dazu bei, daß die durch Prüfungsangst häufig 
bewirkte Verlängerung der Studienzeit weitgehend 
vermieden wird. 

Absatz 4 verankert den Grundsatz „wer lehrt, 
prüft" : Prüfungen müssen von denjenigen abge-
nommen werden, die über eigene Lehrerfahrungen 
an einer Hochschule verfügen oder Ausbildungs-
aufgaben in einer für das Studienziel erforderlichen 
berufspraktischen Tätigkeit haben. Auch im übri-
gen können in der Berufspraxis stehende Personen 
Hochschulprüfungen abnehmen, wenn sie durch ei-
nen Lehrauftrag (§ 56) mit der Hochschule verbun-
den sind. Ein Prüfungsrecht der Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben (§ 57) muß auf die von ihnen zu 
unterrichtenden Gegenstände begrenzt sein. 

Absatz 5 dient der Objektivierung von Prüfungsent-
scheidungen. Die Vorschrift läßt Ausnahmen zu, 
weil sich z. B. eine zweifache Bewertung von Prü-
fungsleistungen bei der Verwendung technischer 
Verfahren zur Objektivierung (z. B. standardisierte 
Fragebögen) erübrigt. In diesen Fällen wird dem 
Grundgedanken der Vorschrift durch die Beteili-
gung mehrerer Prüfungsberechtigter an der Erstel-
lung des betreffenden Verfahrens (z. B. die Ausar-
beitung der Fragebögen und der Bewertungsmaß-
stäbe) Rechnung zu tragen sein. 

Zu § 17 — Prüfungsordnungen 

§ 17 gewährleistet, daß Hochschulprüfungen nur 
auf Grund von Prüfungsordnungen durchgeführt 

werden können, in denen die materiellen Anforde-
rungen ebenso abschließend zu regeln sind wie das 
Prüfungsverfahren. Der in Absatz 1 vorgesehene 
Genehmigungsvorbehalt trägt der Tatsache Rech-
nung, daß bei der Gestaltung der Prüfungsordnun-
gen und der Festlegung der Regelstudienzeit auch 
die Anforderungen berücksichtigt werden müssen, 
die von der Gesellschaft an eine wirkungsvolle 
wissenschaftliche Berufsausbildung gestellt werden. 
Der Entwurf, der in § 61 für die Ordnung der Hoch-
schulprüfungen allgemein ein Zusammenwirken 
von Staat und Hochschule vorsieht, legt in § 17 die 
Formen dieses Zusammenwirkens fest und nennt 
als einen möglichen Grund für die Versagung der 
Genehmigung den Fall, daß die Prüfungsordnung 
nicht mit den Empfehlungen einer Studienreform-
kommission übereinstimmt (§ 17 Abs. 1 Satz 2). Die 
Festlegung weiterer Versagungsgründe — etwa Ge-
fährdung der erforderlichen Gleichwertigkeit einan-
der entsprechender Hochschulabschlüsse und  der 

 Freizügigkeit der Studenten (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 4) 
oder die Festlegung unangemessener Regelstudien-
zeiten (§ 11 Abs. 2 bis 4) — ist Sache des Landes-
rechts. Derartige Gründe, zu denen auch andere als 
Rechtsgründe gehören können, sind jedoch nach 
Satz 2 2. Halbsatz im Landesgesetz abschließend 
aufzuzählen. 

Der notwendige Regelungsgehalt der Prüfungsord-
nungen ist in den Absätzen 2 und 3 bestimmt. Ab-
satz 2 Satz 1 verlangt im Sinne der Transparenz 
eine abschließende Regelung von Prüfungsverfah-
ren und -anforderungen. Danach wäre es z. B. unzu-
lässig, außerhalb des Rahmens der Prüfungsord-
nung Verfahrensgrundsätze, Anrechnungsvoraus-
setzungen oder Prüfungsanforderungen durch die 
Studienordnungen oder durch Entscheidungen der 
Prüfer im Einzelfall festzusetzen; zu der  Möglich-
keit der näheren Ausfüllung dieses Rahmens durch 
die Studienordnung vgl. Begründung zu § 12. 

In Absatz 3 werden einige Bestimmungen getroffen, 
die für die Einhaltung der Regelstudienzeiten Bedeu-
tung haben (vgl. dazu §§ 11, 12 und 18). Danach ist 
für die Meldung zur Prüfung nicht die Regelstu-
dienzeit unmittelbar maßgebend, sondern eine in 
der Prüfungsordnung festzulegende besondere Mel-
defrist, die ihrerseits auf die Regelstudienzeit bezo-
gen ist. Diese Frist kann und muß je nach vorgese-
hener Gesamtdauer des Prüfungsverfahrens auch 
schon vor Ablauf der Regelstudienzeit beginnen, 
was insbesondere für die Anfertigung von Diplom-
arbeiten bedeutsam werden wird. Andererseits er-
gibt sich aus Satz 3, daß die Leistungen in Ab-
schlußprüfungen nicht notwendig innerhalb der Re-
gelstudienzeit erbracht werden müssen (vgl. auch 
Begründung zu § 11 Abs. 4). Durch § 16 Abs. 2 wird 
dafür Sorge getragen, daß die Abschlußprüfung von 
der bisherigen Fülle des Prüfungsstoffs weitgehend 
entlastet wird, so daß sie selbst einen kürzeren 
Zeitraum als bisher beansprucht und daher inner-
halb der in § 17 Abs. 3 Satz 3 genannten Zeit abge-
legt sein kann. Dabei sind für schriftliche Prüfungs-
arbeiten angemessene Bearbeitungsfristen festzule-
gen, an denen sich ihrerseits die Prüfungsanforde-
rungen zu orientieren haben; Diplomarbeiten von 
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mehrjähriger Bearbeitungsdauer, wie sie derzeit 
noch an mehreren Hochschulen üblich sind, sollte 
es danach nicht mehr geben. 

Zu § 18 — Prüfungsfristen 

Die entscheidende Bedeutung, die der Festlegung 
von Regelstudienzeiten für das Gelingen der Stu-
dienreform, aber auch für eine sinnvolle Nutzung 
der kostspieligen Hochschuleinrichtungen zu-
kommt, macht es notwendig, an die Nichteinhal-
tung von Regelstudienzeiten bestimmte Folgen zu 
knüpfen. In dieser Erkenntnis hat bereits die Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung einstim-
mig geeignete Verfahren zur Einhaltung der Regel-
studienzeit und ihre gesetzliche Sicherung gefor-
dert (Bildungsgesamtplan Band I, Seite 101). 

§ 18 sieht ein diesem Beschluß entsprechendes Ver-
fahren vor und bringt es in den notwendigen Zu-
sammenhang mit der Durchführung der Studienre-
form: nach Absatz 4 i. V. m. § 74 Abs. 2 wird vor-
ausgesetzt, daß für den betreffenden Studiengang 
bereits eine Studienordnung erlassen worden ist, 
die den Vorschriften dieses Entwurfs entspricht. 
Insbesondere muß diese Studienordnung die nach 
§ 12 Abs. 2 erforderliche und an der fachwissen-
schaftlichen und hochschuldidaktischen Entwick-
lung orientierte Begrenzung des Lehrstoffs enthal-
ten und die Lehrveranstaltungen einschließlich ih-
res Anteils am zeitlichen Gesamtumfang ausweisen. 
Der Student muß in der Lage sein, das Studium von 
Beginn an so anzulegen, daß er es in dem bestimm-
ten zeitlichen Rahmen erfolgreich abschließen 
kann. Die nach § 41 gewährleistete Mitwirkung 
von Studenten an Beschlüssen über Studienordnun-
gen (vgl. § 41 Abs. 3, 5) wird dazu beitragen, daß 
dabei das studentische Interesse an einer effizien-
ten Studiengestaltung gefördert und nutzbar ge-
macht wird. Ferner sind in diesem Zusammenhang 
die Vorschriften der §§ 13 bis 17 zu beachten, nach 
denen das Angebot der erforderlichen Lehrveran-
staltungen innerhalb der Regelstudienzeit, die nöti-
ge Information und Beratung und eine Modernisie-
rung der Prüfungen gewährleistet werden. 

Unter diesen Voraussetzungen wird die Einhaltung 
der Regelstudienzeiten in § 18 auf zweifache Weise 
gesichert: In Absatz 1 wird die Möglichkeit der Ab-
legung von Prüfungen auch schon vor Ablauf der 
für sie festgelegten Frist eröffnet. Die Regelstudien-
zeiten bzw. die an sie anknüpfenden Prüfungsfri-
sten (vgl. § 17 Abs. 3) enthalten also keine zeitliche 
Festlegung in dem Sinne, daß der Student, unab-
hängig vom Stand seiner Leistungen, die Hochschu-
le eine bestimmte Zeit besuchen müßte; der Ablauf 
von Fristen soll vielmehr, im Gegensatz zur bisheri-
gen Mindeststudienzeit, nach § 18 Abs. 1 in der Re-
gel keine Voraussetzung mehr für die Zulassung 
zur Prüfung sein. Allerdings werden sich aus dem 
Studienstoff in manchen Fächern zwangsläufig 
„Mindeststudienzeiten" ergeben. Die Folgen, die 
sich aus einer Unterschreitung von Regelstudien-
zeiten ergeben, wenn auch die in den Laufbahnvor-
schriften vorgesehenen Mindeststudienzeiten unter-
schritten würden, sind noch zu prüfen. 

Absatz 2 sichert die Einhaltung der nach § 17 Abs. 3 
festgelegten Frist dadurch, daß ein Student, der 
sich nicht innerhalb dieser Frist zur Abschlußprü-
fung gemeldet hat, zunächst von Amts wegen zur 
Prüfung geladen wird. Das Prüfungsamt oder die 
sonst zuständige Stelle wird im allgemeinen den 
nächsten Termin nennen, soweit es sich um feste 
Prüfungstermine handelt. Es ist damit zu rechnen, 
daß viele Studenten, die sich bisher aus eigener 
Initiative zur Prüfung melden mußten, den genann-
tern Termin akzeptieren; jedoch hat jeder Kandidat 
nach Satz 2 einen Rechtsanspruch darauf, daß ihm 
ohne Angabe von Gründen eine Nachfrist einge-
räumt wird, die je nach Antrag bis auf 6 Monate 
seit Erhalt der Aufforderung festgesetzt wird. Nur 
wenn der Student besondere Gründe geltend macht, 
kann ihm auch eine längere Nachfrist eingeräumt 
werden; dies gilt insbesondere, wenn er nachweist, 
daß er die  noch fehlenden Studienleistungen aus 
von ihm nicht zu vertretenden Gründen in einer 
kürzeren Zeit nicht hätte erbringen können. Als sol-
che Gründe kommen u. a. fehlendes Lehrangebot 
der Hochschule, Krankheit und, wie Satz 4 klar-
stellt, die Mitwirkung in Selbstverwaltungsorganen 
in Betracht. Zuständig für die Einräumung einer 
Nachfrist von über 6 Monaten ist nach Satz 4 „die 
Hochschule", d. h. ein vom Landesrecht zu bestim-
mendes Hochschulorgan. Das gilt auch dann, wenn 
es um die Meldung zu einer staatlichen Prüfung 
geht (vgl. § 19) ; mit Rücksicht auf die Folgen nach 
Absatz 3 wäre es nicht sachgemäß, in diesem Fall 
etwa eine staatliche Prüfungskommission entschei-
den zu lassen. 

Als Folge der Nichteinhaltung von Fristen nach 
Absatz 2 wird in Absatz 3 das Erlöschen der Rechte 
aus der Einschreibung bestimmt; davon werden die 
mitgliedschaftlichen Rechte und die Rechte auf 
Nutzung der Hochschuleinrichtungen umfaßt. Dage-
gen können die mit der Einschreibung verbundenen 
sozialen Rechte (z. B. Krankenversicherung, Mensa-
benutzung) dem Studenten in Fällen sozialer Härte 
auf Antrag bis zur Dauer eines weiteren Jahres be-
lassen werden; damit soll vermieden werden, daß 
die Folgen einer Überschreitung von Prüfungsfri-
sten sozial schwächere Studenten stärker als ande-
re treffen. 

Die in Absatz 3 vorgesehene Folge des Verlustes 
von Nutzungsrechten ist in Anbetracht des voraus-
gesetzten Vorliegens reformierter Studienbedingun-
gen (Absatz 4, vgl. oben) und der Ausgestaltung 
des Meldeverfahrens nach Absatz 2 zumutbar. An-
gesichts der hohen Kosten jedes Studienplatzes und 
der berechtigten Forderung, die Hochschuleinrich-
tungen für eine möglichst große Zahl von Studien-
platzbewerbern zu nutzen, erscheint eine solche 
Folge unbegründeter Zeitüberschreitungen bei den 
Regelstudienzeiten angepaßten Studiengängen auch 
sozial gerecht und geboten. Abzulehnen wäre dage-
gen die weitergehende Sanktion eines Verlustes 
des Prüfungsanspruchs, wie sie landesgesetzlich be-
reits verankert wurde. Eine solche Lösung wider-
spräche dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
und wäre auch unter dem Gesichtspunkt der Bil-
dungsplanung und Bildungsökonomie nicht sinn-
voll. 
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Die in Absatz 5 vorgesehene Regelung soll sicher-
stellen, daß die Hochschulorgane Maßnahmen 
zur Überprüfung des Lehrangebots und der Prü-
fungsbedingungen ergreifen, wenn die Prüfungsfri-
sten von einem erheblichen Teil der Kandidaten 
nicht eingehalten werden. 

Zu § 19 — Staatliche Prüfungen 

Staatliche Prüfungen, die unter berufsrechtlichem 
Gesichtspunkt den Charakter von Eingangsprüfun-
gen haben, haben auch eine hochschulrechtliche 
Seite, weil sie teilweise unmittelbar die Gestaltung 
des Studiums betreffen. § 19 erstreckt daher die An-
wendung einiger für Hochschulprüfungen geltender 
Grundsätze auch auf Staatsprüfungen, beschränkt 
dies aber auf diejenigen Regelungen, bei denen we-
gen der Rückwirkungen auf den Studienbetrieb 
oder aus Gründen der individuellen Gleichbehand-
lung eine entsprechende Anwendung unerläßlich 
ist. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Folgen 
der Überschreitung von Prüfungsfristen (§ 17 Abs. 3 
i. V. m. § 18), weil hier sonst eine verfassungsrecht-
lich nicht zulässige Unterscheidung zwischen Stu-
denten gemacht würde, je nachdem, ob ihr Studien-
gang mit einer Hochschulprüfung oder mit einer 
staatlichen Prüfung abgeschlossen wird. 

Zu § 20 — Hochschulgrade 

Der in Satz 1 vorgesehene Diplomgrad wird nach 
jedem erfolgreichen Studium verliehen, das zu ei-
nem berufsqualifizierenden Abschluß führt, unab-
hängig von seiner Dauer und von seinem Inhalt im 
einzelnen. Mit der Verleihung wird zum Ausdruck 
gebracht, daß die in § 8 genannten Ziele erreicht 
sind. Bei gestuften Studiengängen im Sinne von § 4 
Abs. 3 Nr. 1 wird der Diplomgrad bereits nach dem 
ersten berufsqualifizierenden Abschluß verliehen. 
Die Verleihung eines einheitlichen Diplomgrades 
schließt nicht aus, daß die Abschlüsse für die be-
rufliche Einordnung nach den Inhalten des jeweili-
gen Studienganges abgestuft bewertet werden. § 8 
steht dieser Bewertung nicht entgegen. Dabei kann 
nicht allein nach der Länge der Studienzeit unter-
schieden werden. Art, Inhalte, Regelstudienzeit und 
individuelle Dauer des Studiengangs sollen deswe-
gen für Zwecke der beruflichen Bewertung aus dem 
Abschlußzeugnis zu ersehen sein. Jedoch sind diffe-
renzierende Kennzeichnungen im Titel selbst nicht 
gerechtfertigt, weil sie unter anderem zu nicht er-
wünschten Unterscheidungen nach Prestigege-
sichtspunkten führen. § 20 ist ein wichtiger Bau-
stein für die Entwicklung eines integrierten Sy-
stems von Gesamthochschulen. 

Die im Satz 2 vorgesehene Regelung soll die beruf-
lichen Möglichkeiten der Absolventen staatlicher 
Prüfungen erweitern. Zweitstudien, die lediglich 
dem Erwerb eines weiteren Titels dienen, werden 
sich damit erübrigen. Diese Regelung entspricht 
dem Grundsatz, daß jede ein Hochschulstudium ab-
schließende erste Prüfung an einer breiten berufli-
chen Befähigung orientiert sein soll. Im Zusammen-
wirken von Hochschule und Staat werden die staat-
lichen Abschlüsse zu überprüfen sein, um die gege

-

benenfalls erforderlichen Reformmaßnahmen in den 
einzelnen Studiengängen einzuleiten. 

Durch Landesgesetz oder Hochschulsatzung wird 
bestimmt, welche weiteren Grade (z. B. Magister-, 
Lizentiaten-, Doktorgrad) von der Hochschule ver-
liehen werden. 

Zu § 21 — Sonstige Leistungsnachweise 

Die Vorschrift trägt der Forderung Rechnung, daß 
eine Erweiterung des Bildungsangebots sich nicht 
ausschließlich auf eine Expansion zugunsten der 
traditionellen Ausbildungsgänge beschränken dür-
fe; sie berücksichtigt die Tatsache, daß zumindest 
Teile des Lehrstoffes von Studiengängen auch an 
anderen „Lernorten" als der Hochschule erarbeitet 
werden können. 

Absatz 1 eröffnet die Möglichkeit der Zulassung zu 
einem verkürzten Studium für die Studienbewerber, 
die das Ziel einzelner Studienabschnitte außerhalb 
des durch Studien- und Prüfungsordnungen gere-
gelten Hochschulstudiums erreicht haben. Die Vor-
schrift ist deswegen von besonderer Bedeutung für 
solche Bewerber, die auf Grund ihres Schulabschlus-
ses oder anderer Hochschulzugangsbeurteilungen 
zunächst keinen Studienplatz erhalten haben und 
nun — nach einschlägiger Bewährung in der Praxis 
und dem Erwerb entsprechender Kenntnisse — in 
zumutbarer Zeit einen Hochschulabschluß erwerben 
wollen. 

Gegenstand der Einstufungsprüfung nach Absatz 1 
werden insbesondere solche Kenntnisse und Fähig-
keiten sein, die im Rahmen einer Ausbildung und 
Berufspraxis erworben wurden, die in engem Zu-
sammenhang mit dem angestrebten Studium steht. 
Die Vorschrift wird daneben auch die Bewertung 
von insbesondere ausländischen Bildungsnachwei-
sen vereinfachen, die im tertiären Bereich außer-
halb einer wissenschaftlichen Hochschule erworben 
wurden. 

§ 21 Abs. 1 schließt die unmittelbare Zulassung zur 
Prüfung (Externenprüfung) nicht aus. 

Neben einer Zulassung zu einem fortgeschrittenen 
Teil des Studiengangs soll auf Grund einer Einstu-
fungsprüfung auch der Nachweis einzelner von der 
Studienordnung vorgeschriebener Studienleistun-
gen ermöglicht werden. Hinsichtlich der Zulassung 
von Absolventen der Einstufungsprüfung zum Stu-
dium in Studiengängen mit Zulassungsbeschrän-
kungen vgl. 32 Abs. 3. 

Die Einstufungsprüfung nach Absatz 1 setzt voraus, 
daß der Studienbewerber die allgemeinen Voraus-
setzungen für das Hochschulstudium erfüllt (vgl. 
dazu § 28). In Absatz 2 wird jedoch auch die Mög-
lichkeit eröffnet, die Einstufungsprüfung nach An-
forderungen und Verfahren so auszugestalten, daß 
der Bewerber mit dem Bestehen nicht nur die in 
Absatz 1 genannten Fähigkeiten und Kenntnisse 
nachweist, sondern zugleich die Berechtigung zum 
Hochschulstudium erwirbt. Absatz 2 hat daher eine 
besonders wichtige gesellschaftspolitische Kompo-
nente: er ermöglicht den nachträglichen Ausgleich 
ungleicher Chancen im Schulbereich, die sich ins-
besondere aus sozialer und regionaler Benachteili- 
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gung ergeben. Da die Verleihung der Studienbe-
rechtigung nach dem zur Zeit geltenden Landes-
recht nicht zur alleinigen Zuständigkeit der Hoch-
schulen gehört, sieht Absatz 2 eine Mitwirkung der 
zuständigen staatlichen Stellen vor. 

In Absatz 3 wird eine besondere Rechtswirkung an 
die Anerkennung von Fernstudieneinheiten durch 
die nach § 14 Abs. 2 zuständige Stelle geknüpft: Ist 
danach eine Fernstudieneinheit (oder eine sonstige 
Studieneinheit im Medienverbund) als gleichwertig 
mit einer in einer Studien- oder Prüfungsordnung 
vorgesehenen Leistung anerkannt worden, so gilt 
diese Leistung auch durch die erfolgreiche Teilnah-
me an der Fernstudieneinheit als erbracht. Soweit 
hiernach mit der Anerkennung eine Abweichung 
vom Inhalt einer Prüfungsordnung zugelassen wird, 
ist ,die Zustimmung der für den Erlaß oder die Ge-
nehmigung der Prüfungsordnungen zuständigen 
Stellen erforderlich (vgl. § 14 Abs. 2 Satz 2). Dieser 
Fall wird allerdings nur auftreten, wenn eine Prü-
fungsordnung die Art der Erbringung einer Studien-
leistung selbst regelt. 

Zu § 22 — Weiterbildendes Studium 

Nicht nur Hochschulabsolventen sind nach Eintritt 
in den Beruf auf die Erneuerung ihrer wissenschaft-
lichen Ausbildung angewiesen; entsprechende 
Möglichkeiten müssen ebenso anderen im Beruf 
stehenden Personen zur Verfügung stehen, soweit 
sie die erforderliche Eignung und Erfahrungen er-
worben haben. Auf diese Weise soll die schon lan-
ge angestrebte Öffnung der Hochschule für weitere 
Bevölkerungskreise erreicht werden. Den Hoch-
schulen fällt damit auch in der Weiterbildung ein 
wesentlicher Beitrag zur gerechteren Verteilung 
von Bildungschancen zu. Die Teilnahme von Be-
rufspraktikern an Lehrveranstaltungen der Hoch-
schule wirkt auf die Lehre selbst zurück und för-
dert die Praxisnähe des gesamten Studiums. Das 
weiterbildende Studium sichert somit auch den 
fortdauernden wechselseitigen Kontakt zwischen 
Wissenschaft und Berufspraxis und muß daher für 
die wichtigsten Berufsfelder beschleunigt eingerich-
tet werden. 

Das weiterbildende Studium kann auch — berufs-
begleitend — in Abendkursen angeboten werden. 

Als besonders wirkungsvolle Einteilung wird in 
Satz 3 die Zusammensetzung des Studiums aus in 
sich abgeschlossenen Abschnitten hervorgehoben. 

Inhaltlich ist eine Ausrichtung an den aus der be-
ruflichen Praxis entstandenen Bedürfnissen der 
Teilnehmer erforderlich. Ferner ist eine Abstim-
mung mit dem Erststudium notwendig, zumal dann 
im Erststudium solche Sachgebiete ausgespart und 
der Weiterbildung überlassen werden können, die 
voraussichtlich erst in einem späteren Stadium der 
Berufspraxis benötigt und die von der wissen-
schaftlich-technischen Entwicklung besonders stark 
beeinflußt werden. Auf die Bedeutung der Weiter-
bildung im Zusammenhang mit der Festlegung von 
Regelstudienzeiten (§ 11) wurde hingewiesen. 

Die Verpflichtung der Hochschulen, Möglichkeiten 
der Weiterbildung zu entwickeln und anzubieten 
(Satz 1), umfaßt im übrigen nich nur Veranstaltun-
gen des weiterbildenden Studiums, sondern auch 
Veranstaltungen der allgemeinen Weiterbildung, an 
der die Hochschulen nach § 2 Abs. 3 teilnehmen, 
sowie Veranstaltungen für die Weiterbildung des 
Hochschulpersonals, deren Förderung den Hoch-
schulen gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 obliegt. 

Zu § 23 — Aufgaben der Forschung 

Die Gewinnung wissenschaftlicher Erkenntnisse, 
der besonders die Grundlagenforschung dient, 
bleibt eine Hauptaufgabe der Hochschule; sie kann 
in dieser umfassenden Weise von keiner anderen 
Einrichtung wahrgenommen werden. Nach Satz 1 
ist diese Aufgabe verbunden mit der wissenschaftli-
chen Grundlegung und Fortentwicklung von Lehre 
und Studium. Damit wird der Bezug zwischen For-
schungs- und Ausbildungsfunktion der Hochschule 
betont: Die Forschung ist einerseits notwendige 
Voraussetzung, um den Charakter der Lehre als 
wissenschaftlich fundierte Übermittlung zu gewähr-
leisten und um Lehre und Studium an der fachwis-
senschaftlichen Entwicklung zu orientieren. Ande-
rerseits befruchtet der in der Lehre stattfindende 
wissenschaftliche Dialog auch die Forschungsar-
beit; und schließlich ist die Forschung notwendige 
Grundlage einer wissenschaftlichen Studienreform, 
wie umgekehrt die Ziele der Studienreform der For-
schung neue Aufgabe weisen. 

Die Forschung in den Hochschulen soll weder auf 
die Grundlagenforschung noch auf bestimmte wis-
senschaftliche Bereiche beschränkt sein. Auch 
wenn die Anwendung in der Praxis selbst nur in 
Ausnahmefällen durch die Hochschule selbst ge-
schieht, ist doch der gesamte Innovationsprozeß 
Gegenstand der Forschung in den Hochschulen. 
Dies gilt auch für die möglichen positiven und ne-
gativen Folgen der Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse (Satz 2). 

Absatz 2 Satz 1 macht den Beitrag der Wissenschaft 
zur Lösung gesellschaftlicher Aufgaben zu einer 
Aufgabe auch der Hochschulforschung. Damit wird 
zugleich der Auffassung entgegengetreten, daß dies 
allein eine Sache besonderer Forschungseinrichtun-
gen oder spezieller Förderungsprogramme sei. Die 
Hochschulforschung soll sich dabei nicht auf die 
kritische Analyse beschränken. Allerdings wären 
die Aufgaben der Hochschule mißverstanden und 
ihre Möglichkeiten überschätzt, wenn ihr in der Re-
gel auch der Vollzug der gefundenen Lösungen in 
der Praxis übertragen oder abverlangt würde; ihr 
„Mandat" besteht vielmehr in erster Linie darin, 
wissenschaftlich begründete Lösungen für gesell-
schaftliche Probleme aufzuzeigen. Oft sollen und 
werden dies Alternativen sein. 

Bei der Wahl der Forschungsschwerpunkte sollte 
sowohl von den Hochschulen selbst wie in der 
überregionalen Forschungsplanung mehr als bisher 
geprüft werden, zu welchen Aufgaben die einzelne 
Hochschule auf Grund ihrer geographischen Lage 
einen besonderen Beitrag leisten kann. Dies würde 
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die Hochschulen zugleich in eine wünschenswerte 
engere Verbindung mit dem Sozial- und Wirt-
schaftsgefüge ihrer Region bringen (Absatz 2 
Satz 2) und die zunehmend verlorengegangene Pra-
xisnähe der Hochschulforschung stärken. 

Zu § 24 — Koordination der Forschung 

Beschränkte personelle, sächliche und finanzielle 
Ressourcen zwingen zu einer besseren Ausnutzung 
der Forschungskapazitäten im Hochschulbereich 
und in wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb 
der Hochschulen. Diese Kooperation muß zunächst 
in der Hochschule selbst geschehen (Absatz 1 Satz 1). 
Dies war bisher nur in geringem Umfang der Fall. 
Es liegen deshalb auch wenige Erfahrungen über 
das Verfahren einer solchen Kooperation vor. Ge-
lingen wird der Koordinationsprozeß nur, wenn in 
der Weise sachgerechte Verfahren entwickelt wer-
den, daß der Aufwand der Bedeutung des jeweili-
gen Vorhabens entspricht. Zwar obliegt den zentra-
len Organen der Hochschule, insbesondere dem für 
Forschungsangelegenheiten zuständigen zentralen 
Kollegialorgan, die Gesamtverantwortung für diese 
Koordination, doch muß die Koordination im ein-
zelnen in einem abgestuften Prozeß von den unmit-
telbar beteiligten Einrichtungen und Personen ge-
tragen werden. Die einzelne Hochschule kann die-
ser Aufgabe nur gerecht werden, wenn sie und ihre 
Einrichtungen und. Mitglieder bei diesem Koordina-
tionsprozeß nicht nur mit anderen Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen, sondern vor allem 
auch mit solchen Institutionen zusammenwirken, 
die überregionale Förderungsprogramme entwickeln 
und Prioritäten setzen, beispielsweise mit der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (Absatz 1 Satz 2). 
Satz 3 soll die Verbundforschung fördern, wobei die 
Forschungseinrichtungen Arbeitsmöglichkeiten für 
Hochschulmitglieder bieten und die Hochschule ih-
ren Mitgliedern die Nutzung dieser Möglichkeiten 
erleichtern sollten. 

Eine Kooperation der Forschung im Sinne von Ab-
satz 1 setzt eine umfassende Information über ge-
plante und durchgeführte Forschungsvorhaben vor-
aus. Eine mehr oder weniger regelmäßige Bericht-
erstattung dieser Art findet sich bisher nur in weni-
gen Hochschulen. Zudem sind die Berichte oft nur 
für den Spezialisten innerhalb des jeweiligen Fa-
ches verständlich und auswertbar. Absatz 2 setzt 
aus diesem Grunde nicht nur eine Berichtspflicht 
für die Hochschulen fest, sondern bezweckt zu-
gleich, daß diese Berichte nach einheitlichen 
Grundsätzen überregional vergleichbar erstellt wer-
den. Sinnvollerweise geschieht dies im Zusammen-
wirken von Hochschulen, staatlichen Stellen und 
denjenigen Wissenschaftsorganisationen, die sich 
mit Forschungsplanung und Forschungsförderung 
befassen. 

Immer häufiger wird im Hinblick auf die steigen-
den Kosten und die Bedeutung der Forschung die 
Forderung nach einer wissenschaftlichen Leistungs-
bewertung erhoben. Dem steht die Tatsache gegen-
über, daß — nicht nur in der Bundesrepublik 
Deutschland — erst spärliche Ansätze für Verfah-
ren zur Leistungsbewertung vorhanden sind. Gewis

-

se Erfahrungen liegen bei den Großforschungszen-
tren und bei den Sonderforschungsbereichen vor. 
Der Wissenschaftsrat wird sich in seinen For-
schungsempfehlungen mit diesem Problem befas-
sen. Bei diesem Stand der Dinge erscheint es ge-
rechtfertigt und notwendig, Hochschulen, staatliche 
Stellen und die Wissenschaftsorganisationen zur 
Entwicklung von Verfahren der Leistungsbewer-
tung zu verpflichten. 

Zu § 25 — Mitwirkung an einzelnen Forschungs-
vorhaben 

§ 25 betrifft die Vorbereitung, Planung und Durch-
führung einzelner Forschungsvorhanben und die 
Veröffentlichung von Forschungsergebnissen, re-
gelt also einen Fragenkomplex, der nur in den 
Grenzen des § 3 Abs. 2 zum Zuständigkeitsbereich 
eines Kollegialorgans, Ausschusses oder sonstigen 
Gremiums gehört (vgl. dazu § 3 Abs. 2 Satz 2). 

Satz 1 bringt zum Ausdruck, daß die Vorbereitung 
und die Planung des Vorhabens die gemeinsame 
Beratung aller derjenigen voraussetzt, die an dem 
Forschungsvorhaben unmittelbar arbeiten. Jeder, 
der an Forschungsvorhaben unmittelbar mitarbei-
tet, ist insoweit auch als urteilfähig anzusehen. Es 
ist deshalb folgerichtig, daß er die Möglichkeit er-
hält, die Entwicklung des Arbeitsprogramms in sei-
nem Rahmen mit zu beeinflussen. Anderen Mitglie-
dern der Hochschule, die an dem Projekt nicht un-
mittelbar arbeiten, oder Hochschulgremien, die die 
Forschungsmittel zur Verfügung stellen, wird eine 
inhaltliche Einflußnahme auf die Entwicklung des 
Arbeitsprogramms und die wissenschaftliche Bear-
beitung des Projekts nicht eingeräumt. Satz 1 ver-
wirklicht damit auch den Vorrang der Eigeninitiati-
ve der Wissenschaftler, wie ihn das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil vom 29. Mai 1973 ge-
fordert hat. 

Die Durchführung des Forschungsvorhabens muß 
zur Sicherung des wissenschaftlichen Erfolges un-
ter der verantwortlichen Leitung eines oder mehre-
rer Projektleiter stehen. Die verantwortliche Lei-
tung kann nur übernehmen, wer wissenschaftlich 
ausgewiesen ist. Der in Frage kommende Personen-
kreis wird dadurch nicht auf die Gruppe der Hoch-
schullehrer begrenzt. Die Projektleitung kann auch 
in der Verantwortung eines oder mehrerer wissen-
schaftlicher Mitarbeiter liegen, denen nach diesem 
Gesetz im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten 
Gelegenheit zu selbständiger Forschung gegeben 
werden kann (§ 55 Abs. 1 Satz 2). Der Projektleitung 
obliegt auch die Abrechnung der Forschungsmittel 
und die Verantwortung für deren sinnvolle Ver-
wendung. 

Absatz 2 stellt sicher, daß bei wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen erkennbar ist, wer einen eige-
nen wissenschaftlichen oder wesentlichen sonstigen 
Beitrag geleistet hat. Der Anteil des einzelnen an 
der Arbeit ist, soweit möglich, zu kennzeichnen. 
Ziel der Vorschrift ist es, die Leistungen insbeson-
dere des wissenschaftlichen Nachwuchses stärker 
zur Geltung zu bringen, die Bewertung wissen-
schaftlicher Leistungen zu verbessern und die  Kom- 
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munikation unter den auf gleichem Feld tätigen 
Wissenschaftlern zu fördern. 

Zu § 26 — Forschung mit Mitteln Dritter 

Für die Finanzierung der Forschung in der Hoch-
schule sind neben den der Hochschule zur Verfü-
gung gestellten Haushaltsmitteln auch sonstige öf-
fentliche und private Mittel von Bedeutung. 

In einem ausgewogenen System der Forschungsfi-
nanzierung sind diese Drittmittel nicht Notbehelf 
für unzureichende Hochschuletats. Vielmehr die-
nen sie, sei es in der allgemeinen Forschungsförde-
rung, sei es bei den großen staatlichen Förderungs-
programmen für einzelne Aufgabengebiete, als In-
strument der elastischen Spitzenfinanzierung, der 
Prioritätensetzung und der Schwerpunktbildung un-
ter besonderer Qualitätsprüfung. Außerdem ermög-
lichen die Drittmittel der Forschung an den Hoch-
schulen, sich an der Lösung gesellschaftlich und 
wirtschaftlich wichtiger Einzelaufgaben zu beteili-
gen, und machen es damit auch überflüssig, für 
kurz- oder mittelfristige Aufgaben beschränkten 
Umfangs jeweils neue Einrichtungen zu schaffen. 
§ 26 unterstützt deshalb ausdrücklich die Forschung 
mit Drittmitteln im Interesse der Hochschulfor-
schung, bindet sie aber zugleich an einige Voraus-
setzungen und trägt insgesamt zur Transparenz der 
Forschungsfinanzierung bei. 

Absatz 1 gewährleistet den Hochschulmitgliedern, 
die in der Forschung tätig sind, das Recht, mit 
Drittmitteln zu forschen. Voraussetzung ist, daß 
ihre übrigen dienstlichen Aufgaben dadurch nicht 
beeinträchtigt werden. Auch aus Drittmitteln finan-
zierte Forschung kann Teil der dienstlichen Aufga-
ben sein. 

Absatz 2 ermöglicht, daß die Forschung mit Dritt-
mitteln auch in der Hochschule durchgeführt wer-
den kann. Die erste Voraussetzung hierfür ist, daß 
die Aufgaben der einzelnen Hochschule, wie sie 
nach § 2 Abs. 8 vom Sitzland näher bestimmt wer-
den, nicht beeinträchtigt werden. Ferner muß ge-
währleistet sein, daß nicht nur der Drittmittelemp-
fänger selbst (hierzu schon Absatz 1), sondern auch 
andere Hochschulmitglieder, die an der Durchfüh-
rung des Forschungsvorhabens mitarbeiten sollen, 
ihre dienstlichen Aufgaben erfüllen. Schließlich 
muß es sich um Forschungsvorhaben handeln, mit 
denen keine dauernden Veröffentlichungsverbote 
verbunden sind. Im übrigen aber soll die Hochschu-
le aus den  obengenannten Gründen die Durchfüh-
rung von mit Drittmitteln finanzierten Vorhaben 
auch ihrerseits fördern, wobei die unmittelbar oder 
mittelbar vergebenen öffentlichen Mittel und die 
Mittel der gemeinnützigen Stiftungen vor sonstigen 
Mitteln Präferenz genießen sollen. Aber auch priva-
te Mittel (z. B. der Wirtschaft) können die Entwick-
lung der Hochschulforschung sinnvoll fördern, z. B. 
im Zusammenhang mit regionalen Entwicklungs-
problemen. 

Damit die Hochschule im Interesse ihrer Gesamt-
planung einen Überblick über die in ihr betriebe-
nen Forschungsvorhaben und ihre Folgekosten er-
hält (vgl. auch § 68 Abs. 2), setzt Absatz 3 Satz 1 

eine Anzeigepflicht für Forschungsvorhaben nach 
Absatz 1 fest und zwar auch dann, wenn Mittel und 
Einrichtungen der Hochschule nicht in Anspruch 
genommen werden. Die Anzeige muß das Vorhaben 
thematisch beschreiben und im übrigen so gestaltet 
sein, daß die Prüfung der Frage möglich ist, ob die 
Voraussetzungen für einen Widerspruch gegeben 
sind. Weitergehende Angaben können dagegen 
nicht verlangt werden. Sind die Voraussetzungen, 
die in Absatz 2 Satz 1 gefordert werden, nicht gege-
ben, so hat der Fachbereich bzw. die zentrale Ein-
richtung ein Widerspruchsrecht (Satz 2). Der Wi-
derspruch bezieht sich allerdings nur auf die etwa-
ige Inanspruchnahme von Mitteln und Einrichtun-
gen des Fachbereichs bzw. der zentralen Einrich-
tung. Die Annahme der Drittmittel selbst und die 
Durchführung des Vorhabens ohne Hochschulmittel 
bleiben unberührt, wenn hiervon die dienstlichen 
Aufgaben nicht beeinträchtigt werden. Die vorgese-
hene Befristung des Widerspruchsrechts liegt nicht 
nur im Interesse des Drittmittelempfängers, sondern 
auch der Stellen, die Mittel Dritter vergeben, damit 
die erforderlichen Planungen nicht unangemessen 
verzögert und die oft umfangreichen Prüfungsver-
fahren nicht umsonst in Gang gesetzt werden. 

Ausgenommen von Anzeigepflicht und Wider-
spruchsrecht sind Vorhaben im Rahmen von For-
schungsschwerpunkten, an deren Einrichtung die 
zuständigen Gremien der Hochschule bereits vorher 
beteiligt waren (Absatz 6 Satz 1). Dies gilt z. B. für 
die Sonderforschungsbereiche. Hier kann davon 
ausgegangen werden, daß die Voraussetzungen 
nach Absatz 2 gegeben sind oder die Prüfung der 
Voraussetzungen nach Absatz 2 von der Hochschu-
le schon bei der vorbereitenden Planung vorgenom-
men worden ist. 

Absatz 4 soll der Vielfalt und Unübersichtlichkeit 
der Abrechnungs- und Abwicklungsverfahren ein 
Ende bereiten. Mit der Verwaltung der Drittmittel 
durch die Hochschule soll zugleich den aus diesen 
Mitteln bezahlten hauptberuflichen Mitarbeitern 
durch Übernahme in den öffentlichen Dienst eine 
bessere Sicherung gegeben werden; zu den Anstel-
lungsvoraussetzungen und zur mitgliedschaftlichen 
Stellung von Mitarbeitern, die in besonderen Fällen 
nicht in den öffentlichen Dienst übernommen wer-
den, vgl. § 39 Abs. 2. Allerdings muß das Recht auf 
freie Auswahl der Mitarbeiter durch den Leiter des 
Forschungsvorhabens aufrechterhalten bleiben, 
weil für bestimmte Vorhaben oft speziell geeignete 
Mitarbeiter erforderlich sind. Da der Hochschule in 
der Regel zusätzliche Kosten entstehen, wenn aus 
Drittmitteln finanzierte Forschungsvorhaben in der 
Hochschule durchgeführt werden, sieht Absatz 5 
hierfür ein angemessenes Entgelt vor, nimmt aller-
dings hiervon die Mittel der nicht gewinnorientier-
ten Forschungsförderung aus. 

Zu § 28 — Allgemeine Voraussetzungen 

§ 28 enthält allgemeine Grundsätze über die Zu-
gangsgvoraussetzungen für das Studium an allen 
Hochschulen, die nach § 1 in den Geltungsbereich 
des Entwurfs fallen. Die Vorschrift knüpft an den 
bestehenden Rechtszustand an, ohne ihn jedoch zu 
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verfestigen. Sie ist offen, um insbesondere die an-
gestrebte Neuordnung der Sekundarstufe II und ih-
rer Abschlüsse zu ermöglichen. 

Absatz 1 stellt klar, daß jeder deutsche Studienbe-
werber einen Rechtsanspruch auf Zulassung zum 
Studium seiner Wahl hat, wenn er die entsprechen-
de Qualifikation nachweist und besondere persönli-
che Zulassungshindernisse (z. B. Entmündigung, an-
steckende Krankheiten u. ä.) nicht entgegenstehen. 
Dieser Zulassungsanspruch ist nach Artikel 12 
Abs. 1 GG in Verbindung mit Artikel 3 Abs. 1 GG 
und dem Sozialstaatsprinzip des Artikel 20 Abs. 1 
GG verfassungsrechtlich verbürgt (vgl. das soge-
nannte „Numerus-clausus-Urteil" des Bundesver-
fassungsgerichts vom 18. Juli 1972). Bund, Länder 
und Hochschulen sind gehalten, ihr Möglichstes zur 
Verwirklichung dieses Anspruchs zu tun; dazu ge-
hört die vollständige Nutzung der vorhandenen Ka-
pazitäten (§§ 29, 30) ebenso wie deren Erweiterung 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe nach Arti-
kel 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG. Auf der anderen Seite steht 
der Anspruch des Studienbewerbers unter dem Vor-
behalt dessen, was der Einzelne vernünftigerweise 
von der Gesellschaft beanspruchen kann (BVerfG). 
Angesichts der Ausweitung der Zahl der Studienbe-
rechtigten durch die Entwicklungen im Sekundar-
bereich I und II einerseits und der Begrenztheit 
staatlicher Mittel andererseits wird auch in der 
Bundesrepublik die Zahl der Studienberechtigten 
auf die Dauer größer sein als die Zahl der Studien-
plätze. Im Konflikt zwischen der steigenden Zahl 
von Studienbewerbern und ,der Dringlichkeit ande-
rer öffentlicher Aufgaben werden Zulassungsbe-
schränkungen zumindest in einzelnen Fachrichtun-
gen daher auch auf Dauer unvermeidbar bleiben. Je 
mehr Alternativen dem Absolventen der Sekundar-
stufe II auch außerhalb des Hochschulbereichs an-
geboten werden, desto weniger einschneidend wer-
den sich diese unvermeidlichen Beschränkungen 
für das Leben des Einzelnen auswirken. 

Die besonderen Maßstäbe und Verfahren, die in 
diesen Fällen bei der Auswahl unter den studienbe-
rechtigten Bewerbern anzuwenden sind, werden in 
§§ 32 ff. näher bestimmt. 

Die Fassung des § 28 stellt auf die Qualifikation für 
das „gewählte Hochschulstudium", d. h. die jeweils 
gewählte Fachrichtung oder den jeweiligen Stu-
diengang ab. Es genügt mithin für das betreffende 
Studium auch ein Schulabschluß im Sinne der fach-
gebundenen Hochschulreife (§ 7 des Abkommens 
zwischen den Ländern der Bundesrepublik zur Ver-
einheitlichung auf dem Gebiet des Schulwesens 
vom 28. 10. 1964 — Hamburger Abkommen —) oder 
der Fachhochschulreife (Artikel 6 des Abkommens 
zwischen den Ländern der Bundesrepublik zur Ver-
einheitlichung auf dem Gebiet des Fachhochschul-
wesens und Nummer 2 des Ergänzungsabkommens 
zum Hamburger Abkommen vom 31. 10. 1968). 

Auch ein Sekundarabschluß II nach dem Bildungs

-

gesamtplan für studienbezogene Bildungsgänge und 
für Bildungsgänge, die mit einer beruflichen Qualifi-
kation oder Ausrichtung auch Bildungsgänge im ter-
tiären Bereich eröffnen, ist durch die Fassung von 
§ 28 gedeckt; das gilt auch für die Fälle, in denen 

auf eine berufliche Qualifikation aufbauende und 
sie ergänzende Kurse einen Zugang zur Hochschule 
eröffnen sollen. 

Die Qualifikation für das gewählte Studium wird in 
der Regel durch den erfolgreichen Abschluß einer 
entsprechenden Schulbildung nachgewiesen. Dieser 
Nachweis berechtigt dann zu einem Studium, das 
zu dem ersten berufsqualifizierenden Abschluß 
führt. Dieser wird mit dem Diplom oder einer ent-
sprechenden staatlichen Prüfung erreicht (§§ 16, 
20). Die Berechtigung zur Fortsetzung des Studiums 
nach dem ersten Abschluß, also insbesondere der 
Erwerb eines weiteren Abschlusses in einem ge-
stuften Studiensystem (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, § 11 Abs. 4) 
und die Teilnahme am Aufbaustudium (§ 11 Abs. 5), 
ist durch ergänzende Vorschriften zu regeln. 

Neben einer entsprechenden Schulbildung als dem 
Regelnachweis kommen noch weitere Qualifika-
tionsnachweise in Betracht, z. B. die Reifeprüfung 
für Nichtschüler, die Prüfung für die Zulassung zum 
Hochschulstudium ohne Reifezeugnis und die in eini-
gen Ländern bestehende Eignungsprüfung für die Zu-
lassung zum Studium an Pädagogischen Hochschulen. 
Diese besonderen Qualifikationsnachweise können 
gemäß § 21 Abs. 2 auch mit einer Einstufungsprü-
fung für die Zulassung in einem späteren Abschnitt 
eines Studiums verbunden werden. Soweit diese 
Nachweise die Grundlage für eine Auswahlent-
scheidung bei der zentralen Vergabe von Studien-
plätzen bilden sollen, haben die Länder für eine 
Vergleichbarkeit der Anforderungen und Bewertun-
gen zu sorgen (§ 32 Abs. 1 Nr. 1). 

Die Fälle, in denen die Qualifikation für das ge-
wählte Studium nicht bereits durch eine vorberei-
tende Schulbildung vermittelt wurde, werden an 
Bedeutung gewinnen, wenn die Bildungsgänge und 
Abschlüsse im Sekundarbereich II stärker fachlich 
profiliert und in diesem Zusammenhang Art und 
Umfang der Berechtigung neu festgesetzt werden. 
In diesen Fällen kann die erworbene Studienbe-
rechtigung bei entsprechend erweiterten Qualifika-
tionen ergänzt werden. Die Formulierung des § 28 
Abs. 2 deckt schließlich auch die Fälle, in denen 
das Landesrecht für bestimmte Studiengänge den 
Nachweis einer praktischen Vorbildung als Zulas-
sungsvoraussetzung verlangt. 

Zu den Rechtsvorschriften, nach denen andere Per-
sonen Deutschen insoweit gleichgestellt sind (Ab-
satz 3), gehört z. B. das Gesetz über die Rechtsstel-
lung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet (Bun-
desgesetzbl. I 1951 S. 269). Soweit EG-Verordnungen 
Gleichstellungen vorsehen, fallen sie ebenfalls un-
ter § 28 Abs. 3. Für 'die Asylberechtigten gilt nach 
§ 44 des Ausländergesetzes vom 28. April 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 353) das Abkommen über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge. Danach ist ihnen 
bei der Zulassung zum Studium eine möglichst gün-
stige und in keinem Fall weniger günstige Behand-
lung als Ausländern zu gewähren. 

Zu § 29 — Maßstäbe der Ausbildungskapazität 

Das Recht jedes hochschulreifen Bewerbers auf Zu

-

lassung zum Studium seiner Wahl verpflichtet ei- 
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nerseits zu einem Ausbau der Hochschulen, der 
nach den vorhandenen Ressourcen möglich und in 
Abwägung mit den übrigen öffentlichen Aufgaben 
noch vertretbar ist; es verpflichtet andererseits 
Hochschulen und Staat zu einer vollständigen Aus-
nutzung der vorhandenen Kapazitäten. Nur unter 
der letztgenannten Voraussetzung ist die Abwei-
sung eines Studienbewerbers bei bundesweiten Zu-
lassungsbeschränkungen verfassungsrechtlich statt-
haft. 

Die Art und Weise der Kapazitätsermittlung gehört 
zum Kern des Zulassungswesens und fällt damit in 
den Verantwortungsbereich des Gesetzgebers. In 
einem zusammenhängenden Hochschulsystem, das 
eine Nutzung der Ausbildungskapazitäten über die 
Ländergrenzen hinweg erfordert, fällt diese Aufga-
be vorrangig dem Bundesgesetzgeber zu. Dieser 
Aufgabe dienen nicht nur die Vorschriften der 
§§ 29 und 30. Auch die funktionale Neuordnung des 
Hochschulbereichs, die Stärkung der Handlungsfä-
higkeit der Hochschulen, die Bestimmungen über 
die Planung, die effizientere Gestaltung des Stu-
diums und die Schaffung einer funktionsorientier-
ten Personalstruktur haben nicht zuletzt das Ziel, 
die Voraussetzungen für die wirksamere Nutzung 
der Hochschuleinrichtungen und die Beseitigung 
von Engpässen zu schaffen. 

Die Entwicklung einheitlicher Kapazitätsbemes-
sungsmaßstäbe ist trotz erster erfolgversprechender 
Bemühungen noch nicht auf dem Stand, der eine 
nähere bundesgesetzliche Festlegung erlaubte. Der 
Entwurf beschränkt sich daher auf die Formulie-
rung eines entsprechenden Entwicklungsauftrags 
(§ 29 Abs. 1) und von Grundsätzen, die bei der An-
ordnung von Zulassungsbeschränkungen zu beach-
ten sind (§ 29 Abs. 2 und 3, § 30). 

Der Auftrag zur Entwicklung und Anwendung ein-
heitlicher, gerichtlich nachprüfbarer Kapazitäts-
maßstäbe richtet sich gemäß § 74 Abs. 1 mit unmit-
telbarer und sofortiger Wirkung gleichermaßen an 
die Hochschulen, die Länder und den Bund. Die 
verantwortliche Mitwirkung der Hochschulen folgt 
schon aus ihrer Sachkenntnis und daraus, daß die 
überwiegend normativen Eingabedaten der Kapazi-
tätsberechnung tiefgreifenden Einfluß auf die Ge-
staltung des Forschungs- und Lehrbetriebes haben. 
Die Mitwirkung des Bundes ist einmal aus seiner 
Verantwortung für die entsprechende Gesetzge-
bung, zum anderen aus seiner Mitverantwortung 
für die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau nach 
Artikel 91 a GG begründet: die Entscheidungen über 
den weiteren Ausbau sind nicht zuletzt abhängig 
von der bisherigen Auslastung und setzen deren Er-
mittlung voraus (vgl. § 2 Nr. 4 HBFG). Das heißt 
freilich nicht, daß für die Planung des weiteren 
Ausbaus dieselben, z. T. wesentlich strengeren 
Maßstäbe wie bei der Berechnung von Zulassungs-
zahlen nach § 29 zugrunde zu legen wären: die 
Ausbauplanung zielt auf möglichst gute Studienbe-
dingungen ab, die Kapazitätsermittlung im Falle ab-
soluter Zulassungsbeschränkungen muß sich hinge-
gen mit „noch vertretbaren" Studienbedingungen 
begnügen und eine angemessene „Überbelegungs-
quote" in Rechnung stellen; dies gilt auf jeden Fall, 
solange die Studienberechtigung in erster Linie 

vom Schulabschluß abhängt. Der Unterschiedlich-
keit beider Maßstäbe entspricht es, daß die gemäß 
§ 29 entwickelten Berechnungsgrößen bei der Hoch-
schulplanung lediglich „zu berücksichtigen" und 
nicht unmittelbar anzuwenden sind (§ 70 Abs. 1). 

Die Art des Zusammenwirkens von Hochschulen, 
Ländern und Bund bei der Entwicklung einheitli-
cher Kapazitätsmaßstäbe ist gesetzlich nicht näher 
bestimmt. Aus der obengenannten Verteilung der 
Verantwortlichkeiten ergibt sich aber, daß nur ein 
gleichberechtigtes, partnerschaftliches Zusammen-
wirken dem gesetzlichen Auftrag gerecht werden 
kann. Die normative Umsetzung der Entwicklungs-
ergebnisse ist Sache des Landesrechts. 

Eine wichtige Vorgabe für die Entwicklung und 
Anwendung der Kapazitätsmaßstäbe enthält § 29 
Abs. 1 Satz 2: bei der Ermittlung der Studentenzah-
len ist grundsätzlich von den für den jeweiligen 
Studiengang festgesetzten Regelstudienzeiten aus-
zugehen. Ein wartender Studienbewerber soll 
grundsätzlich nicht deshalb abgewiesen werden 
können, weil bereits zugelassene Bewerber die vor-
gesehenen Studienzeiten unangemessen überziehen. 
Die Verantwortung der Hochschulen für die Stu-
dienreform (§§ 9 und 10), die hierfür zu treffenden 
Maßnahmen (§ 9 Abs. 3) und § 18 Abs. 2 und 3 ge-
ben der Hochschule die Möglichkeit, die unange-
messene Inanspruchnahme von Hochschuleinrich-
tungen zu verhindern und innere Engpässe zugun-
sten der nachrückenden Studienbewerber abzu-
bauen. 

Die Formulierung des § 29 Abs. 1 Satz 2 soll klar-
stellen, daß die jeweilige Regelstudienzeit zunächst 
nur eine Ausgangsgröße ist, die gewissen Modifika-
tionen zugänglich ist. So wird z. B. ein Zuschlag für 
eine kapazitätswirksame Betreuung der Studenten 
während einer nach § 11 Abs. 1 Satz 3 in den  Stu-
diengang eingeordneten, auf die Regelstudienzeit 
aber nicht angerechneten berufspraktischen Tätig-
keit erforderlich sein. Auch kommt ein gewisser 
Toleranzwert für diejenigen Fälle in Betracht, in 
denen gem. § 18 Abs. 2 die Überschreitung der Re-
gelstudienzeit zugelassen ist. Insofern ist § 29 
Abs. 1 Satz 2 nur Ausdruck eines Berechnungsprin-
zips: seine wesentlichste Wirkung liegt darin, daß 
der Hochschule für alle Abweichungen im Einzel-
fall die Beweislast obliegt. Dem dient auch die in 
§ 18 Abs. 5 verankerte Pflicht des Fachbereichs, der 
Leitung der Hochschule unter Angabe der maßgeb-
lichen Gründe zu berichten, wenn mehr als ein 
Viertel der Absolventen eines Jahrgangs die Mel-
defristen für die Abschlußprüfung überschreitet. 

Absatz 2 enthält besondere, auch verfassungsrecht-
lich gebotene Vorgaben für die Berechnung der Zu-
lassungszahlen in den Fällen absoluter Zulassungs-
beschränkungen. In diesen Fällen ist die vollständi-
ge Ausnutzung der Ausbildungskapazität bis zu 
derjenigen Grenze erforderlich, deren Überschrei-
ten die Funktionsfähigkeit der Hochschule in For-
schung und Lehre gefährdet. Für weitergehende Zu-
lassungsbeschränkungen im Interesse bestmögli-
cher Studienbedingungen für einige wenige ist in 
diesen Fällen kein Raum; das gilt auch für „Re-
formmodelle", die nur um den Preis einer wesentli- 
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chen Senkung der Studentenzahlen zu verwirkli-
chen sind. Qualität des Studiums und Quantität der 
Bewerberzahlen stehen in einer Wechselwirkung, 
die es in gegenseitiger Abwägung auszutarieren 
gilt. 

Eine erschöpfende Nutzung der Ausbildungskapazi-
tät in diesem Sinne setzt eine ständige Überprüfung 
der Verteilung und des Einsatzes des Personals, der 
Mittel und der Räume voraus; auch die Möglichkei-
ten eines Studiums im Medienverbund sind dabei 
zu berücksichtigen. Diese Überprüfung ist gemein-
same Aufgabe des Landes und der Hochschule. Sie 
wird sich wirksam nur erfüllen lassen, wenn eine 
zentrale Verteilung der Ressourcen innerhalb der 
Hochschule und eine entsprechende Flexibilität in 
der Umverteilung der Mittel gewährleistet ist. Dem 
entspricht es, wenn in § 13 Abs. 1 die abgestimmte 
Planung des Lehrangebots zur Aufgabe der Hoch-
schule, nicht nur eines einzelnen Fachbereichs, er-
klärt wird und die Beschlußfassung im Zusammen-
hang mit Zulassungsbeschränkungen zum Aufga-
benkatalog eines zentralen Kollegialorgans gehört 
(§ 64 Abs. 1 Nr. 5). Demgegenüber wird die gleich-
falls geforderte Überprüfung des Studienbetriebes 
und der Wahrnehmung der Lehrverpflichtungen in 
erster Linie dem Fachbereich, etwaigen gemeinsa-
men Kommissionen oder Studienbereichen (§ 66) 
obliegen. Die Ergebnisse der Überprüfung sind in 
den Kapazitätsbericht der Hochschule nach § 30 
Abs. 3 aufzunehmen und damit einer öffentlichen 
Kontrolle zugänglich zu machen. 

Die strengen Kapazitätsmaßstäbe des § 29 Abs. 2 
gelten ausdrücklich nur für Studiengänge, in denen 
absolute Zulassungsbeschränkungen bestehen oder 
zu erwarten sind. Dies läßt Raum für abweichende 
Bemessungen, insbesondere aus Gründen der Hoch-
schulplanung und der Studienreform in denjenigen 
Fällen, in denen nur an einzelnen Hochschulen Zu-
lassungsbeschränkungen bestehen und jedem Be-
werber ein Studienplatz im gewünschten Fach — 
wenn auch nicht immer am gewünschten Ort — ge-
währleistet ist. Der Entwurf verpflichtet mithin 
nicht etwa zum Ausschöpfen aller noch vertretba-
ren Überbelebungsquoten an einzelnen Hochschu-
len, solange in den entsprechenden Studiengängen 
an anderen Hochschulen noch nicht einmal die 
Normalkapazität ausgelastet ist. Die nähere Rege-
lung dieser Fälle bleibt Sache des Landesrechts; zu 
beachten bleibt allerdings auch hier Artikel 12 
Abs. 1 GG, der auch die freie Wahl der Ausbil-
dungsstätte umfaßt. 

Ob ein Fall absoluter Zulassungsbeschränkungen 
besteht oder zu erwarten ist, hat die zentrale Ver-
gabestelle (§ 31) festzustellen. Nach § 31 Abs. 1 ist 
ein Studiengang spätestens dann in das zentrale 
Vergabeverfahren einzubeziehen, wenn für ihn an 
der Mehrzahl der Hochschulen Zulassungsbe-
schränkungen bestehen. Auf diese Weise ist gesi-
chert, daß die Zentralstelle rechtzeitig über die er-
forderlichen Daten verfügt und damit beurteilen 
kann, ob die Gefahr absoluter Zulassungsbeschrän-
kungen droht. Die entsprechende Feststellung ist 
für Länder und Hochschulen bindend und hat die 
Anwendung der strengen Kapazitätsmaßstäbe des 
§ 29 Abs. 2 zur Folge; die danach evtl. erforderliche 

Neuberechnung kann u. U. dazu führen, daß jedem 
Studienbewerber ein Studienplatz gesichert wird 
und die Anwendung eines Auswahlverfahrens (§ 31 
Abs. 3) zugunsten eines bloßen Verteilungsverfah-
rens (§ 31 Abs. 2) vermieden wird. 

Absatz 3 enthält eine Sicherung gegenüber der Ge-
fahr, daß die Anwendung einheitlicher Kapazitäts-
maßstäbe (§ 29 Abs. 1, § 30 Abs. 3) zu einer erhebli-
chen Senkung bisheriger Zulassungszahlen führt. 
Diese Gefahr ist zumindest für einige Hochschulen 
und insbesondere in geisteswissenschaftlichen Dis-
ziplinen nicht von ,der Hand zu weisen. Hier bilden 
die bisherigen Zulassungszahlen ein zusätzliches 
empirisches Korrektiv. Die Formulierung als „Soll-
Vorschrift" macht klar, daß Abweichungen in be-
gründeten Einzelfällen, insbesondere bei unvertret-
baren Überbelegungsquoten in früheren Zulas-
sungsterminen, möglich bleiben. Allerdings ist die-
se Abweichung im einzelnen zu begründen. Dem 
dienen auch die in § 30 Abs. 3 geforderten Angaben 
im Kapazitätsbericht der Hochschule. 

Absatz 4 soll sicherstellen, daß die in der gemeinsa-
men Rahmenplanung von Bund und Ländern festge-
legten Ausbildungskapazitäten bei Fertigstellung 
der jeweiligen Bauvorhaben auch vorhanden sind. 
Er verpflichtet insbesondere die Länder, für eine 
rechtzeitige und ausreichende Personalausstattung 
zu sorgen. Diese Verpflichtung wird durch den Ent-
wurf nicht erst begründet, sondern ist die  notwen

-

dige Konsequenz aus der Selbstbindung, die bei der 
Aufnahme neuer Bauvorhaben in die gemeinschaft-
liche Planung und Finanzierung eingegangen 
wird. 

Zu § 30 — Verfahren bei der Anordnung von Zu-
lassungsbeschränkungen 

Zulassungsbeschränkungen bedürfen als Einschrän-
kung verfassungsgewährleisteter Rechte (Artikel 12 
GG) eines Rechtssatzes. Nach Absatz 1 kann die 
Zahl der jeweils aufzunehmenden Studenten nach 
näherer Bestimmung des Landesrechts durch Ge-
setz, durch Rechtsverordnung oder durch Satzung 
der Hochschule festgesetzt werden. Eine derartige 
Satzung bedarf der Genehmigung durch die zustän-
dige Landesbehörde. Wegen der politischen und 
rechtlichen Verantwortung der staatlichen Stellen 
für die Verwirklichung des Bildungsrechts der ein-
zelnen Studienbewerber kann diese Mitwirkung 
nicht auf eine nur rechtsförmliche Prüfung be-
schränkt bleiben; § 60 Abs. 2 Satz 2 trägt dem durch 
eine entsprechende Aufsichtsregelung Rechnung. 

Die Festsetzung von Zulassungszahlen ist regelmä-
ßig auf zwischenzeitliche Veränderungen der Be-
rechnungsgrundlagen zu überprüfen. Absatz 2 befri-
stet daher die Geltungsdauer von Zulassungsbe-
schränkungen auf jeweils höchstens ein Jahr. 

Mit dem Grundsatz, daß Zulassungsbeschränkungen 
nur für einzelne Studiengänge angeordnet werden 
dürfen, soll eine pauschale Festsetzung ohne Be-
rücksichtigung der besonderen Einzelfallbedingun-
gen in den jeweiligen Fachrichtungen ausgeschlos-
sen werden. Auch die Festsetzung von Gesamtauf-
nahmezahlen für eine einzelne Hochschule ist mit 
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Absatz 2 nur insoweit vereinbar, als die Gesamtzahl 
sich aus der Summe der studiengangspezifischen 
Einzelberechnungen ergibt. Dabei ist zu beachten, 
daß die strengen Maßstäbe erschöpfender Kapazi-
tätsausnutzung gem. § 29 Abs. 2 nur für Studiengän-
ge mit absoluten Zulassungsbeschränkungen gel-
ten; bei der Festsetzung für die übrigen Studien-
gänge können auch andere Gesichtspunkte wie die 
gleichmäßige Auslastung der Hochschulen und die 
Belastungsgrenze für die Hochschule als Ganzes 
einbezogen werden. 

Absatz 3 regelt das Verfahren bei der Anordnung 
von Zulassungsbeschränkungen. Die verfahrens-
rechtliche Sicherung ist gerade deshalb so bedeut-
sam, weil materielle Kapazitätsmaßstäbe noch weit-
gehend fehlen. Auch wenn diese gem. § 29 Abs. 1 
entwickelt sein werden, bleibt ein rechtsstaatliches 
und transparentes Berechnungsverfahren schon we-
gen der im Einzelfall unvermeidlichen Abweichun-
gen von den einheitlichen Grundsätzen nötig. 

Die Transparenz des Verfahrens für die Öffentlich-
keit und insbesondere für die betroffenen Studien-
bewerber ist das wesentliche Ziel in Absatz 3. Dem 
dient in erster Linie der Kapazitätsbericht der 
Hochschule und dessen Offenlegung zu jedermanns 
Einsicht. Es wird im Zuge der praktischen Erfahrun-
gen zu prüfen sein, ob die Offenlegung genügt 
oder ob eine verschiedentlich geforderte Ausgestal-
tung des Verfahrens in Richtung auf ein förmliches 
Planfeststellungsverfahren erforderlich ist; von die-
ser Lösung ist vorerst wegen des erheblichen ver-
waltungsmäßigen Aufwands und der notwendigen 
Beschleunigung des Verfahrens abgesehen wor-
den. 

Ähnliches gilt für die Frage des Rechtsschutzes ge-
genüber der Festsetzung von Zulassungszahlen. Ge-
genwärtig ist nur in einigen Ländern ein unmittel-
bares Vorgehen gem. § 47 VwGO gegen entspre-
chende Rechtsverordnungen oder Satzungen (§ 30 
Abs. 1) möglich; in den übrigen Ländern kann die 
Festsetzung der Zulassungszahlen nur im Zuge der 
Anfechtung eines konkreten Ablehnungsbescheides 
der Hochschule oder der Zentralstelle überprüft 
werden. Dieser Rechtsschutz kommt oftmals zu 
spät. Es wird zu prüfen bleiben, ob nicht durch eine 
Änderung des § 47 VwGO jedem betroffenen Stu-
dienbewerber die Möglichkeit eröffnet werden soll-
te, in einem besonderen Verfahren die Gültigkeit 
der Festsetzung von Zulassungszahlen rechtzeitig 
gerichtlich nachprüfen zu lassen. 

Zu § 31 — Zentrale Vergabe von Studienplätzen 

In Studiengängen mit Zulassungsbeschränkungen 
an der Mehrzahl der Hochschulen oder gar an allen 
Hochschulen läßt sich der Zulassungsanspruch des 
einzelnen Bewerbers nur verwirklichen, wenn die 
Vergabe der Studienplätze durch eine überregiona-
le Stelle erfolgt; auch der notwendige Rechtsschutz 
gegen ablehnende Bescheide ist in diesen Fällen 
nur gewährleistet, wenn die Entscheidung auch im 
Fall von Mehrfachbewerbungen durch eine für alle 
Hochschulen zuständige Stelle getroffen wird. Die-
sem verfassungsrechtlichen Gebot haben die Län

-

der mit dem Staatsvertrag zur Errichtung einer 
Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
inzwischen Rechnung zu tragen versucht. 

Die Einrichtung einer gemeinsamen Verwaltungs-
stelle der Länder ist nicht ohne verfassungsrechtli-
che Problematik, wie umgekehrt auch die Errich-
tung einer Zentralstelle des Bundes nach der gege-
benen Verfassungslage noch eingehenderer rechtli-
cher Prüfung bedarf. Bei dieser Sachlage hat derzeit 
das administrativ ungestörte Funktionieren der be-
stehenden Zentralstelle im Interesse der Studienbe-
werber Vorrang vor der streitigen Klärung verfas-
sungsrechtlicher Fragen. Immerhin ist der Entwurf 
so offen formuliert, daß die Errichtung einer bun-
deseigenen Zentralstelle vorbehalten bleibt; ande-
rerseits entschärft sich die verfassungsrechtliche 
Problematik einer gemeinsamen Länderbehörde 
durch die bundesrechtliche Legitimation in § 31 
Abs. 1. 

Die Absätze 2 und 3 geben einen Überblick über 
die beiden Verfahrensarten, nach denen die Zen-
tralstelle die Studienplätze vergibt: Bleibt die Zahl 
der Bewerbungen insgesamt unter der Zahl der ver-
fügbaren Studienplätze, so ist lediglich über die 
örtliche Verteilung der Bewerber zu entscheiden 
(Verteilungsverfahren). Geht dagegen die Zahl der 
Bewerbungen in einem Studiengang über die Ge-
samtzahl der verfügbaren Studienplätze hinaus, so 
ist zunächst unter den Bewerbern eine Auswahl zu 
treffen; die ausgewählten Bewerber werden dann 
nach den Grundsätzen des Verteilungsverfahrens 
auf die  einzelnen Hochschulen verteilt. 

Im Verteilungsverfahren (Absatz 2) wird zunächst 
nach den Ortswünschen der Bewerber entschieden; 
erst wenn danach auf eine einzelne Hochschule 
mehr Bewerber entfallen, als Studienplätze vorhan-
den sind, werden die für die Ortswahl jeweils maß-
gebenden Gründe, insbesondere soziale Gesichts-
punkte ergänzend herangezogen; so sollte den Stu-
dienbewerbern, die sich ein Auswärtsstudium aus 
wirtschaftlichen Gründen schwerlich leisten kön-
nen oder etwa am gewünschten Ort durch Unter-
haltspflichten gegenüber eigenen Familienangehöri-
gen gebunden sind, der Vorrang gebühren. Die Auf-
stellung eines entsprechenden Katalogs ist Sache 
der Länder; er sollte sich auf triftige, nachweisbare 
und verfassungsrechtlich beachtliche Gründe be-
schränken und statt zweifelhafter weiterer Differen-
zierung eher das Los über einen Teil der Plätze ent-
scheiden lassen. Studienbewerber, die nach diesem 
Verfahren nicht an der Hochschule ihrer ersten 
Ortswahl zugelassen werden können, werden in der 
Reihenfolge ihrer weiteren Ortswünsche anderen 
Hochschulen zugewiesen. 

Im Auswahlverfahren (Absatz 3) entscheiden zu-
nächst die Maßstäbe des § 32, sofern nicht für den 
jeweiligen Studiengang ein besonderes Eingangs-
verfahren (§ 33) entwickelt und durch Rechtsver-
ordnung des Bundes angeordnet ist. Erst nach die-
ser Auswahl erfolgt die örtliche Zuteilung auf die 
einzelnen Hochschulen. Die Auswahlentscheidung 
wird dadurch unabhängig von der Zufälligkeit, für 
welche Hochschule sich der einzelne Bewerber ge-
meldet hat. Dies setzt freilich voraus, daß für alle 
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Bewerber innerhalb der Zulassungsgruppen nach 
§ 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2 bundeseinheitlich dieselben 
Maßstäbe gelten; denn nur dann können sie in eine 
gemeinsame Rangfolge („Bundesliste") gebracht 
und je nach Rangplatz ausgewählt werden. Schon 
aus diesem Grund ist der Bundesgesetzgeber gehal-
ten, seine bestehenden Zuständigkeiten in dieser 
Frage weitgehend auszuschöpfen. Aus der glei-
chen Überlegung erklärt sich auch die Ermächti-
gung zur Regelung weiterer Einzelheiten durch 
Rechtsverordnung des Bundes in § 38 Abs. 1 Nr. 1. 
Soweit danach noch Spielraum für ergänzendes 
Landesrecht bleibt, müssen die Regelungen inso-
weit übereinstimmen, als dies zur Aufstellung einer 
„Bundesliste" unbedingt erforderlich ist. Diese 
Pflicht der Länder zur „kooperativen Verwirkli-
chung des Grundrechtsschutzes" (BVerfG) ist ver-
fassungsrechtlich verankert und wird nicht erst 
durch den vorliegenden Entwurf begründet. 

Zu § 32 — Allgemeines Auswahlverfahren 

§§ 32 und 33 regeln die Auswahlverfahren für Stu-
diengänge, bei denen die an allen Hochschulen ver-
fügbaren Studienplätze nicht für die Zulassung al-
ler Bewerber ausreichen (§ 31 Abs. 3). Die Begren-
zung der Studienplätze zwingt hier dazu, unter den 
an sich gleichberechtigten hochschulreifen Studien-
bewerbern nach einheitlichen Kriterien die geeig-
netsten auszuwählen. Angesichts der Schwierigkeit, 
die Eignung eines Bewerbers für einen bestimmten 
Studiengang im voraus festzustellen, müssen in Zu-
lassungsverfahren verschiedene Maßstäbe (Schul-
leistungen, Bewährung in praktischen Tätigkeiten 
und im Beruf, allgemeine Beurteilung durch Schule 
oder Hochschule, soziale Gesichtspunkte usw.) mit-
einander verbunden werden, um jedem Studienbe-
rechtigten eine möglichst gerechte und gleiche Zu-
lassungschance zu gewährleisten. Das Los wird als 
Auswahlmittel nur für den Fall zugelassen, daß 
nach den Maßstäben dieses Gesetzes eine Differen-
zierung zwischen ranggleichen Bewerbern nicht 
mehr möglich ist. 

Durch den Entwurf sollen heute schon erkennbare 
Mängel des gegenwärtigen Zulassungsverfahrens 
nach dem Staatsvertrag der Länder über die Verga-
be von Studienplätzen vom 20. Oktober 1972 besei-
tigt werden. Insbesondere wird im Entwurf die Be-
deutung der Abiturnoten wegen ihrer relativ gerin-
gen, zumindest stark umstrittenen Aussagefähigkeit 
für den Studien- und Berufserfolg gemindert; stu-
dienfachbezogene Fächerprofile sollen stärker be-
rücksichtigt werden; an Stelle bloßer Wartezeiten 
werden berufliche Tätigkeiten und Leistungen bei 
der Auswahlentscheidung berücksichtigt; ein reines 
„Wartestudium", d. h. die Aufnahme eines anderen 
Studiums allein in der Absicht zu warten, bis doch 
noch die Zulassung zum zunächst gewählten Stu-
dium gelingt, wird nicht mehr begünstigt, da es 
letztlich zu Lasten anderer Studienbewerber geht. 
Da die Auswahl der Bewerber nach Schulnoten und 
Art und Dauer der Tätigkeit (§ 32 Abs. 1 Nr. 1 und 
2) in einigen Studiengängen offenkundig zu beson-
ders unbefriedigenden Ergebnissen führt, etwa weil 
Schulleistungen über die Eignung für diese Stu

-

diengänge keinerlei Anhaltspunkte liefern, sieht 
§ 33 für derartige Studiengänge die Entwicklung 
neuer Eingangsverfahren vor. 

Absatz 1 Satz 1 legt fest, daß die Rangfolge der 
Fachpräferenzen zu beachten ist. Das bedeutet zu-
nächst, daß ein Studienplatz in einem Fach zweiter 
Präferenz erst dann zugewiesen werden darf, wenn 
der Bewerber im Fach seiner ersten Präferenz nicht 
zugelassen werden kann. Darüber hinaus besagt die 
Vorschrift aber auch, daß innerhalb des gleichen 
Studiengangs der Studienwunsch erster Präferenz 
eines Bewerbers grundsätzlich höher zu achten ist 
als der Studienwunsch zweiter Präferenz eines an-
deren Mitbewerbers. Gleichwohl hat der Entwurf 
davon abgesehen, diesen Vorrang der ersten Fach-
präferenz zwingend zu verankern. Denn die mögli-
che Folge, daß selbst höchstqualifizierte Bewerber 
in ihrer zweiten Fachpräferenz auch erheblich ge-
ringer qualifizierten Bewerbern den Vorrang über-
lassen müssen, kann zu schwerwiegenden Unge-
rechtigkeiten insbesondere dann führen, wenn sich 
die Zulassungschancen in den einzelnen Studien-
gängen kaum oder gar nicht abschätzen lassen. 
Hier sollten die Erfahrungen mit der gegenwärtigen 
Regelung des Staatsvertrags abgewartet und ausge-
wertet werden; möglicherweise wird sich eine Ge-
wichtung der Fachpräferenzen oder die Zusammen-
fassung mehrerer engverwandter Studiengänge für 
die Bestimmung der Fachpräferenz als sinnvollere 
Lösung empfehlen. 

Absatz 1 Nr. 1 regelt die Auswahl nach den Schul-
leistungen, stellt aber im Gegensatz zum Staatsver-
trag der Länder für diese Auswahl nur ein Drittel 
der Plätze bereit. In der Drittelung der insgesamt 
zu verteilenden Plätze schlägt sich die Tatsache 
nieder, daß es gegenwärtig keine überzeugenden 
und beweisbaren Gründe für die Dominanz eines 
der in Betracht kommenden Auswahlkriterien 
gibt. 

Die Länder haben die Möglichkeit, bei der Auswahl 
nach Absatz 1 Nr. 1 auch nichtschulische Qualifika-
tionsnachweise zu berücksichtigen; für Qualifika-
tionsnachweise, die erst im Zuge eines Hochschul-
studiums erworben werden, gilt allerdings die Son-
derregelung der Nr. 3 Buchstabe d. Satz 3 macht den 
Ländern zur Pflicht, die Qualifikationsnachweise, 
also insbesondere die Abschlußzeugnisse der stu-
dienbezogenen Bildungsgänge der Sekundarstufe II, 
innerhalb eines Landes und zwischen den Ländern 
vergleichbar zu machen. Eine ähnliche Verpflichtung 
enthält auch der Staatsvertrag. Die Verpflichtung des 
Satzes 3 kann jedoch wohl nicht allein durch die Ein-
führung statistischer Standardisierungsverfahren 
erfüllt werden; insbesondere ist das gegenwärtig 
praktizierte pauschale Bonus-Malus-System ebenso 
unzureichend wie rechtlich bedenklich. Hilfreich 
wären neben statistischen Bewertungshilfen für die 
Lehrer eine Abstimmung der Anforderungen und 
eine Objektivierung der Leistungsfeststellung. Jede 
Zentralisierung von Prüfungsverfahren muß aller-
dings auf ihre bildungspolitischen Folgen (uner-
wünschtes Abfragen formalen Wissens) überprüft 
werden. Dagegen kann die Aufstellung von Landes-
listen (Abschlußplatzziffern) in Betracht kommen. 
Bestimmte fachnahe Schulleistungen sollen beson- 
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ders bewertet werden (Satz 4). Derartige Leistungen 
können in erhöhtem Maße Motivation und Lei-
stungsfähigkeit widerspiegeln und damit den Pro-
gnosewert erhöhen. Hier sind jedoch noch einge-
hende Untersuchungen notwendig. 

Absatz 1 Nr. 2 stellt im Gegensatz zum Staatsver-
trag der Länder vom 20. Oktober 1972 nicht auf die 
Dauer der Wartezeit als solcher, sondern auf Art 
und Dauer der Tätigkeit ab, die seit Erwerb der 
Hochschulqualifikation ausgeübt worden ist. Hier-
durch erhalten die Bewerber die Möglichkeit, für 
die Erhöhung ihrer Zulassungschancen etwas zu 
tun; die Zulassung hängt nicht mehr wie bei der 
bestehenden Regelung des Staatsvertrages allein 
von den unveränderlichen Ergebnissen der Schul-
noten und dem Zeitablauf ab. Durch die Berück-
sichtigung der Tätigkeit wird ein doppelter Zweck 
erreicht: Einerseits erhalten diejenigen, die nach 
erfolgreichem Schulabschluß eine Tätigkeit aufneh-
men, eine zusätzliche Chance, ein Studium in einem 
Fach mit Zulassungsbeschränkung aufzunehmen 
und ihre beruflichen Erfahrungen in die Hochschu-
le und das Studium einzubringen; besonders gilt 
dies, wenn ein Berufsabschluß erreicht wurde. Der 
Berufsabschluß stellt nicht nur einen besonderen 
Qualifikationsnachweis dar; seine hervorgehobene 
Berücksichtigung bietet auch einen Anreiz für ech-
te berufliche Alternativen zum Studium. Zum ande-
ren wird eine engere Verbindung, Wechselwirkung 
und Mobilität zwischen Studium und Berufsleben 
erzeugt. Die Beurteilung und Gewichtung von Tä-
tigkeiten wird durch Rechtsverordnung des Bundes-
ministers für Bildung und Wissenschaft geregelt 
(§ 38 Abs. 1 Nr. 1). Satz 2 gibt den Rahmen für diese 
Regelung, indem er eine Rangfolge der Gewichtung 
vorschreibt. Der Entwurf läßt die Möglichkeit offen, 
studienfachnahe Tätigkeiten besonders zu bewer-
ten; in Betracht kommt auch eine besondere Bewer-
tung sozialer, insbesondere pflegerischer Tätigkei-
ten, die vor allem weiblichen Bewerbern ermög-
licht, ihre Zulassungschance zu verbessern. 

Satz 3 regelt die Fälle, in denen der Bewerber eine 
berufliche Tätigkeit nicht ausüben konnte. Für 
Wehr- und Ersatzdienst, Entwicklungshilfe und frei-
williges soziales Jahr sind in § 36 besondere Rege-
lungen getroffen. 

Satz 4 begrenzt die Möglichkeit, durch immer län-
gere Tätigkeit eine ständig höhere Zulassungschan-
ce zu erhalten, auf acht Jahre, um auch jüngeren 
Studienbewerbern eine angemessene Zulassungs-
chance zu erhalten: Eine über acht Jahre hinaus-
gehende Tätigkeitsdauer wird nicht gewertet. Das 
Recht auf Hochschulzugang wird hierdurch jedoch 
nicht berührt; eine Bewerbung um Zulassung bleibt 
auch nach Ablauf der Frist von acht Jahren mög-
lich. 

Satz 5 schließt aus, daß Zeiten eines „Wartestu-
diums" auf Art und Dauer der Tätigkeit angerech-
net werden. Zweck der Vorschrift ist es, eine wei-
tere Ausbreitung des Wartestudiums zu verhindern, 
das oft anderen ernsthaft interessierten Bewerbern 
die Möglichkeit nimmt, ihr Fach erster Wahl zu 
studieren („Überwälzung" von Zulassungsbeschrän-
kungen). Die Regelung gilt jedoch nicht für Stu-
dienzeiten vor Inkrafttreten dieses Gesetzes (Satz 5 

2. Halbsatz) ; sie bedarf vor ihrer Anwendung zu-
dem noch der Umsetzung in Landesrecht, wirkt 
dann allerdings auch auf Studienzeiten nach In-
krafttreten des Gesetzes zurück. 

Ein Drittel der Studienplätze wird an vier Gruppen 
von Bewerbern vergeben, für die jeweils Obergren-
zen der Quote bestimmt sind (Absatz 1 Nr. 3). Die 
Summe der Obergrenzen ist höher als die Gesamt-
quote der Nummer 3, so daß die einzelnen Quoten 
nicht sämtlich voll ausgeschöpft werden können, 
aber Raum für eine jeweils unterschiedliche, studien-
gangspezifische Festsetzung der einzelnen Quoten 
bleibt. Die Aufteilung wird durch Landesrecht für 
die einzelnen Studiengänge festgelegt (Satz 2), weil 
eine allgemeine Regelung hier nicht sinnvoll wäre. 
Ausgeschlossen ist jedoch eine landesrechtliche 
Aufteilung, die eine der in Nummer 3 genannten Be-
werbergruppen bei vorhandener Nachfrage unbe-
rücksichtigt ließe, da die Vergabe von Studiennplät-
zen an diese Bewerbergruppen unter Berücksichti-
gung der Nachfrage und des Bedarfs in den einzel-
nen Studiengängen zu erfolgen hat. 

Nummer 3 Buchstabe a schließt an den bestehenden 
Rechtszustand unter Erhöhung der  Obergrenze an. 
Hier hat sich bereits eine langjährige Praxis der 
Hochschulen entwickelt; diese haben gemäß § 34 
regelmäßig über die von ihnen angewandten Maß-
stäbe und Verfahren zu berichten. Hier ist eine er-
hebliche Flexibilität erforderlich, die sich rasch 
neuen Erfordernissen anpassen kann, wie das Bei-
spiel der DDR-Flüchtlinge und Spätaussiedler zeigt, 
deren Integration in unser Hochschulwesen ohne 
Berücksichtigung im Rahmen der Härtequote kaum 
möglich gewesen wäre. 

Nummer 3 Buchstabe b eröffnet die Möglichkeit, bis 
fünf vom Hundert der Studienplätze für die Erfül-
lung eines besonderen öffentlichen Bedarfs zu re-
servieren. Gedacht ist hier an Tätigkeiten im öf-
fentlichen Gesundheitswesen und im Sanitätsdienst 
der Bundeswehr, aber möglicherweise auch an die 
Tätigkeit als Arzt in ärztlich unterversorgten Ge-
genden. Voraussetzung ist in jedem Falle eine auf-
grund entsprechender Rechtsvorschriften (z. B. Aus-
bildungs- und Prüfungsordnungen oder Laufbahn-
ordnungen) mögliche Verpflichtung des Bewer-
bers. Studienplätze können in solchen Fällen bereit-
gestellt werden, wenn anders der besondere öffent-
liche Bedarf an Hochschulabsolventen nicht ge-
deckt werden kann. Für die ärztliche Tätigkeit in 
unterversorgten Gebieten gibt es bislang keine der-
artigen Verpflichtungsmöglichkeiten. Im einzelnen 
werden die Bereiche öffentlichen Bedarfs, die nach 
Nummer 3 Buchstabe b berücksichtigt werden sollen, 
durch Rechtsverordnung des Bundes konkretisiert 
(§ 38 Abs. 1 Nr. 1). 

Nummer 3 Buchstabe c schließt ebenfalls an beste-
hendes Recht an; die für die Auswahl ausländischer 
Bewerber geltenden Verfahrensvorschriften werden 
der besonderen Situation der Ausländer Rechnung 
tragen müssen. 

Nach Nummer 3 Buchstabe d sind bis zu 10 % der 
Studienplätze für Bewerber vorzusehen, die bereits 
ein anderes Studium aufgenommen oder abgeschlos-
sen haben und unter Beeinträchtigung der Kapazitä- 
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ten für Studienanfänger ein neues Studium beginnen 
wollen. Darunter fallen zunächst Bewerber, die 
nach Abschluß eines Hochschulstudiums ein Zweit-
studium aufnehmen wollen, sowie Bewerber, die 
aus einem noch nicht abgeschlossenen Studiengang 
in einen anderen mit absoluten Zulassungsbe-
schränkungen überwechseln wollen (Fachwechs-
ler) ; ferner sind von dieser Vorschrift Bewerber er-
faßt, die ein Fachhochschulstudium abgeschlossen 
oder die Vorprüfung an der Fachhochschule mit Er-
folg abgelegt und dadurch die Qualifikation für die 
Aufnahme eines Studiums an der bisherigen „wis-
senschaftlichen" Hochschule erworben haben. Alle 
diese Bewerber können in dem Verfahren -nach 
Nummer 1 nicht berücksichtigt werden. Ihre Zulas-
sung in dem Verfahren nach Nummer 2 bleibt aber 
möglich, wobei allerdings wiederum die Studien-
zeit nicht als Tätigkeit gilt. Hierdurch soll diesen Be-
werbern einerseits die Chance zum Studienwechsel 
eröffnet werden, die sie in den meisten Fällen nach 
Nummer 1 nicht hätten. Andererseits soll eine ge-
wisse Einschränkung solcher überlangen Benutzung 
von Studienplätzen im Interesse derjenigen Studien-
bewerber ermöglicht werden, die sich erstmals für 
ein Hochschulstudium bewerben. Dabei ist zu beach-
ten, daß die Beschränkung nicht für diejenigen Be-
werber gilt,  die  unter Anrechnung von bisherigen 
Studienleistungen in gleicher oder verwandter 
Fachrichtung auf einer späteren Stufe des Studien-
gangs zugelassen werden wollen (sog. „Seitenein-
stieg ") ; diese Zulassung bleibt möglich und ist in 
Absatz 3 besonders geregelt. Betroffen sind also nur 
die, die ein gänzlich anderes Fach von Anfang an 
neu studieren wollen. Hier ist im Interesse derer, 
die bisher keine Chance eines Hochschulstudiums 
erhalten haben, eine zahlenmäßige Beschränkung 
unerläßlich. 

Nummer 3 letzter Satz gibt dem Landesrecht die 
Möglichkeit, die Auswahl der Bewerber ganz oder 
teilweise den Hochschulen zu übertragen, weil hier 
in besonderem Maße die Umstände des Einzelfalles 
berücksichtigt werden müssen. Für die gerade in Zu-
lassungsfragen dringend erforderliche Durchsichtig-
keit der Hochschulentscheidungen sorgt die Be-
richtspflicht gemäß § 34. 

Absatz 2 regelt die Kriterien für die Entscheidung 
bei Ranggleichheit. Danach entscheiden bei glei-
chem Rang innerhalb der Zulassungsgruppen nach 
Absatz 1 Nr. 1 oder 2 zunächst die  Maßstäbe der je-
weils anderen Gruppe. Erst wenn auch dann noch 
Gleichrangigkeit verbleibt, also die Bewerber in-
nerhalb der Gruppe nach Nummer 1 auch nach bis-
heriger Tätigkeit, die Bewerber innerhalb der Gruppe 
nach Nummer 2 auch nach Schulleistungen gleichzu-
bewerten sind, kommt der Vorrang für die in § 36 
genannten Bewerber und, wenn danach noch offene 
Plätze verbleiben, der Losentscheid zum Zuge. 

Soweit bei gleicher Bewertung berufspraktischer 
oder sonstiger Tätigkeiten (Absatz 1 Nr. 2) zur wei-
teren Auswahl die Schulnoten herangezogen wer-
den, könnte erwogen werden, innerhalb der Schul-
leistungen nur nach wenigen Grobstufen zu diffe-
renzieren. Denn die ohnehin fragwürdige Auswahl 
nach einem auf Kommastellen berechneten Noten-
durchschnitt wird noch problematischer, wenn sie 

zur Entscheidung über den Vorrang zweier Bewer-
ber mit längerer berufspraktischer Tätigkeit 
dient. 

Absatz 3 eröffnet, im Ausgleich zur Regelung in 
Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe d, eine zusätzliche Zulas-
sungschance für Bewerber, die unter Anrechnung 
von Vorstudienzeiten den Studiengang wechseln 
wollen. Hierdurch soll eine sinnvolle Gestaltung 
der Durchlässigkeit der Bildungswege gefördert 
werden. Andererseits soll durch die Zulässigkeit ei-
ner Quotierung verhindert werden, daß die Ausbil-
dungskapazität derart von Seiteneinsteigern in An-
spruch genommen wird, daß die Zulassungschancen 
von Studienanfängern spürbar eingeschränkt wer-
den. Bestehende Barrieren im beruflichen Aufstieg 
sind sinnvoll in erster Linie durch eine Reform im 
Berufsbereich und weiterbildendes Studium, nicht 
durch Studienzeitverlängerung zu überwinden. 

Zu § 33 — Besonderes Eingangsverfahren 

Mit dem besonderen Verfahren sollen Wege be-
schritten werden, die international üblich, für die 
Bundesrepublik allerdings noch neu sind. Absatz 1 
enthält daher keine fest umrissene Rahmenrege-
lung, sondern zunächst einen Entwicklungsauftrag. 
Dieses Verfahren kann den ersten Schritt auf eine 
grundsätzliche Neuordnung des Verhältnisses von 
Schulabschluß und Hochschulzugang darstellen, so-
weit sich diese dis notwendig herausstellen sollte. 

Absatz 1 Satz 1 legt fest, unter welchen Voraus-
setzungen ein Studiengang mit absoluten Zulas-
sungsbeschränkungen (§ 31 Abs. 3) in das besondere 
Eingangsverfahren einzubeziehen ist und für wel-
che Studiengänge damit besondere Eingangsverfah-
ren zu entwickeln sind. 

Die erstgenannte Voraussetzung betrifft die Fälle, 
in denen eine Auswahl der Bewerber allein nach 
Schulleistungen ungeeignet erscheint. Hierzu wer-
den solche Studiengänge gehören, die Fähigkeiten 
erfordern, über die das bisherige Schulzeugnis 
nichts oder zu wenig aussagt. Besonders für die 
medizinischen Fächer liegen Untersuchungen vor, 
aus denen hervorgeht, daß Abiturnoten keine be-
friedigende Grundlage für die Zulassungsentschei-
dung darstellen. In diesen Fällen soll das besondere 
Eingangsverfahren eine ergänzende Eignungsbeur-
teilung ermöglichen. 

Die andere Voraussetzung für die Einbeziehung 
von Studiengängen in ein besonderes Eingangsver-
fahren betrifft die Fälle eines sehr hohen Bewerber-
überhangs. In diesen Fällen besteht bei einer An-
wendung des § 32 Abs. 1 Nr. 2 die Gefahr, daß nur 
noch Bewerber mit sehr langen, achtjährigen oder 
längeren berufspraktischen Tätigkeiten seit dem Er-
werb der Hochschulreife zugelassen werden könn-
ten. Eine derartig lange Verzögerung bis zur Auf-
nahme eines Hochschulstudiums ist aber nur als 
Ausnahmefall vertretbar und darf nicht zum Regel-
fall werden. Für diese Fälle hat die Einführung 
eines besonderen Eingangsverfahrens vor allem die 
Funktion, eine frühzeitigere Entscheidung über die 
Aufnahme eines Hochschulstudiums zu ermögli-
chen. 
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In manchen Studiengängen (z. B. in der Medizin) 
werden die beiden in § 33 Abs. 1 genannten Vor-
aussetzungen gleichzeitig gegeben sein. Es genügt 
aber für die Einbeziehung eines Studienganges 
grundsätzlich auch, wenn nur eine der beiden Vor-
aussetzungen vorliegt; in jedem Falle unberührt 
bleibt aber, wie Absatz 1 Satz 2 klarstellt, die Ver-
gabe von Studienplätzen nach § 32 Abs. 1 Nr. 3, 
also insbesondere die Zuteilung einer angemessenen 
Zahl von Studienplätzen unter dem Gesichtspunkt 
der außergewöhnlichen Härte. 

Die Einbeziehung von Studiengängen in das beson-
dere Eingangsverfahren sowie dessen Entwicklung 
und Durchführung wird durch Rechtsverordnung 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
geregelt (§ 38 Abs. 1 Nr. 2). Absatz 1 bestimmt hier-
zu, daß dieses Verfahren im Zusammenwirken von 
Bund und Ländern, Hochschulen und Schulen zu 
entwickeln ist. 

Absatz 2 Satz 1 nennt die Ziele, die das besondere 
Eingangsverfahren erfüllen soll. Die Vergleichbar-
keit der Qualifikationsanforderungen kann nur ge-
fördert werden, wenn das besondere Eingangsver-
fahren bundeseinheitliche Anforderungen stellt. 
Dies schließt allerdings eine begrenzte regionale Dif-
ferenzierung nicht aus, soweit diese das gleiche 
Anforderungsniveau zugrunde legt. Aus den Anfor-
derungen des Verfahrens können die Schulen An-
haltspunkte für das von Schulen und Hochschulen 
gemeinsam für den Hochschulzugang festgelegte 
Leistungsniveau entnehmen; andererseits sollten 
durch die Gestaltung der Anforderungen tiefgrei-
fende Rückwirkungen auf die schulische Ausbil-
dung (frühzeitige Spezialisierung, sinnloser „Noten

-

Leistungsdruck") vermieden werden. 

Das besondere Eingangsverfahren soll dem Bewer-
ber insbesondere Gelegenheit geben, Eignungen 
nachzuweisen, die in den Schulleistungen nicht aus-
gewiesen sind. Hier sollen die außerschulischen 
Interessen des Bewerbers, wie sie etwa in Wettbe-
werben zum Ausdruck kommen, aber auch beruf-
liche Erfahrungen und außerschulische Fortbildung — 
etwa auch Teilnahme an Fernstudieneinheiten — zur 
Geltung gebracht werden können. 

Während Kenntnisse weitgehend durch Wissens-
tests herkömmlicher Art ermittelt werden könnten, 
wird die Messung von nicht in den Schulleistungen 
ausgewiesenen Fähigkeiten umfangreichere Vorar-
beiten erforderlich machen. Erfahrungen mit Be-
rufseignungstests einschließlich von Prüfungen 
nach einem Probesemester oder Probejahr kommen 
hier in Frage. Die Ergebnisse derartiger Verfahren 
sollen jedoch in jedem Falle im Zusammenhang mit 
der Beurteilung schulischer Leistungen, dem Gut-
achten der Schule (§ 35), berufspraktischen Tätig-
keiten und — wo angezeigt — auch dem persönli-
chen Interview gewürdigt werden. 

Absatz 2 Satz 2 nennt eine Möglichkeit, wie das 
Verfahren, das durch Rechtsverordnung des Bun-
desministers für Bildung und Wissenschaft zu re-
geln ist, gestaltet sein könnte. 

Die schriftliche Vorauswahl hätte den Zweck, ange

-

sichts der hohen Bewerberzahlen in kurzer Frist 
eine gewisse Vorabentscheidung zu treffen; insbe

-

sondere könnten sofort diejenigen zugelassen wer-
den, die sowohl in den Schulleistungen wie im be-
sonderen Verfahren besonders hohe Leistungen 
erzielt haben. Soweit die Vorauswahl keine eindeu-
tige Entscheidung erlaubt, sollten die Bewerber 
einem abschließenden Auswahlverfahren unterzogen 
werden. Nach ausländischen Vorbildern könnte 
dies auch als Interview-Verfahren vor Hochschul-
Kommissionen (§ 34) gestaltet sein. Hierdurch wird 
ein breites Spektrum von Beurteilungskriterien in-
nerhalb der vom Gesetzgeber vorzugebenden we-
sentlichen Auswahlkriterien möglich. Auf diese 
Weise wird man der Individualität der Einzelfälle 
eher gerecht werden können. 

Wie gewissenhaft dieses abschließende Auswahl-
verfahren sein kann, hängt wesentlich von der Zahl 
der zu entscheidenden Fälle ab. Dies wiederum 
kann es notwendig machen, die Wiederholungs-
möglichkeiten einzuschränken (Absatz 2 Satz 3). 
Dies kann auch notwendig werden, um die Chancen 
der neuen Studienbewerber nicht allzu sehr einzu-
engen. 

Zu § 34 — Zulassungskommission an der Hoch-
schule 

Auswahlkommissionen an den einzelnen Hochschu-
len werden vor allem bei der Vergabe der Studien-
plätze nach § 32 Abs. 1 Nr. 3 („außergewöhnliche 
Härte", Fachwechsler, Zweitstudenten u. a.) erfor-
derlich sein. Ein weiteres Aufgabenfeld wird sich 
aus der Entwicklung eines besonderen Eingangs-
verfahrens ergeben. In beiden Fällen ist es sinn-
voll, Vertreter aus dem Schulbereich wegen ihrer 
besonderen Erfahrungen und Urteilsfähigkeit zu be-
teiligen; dies um so mehr, als bei den Entscheidun-
gen der Auswahlkommission auch Gutachten der 
Schule (§ 35) herangezogen werden sollen. Das Zu-
sammenwirken von Schule und Hochschule, von 
abgebender und aufnehmender Institution, verbürgt 
sachgerechtere Entscheidungen. Diese Entscheidun-
gen werden trotz der notwendigen gesetzlichen 
Vorgaben stets einen gewissen Beurteilungsspiel-
raum enthalten. Die andererseits notwendige Trans-
parenz und öffentliche Kontrolle soll durch regel-
mäßige Berichte über die angewandten Maßstäbe 
und Verfahren gesichert werden. 

Zu § 35 — Gutachten der Schule 

Zulassungsentscheidungen werden richtiger und ge-
rechter in dem Maße, in dem es gelingt, die Grund-
lagen der Entscheidung zu verbreitern. Die Bedeu-
tung des Urteils der Schule über einen Bewerber ist 
insofern groß, als die Schule ihn über eine längere 
Zeit und in einer Vielzahl von Fächern hat beob-
achten können. Andererseits ist die begrenzte Aus-
sagekraft und die Unvergleichbarkeit von Schulno-
ten bei der Auswahl von Studienplatzbewerbern in 
den letzten Jahren nicht ohne Grund kritisch her-
vorgehoben worden. Ein Schulgutachten, das ande-
re Dimensionen als Schulnoten erfaßt, kann einen 
wesentlichen Beitrag dazu leisten, daß das Urteil 
des Lehrerkollegiums über die Leistungsfähigkeit 
und die Entwicklungschancen des Bewerbers sowie 
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über das soziale Umfeld, in dem er sich bisher ent-
falten konnte, auch dann mit Gewicht erhalten 
bleibt, wenn der berechtigte Zweifel an der Aussa-
gekraft von Schulnoten weiter zunimmt. Die Schul-
zeugnisse geben jedenfalls nur einen, wenn auch 
wichtigen, Ausschnitt aus der Beurteilung durch die 
Lehrer wieder. Sie besagen nichts über außerschuli-
sche Leistungen und so gut wie nichts über die 
Gründe, warum es hier oder dort zu einem Lei-
stungsabfall oder Versagen gekommen ist. Das 
Schulgutachten kann diese ergänzende und kom-
pensatorische Funktion übernehmen; Erfahrungen 
des Auslands bestätigen dies. Voraussetzung ist al-
lerdings, daß das Schulgutachten von allen Seiten, 
insbesondere von der Lehrerschaft, als eine Grund-
lage verantwortlicher Entscheidungen ernstgenom-
men und nicht zur Gefälligkeitsbescheinigung abge-
wertet wird. Der Erfolg dieses Instrumentariums 
wird daher nicht zuletzt von einer verbindlichen 
Gestaltung der Gutachten abhängen, die Mißbräu-
che erschwert. Auch die Zuständigkeit eines Kolle-
giums anstelle des einzelnen Lehrers werden die 
Aussagefähigkeit der Gutachten fördern. 

Im Interesse der Vermeidung übergroßer Verwal-
tungsarbeit ist zunächst ein Antrag des Bewerbers 
als Voraussetzung für die Ausstellung des Gutach-
tens vorgesehen worden. 

Zu § 36 — Berücksichtigung besonderer Dienst-
pflichten 

Die Ableistung der in § 36 genannten gemeinnützi-
gen Dienste darf die Zulassungschancen der Bewer-
ber nicht verschlechtern. 

Zu den Dienstpflichten nach Artikel 12 a GG gehören 
die Wehrpflicht, die Grenzschutzdienstpflicht, die 
Pflicht zum Zivildienst und zum Dienst in einem Zi-
vilschutzverband. 

Der Erfüllung solcher Dienstpflichten gleichgestellt 
ist die freiwillige Übernahme solcher Dienstleistun-
gen in Fällen, in denen diese die Ablösung der 
verfassungsmäßigen Dienstpflichten zur Folge hat. 
Dazu gehören die freiwillige Verpflichtung als Sol-
dat auf Zeit sowie der Dienst als Polizeivollzugsbe-
amter auf Widerruf im Bundesgrenzschutz gem. § 8 
Abs. 4 BPolG. Allerdings ist die Dauer der Gleich-
stellung auf eine zweijährige Dienstzeit begrenzt; 
dabei kommt es allein auf die tatsächlich geleistete 
Dienstzeit, nicht auf die etwa bei der Übernahme 
festgelegte Dienstzeit an. 

Das Benachteiligungsverbot des Satzes 1 wird für 
die Auswahl nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 und evtl. auch 
für die nach § 33 zweckmäßigerweise dadurch ge-
währleistet, daß die Bewerbung noch vor dem An-
tritt des Dienstes erfolgt und eine positive Zu-
lassungsentscheidung Gültigkeit auch für den 
nächstmöglichen Termin nach Beendigung des 
Dienstes hat; auf diese Weise kann sich eine zwi-
schenzeitliche Verschärfung der Zulassungsbedin-
gungen nicht zum Nachteil der Bewerber auswir-
ken. Für die Auswahl nach § 32 Abs.1 Nr. 2 kommt 
es hingegen darauf an, daß die Ableistung der 
Dienste zumindest nicht schlechter als die Aus-
übung berufspraktischer Tätigkeiten bewertet wird; 

auch gegenüber denen, die einen beruflichen Ab-
schluß erworben und dadurch erhöhte Zulassungs-
chancen haben, darf der Dienstleistende nicht be-
nachteiligt werden. Die näheren Regelungen hierzu 
werden durch Rechtsverordnung des Bundes erlas-
sen (§ 38 Abs. 1 Nr. 1) . 

Der Vorrang der in § 36 genannten Bewerber vor 
sonst gleichbewerteten Mitbewerbern kommt erst 
zum Zuge, wenn die Auswahlmaßstäbe des § 32 
Abs. 1 und Abs. 2 nicht mehr greifen — also sowohl 
gleiche Qualifikation als auch gleichbewertete Tä-
tigkeit gegeben sind und nur mehr der Losent-
scheid bliebe. Dieser beschränkte Vorrang vor den 
Zufälligkeiten eines Losentscheids ist angesichts 
der mit den o. a. Dienstleistungen verbundenen Be-
lastungen und Benachteiligungen sozialstaatlich le-
gitimiert; die Auswirkungen für die sonstigen Mit-
bewerber bleiben wegen der Regelung in § 32 
Abs. 2 erster Halbsatz begrenzt. 

Der Vorrang nach Satz 2 gilt nur gegenüber sonsti-
gen Bewerbern, kommt also innerhalb der Bewer-
bergruppen des § 36 nicht in Betracht. 

Zu § 37 — Unabhängigkeit der Zulassung von Lan-
deszugehörigkeit 

Die Verfassungswidrigkeit der sog. „Landeskinder-
begünstigung" ist vom Bundesverfassungsgericht 
für den Fall absoluter Zulassungsbeschränkungen 
bereits bestätigt worden. § 37 geht noch darüber 
hinaus, indem er jedwede Zulassungsentscheidung, 
insbesondere auch die Zulassung zu höheren Seme-
stern erfaßt. Ferner ist die Vorschrift auch bei der 
Entscheidung über die Zulassung wegen „außerge-
wöhnlicher Härte" (§ 32 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a) 
zu beachten. § 31 Abs. 2 und 3, der unter anderem 
auf die für die Ortswahl maßgebenden Gründe ab-
stellt, steht dem nicht entgegen. Denn dort wird 
nicht über die Zulassung zum Studium, sondern je-
weils nur über die örtliche Zuweisung entschieden; 
im übrigen wird dort, auch soweit der Wohnsitz für 
die Verteilung eine Rolle spielt, allenfalls auf den 
Einzugsbereich einer Hochschule und nicht etwa 
auf Landesgrenzen abgestellt. 

Zu § 38 — Ergänzende Vorschriften 

Eine zentrale Auswahl unter Studienbewerbern 
setzt bundeseinheitliche Maßstäbe voraus. Diese 
Maßstäbe sind in den §§ 32 und 33 nicht bis ins ein-
zelne geregelt. Die notwendig einheitliche Konkre-
tisierung könnte an sich auch den Ländern überlas-
sen werden, die zur „kooperativen Verwirklichung 
des Grundrechtsschutzes" verfassungsrechtlich ver-
pflichtet sind (BVerfG). Die Erfüllung dieser Ver-
pflichtung — und damit das Funktionieren des ge-
samten Auswahlverfahrens — ist aber dort gefähr-
det, wo es um kontroverse inhaltliche Fragen und 
nicht nur um technische Verfahrensregelungen 
geht. So ist zumindest zweifelhaft, ob die auf Ein-
stimmigkeit angewiesene Einigungsfähigkeit der 
Länder ausreicht, um einen gemeinsamen Katalog 
für die Bewertung von Tätigkeiten nach § 32 Abs. 1 
Nr. 2 zu erstellen und ein besonderes Eingangsver-
fahren nach § 33 zu entwickeln. Selbst aber wenn 
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dies gelänge, bliebe die Schwerfälligkeit jeder Än-
derung als gewichtiges Argument. Aus diesen 
Gründen hat sich der Entwurf in den beiden ge-
nannten Fragen für eine Verordnungsermächtigung 
des Bundes entschieden, andererseits aber von ei-
ner Verordnungsermächtigung für diejenigen (ins-
besondere verfahrenstechnischen) Angelegenheiten 
abgesehen, für die übereinstimmende ergänzende 
Länderregelungen bereits vorliegen oder ohne 
Schwierigkeiten erwartet werden können. 

Verordnungsermächtigungen für die Bundesregie-
rung bzw. einen Bundesminister sind auch in Rah-
mengesetzen des Bundes insoweit zulässig, als die 
Rahmenkompetenz ins einzelne gehende Regelun-
gen für bestimmte Teilbereiche erlaubt. Für die 
Rahmenkompetenz aus Artikel 75 Nr. 1 a GG gilt in-
soweit nichts besonderes; auch diese Zuständigkeit 
schließt einzelne Detailregelungen von besonderem 
sachlichen Gewicht nicht aus. Das muß jedenfalls 
für solche Regelungen gelten, bei denen es um die 
überregionale Gewährleistung des individuellen 
Grundrechtsschutzes geht. Wenn auch die Grund-
rechte die bundesstaatliche Kompetenzverteilung 
nicht verändern, so beeinflussen sie doch deren 
rechtsstaatliche Interpretation. In diesem Sinne 
geht auch das „Numerus-clausus-Urteil" des Bun-
desverfassungsgerichts von einer entsprechenden 
Regelungsbefugnis des Bundes aus; andernfalls hät-
te es den Bund nicht „in erster Linie" dafür verant-
wortlich erklären können, „unter Ausnutzung der 
ihm gegebenen legislativen und verwaltungsmäßi-
gen Möglichkeiten das Notwendige" für ein gerech-
tes und rechtsstaatliches Zulassungsverfahren zu 
tun. 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß die Erfahrungen mit 
dem neuen Zulassungsverfahren der Öffentlichkeit 
zugänglich und für künftige Korrekturen nutzbar 
gemacht werden. 

Zu § 39 — Mitgliedschaft 

Als Körperschaft des öffentlichen Rechts (§ 59) ist 
die Hochschule mitgliedschaftlich organisiert. Ab-
satz 1 legt den Kreis der Mitglieder fest. Auf die 
herkömmliche Unterscheidung zwischen Mitglie-
dern und Angehörigen der Hochschule ist im Inter-
esse der Integration aller an der Hochschule haupt-
beruflich Tätigen verzichtet worden. Die an der 
Hochschule eingeschriebenen Studenten sind deren 
Mitglieder, auch solange sie im Rahmen eines Fern-
studiums nicht am Hochschulort studieren. Die im 
Rahmen eines Aufbaustudiums (§ 11 Abs. 5) oder ei-
nes weiterbildenden Studiums (§ 22) Eingeschriebe-
nen sind ebenfalls Hochschulmitglieder. 

Neben dem wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personal (§ 45) zählen zu den Mitgliedern auch 
die sonstigen an der Hochschule hauptberuf-
lich tätigen Beamten, Angestellten und Arbeiter. 
Damit wird der Bedeutung dieser Personengruppe, 
die an der Hochschule wichtige administrative und 
technische Funktionen wahrnimmt, Rechnung ge-
tragen. 

Absatz 2 gilt vor allem für an der Hochschule täti

-

ge Personen, die im Dienste Dritter stehen. Es  han

-

delt sich etwa um Mitarbeiter, die aus Mitteln der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft bezahlt werden 
und abweichend von der Regel des § 26 Abs. 4 Satz 
1 z. B. Angestellte eines Professors sind. Da sie in 
den Fachbereichen oder in den zentralen Einrich-
tungen die gleichen Funktionen wie die Mitarbeiter 
haben, die im Dienst des Landes oder der Hoch-
schule stehen, ist ihre mitgliedschaftliche Gleich-
stellung geboten. Durch Absatz 2 Satz 2 wird auch 
ihre soziale Gleichstellung erreicht; er soll freilich 
nur die Gleichstellung sichern, nicht aber verhin-
dern, daß in Einzelfällen auch günstigere Sonderbe-
dingungen gewährt werden. 

Absatz 3 betrifft Personen, die zum Teil nur vor-
übergehend an der Hochschule tätig sind, zum Teil 
den Schwerpunkt ihrer Tätigkeit nicht in der Hoch-
schule haben. Der Grad ihrer Verbundenheit mit 
der Hochschule ist somit uneinheitlich. Differen-
zierte, den tatsächlichen Gegebenheiten Rechnung 
tragende Regelungen müssen daher durch Landes-
gesetz oder Hochschulsatzung getroffen werden; 
durch den Entwurf wird ermöglicht, daß auch diese 
Personen den Status von Hochschulmitgliedern er-
halten können. 

Zu § 40 — Allgemeine Grundsätze der Mitwirkung 

In § 40 werden allgemeine Grundsätze für die Mit-
wirkung der Hochschulmitglieder in der Selbstver-
waltung aufgestellt. Sie sollen die Wirksamkeit der 
Selbstverwaltung sicherstellen und die Rechtsstel-
lung der in der Selbstverwaltung tätigen Hochschul-
mitglieder so festigen, daß sie ihre Funktionen 
eigenverantwortlich und unabhängig von Bindun-
gen wahrnehmen können. 

Absatz 1 entspricht der vom Bundestagsausschuß für 
Bildung und Wissenschaft in der 6. Legislaturperio-
de beschlossenen Fassung (§ 16 Abs. 1). Um eine 
funktionsfähige Selbstverwaltung zu gewährleisten, 
wird den Mitgliedern der Hochschule nicht nur das 
Recht zur Mitwirkung gewährt, sondern auch eine 
entsprechende Verpflichtung auferlegt. Diese Ver-
pflichtung zur aktiven Beteiligung an der Selbstver-
waltung der Hochschule ist Ausdruck ihrer körper-
schaftlichen Verfassung. Sie findet ihre Legitimation 
darin, daß der Staat als Träger der Hochschulen ihren 
Mitgliedern nicht zuletzt im Interesse und zum 
Schutz wissenschaftlicher und künstlicher Freiheit 
Aufgaben zur selbständigen Wahrnehmung und 
Verwaltung überläßt. Für die in einem Dienstver-
hältnis stehenden Hochschulmitglieder ist die Ver-
pflichtung zur Teilnahme an der Selbstverwaltung 
auch Bestandteil der hauptberuflichen Aufgaben 
(§ 46 Abs. 1). Die Mitwirkung an der Selbstverwal-
tung geschieht vor allem durch die Teilnahme an 
Wahlen und die Übernahme von Funktionen. Eine 
unmittelbare Teilhabe aller Hochschulmitglieder an 
der Selbstverwaltung ist bei der erreichten Größen-
ordnung in den meisten Bereichen der Hochschule 
nicht mehr möglich. Die Hochschulverfassung muß 
darum die repräsentative Teilhabe durch gewählte 
Vertreter in den Vordergrund stellen. Das schließt 
allerdings die unmittelbare Mitwirkung in geeigne-
ten Bereichen nicht aus. 
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Die Übernahme von Funktionen in der Selbstver-
waltung kann nach Absatz 1 Satz 2 nur aus wichti-
gen Gründen abgelehnt werden. Als wichtige 
Gründe kommen vor allem Krankheit und außer-
gewöhnliche persönliche oder dienstliche Belastun-
gen — z. B. auch die Belastung durch die Summe 
von Selbstverwaltungsaufgaben — in Betracht. Da-
gegen bilden die normalen Dienstpflichten keinen 
wichtigen Grund zur Ablehnung von Selbstverwal-
tungsfunktionen. Die Gründe können nicht abschlie-
ßend bestimmt werden. Bei der Entscheidung im 
Einzelfall sind vor allem die Art der Funktion, die 
mit ihr verbundene Belastung und die entgegen-
stehenden Belange des betroffenen Hochschulmit-
gliedes zu berücksichtigen. 

Absatz 2 regelt die Rechtsstellung der Mitglieder 
von Selbstverwaltungsgremien. Satz 1 sichert ihre 
Unabhängigkeit bei der Wahrnehmung ihrer Funk-
tionen, indem er vorschreibt, daß die Mitglieder von 
Selbstverwaltungsgremien für eine bestimmte Amts-
zeit bestellt oder gewählt werden. Die Amtszeit der 
Gremienmitglieder ist durch Rechtssatz zu regeln. 
Der zweite Halbsatz schließt das „imperative Man-
dat" aus. Im Rahmen ihrer Tätigkeit in Selbstver-
waltungsgremien unterliegen deren Mitglieder kei-
nen Weisungen. Das gilt für gewählte ebenso wie 
für bestellte Mitglieder. Die Regelungen in Absatz 2 
Satz 1 und 2 sollen die eigenverantwortliche Wahr-
nehmung von Selbstverwaltungsfunktionen gewähr-
leisten und die Kompromißfähigkeit und Integra-
tionsfähigkeit dadurch sicherstellen, daß sie den 
Mitgliedern von Selbstverwaltungsgremien Hand-
lungsspielraum und Unabhängigkeit gewährleisten. 

Die weitere Ausgestaltung der Rechte und Pflichten 
der Mitglieder von Selbstverwaltungsgremien und 
Regelungen über die Folgen von Pflichtverletzun-
gen bleiben dem Landesgesetzgeber überlassen, weil 
insoweit kein Bedürfnis nach bundeseinheitlicher 
Regelung besteht. 

Absatz 3 enthält Schutzvorschriften für die in der 
Selbstverwaltung tätigen Hochschulmitglieder. Satz 1 
legt allgemein fest, daß ihnen aus der Selbstverwal-
tungstätigkeit kein Nachteil entstehen darf. Die Be-
stimmung soll den in der Selbstverwaltung tätigen 
Hochschulmitgliedern keine Vorteile verschaffen, 
sondern verhindern, daß sie durch ihre Selbstver-
waltungstätigkeit rechtlich oder tatsächlich schlech-
ter gestellt werden, als sie ohne diese Tätigkeit ge-
stellt wären. Für Studenten konkretisiert § 18 Ab-
satz 2 Satz 5 diesen Grundsatz im Zusammenhang 
mit den Regelstudienzeiten: die Tätigkeit in den 
Organen der Hochschule und der Studentenschaft 
wird als besonderer Grund für die Gewährung einer 
über 6 Monate hinausgehenden Nachfrist für die 
Meldung zur Prüfung anerkannt. Nach § 40 Absatz 3 
Satz 1 ist die Tätigkeit von Studenten in der Selbst-
verwaltung aber auch bei weiteren Angelegenheiten 
zu berücksichtigen, insbesondere im Rahmen der 
Ausbildungsförderung. 

Eine besondere Regelung trifft Absatz 3 Satz 2 
allerdings für Hochschulmitglieder, die in einem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen. Für sie gel-
ten auch bei der Ausübung von Funktionen in der 

Selbstverwaltung die Vorschriften des Personalver-
tretungsrechts über den Schutz der Mitglieder von 
Personalvertretungen vor Versetzung, Abordnung 
oder Kündigung entsprechend. 

Diese Bestimmung geht davon aus, daß trotz aller 
Unterschiede zwischen Personalvertretung und 
Hochschulselbstverwaltung ähnliche Konfliktlagen 
zwischen dienstlicher Gebundenheit und unabhän-
giger, eigenverantwortlicher Selbstverwaltungstätig-
keit auftreten können, die einen dem Personalvertre-
tungsrecht entsprechenden Schutz auch im Rahmen 
der Hochschulselbstverwaltung erforderlich machen. 

Zu § 41 — Zusammensetzung und Stimmrecht 

In § 41 werden Grundsätze über die Zusammenset-
zung der Selbstverwaltungsgremien und das Stimm-
recht ihrer Mitglieder aufgestellt. Dabei war die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
29. Mai 1973 verbindlicher Rahmen für die Gesetz-
gebung. Die Regelungen beschränken sich auf „Eck-
werte" und lassen den Landesgesetzgebern erheb-
lichen Gestaltungsspielraum. Dadurch soll ermöglicht 
werden, daß die Länder entsprechend ihren Erfah-
rungen unterschiedliche Mitwirkungsmodelle ent-
wickeln und erproben, deren Anwendung und Ver-
gleich wiederum wertvolle Erfahrungen für künftige 
Regelungen vermitteln kann. Der Auswertung sol-
cher Erfahrungen dient die Berichtspflicht der Bun-
desregierung nach Absatz 8. 

Absatz 1 regelt den Grundsatz der funktionsgerech-
ten Mitwirkung der Hochschulmitglieder in der 
Selbstverwaltung und legt die dafür allgemein gel-
tenden Maßstäbe fest. Art und Umfang der Mitwir-
kung und die zahlenmäßige Zusammensetzung der 
Gremien richten sich einerseits nach deren Auf-
gabenstellung, andererseits nach der Funktion und 
Qualifikation der Hochschulmitglieder. Der Zusam-
menhang zwischen den Aufgaben des Gremiums und 
der Funktion und Qualifikation der Mitglieder be-
stimmt sowohl die Art wie den Umfang der Mitwir-
kung. Die Qualifikation ist kein von der Funktion 
unabhängiges Merkmal, sondern ist als die für eine 
bestimmte Funktion allgemein geforderte Qualifika-
tion zu verstehen. Sie hängt nicht von einer forma-
len Berechtigung oder Feststellung ab. Auch wird 
nicht auf die individuelle Qualifikation des einzelnen 
Mitgliedes, sondern auf die für eine Funktion typi-
scherweise geforderte materielle Qualifikation abge-
stellt. 

Die Mitwirkung kann sich in verschiedenen Formen 
vollziehen, etwa durch Mitbestimmung, Mitbera-
tung oder durch die Ausübung von Initiativ- und 
Widerspruchsrechten. Sie kann entsprechend dem 
zu behandelnden Gegenstand abgestuft werden. Die 
Konkretisierung dieser Grundsätze überläßt Ab-
satz 1 Satz 2 dem Landesgesetzgeber, soweit nicht in 
den folgenden Absätzen Regelungen getroffen wer-
den. 

Die Einteilung der Hochschulmitglieder in verschie

-

dene Wahlgruppen für die Bildung der Kollegial

-

organe bleibt nach Absatz 2 grundsätzlich offen. In 
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der Landesgesetzgebung haben sich die folgen-
den Mitgliedergruppen herausgebildet: Professoren; 
Assistenzprofessoren; wissenschaftliche Mitarbeiter; 
Studenten; sonstige Mitarbeiter. Umstritten war in 
letzter Zeit insbesondere die Frage der Zusammen-
fassung von Professoren und Assistenzprofessoren 
zu einer Mitgliedergruppe sowie die Zusammen-
fassung der wissenschaftlichen und der nichtwissen-
schaftlichen Mitarbeiter. 

Die Frage einer Zusammenfassung oder Trennung 
der „wissenschaftlichen Mitarbeiter" und der sonsti-
gen Mitarbeiter bleibt nach dem Entwurf landes-
rechtlicher Regelung überlassen. Argumente lassen 
sich hier für beide Regelungen vorbringen: die 
Schwierigkeit der Abgrenzung sowie die Integra-
tionsfunktion der Gruppenbildung spricht für eine 
Zusammenfassung, die mögliche Majorisierung der 
wissenschaftlichen Mitarbeiter im Falle der Zusam-
menfassung, aber auch eine mögliche Beeinträchti-
gung der Mitbestimmungschancen der „sonstigen 
Mitarbeiter" (siehe z. B. § 41 Abs. 5) sprechen eher 
für eine Trennung. Die Frage erschien zu diesem 
Zeitpunkt nicht bundeseinheitlich regelungsbedürf-
tig; Erfahrungen mit alternativen Lösungen sollten 
gesammelt werden. 

Absatz 2, 2. Halbsatz schreibt jedoch je eine beson-
dere Wahlgruppe für Professoren und Assistenz-
professoren vor. Die Zuordnung zu je einer beson-
deren Wahlgruppe zur Sicherung ihrer Repräsenta-
tion ändert nichts an der Regelung des § 45, wonach 
sowohl Professoren als auch Assistenzprofessoren — 
aufgrund ihrer gleichartigen Funktion in Forschung 
und Lehre (§ 46 Abs. 1) — Hochschullehrer sind, und 
auch nichts an ihrer korporationsrechtlichen Gleich-
behandlung nach § 41 Abs. 3 bis 7 (vgl. hierzu im 
einzelnen die Erläuterung zu Absatz 4). Die Bildung 
je einer besonderen Wahlgruppe ist erforderlich, 
weil andernfalls nicht gesichert wäre, daß neben 
Professoren auch Assistenzprofessoren in den Kol-
legialorganen Sitz und Stimme haben; bei einer Zu-
sammenfassung in einer gemeinsamen Wahlgruppe 
wäre es je nach Wahlausgang möglich, daß die Hoch-
schullehrer ausschließlich oder in einem durch das 
Zahlenverhältnis nicht gerechtfertigten Umfang 
durch Professoren vertreten wären. Obwohl beide, 
Professoren und Assistenzprofessoren, Hochschul-
lehrer sind, haben sie im übrigen doch in gewissen 
Fragen auch unterschiedliche Interessen, was eine 
Zuordnung zu zwei verschiedenen Wahlgruppen 
zweckmäßig erscheinen läßt. 

Ist wegen der geringen Zahl oder des Fehlens von 
Assistenzprofessoren die Bildung einer eigenen 
Mitgliedergruppe nicht gerechtfertigt, so kann das 
Landesrecht nach Absatz 7 Satz 1 von der Regelung 
des Absatzes 2 abweichen und eine gemeinsame 
Gruppe für alle Hochschullehrer vorsehen. 

Absatz 3 regelt die Art und den Umfang der Mitwir-
kung in zentralen Kollegialorganen der Hochschulen 
nach § 64 Abs. 1 und 2 und in den Fachbereichsräten 
nach § 65 Abs. 3. In diesen Entscheidungsgremien 
mit umfassender Zuständigkeit müssen alle Mitglie-
dergruppen vertreten sein. Ihr Stimmrecht ist in Ab-
satz 5 näher geregelt. Danach haben die dem Gre-
mium angehörenden Hochschullehrer, wissenschaft

-

lichen und künstlerischen Mitarbeiter sowie die Stu-
denten ein gegenständlich nicht eingeschränktes 
Stimmrecht. Das Stimmrecht der dem Gremium an-
gehörenden sonstigen Mitarbeiter war nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 29. Mai 
1973 insofern abzustufen, als dieses eine undifferen-
zierte Beteiligung der nichtwissenschaftlichen Be-
diensteten an wissenschaftsrelevanten Entscheidun-
gen ausgeschlossen hat. In Absatz 5 Satz 2 wurde 
eine Regelung getroffen, die entsprechend dem 
Urteil des BVerfG das Maß der stimmberechtigten 
Mitwirkung dieser Mitgliedergruppe mit dem Maß 
ihrer aus der Funktion folgenden Betroffenheit von 
der Entscheidung verknüpft. Diese Lösung, die auf 
die Beziehung zwischen dem Gegenstand der Ent-
scheidung und der Auswirkung auf den Arbeits-
bereich abstellt, vermeidet eine Bindung des Stimm-
rechts an die persönliche Stellung des jeweiligen 
Vertreters der Gruppe und damit eine Präjudizie-
rung der Wählbarkeit, die zu einer unerwünschten 
Desintegration dieser Gruppe führen würde. Das 
Stimmrecht der Lehrkräfte für besondere Aufgaben 
(vgl. § 57) wird in Absatz 5 Satz 3 generell auf An-
gelegenheiten der Lehre beschränkt. Das entspricht 
ihrer Funktion und Qualifikation. 

Soweit Gremienmitglieder nach Satz 2 und 3 kein 
Stimmrecht haben, wirken sie gemäß Absatz 5 Satz 4 
beratend mit. Sie haben damit uneingeschränktes 
Teilnahme- und Rederecht in allen Angelegenheiten 
des Gremiums. 

Absatz 3 Satz 2 stellt einen allgemeinen Grundsatz 
für die Zusammensetzung der zentralen Kollegial

-o

rgane nach § 64 Absatz 1 und 2 und der Fach-
bereichsräte nach § 65 Abs. 3 auf: keine Mitglieder-
gruppe darf in diesen Gremien mehr als die Hälfte 
der Stimmen haben. Die Regelung soll die Zusam-
menarbeit aller Gruppen fördern und ein Entschei-
dungsmonopol einer einzigen Mitgliedergruppe aus-
schließen. Das Mehrheitsverbot bezieht sich nur auf 
die gewählten Mitglieder einer Gruppe, nicht auf die 
dem Gremium kraft Amtes angehörenden. Dabei ist 
ohne Bedeutung, ob das Amtsmitglied volles Stimm-
recht hat. 

Das Mehrheitsverbot des Absatzes 3 Satz 2 wird 
ergänzt durch die Zusammensetzungsregelung des 
Absatzes 4. Danach müssen in Gremien mit Ent-
scheidungsbefugnissen in Angelegenheiten, die For-
schung, künstlerische Entwicklungsvorhaben, Lehre 
und die Einstellung von Hochschullehrern unmittel-
bar berühren, die Gruppen der Hochschullehrer, also 
der Professoren und der Assistenzprofessoren, zu-
sammen über die Mehrheit der Stimmen verfügen. 
Diese Bestimmung sichert den Hochschullehrern den 
vom Bundesverfassungsgericht in Forschungs- und 
Berufsfragen geforderten ausschlaggebenden Ein-
fluß und erstreckt ihn auch auf Angelegenheiten, die 
künstlerische Entwicklungsvorhaben und die Lehre 
unmittelbar berühren. Die Stimmenmehrheit der 
Hochschullehrer stellt sicher, daß sie sich bei ge-
schlossener Stimmabgabe stets durchsetzen können. 
Über die Mindestforderungen des Bundesverfas-
sungsgerichts geht die Vorschrift insoweit hinaus, 
als sie durch eine generelle Stimmenmehrheit der 
Hochschullehrer diesen bei allen Entscheidungen des 
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betreffenden Gremiums, also auch solchen, die nicht 
Forschung oder Berufung betreffen, den ausschlag-
gebenden Einfluß einräumt. Diese Regelungen wur-
den im Interesse der Rechtssicherheit und der prak-
tischen Arbeitsfähigkeit der Gremien gewählt. Denn 
sie vermeiden die oftmals schwierige und gelegent-
lich unmögliche Abgrenzung z. B. zwischen Angele-
genheiten, die die Forschung, und solchen, die die 
Lehre berühren. Angesichts des unbestrittenen Zu-
sammenhangs von Forschung, Lehre und Studium 
wäre eine derartige Differenzierung nach dem Ent-
scheidungsgegenstand nur der Ausgangspunkt stän-
digen Streits in den Gremien und eine Quelle der 
Rechtsunsicherheit. 

Hochschullehrer, auch im Sinne der Mitbestimmungs-
regelung nach Absatz 4, sind nach dem Entwurf die 
Professoren und die Assistenzprofessoren. 

Professoren und Assistenzprofessoren nehmen nach 
§ 46 die entsprechenden Funktionen gleichermaßen 
selbständig wahr: Sie sind akademische Forscher und 
Lehrer, die mit der selbständigen Vertretung eines 
Faches in Forschung und Lehre betraut sind. Die 
Verbindung von Forschung und Lehre ist wesent-
liches und einheitliches Merkmal der Funktion von 
Professoren wie Assistenzprofessoren. Kraft dieser 
Funktion tragen Professoren und Assistenzprofesso-
ren gleichermaßen erhöhte Verantwortung für die 
Funktionsfähigkeit und den wissenschaftlichen Rang 
der Hochschule. Dieser gleichartigen Verantwortlich

-

keit entspricht eine vergleichbare Qualifikation.  

Diese wird durch die in § 47 normierten Einstellungs-
voraussetzungen in Berufungsverfahren festgestellt.  

Die Einstellungsvoraussetzungen der Assistenzpro-
fessoren unterscheiden sich zwar graduell von denen  
der Professoren; letztere müssen zusätzliche wissen-
schaftliche oder künstlerische Leistungen erbringen,  

um eine Anstellung auf Lebenszeit zu rechtfertigen.  

Aber bereits die Einstellungsvoraussetzungen für  
Assistenzprofessoren stellen entscheidend auf die für  

die Erfüllung der Aufgaben eines Hochschullehrers  
erforderliche Eignung und Befähigung zu selbstän-
diger wissenschaftlicher Forschung und Lehre bzw.  

zu künstlerischer Arbeit ab. Der geforderte Nach-
weis der Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit  

durch eine hervorragende Promotion oder durch eine  

Promotion und hervorragende weitere wissenschaft-
liche Leistungen stellt entsprechend hohe wissen-
schaftliche Anforderungen. Die Amtszeit der Assi-
stenzprofessoren ist mit sechs Jahren so lang be-
messen, daß von einer nur vorübergehenden Betrau-
ung mit Hochschullehreraufgaben nicht gesprochen  

werden kann.  

Diese Lösung entspricht dem Hochschullehrerbegriff  

und dem Gebot homogener Gruppenbildung, wie sie  

das Bundesverfassungsgericht entwickelt hat: Pro-
fessoren und Assistenzprofessoren unterscheiden  
sich durch ihre „homogene" Funktion und Qualifika-
tion in Forschung und Lehre von den anderen Mit-
gliedergruppen nach eindeutig konstitutiven Merk-
malen. Das Homogenitätsgebot stellt Anforderungen  
für die Abgrenzung gegenüber anderen Gruppen  

auf, verbietet aber nicht die in Absatz 2 vorgesehene  

Binnendifferenzierung nach Merkmalen, die für die  

Abgrenzung zu den anderen Gruppen ohne Be

-

deutung sind. Beide, Professoren und Assistenzpro-
fessoren, haben wegen ihrer hervorgehobenen Stel-
lung im wissenschaftlichen Leben ausschlaggeben-
den Einfluß in besonders wissenschaftsnahen und  

unmittelbar kunstbezogenen Angelegenheiten. Im  

Hinblick auf die strengen Einstellungsvoraussetzun-
gen, die selbständige Funktion in Forschung und  
Lehre und ihre dienstliche Unabhängigkeit erfüllen  
die Assistenzprofessoren die Merkmale des Hoch-
schullehrerbegriffs im Sinne des BVerfG. Das BVerfG  

hat u. a. den hauptberuflichen Privatdozenten als  

„Hochschullehrer" bezeichnet (S. 99), zugleich aber  
darauf hingewiesen, daß die Habilitation keine not-
wendige Voraussetzung der Hochschullehrereigen-
schaft ist (S. 98 f.). Es wäre nicht einzusehen, wenn  

ein habilitierter Assistenzprofessor „Hochschulleh-
rer" wäre, ein nicht habilitierter, jedoch gleich quali-
fizierter aber nicht. Der Assistenzprofessor ist ein  

Hochschullehrer neuen Typs, der in der herkömm-
lichen Personalstruktur keine Entsprechung hat, im  
Sinne des Urteils des BVerfG vom 29. Mai 1973 je-
doch eindeutig in die Gruppe der Hochschullehrer  

einzuordnen ist.  

Es wird Aufgabe der Hochschulen und der Länder  
sein, die hohen Anforderungen des Hochschulrah-
mengesetzes für alle Hochschullehrer in der Ein-
stellungspraxis einzulösen, denn in ihren Händen  
liegt das Berufungsverfahren für Professoren und  

Assistenzprofessoren. Die Bundesregierung wird  
ihrerseits durch geeignete Maßnahmen vor allem im  

Rahmen der Graduiertenförderung die Vorausset-
zungen dafür schaffen, daß dem wissenschaftlichen  
Nachwuchs der Erwerb der anspruchsvollen Einstel-
lungsvoraussetzungen für Assistenzprofessoren mög-
lich ist.  

Absatz 6 trifft eine zusätzliche Regelung für die Mit-
wirkung an Berufungsvorschlägen. Hier wird den  
Hochschullehrern ein besonderes, über den ihnen  

nach Absatz 4 und Absatz 5 gesicherten Einfluß hin-
ausgehendes Gewicht eingeräumt, das ihrer beson-
deren Verantwortung für die wissenschaftliche Lei-
stungsfähigkeit ihrer Hochschule entspricht. Für  

einen Berufungsvorschlag ist hiernach zunächst die  
Mehrheit des zuständigen Gremiums erforderlich,  

dessen zahlenmäßige Zusammensetzung sich nach  

Absatz 4 bestimmt; dabei sind die Stimmrechtsaus-
schlüsse zu beachten, die sich in Berufungsfragen aus  

Absatz 5 Satz 2 und 3 ergeben. In Absatz 6 wird da-
zu bestimmt, daß in der so ermittelten Mehrheit auch  

die Mehrheit der Stimmen der Hochschullehrer ent-
halten sein muß. Wie sich aus Satz 2 ergibt, müssen  
notfalls zwei Abstimmungen durchgeführt werden.  
Hat auch dann kein Votum die geforderten Mehr-
heiten gefunden, so ist neben dem Antrag, der von  

der Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder des  

Gremiums unterstützt wird („Mehrheitsvotum"),  

dem Kultusminister auch der Antrag der Hoch-
schullehrermehrheit („Minderheitsvotum") vorzu-
legen; dies gilt auch dann, wenn für beide Anträge  

dieselbe Stimmenzahl abgegeben wurde. Damit ist  
für die Berufung durch den Kultusminister eine bes-
sere Entscheidungsgrundlage gegeben, als wenn  

überhaupt kein Vorschlag von der Hochschule vor-
gelegt würde. Eine Regelung, die sich auf die bloße  

Einräumung eines Vetorechts für die Hochschulleh- 
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rermehrheit beschränken würde, hätte gegenüber 
der hier vorgesehenen Lösung den Nachteil, daß sich 
die Gruppen im Konfliktfall blockieren, ohne eine 
positive Entscheidung zwischen 2 Alternativen zu er-
möglichen. 

Zu § 42 — Wahlen 

Satz 1 schreibt die grundlegenden Prinzipien demo-
kratischer Wahlen verbindlich vor. Die Regelung 
der Wahlen für die Vertretung der Mitgliedergrup-
pen in den Hochschulorganen wird im übrigen weit-
gehend dem Landesrecht überlassen. Satz 2 soll eine 
hohe Wahlbeteiligung gewährleisten und dadurch 
die Legitimation der Selbstverwaltungsgremien 
stärken. Das Wahlverfahren und der Zeitpunkt der 
Wahlen sind durch Landesrecht so zu regeln, daß 
die Voraussetzungen für eine möglichst hohe Wahl-
beteiligung geschaffen werden. Als Zeitpunkt für 
Wahlen kommen in erster Linie die Vorlesungszei-
ten in Betracht. 

Zu § 43 — Öffentlichkeit 

Die Frage der Öffentlichkeit von Gremien hat in den 
vergangenen Jahren eine große Rolle in der hoch-
schulpolitischen Diskussion gespielt. Die Erfahrun-
gen mit verschiedenen Regelungen sind nicht ein-
deutig. Einerseits hat die Öffentlichkeit von Sitzun-
gen oftmals den Anspruch auf Rederecht jedes Zu-
hörers (sog. „aktive Öffentlichkeit") zur Folge ge-
habt und damit die Arbeitsfähigkeit der Gremien 
erheblich erschwert. Andererseits hatte eine fak-
tisch unbeschränkte Öffentlichkeit offenbar auch ein 
Erlahmen des Interesses an öffentlichen Sitzungen 
zur Folge. Daher erschien es zweckmäßig, eine ein-
gehendere Bundesregelung nicht zu treffen, sondern 
sie auf wenige Grundsätze zu beschränken. 

Die Öffentlichkeit des für den Erlaß der Grundord-
nung zuständigen Kollegialorganes trägt seiner par-
lamentarischen Stellung als demjenigen Gremium 
Rechnung, in dem die hochschulpolitischen Grund-
entscheidungen der Hochschule getroffen werden. 

Absatz 2 Satz 1 schreibt die Nichtöffentlichkeit zwin-
gend für Personalangelegenheiten und Entscheidun-
gen in Prüfungssachen vor. Die Regelung dient dem 
Schutz der individuellen Sphäre und entspricht all-
gemeiner Verwaltungsübung. Prüfungssachen im 
Sinne der Vorschrift sind nur individuelle Prüfungs-
entscheidungen und ihre Beratung. Der Begriff der 
Personalangelegenheiten wird im allgemein üblichen 
Sinne verwendet. Bei Entscheidungen über Personal-
angelegenheiten sieht Absatz 2 Satz 2 auf Antrag 
eines Mitgliedes des Entscheidungsorganes zwin-
gend die geheime Abstimmung vor. Dadurch sollen 
sachgerechte Personalentscheidungen gefördert und 
die Arbeitsbeziehungen von persönlichen Spannun-
gen entlastet werden. 

Zu § 44 — Studentenschaft 

Die Studenten sind als Mitglieder der Hochschule 
(§ 39 Abs. 1) in einer besonderen, sich von anderen 
Gruppen strukturell unterscheidenden Situation. Sie 

stellen quantitativ die weitaus größte Gruppe dar, 
haben aber andererseits eine verhältnismäßig kurz-
fristige Bindung an die Hochschule. Sie stehen unter 
besonderen sozialen Bedingungen. Hieraus ergeben 
sich spezifische Probleme, die eine Wahrnehmung 
der Interessen der Studenten durch eine alle Studen-
ten repräsentierende Vertretung zweckmäßig ma-
chen. Mit der Verankerung der verfaßten Studen-
tenschaft im Hochschulrahmengesetz wird den Stu-
denten ein institutioneller Rahmen zur Verfügung 
gestellt für die Wahrnehmung ihrer hochschulpoli-
tischen, sozialen und kulturellen Belange. Da an 
allen Hochschulen eine Studentenschaft zu bilden ist, 
besteht für einen freiwilligen überregionalen Zusam-
menschluß der Studentenschaften eine breite Grund-
lage; das hochschulpolitische Gewicht eines solchen 
Zusammenschlusses wird nicht zuletzt davon abhän-
gen, in welchem Maße er die differenzierten Auf-
fassungen und Interessen der Studenten repräsen-
tiert und nicht nur die Partikularinteressen einiger 
Gruppen vertritt. 

Absatz 1 zählt die Aufgaben auf, die die Bildung 
einer Studentenschaft mit Zwangsmitgliedschaft — 
die  Studenten werden mit der Einschreibung Mit-
glieder der Studentenschaft — rechtfertigen. Dazu 
gehört auch das sogenannte hochschulpolitische Man-
dat. Ein allgemein-politisches Mandat der Studenten-
schaft besteht ebensowenig wie ein allgemein-poli-
tisches Mandat der Hochschule und kann es schon 
aus verfassungsrechtlichen Gründen bei einer 
Zwangskörperschaft nicht geben. Andererseits folgt 
aus der Einbindung der Hochschulen in die Gesell-
schaft — wie sie insbesondere in § 3 Abs. 1, §§ 8 
und 23 verdeutlicht wird — daß zwischen hochschul-
politischen und gesellschaftspolitischen Fragestellun-
gen fließende Übergänge bestehen; die Grenze wird 
mit Sicherheit dort überschritten, wo ein sachlicher 
Bezug zur Hochschulpolitik weder erkennbar noch 
beabsichtigt ist. 

Die Rechtsstellung als Teilkörperschaft sichert der 
Studentenschaft herkömmliche Merkmale einer Kör-
perschaft wie Handlungsfähigkeit im Rechtsverkehr 
und Satzungsautonomie; Absatz 2 gewährleistet aus-
drücklich das Selbstverwaltungsrecht und die Bei-
tragshoheit. Zugleich bringt die Rechtsstellung als 
Glied der Hochschule zum Ausdruck, daß die Studen-
ten auch als verfaßte Studentenschaft zur Hochschule 
gehören. Demgemäß hat die Leitung der Hochschule 
die Wahlordnung der Studentenschaft zu genehmi-
gen. Das Landesrecht kann die Hochschule auch an 
der Einziehung der Beiträge und an der Rechnungs-
prüfung der Studentenschaft beteiligen. 

Absatz 3 regelt Grundsätze für die Wahlen zu den 
Organen der Studentenschaft mit dem Ziel, eine 
breite und repräsentative Vertretung der studen-
tischen Interessen zu sichern. Die Gleichzeitigkeit 
der Wahlen zur Studentenvertretung mit den Wah-
len zu den Organen der Hochschulselbstverwaltung 
ist nicht nur aus Gründen der Verwaltungsverein-
fachung erwünscht; sie soll vor allem dazu dienen, 
die Abstimmung der studentischen Interessenvertre-
tung in den Organen der Studentenschaft und den 
Organen der Hochschule zu erleichtern und zudem 
die Gefahr der Wahlmüdigkeit auf Grund häufiger 
Wahlen zu mindern. 
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Zu § 45 — Hauptfberufliches wissenschaftliches 
künstlerisches Personal 

Die Vorschrift zählt abschließend die Personalgrup-
pen der Hochschule auf, die an der Hochschule 
hauptberuflich eine wissenschaftliche oder künst-
lerische Tätigkeit ausüben. Die Aufrechterhaltung 
oder Einführung von anderen als den hier genann-
ten Rechtsverhältnissen oder Aufgabenumschrei-
bungen ist damit vorbehaltlich der Übergangs-
regelung in § 76 — ausgeschlossen. Bisher gab es 
u. a. ordentliche Professoren, außerordentliche Pro-
fessoren, Abteilungsvorsteher und Professoren, 
Abteilungsvorsteher, Wissenschaftliche Räte und 
Professoren, Wissenschaftliche Räte, außerplan-
mäßige Professoren, beamtete Privatdozenten, Uni-
versitätsdozenten, Hochschuldozenten, Diätendozen-
ten, Dozenten, leitende Oberärzte, Oberassistenten, 
Oberingenieure, Prosektoren, Akademische Räte, 
Observatoren, Kustoden, Konservatoren, Wissen-
schaftliche Assistenten usw. Durch § 45 wird diese 
nur aus der historischen Entwicklung und nicht mit 
den tatsächlichen Funktionen zu erklärende Perso-
nalvielfalt im Hochschulbereich zugunsten einer ein-
heitlichen, überschaubaren und funktionsgerechten 
Personalstruktur überwunden. 

Die verschiedenartigen Aufgaben und Qualifikatio-
nen der in § 45 genannten Personen werden im 
einzelnen in den folgenden Vorschriften bestimmt. 

Ihre mitgliedschaftliche Stellung ergibt sich aus 
§§ 39 ff. § 45 enthält keine Aussage über die Bildung 
von Mitgliedergruppen im Sinne von § 41 Abs. 2 
erster Halbsatz. 

Der „Typenzwang", den § 45 ausspricht, gilt freilich 
nur für das Personal der Hochschule; § 45 schließt 
nicht aus, daß z. B. Studienräte, Regierungsräte oder 
Richter im Wege der Abordnung vorübergehend 
an der Hochschule hauptberuflich tätig sind. 

Wie der Entwurf der 6. Legislaturperiode sieht auch 
dieser den Assistenzprofessor als einen neuen 
Typ des Hochschullehrers im Lehrkörper der Hoch-
schule vor. Der Grundgedanke für die Einführung 
des Assistenzprofessors ist es, besonders qualifi-
zierten Kräften in einer unabhängigen und selb-
ständigen Position von angemessener Dauer als 
Hochschullehrer die Chance für den Nachweis ihrer 
Eignung für eine Dauerstellung als Professor zu 
geben. 

Gegen die Institution „Assistenzprofessor" sind in 
der letzten Zeit zunehmend kritische Einwendungen 
erhoben worden. Sie gehen vor allem davon aus, 
daß der Übergang in andere Berufe schwer, die be-
rufliche Aussicht innerhalb der Hochschule un-
sicher und somit die gesamte soziale Situation un-
befriedigend sei. Es würde daher schwer sein, quali-
fizierte Kräfte zu gewinnen. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß gerade ein 
angemessenes Zahlenverhältnis zwischen Professo-
ren und Assistenzprofessoren wesentliche Bedeutung 
hat — es wird zumindest nach der Ausbauphase der 
Hochschulen erheblich weniger Assistenzprofessoren 
geben müssen als Professoren —, ist aber anderer-
seits der Auffassung, daß nicht von dem hergebrach-
ten Grundsatz abgewichen werden sollte, daß der 

Hochschullehrerberuf keine feste Laufbahn hat und da-
mit auch keinen gesicherten Übergang bieten kann. 
Durch die geplante Fortentwicklung des Graduier-
tenförderungsgesetzes zugunsten des hochqualifi-
zierten Nachwuchses in Forschung und Lehre wird 
ermöglicht, daß der Assistenzprofessor schon beim 
Eintritt in sein Amt so hohe Qualifikationen in For-
schung und Lehre aufweist, daß er die Voraus-
setzungen für eine Berufung als Professor während 
der 6jährigen Amtszeit erwerben kann. Im Laufe 
der Zeit muß es, auch auf Grund der Studienreform, 
gelingen, Assistenzprofessoren ihre Tätigkeit so 
früh aufnehmen und, am Lebensalter gemessen, ihre 
Dienstzeit eventuell so früh beenden zu lassen, daß 
ein Übertritt aus dem Hochschullehrerberuf in an-
dere Berufe ohne große Schwierigkeiten möglich 
sein sollte. Die -vorgesehene Besoldung und das 
Übergangsgeld bei Ende der Dienstzeit (§ 49 Abs. 3) 
stellen eine Entschädigung für ein gewisses unver-
meidliches Risiko dar. In einer Gesamtschau ist die 
Position des Assistenzprofessors zweifellos nicht 
nur qualitativ anspruchsvoll, sondern auch aussichts-
reich und attraktiv und damit dem bisherigen Assi-
stenten unvergleichbar. Die Personalstruktur im 
übrigen bietet darüber hinaus auch genügend Mög-
lichkeiten, um auftretende Übergangsprobleme sinn-
voll zu lösen. 

§ 46 — Dienstliche Aufgaben der Hochschullehrer 

Die Tätigkeit der Professoren und Assistenzprofes-
soren (Hochschullehrer) ist dadurch geprägt, daß sie 
die ihrer Hochschule obliegenden Aufgaben selb-
ständig, d. h. frei von Weisungen, wahrnehmen. Ab-
satz 1 Satz 2 hebt hervor, daß zu den dienstlichen 
Aufgaben auch die Prüfertätigkeit und die Mitwir-
kung an der Selbstverwaltung gehören. Zur Selbst-
verwaltung in diesem Sinne sind auch Tätigkeiten 
in Wissenschaftsorganisationen zu rechnen, denen 
die Hochschule als Mitglied zugehört, oder Tätig-
keiten in anderen wissenschaftlichen Gremien außer-
halb der Hochschule, deren Arbeit für die Hoch-
schule von unmittelbarer Bedeutung ist. Ferner ge-
hören zur Selbstverwaltung wissenschaftsbezogene 
Verwaltungstätigkeiten (z. B. in den jeweiligen wis-
senschaftlichen Einrichtungen), die vom Verwal-
tungspersonal ihrer Natur nach nicht erledigt wer-
den können. Zu den Dienstaufgaben gehören auch 
Aufgaben der Studienberatung und Studienreform. 
Ferner wird in Satz 2 die Konsequenz aus § 2 Abs. 8 
Satz 2 gezogen: Werden einer Hochschule Aufga-
ben nach dieser Vorschrift übertragen (z. B. Kran-
kenversorgung, Hygieneuntersuchungen, Material-
prüfungen usw.) so obliegt deren Wahrnehmung den 
Hochschullehrern als Dienstaufgabe. § 2 Abs. 8 
bringt bereits zum Ausdruck, daß der Hochschule 
solche Aufgaben nur unter bestimmten Vorausset-
zungen übertragen werden dürfen. 

Die in Absatz 2 Satz 1 festgelegte Verpflichtung der 
Hochschullehrer zur Abhaltung von Lehrveranstal-
tungen ihres Faches in allen Studiengängen verhin-
dert, daß in einem gestuften Studiensystem (vgl. 
§ 4 Abs. 3 Nr. 1, § 11 Abs. 4) ein Hochschullehrer 
stets nur in ein und demselben Studiengang tätig 
ist, also etwa ausschließlich in einem stärker an- 
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wendungsorientierten Studiengang oder ausschließ-
lich in einem stärker theoriebezogenen Studiengang 
derselben Fachrichtung. Eine solche Festlegung der 
Hochschullehrer würde den Zielen des § 4 Abs. 3 
widersprechen, insbesondere der dort geforderten 
Verbindung von Wissenschaft und Praxis. Satz 2 
entspricht § 13 Abs. 2: Die Hochschullehrer haben 
die dort genannten Beschlüsse des Fachbereichs zur 
Sicherstellung des Lehrangebots zu verwirklichen. 

Absatz 3 bringt zum Ausdruck, daß die Aufgaben 
des Hochschullehrers im einzelnen der Ausgestal-
tung des Dienstverhältnisses sowie der Funktions-
beschreibung seiner Stelle zu entnehmen sind und 
daß seine Lehrverpflichtungen in angemessenen Ab-
ständen überprüft und geändert werden können. 
Der Hinweis auf die Absätze 1 und 2 besagt, daß 
die nähere Ausgestaltung des Dienstverhältnisses 
die in Absatz 1 und 2 festgelegte verantwortliche 
Rechtsstellung der Hochschullehrer nicht in Frage 
stellen darf. In diesem Zusammenhang ist davon 
auszugehen, daß die Ausgestaltung des Dienstver-
hältnisses der Assistenzprofessoren ihrer besonderen 
Interessenlage gerecht wird. 

Absatz 4 behandelt Professoren, die überwiegend 
lehren oder überwiegend forschen. Auch wenn Hoch-
schullehrer überwiegend mit Lehraufgaben betraut 
sind, muß ihnen mindestens die Möglichkeit zu der 
Forschung gewährt werden, die für eine wissen-
schaftsbezogene Lehre im Sinne des § 8 notwendig 
ist. Das bedeutet allerdings nicht, daß z. B. Pro-
fessoren in heutigen Fachhochschulen oder anderen 
Einrichtungen des Hochschulwesens, an den keine 
oder keine ausreichenden Forschungsmöglichkeiten 
bestehen, daraus einen Anspruch auf Schaffung von 
Forschungseinrichtungen an ihrer Hochschule ablei-
ten können. Der Wissenschaftsbezug der Lehre kann 
in diesen Fällen auch dadurch sichergestellt wer-
den, daß im Rahmen der Gesamthochschule oder 
durch ein Zusammenwirken mit einer anderen Hoch-
schule Forschungsmöglichkeiten eröffnet werden 
(§ 7 i. V. mit § 4 Satz 2 Nr. 8), die auch in der vor-
lesungsfreien Zeit genutzt werden können. 

Zu § 47 — Einstellungsvoraussetzungen für Hoch-
schullehrer 

Die Einstellungsvoraussetzungen, die das Gesetz für 
Hochschullehrer festlegt, sollen sicherstellen, daß 
auch bei der notwendigen Expansion der Hochschu-
len und der entsprechenden Verstärkung des Lehr-
körpers eine hohe Qualität gewahrt bleibt; dem 
dienen auch die Überleitungsvorschriften des § 76, 
die auf die Einstellungsvoraussetzungen des § 47 
verweisen. 

Für die Ernennung zum Assistenzprofessor wird zu-
nächst ein abgeschlossenes Hochschulstudium ver-
langt; abgeschlossen in diesem Sinne gilt auch das 
Hochschulstudium in künstlerischen Fachrichtungen, 
das häufig nicht mit einer Abschlußprüfung endet. 

Zusätzlich werden mit „pädagogischer Eignung" und 
„Befähigung zu wissenschaftlicher oder künstleri-
scher Arbeit" diejenigen Qualifikationen genannt, 
die von jedem Hochschullehrer für eine sachgemäße 

Erfüllung seiner Aufgaben gefordert werden müs-
sen. Hinsichtlich des Grades und der Art dieser 
Eignung und Befähigung wird auf die in § 46 be-
schriebene Funktion und Rechtsstellung Bezug ge-
nommen. Es wird also für den Assistenzprofessor 
dasjenige Qualifikationsniveau verlangt, das für die 
selbständige Wahrnehmung der in § 46 beschrie-
benen Aufgaben erforderlich ist. Der Feststellung, 
ob die Anforderungen an die Befähigung zu wissen-
schaftlicher Arbeit vorliegen, dienen die in Abs. 1 
Nr. 1 a und b genannten Nachweise. Die Feststel-
lung hinsichtlich der Befähigung zu künstlerischer 
Arbeit und hinsichtlich der pädagogischen Eignung 
bestimmt sich — soweit sie rechtlicher Regelung zu-
gänglich ist — nach Landesrecht. 

Für die Einstellung als Professor sind im Regelfall 
die unter Absatz 1 Nr. 2 a genannten Qualifikationen 
maßgebend. Wie sich aus dem letzten Satz des Ab-
satzes 1 ergibt, kann an die Stelle einer Promotion 
nach Nummer 1 und 2 a ein gleichwertiger wissen-
schaftlicher Qualifikationsnachweis treten, wenn in 
der entsprechenden Fachrichtung, z. B. in der Archi-
tektur, eine Promotion nicht üblich ist; es ist hier 
an qualifizierte wissenschaftliche Veröffentlichungen 
oder an andere qualifizierte Leistungen in Forschung 
und Lehre zu denken. Die in Nummer 2 a genannten 
fachpraktischen Leistungen können z. B. durch Pa-
tentschriften, Berichte über Ergebnisse einer For-
schungs- und Entwicklungstätigkeit, durch Preis-
verleihungen und Wettbewerbserfolge nachgewie-
sen werden. Neben dem Qualifikationsweg, der an 
die Einstellungsvoraussetzungen für den Assistenz-
professor anknüpft, eröffnet Nummer 2 a zweiter 
Halbsatz einen weiteren Qualifikationsweg, der vor 
allem für Lehraufgaben mit verstärkt fachprak-
tischem Bezug sinnvoll ist. Bei der Prüfung der 
„hervorragenden wissenschaftsnahen fachprakti-
schen Leistung" liegt es nahe, Gutachten von Pro-
fessoren oder Persönlichkeiten in der anwendungs-
bezogenen Forschung beizuziehen. Als eine dritte 
Möglichkeit regelt Absatz 1 Nr. 2 b die Einstellung 
von solchen Bewerbern, die sich nicht durch die 
für den Professor grundsätzlich geforderten wissen-
schaftlichen und künstlerischen Nachweise, sondern 
durch so überragende fachbezogene Leistungen im 
Beruf ausgewiesen haben, daß auf diese Nachweise 
verzichtet werden kann. Die pädagogische Eignung, 
die sich z. B. aus einer vorhergehenden Tätigkeit als 
Tutor (§ 58), als Lehrbeauftragter (§ 56) oder aus 
anderen Ausbildungstätigkeiten ergeben kann, wird 
allerdings auch in diesem Fall vorausgesetzt. 

Absatz 2 trifft zusätzliche Regelungen für die Ein-
stellung von Assistenzprofessoren und von Profes-
soren mit ärztlichen Aufgaben. 

Um die Einstellung als Assistenzprofessor oder Pro-
fessor kann sich auch ein wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Mitarbeiter (§ 54) bewerben, wenn 
er die genannten Voraussetzungen erfüllt. 

Absatz 3 Satz 1 schließt die Habilitation nicht aus. 
Die Habilitation bleibt weiterhin eine der Möglich-
keiten des Nachweises wissenschaftlicher Qualifika-
tion; sie darf aber andererseits als Einstellungsvor-
aussetzung nicht gefordert werden. Das bedeutet 
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z. B., daß unter mehreren Bewerbern ein Habilitier-
ter nicht schon wegen seiner Habilitation allein, 
sondern nur dann den Vorzug erhalten darf, wenn 
die Habilitationsleistung eine höhere wissenschaft-
liche Befähigung erkennen läßt als die Leistungs-
nachweise der übrigen Bewerber. Die Habilitation 
begründet keinen Anspruch auf die Übertragung 
einer Stelle oder auf einen Arbeitsplatz an der Hoch-
schule. Absatz 2 Satz 2 bekräftigt, daß es für Hoch-
schullehrer kein Laufbahnprinzip gibt. 

§ 47 behandelt nur die wissenschaftlichen, fachprak-
tischen und künstlerischen Einstellungsvorausset-
zungen und macht deutlich, daß allein die Maßstäbe 
der Eignung und Leistung für die Einstellung ent-
scheidend sind; bei der Begründung eines Beamten-
verhältnisses müssen darüber hinaus selbstverständ-
lich die allgemeinen beamtenrechtlichen Vorausset-
zungen gegeben sein (vgl. auch das Wort „minde-
stens" im Eingangssatz). 

Zu § 48 — Berufung von Hochschullehrern 

Den hohen Qualifikationen, die für Professoren wie 
für Assistenzprofessoren gefordert werden, ent-
spricht es, in beiden Fällen die gleichen Verfahren 
für ihre Feststellung vorzusehen. 

Die Ausschreibungspflicht nach Absatz 1 gilt daher 
auch für die Assistenzprofessoren. Hinsichtlich der 
Professorenstellen entspricht sie im wesentlichen 
bereits der Praxis in den Ländern (vgl. Beschluß 
der Kultusministerkonferenz vom 28. November 
1968). Mit der Ausschreibung soll erreicht werden, 
daß sich ein möglichst großer Personenkreis bewirbt 
und damit die Voraussetzungen für eine optimale 
Stellenbesetzung geschaffen wird. Bei der Ausschrei-
bung sind die mit der Stelle verbundenen Aufgaben 
anzugeben. Wegen der Möglichkeit der Überprü-
fung der Aufgaben vgl. § 46 Abs. 3. 

Absatz 2 beschreibt wesentliche Aspekte des jetzt 
schon geltenden Berufungsverfahrens und betont, 
daß die „Hausberufung" eines Professors nur in zu 
begründenden Ausnahmefällen zulässig ist. Grund-
sätzlich ist bei der Berufung vom Vorschlag der 
Hochschule auszugehen; wegen der Möglichkeit 
eines Mehrheits- und eines Minderheitsvotums vgl. 
§ 41 Abs. 6. Da jedoch Fälle denkbar sind, in denen 
aus zwingenden Gründen eine Berufung unabhän-
gig von einer Vorschlagsliste erfolgen muß, wird 
auch diese Möglichkeit — die immer ultima ratio 
bleiben muß — dem Landesrecht vorbehalten. In 
allen Fällen bleiben die Rechte und Pflichten der 
Ernennungsbehörden im Sinne der allgemeinen, bei 
einer Ernennung zu beachtenden Rechtsvorschriften 
unberührt. 

Absatz 3 stellt sicher, daß auch Personen, die sich 
nicht bewerben wollen, eingestellt werden können. 

Absatz 4 soll eine personenunabhängige und am 
konkreten fachlichen Bedarf ausgerichtete Planung 
und Verteilung der Personal- und Sachmittel ermög-
lichen. Berufungszusagen über die Ausstattung mit 
Personal- und Sachmitteln dürfen daher nur im Rah-
men der jeweils geltenden Ausstattungspläne (vgl. 
dazu § 68 Abs. 2) erteilt werden; eine derartige Zu- 

sage hat also den Vorrang der in diesen Plänen 
getroffenen Festlegungen zu beachten und muß un-
ter dem Vorbehalt ihrer Änderung stehen. 

Zu § 49 — Dienstrechtliche Stellung der Hoch-
schullehrer 

An die Stelle der bisher in §§ 105 ff. des Beamten-
rechtsrahmengesetzes getroffenen Sonderregelun-
gen treten die Regelungen dieses Entwurfs (vgl. 
auch § 78 Nr. 5 und 6). Wegen des engen Sach-
zusammenhanges der für Hochschullehrer notwendi-
gen beamtenrechtlichen Sonderregelungen mit den 
Strukturreformen des Entwurfs ist es sachgerecht 
und übersichtlicher, diese Materie im Hochschulrah-
mengesetz zu regeln. Der Standort dieser Bestim-
mung im Hochschulrahmengesetz bringt zusätzlich 
den Vorteil, daß die Rechtsverhältnisse der ange-
stellten Hochschullehrer gleichfalls dort und ohne 
komplizierte Verweisungen geregelt werden kön-
nen. 

Im allgemeinen wird der Professor zum Beamten 
auf Lebenszeit ernannt (Absatz 1). Die bisherigen 
Sonderregelungen des Beamtenrechtsrahmengeset-
zes für außerplanmäßige Professoren, Privatdozen-
ten usw., wonach ein großer Teil der Hochschulleh-
rer lediglich zu Beamten auf Widerruf ernannt wer-
den konnte, entfallen künftig. Die Überleitungsvor-
schriften sind in § 76 enthalten. Absatz 1, Satz 2 
sieht vor, daß für Professoren auch ein Beamtenver-
hältnis auf Zeit oder ein Angestelltenverhältnis be-
gründet werden kann. Damit soll der Übergang 
qualifizierter Wissenschaftler von Berufen außer-
halb der Hochschule zu einer befristeten Tätigkeit 
innerhalb der Hochschule gefördert werden und um-
gekehrt. Die Eröffnung dieser dienstrechtlichen 
Möglichkeiten macht zugleich ein Probebeamtenver-
hältnis für Professoren unnötig. 

Die bisherige Regelung der Entpflichtung, die in 
§ 108 BRRG für die ordentlichen und außerordent-
lichen Professoren bei Erreichen der Altersgrenze 
getroffen ist, wird nicht beibehalten (vgl. § 78 Nr. 6). 
Der Wegfall der Entpflichtung, der im Zuge der Ge-
samtreform der Personalstruktur, insbesondere der 
statusrechtlichen Gleichstellung aller Professoren, 
erfolgt, steht mit Artikel 33 Abs. 5 GG (herge-
brachte Grundsätze des Berufsbeamtentums) im Ein-
klang. Beamtenrechtlich bedeutete die bisherige Ent-
pflichtung, daß der Professor auch nach Erreichen der 
Altersgrenze, soweit dies möglich ist, Wirkungsmög-
lichkeiten an seiner Hochschule behält. Dies kann 
jedoch auch ohne beamtenrechtliche Sonderregelung 
geschehen. Künftig können derartige Regelungen 
von den Ländern und nach den jeweiligen Gegeben-
heiten der Hochschule getroffen werden. Dem be-
soldungsrechtlichen Aspekt der Entpflichtung wird 
im Rahmen der Neuregelung der Hochschullehrer-
besoldung (vgl. Gesetzentwurf des Bundesrats 
Drucksache 7/612 und Referentenentwurf des BMI 
eines 2. BesVNG) u. a. durch Einbeziehung der Kol-
leggeldpauschale in das Grundgehalt Rechnung ge-
tragen. Zur Besitzstandswahrung vgl. § 77. 

Absatz 2: Die für den Assistenzprofessor vorgese

-

hene dienstrechtliche Stellung eines Beamten auf 
Zeit trägt den Besonderheiten dieser Position Rech- 
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nung. Diese Zeit muß sechs Jahre betragen, um die 
notwendige Unabhängigkeit und Sicherheit des 
Assistenzprofessors zu gewährleisten. Diese beiden 
Momente wären nicht erfüllt, wenn z. B. dem oben 
erwähnten Gesetzentwurf des Bundesrats gefolgt 
würde, der eine dreijährige Amtszeit mit einmaliger 
Wiederernennung ermöglicht. Drei Jahre sind 
i. d. R. zu kurz, um ein größeres wissenschaftliches 
Vorhaben durchzuführen; zum anderen stünde der 
Assistenzprofessor unter einem der Wissenschaft 
nicht dienlichen Druck, wenn in jedem Fall schon 
nach drei Jahren über sein berufliches Schicksal 
entschieden würde. Für Assistenzprofessorinnen mit 
Mutterpflichten (§ 48 a BRRG) kann die Amtszeit 
bis zu zwei Jahren verlängert werden, um den Zeit-
verlust gegenüber den männlichen Kollegen auszu-
gleichen. 

Satz 2 bestimmt, daß Assistenzprofessoren nach 
Ablauf ihrer Amtszeit entlassen sind (vgl. § 96 
BRRG), da sie nicht in den Ruhestand treten. Zur 
Erleichterung ihres Wechsels in einen anderen Be-
ruf erhalten sie ein Übergangsgeld (§ 96 i. V. m. 
§ 63 Abs. 1 Nr. 6 BRRG), das gegenüber den allge-
meinen beamtenrechtlichen Vorschriften erhöht ist 
(Absatz 3). 

Für Assistenzprofessoren, die nicht in den Hoch-
schuldienst übernommen werden, müssen in ande-
ren Rechtsvorschriften, insbesondere in laufbahn-
rechtlichen Regelungen, Erleichterungen für den 
Übertritt aus dem Hochschullehrerberuf in andere 
Berufe geschaffen werden. 

Aus der entsprechenden Anwendung der Vorschrif-
ten für Beamte auf Lebenszeit — Absatz 4 — ergibt 
sich u. a., daß der Assistenzprofessor, der während 
seiner Amtszeit dienstunfähig wird, ein Ruhegehalt 
nach den allgemeinen Vorschriften erhalten kann. 

Zu § 50. — Anwendung der Vorschriften des Be
-

amtenrechtsrahmengesetzes 

Diese Vorschrift tritt an die Stelle der bisherigen 
Regelung des § 105 Abs. 2 des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes. Sie stellt klar, daß das Beamtenrechts-
rahmengesetz auch für beamtete Hochschullehrer 
gilt, soweit in diesem Entwurf keine abweichenden 
Regelungen getroffen werden. 

Zu § 51 — Dienstrechtliche Sonderregelungen für 
beamtete Hochschullehrer 

Absatz 1, Satz 1 entspricht im wesentlichen der bis-
herigen Regelung in § 106 Abs. 1 des Beamten-
rechtsrahmengesetzes. Satz 2 ermöglicht Ausnahmen 
von der Nichtanwendung der Arbeitszeitvorschrif-
ten. Die Ausnahmen betreffen einmal die Hochschul-
lehrerin mit Mutterpflichten (§ 48 a BRRG) und zum 
anderen insbesondere die speziellen Gegebenhei-
ten des Klinikbereichs. Die letztgenannte Ausnah-
me ermöglicht auch, daß die betroffenen Beamten 
an der Sonderregelung über die Entschädigung von 
Mehrarbeit teilnehmen können. 

Absatz 2 weicht in gesetzlich bestimmten Fällen von 
dem bisherigen Grundsatz ab, daß kein Hochschul

-

lehrer gegen seinen Willen abgeordnet oder ver-
setzt werden kann. Von diesem Grundsatz ist bei 
der Auflösung einer Hochschule oder Hochschulein-
richtung oder bei ihrem Zusammenschluß mit einer 
anderen Hochschule eine Ausnahme notwendig, fer-
ner dann, wenn eine Studien- oder Fachrichtung auf-
gegeben oder an eine andere Hochschule verlegt 
wird. Andernfalls wäre eine Neuordnung des Hoch-
schulwesens, insbesondere die Schaffung von Ge-
samthochschulen, erheblich behindert. Gemäß Ab-
satz 2 Satz 2 muß für diesen Fall die Mitwirkung 
der aufnehmenden Hochschule, die grundsätzlich in 
einem Vorschlagsrecht bei der Berufung von Hoch-
schullehrern besteht (§ 48 Abs. 2), auf eine Anhö-
rung beschränkt werden. 

Zu § 52 — Ruhegehaltfähige Dienstzeit 

Die bisherige Sonderregelung über die ruhegehalt-
fähige Dienstzeit in § 106 Abs. 3 des Beamtenrechts-
rahmengesetzes wird durch § 52 ersetzt und wesent-
lich erweitert. Im Interesse der Gewinnung qualifi-
zierten Nachwuchses für die Forschung und Lehre 
an den Hochschulen ist es notwendig, daß die Pro-
motionszeit ohne besonderen Nachweis bis zu zwei 
Jahren als ruhegehaltfähig anerkannt wird. Da es 
für Professoren und Assistenzprofessoren keine 
Laufbahn gibt und eine starkes Interesse der Hoch-
schule an der Gewinnung qualifizierter Hochschul-
lehrer auch aus Berufen außerhalb der  Hochschule 
bestehen kann, können außerdem nach Absatz 2 
auch die außerhalb des öffentlichen Dienstes ver-
brachten Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit 
angerechnet werden. Voraussetzung ist, daß durch 
die Tätigkeit Fähigkeiten erworben werden, die für 
die Wahrnehmung des Amtes an der Hochschule för-
derlich sind. Dazu gehören z. B. Tätigkeiten in For-
schungseinrichtungen, Lehrtätigkeiten an Bildungs-
einrichtungen außerhalb des Hochschulbereichs und 
ähnliches. 

Im Fall des § 47 Abs. 1 Nr. 2 a, 2. Halbsatz ist es 
folgerichtig, die Anrechnung entsprechender Zeiten 
als Sollvorschrift vorzusehen; denn in diesem Fall 
handelt es sich nicht nur um den Erwerb von Fach-
kenntnissen, die für das Hochschullehreramt för-
derlich sind, sondern auch um einen vom Gesetz 
selbst vorgesehenen Qualifikationsweg für das 
Hochschullehreramt. 

Zu § 53 — Nebentätigkeit der Hochschullehrer 

Eine bundeseinheitliche Rahmenregelung für Neben-
tätigkeiten der Hochschullehrer ist wegen der der-
zeitigen Gegebenheiten in den Hochschulen gebo-
ten. Im Interesse der Funktionsfähigkeit der Hoch-
schule muß verhindert werden, daß Hochschullehrer 
durch Nebentätigkeiten von ihren hauptberuflichen 
Aufgaben abgehalten werden. 

Absatz 1 führt deshalb für wissenschaftliche und 
künstlerische Nebentätigkeiten, die gegen Entgelt 
ausgeübt werden, sowie für Gutachtertätigkeiten 
eine Anzeigepflicht ein. Wie durch die Bezugnahme 
auf § 42 Abs. 2 Nr. 2 BRRG klargestellt wird, gilt die 
Anzeigepflicht nicht für die dort genannten schrift- 
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stellerischen Tätigkeiten oder Vortragstätigkeiten. 
Die Anzeigepflicht soll eine Grundlage für die Miß-
brauchsaufsicht durch den Dienstherrn (§ 42 Abs. 2 
Satz 2 BRRG) sein. Diese Anzeigepflicht ist auch 
deshalb notwendig, weil Hochschullehrer keinen 
Weisungen unterliegen (§ 46 Abs. 1), und weil für 
sie die Vorschriften über die Arbeitszeit grundsätz-
lich nicht gelten (§ 51 Abs. 1). § 42 BRRG, der in 
Absatz 2 für die dort genannten Tätigkeiten eine 
Genehmigungspflicht ausschließt, wird nicht geän-
dert. Das Landesrecht kann also für die nach § 53 
des Entwurfs einer Anzeigepflicht unterliegenden 
Nebentätigkeiten nicht zusätzlich eine Genehmi-
gungspflicht vorsehen, wenn nicht ein weiterer 
nebentätigkeitsrechtlich relevanter Tatbestand gege-
ben ist (z. B. Ausübung einer gewerblichen Tätig-
keit oder eines freien Berufes). 

Die Formel „nach näherer Bestimmung des Landes-
rechts" ermöglicht es, daß durch Landesrecht, also 
auch durch Hochschulsatzung, nähere Bestimmungen 
über die Voraussetzungen der Anzeigepflicht getrof-
fen werden. Dabei kann eine Regelung getroffen 
werden, wonach die Anzeigepflicht bei Nebentätig-
keiten geringfügigen Umfanges entfällt. 

Die Absätze 2 und 3 räumen dem Fachbereich oder 
der sonst zuständigen Stelle das Recht ein, zu der 
Frage der Beeinträchtigung der Dienstaufgaben 
durch Nebentätigkeiten Stellung zu nehmen. Diese 
Stellungnahme hat keine unmittelbare Rechtswir-
kung. Die  in ihr enthaltenen tatsächlichen Angaben 
werden aber vom Dienstherrn bei der Ausübung 
seiner Aufsicht in der gebotenen Weise zu wür-
digen sein. 

Die Regelung der Inanspruchnahme von Personal, 
Einrichtungen und Sachmittel der Hochschulen im 
Zusammenhang mit Nebentätigkeiten überläßt der 
Entwurf dem Landesrecht. Dabei können — ähnlich 
wie im Falle des § 26 Abs. 6 Satz 2 — Regelungen 
getroffen werden, die eine geringfügige Inanspruch-
nahme unter bestimmten Voraussetzungen ohne 
weiteres zulassen. 
Die bisherige Regelung in § 106 Abs. 2 BRRG, wo-
nach Hochschullehrer nur in bestimmten Fällen zur 
Übernahme einer Nebentätigkeit verpflichtet wer-
den können, wurde nicht beibehalten (§ 78 Nr. 6). 

Zu § 54 — Wissenschaftliche und künstlerische 
Mitarbeiter 

§ 54 schafft für die auf Dauer erforderlichen Dienst-
leistungen im Zusammenhang mit Forschung und 
Lehre eine besondere Funktionsgruppe „wissen-
schaftlicher Mitarbeiter". 

Wegen der Verschiedenartigkeit der hier in Be-
tracht kommenden Funktionen wird im umfassen-
den Sinn von „wissenschaftlichen Dienstleistungen" 
gesprochen. Der Begriff macht deutlich, daß diese 
Personenkategorie grundsätzlich in dieser Funktion 
weisungsabhängig ist. Indes können sie, wie Ab-
satz 1 Satz 2 zeigt, im Einzelfall auch in selbständi-
ger Weise an der Forschung mitwirken. Gleiches gilt 
für eine selbständige Tätigkeit in der Lehre, Vor-
aussetzung hierfür ist die Erteilung eines Lehrauf-
trags. Zu den „wissenschaftlichen Dienstleistungen" 

gehören z. B. die Betreuung von wissenschaftlichen 
Apparaturen oder Sammlungen, forschende Mit-
arbeit in wissenschaftlichen Einrichtungen der Hoch-
schule, wissenschaftliche Tätigkeit in Bibliotheken, 
Rechenzentren, Laboratorien, Prüf- und Meßstellen 
usw. Zur Kategorie der wissenschaftlichen und 
künstlerischen Mitarbeiter gehören auch die Leiter 
der zentralen Einrichtungen, sofern sie nicht Hoch-
schullehrer sind. 

Die in Absatz 1 Satz 1 vorgesehene Zuordnung der 
wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter 
zu bestimmten Bereichen der Hochschule soll ver-
hindern, daß zu einzelnen Personen im Hochschul-
bereich Abhängigkeitsverhältnisse entstehen. Ab-
satz 1 Satz 2 stellt klar, daß die wissenschaftlichen 
Mitarbeiter keinen Anspruch auf selbständige For-
schung haben, daß ihnen aber im Rahmen der be-
stehenden Möglichkeiten Gelegenheit dazu gegeben 
werden kann. Hierdurch wird den wissenschaftlichen 
Mitarbeitern auch die Chance für zusätzliche Quali-
fikationen gegeben. 

Die dienstrechtliche Stellung der wissenschaftlichen 
und künstlerischen Mitarbeiter bedarf in diesem 
Entwurf keiner besonderen Regelung; als Beamte 
und Angestellte unterliegen sie dem allgemeinen 
Beamten- und Tarifrecht. Das bedeutet u. a., daß für 
die beamteten wissenschaftlichen und künstlerischen 
Mitarbeiter die allgemeinen Vorschriften über die 
Probezeit und die Laufbahnen gelten. Die Festset-
zung von Amtsinhalt und Amtsbezeichnungen für 
diese Mitarbeiter bleibt unter Beachtung dieses 
Entwurfes anderen Regelungen überlassen. Der 
Bedeutung dieser Personengruppe in der Hochschule 
muß die Neuregelung des Besoldungsrechts in be-
sonderem Maße Rechnung tragen. 

Nach Absatz 3 sind diese Mitarbeiter nur dann zur 
Abhaltung von Vorlesungen, Übungen und ähn-
lichen Lehrveranstaltungen verpflichtet, wenn sie 
einen Lehrauftrag übernehmen. Im Interesse einer 
eindeutigen Abgrenzung der Personalgruppen, und 
um das Entstehen eines neuen lehrenden Mittel-
baus zu verhindern, darf die Belastung durch Lehr-
aufträge nicht erheblich sein (Satz 2). Letzterem Ziel 
dient auch Satz 3, wonach die Einstellung nicht an 
die Übernahme eines Lehrauftrages gebunden sein 
darf. Im Falle der Übernahme eines Lehrauftrags 
nehmen diese Mitarbeiter die Stellung eines Lehr-
beauftragten ein, d. h. sie sind in der Lehre selb-
ständig und an Weisungen nicht gebunden (Absatz 3 
i. V. m. § 56). Auch die wissenschaftlichen Mitarbei-
ter erhalten damit und nach der Regelung in Ab-
satz 1 Satz 2 die Möglichkeit, sich für den Beruf 
des Hochschullehrers zu qualifizieren. 

Absatz 4 stellt klar, daß Absatz 2 für künstlerische 
Mitarbeiter nicht gilt: für ihre Einstellung wird ein 
abgeschlossenes Hochschulstudium nicht voraus-
gesetzt. 

Zu § 55 — Personal in der Weiterbildung zum 
Facharzt, Fachzahnarzt und Fachtierarzt 

Die Vorschrift trägt den besonderen Verhältnissen 
des medizinischen Bereichs Rechnung. Obwohl sich 
diese Mitarbeiter in der Weiterbildung zum Fach- 
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arzt befinden und demgemäß Aufgaben in der medi-
zinischen Versorgung erfüllen, werden sie dienst-  
und mitgliedschaftlich den wissenschaftlichen Mit-
arbeitern in der Regel gleichgestellt. Die Verwei-
sung auf § 54 Abs. 1 Satz 2 stellt klar, daß ihnen im 
Rahmen der bestehenden Möglichkeiten Gelegen-
heit zu selbständiger Forschung gegeben werden 
kann. 

Zu § 56 — Lehrbeauftragte 

Lehraufträge können sowohl Personen erteilt wer-
den, die hauptberuflich außerhalb der Hochschule 
tätig sind, als auch den an der gleichen Hochschule 
tätigen wissenschaftlichen Mitarbeitern (§ 54 Abs. 3) 
wie auch Hochschullehrern unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 2. Lehrbeauftragte können 
auch Honorar- oder Gastprofessoren sein. Die mit-
gliedschaftsrechtliche Stellung der Lehrbeauftragten 
wird durch das Landesrecht geregelt (vgl. § 39 
Abs. 3). 

Aus Satz 3 ergibt sich, daß Lehrbeauftragte im Rah-
men ihres Lehrauftrages selbständig, d. h. frei von 
Weisungen sind. 

Satz 4 stellt klar, daß Lehraufträge zu vergüten 
sind; bei der Bemessung der Vergütung ist aller-
dings eine etwaige Freistellung zu berücksichtigen, 
die einem hauptberuflich im öffentlichen Dienst Tä-
tigen für die Wahrnehmung des Lehrauftrags ge-
währt wird. Lehrbeauftragte können nach näherer 
Bestimmung des Landesrechts Hochschulprüfungen 
abnehmen (§ 16 Abs. 4). 

Absatz 2 stellt sicher, daß Hochschullehrer nicht zu 
Lasten ihrer Hauptaufgaben Lehraufträge überneh-
men: Lehraufträge können ihnen nur außerhalb 
ihrer hauptberuflichen Pflichten und nur dann er-
teilt werden, wenn dies zur Sicherstellung des Lehr-
angebots notwendig ist (§ 13) und eine Überprüfung 
des Umfangs ihrer hauptberuflichen Lehrverpflich-
tungen ergeben hat, daß eine entsprechende Erhö-
hung des Lehrdeputats nicht oder noch nicht möglich 
ist. 

Zu § 57 — Lehrkräfte für besondere Aufgaben 

Als Grundlage für das Studium sind in bestimmten 
Fachrichtungen praktische Fertigkeiten und prak-
tische Kenntnisse, z. B. technischer oder künstleri-
scher Art, erforderlich. Ihre Vermittlung kann Lehr-
kräften übertragen werden, die nicht die Einstel-
lungsvoraussetzungen für Professoren oder Assi-
stenzprofessoren erfüllen müssen. Hierzu gehören 
z. B. die Vermittlung von Sprachkenntnissen, die 
Anleitung zum Spielen eines Musikinstruments, die 
Werkstattlehre in technischen Fächern u. a. 

Die Beschränkung der Funktionen dieser Lehrkräfte 
soll sicherstellen, daß sie nicht für Aufgaben einge-
setzt werden, die nach der Personalstruktur dieses 
Entwurfs von Professoren, Assistenzprofessoren 
oder Lehrbeauftragten wahrzunehmen sind. Den 
Lehrkräften für besondere Aufgaben obliegt daher 
nicht die wissenschaftsbezogene Lehre an der Hoch-
schule, auch nicht, soweit sie propädeutischen Cha-
rakter hat. 

Zu § 58 — Tutoren 

Die Reform des Studiums erfordert in den meisten 
Fachrichtungen ein intensives Studium in kleinen 
Gruppen und eine bessere Unterstützung der Stu-
denten vor allem in den ersten Semestern. Diese 
Unterstützung kann in vielen Fällen auch durch 
Personen ohne abgeschlossenes Hochschulstudium, 
also auch durch geeignete Studenten, geleistet wer-
den. Auch graduierte Studenten, die durch ein Sti-
pendium gefördert werden, können freiwillig die 
Tätigkeit eines Tutors übernehmen, was im Hin-
blick auf eine mögliche Qualifizierung als Assistenz-
professor wünschenswert ist. 

Zu § 59 — Rechtsstellung der Hochschule 

Absatz 1 beseitigt bisherige Statusunterschiede zwi-
schen den einzelnen Hochschularten, indem er den 
herkömmlichen Körperschaftsstatus der wissen-
schaftlichen Hochschulen auf alle Hochschulen er-
streckt. Zugleich wird klargestellt, daß die Hoch-
schulen auch staatliche Einrichtungen sind. Diese 
Feststellung besagt nicht nur, daß die Hochschulen 
Teile des staatlichen Organisationsgefüges sind, 
sondern bringt auch zum Ausdruck, daß der Staat als 
Träger dieser Bildungs- und Wissenschaftseinrich-
tungen für deren Funktionsfähigkeit verantwortlich 
ist. 

Absatz 1 Satz 2 sichert allen Hochschulen das Recht 
der Selbstverwaltung. Der Vorbehalt „im Rahmen 
der Gesetze" berechtigt den Landesgesetzgeber nicht 
zu jeder beliebigen Einschränkung der Selbstver-
waltung, sondern nur zu solchen Regelungen, die 
der Entwurf entweder selbst vorsieht oder zuläßt. 
Spielraum für eine nähere Bestimmung des Selbst-
verwaltungsrechtes besitzt der Landesgesetzgeber 
insbesondere dort, wo der Entwurf ein Zusammen-
wirken der Hochschule mit staatlichen Stellen vor-
sieht, ohne die Formen des Zusammenwirkens zu 
bestimmen (s. § 61). In diesen Fällen ist es dem 
Landesgesetzgeber freigestellt, eine der jeweiligen 
Verantwortlichkeit entsprechende Gewichtsvertei-
lung vorzunehmen. 

Absatz 2 regelt den Erlaß der Grundordnung der 
Hochschule (Verfassung, Hochschulsatzung). Die 
Voraussetzungen, unter denen die zuständige Stelle 
des Landes ihre Genehmigung versagen kann, sind 
durch Gesetz tatbestandlich und abschließend zu be-
stimmen: Liegt keine dieser gesetzlich zu bestim-
menden Voraussetzungen vor, darf die Genehmi-
gung nicht verweigert werden. Für die Beschlußfas-
sung über die Grundordnung ist ein zentrales Kol-
legialorgan (Konvent oder Konzil) der Hochschule 
zuständig, in dem alle Mitgliedergruppen vertreten 
sein müssen (§ 64 Abs. 1 i. V. m. § 41). 

Die Genehmigungsbedürftigkeit von Satzungen ist 
in Absatz 2 nicht abschließend geregelt. Das Landes-
recht kann Genehmigungsvorbehalte auch in ande-
ren Fällen oder im Rahmen des § 61 sonstige For-
men staatlicher Mitwirkung vorsehen. 

Nach Absatz 3 werden künftig alle Aufgaben der 
Hochschule durch eine einheitliche Verwaltung 
wahrgenommen; dies gilt auch, soweit die Hoch- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache  7/1328  

schule staatliche Aufgaben erfüllt (Einheitsverwal-
tung statt dualistischer Verwaltung). Die Einheits-
verwaltung der Hochschule umfaßt auch solche staat-
liche Aufgaben, die im Auftrag des Staates wahr-
zunehmen sind. Solche Aufgaben können nach nähe-
rer Bestimmung des Landesrechts z. B. sein: Perso-
nal-, Wirtschafts-, Haushalts- und Finanzverwaltung. 
Ferner kommen Aufgaben in Betracht, die den Hoch-
schulen nach § 2 Abs. 8 übertragen worden sind. 

Absatz 3 beseitigt die getrennte Wahrnehmung von 
staatlichen und akademischen Angelegenheiten in 
je einer besonderen Verwaltung. Damit werden die 
Voraussetzungen für eine effektive Hochschulver-
waltung geschaffen. Verantwortlich gegenüber den 
staatlichen Stellen ist in diesem System die Leitung 
der Hochschule (§ 63). 

Absatz 4 betrifft die bundesstaatliche Gewährlei-
stungspflicht des Landes für die Durchführung von 
Bundesrecht, wie z. B. des Hochschulbauförderungs-
gesetzes, des Graduiertenförderungsgesetzes und 
des Hochschulstatistikgesetzes. Verpflichtungen 
können sich auch aus Bund-Länder-Vereinbarungen 
nach Artikel 91 b GG (etwa zur Förderung von Son-
derforschungsbereichen) ergeben. 

Zu § 60 — Aufsicht 

Absatz 1 legt fest, daß die Aufsicht des Staates im 
Interesse der Stärkung der Selbstverwaltung der 
Hochschulen grundsätzlich auf die Rechtsaufsicht 
beschränkt ist. Damach hat das Land darüber zu wa-
chen, daß die Hochschule alle sie betreffenden 
Rechtsnormen beachtet. Zu diesen Rechtsnormen 
gehören insbesondere Artikel 5 Abs. 3 GG und § 3 
dieses Gesetzes, wonach den Mitgliedern der Hoch-
schule die Freiheit von Kunst und Wissenschaft, 
Forschung, Lehre und Studium gewährleistet ist (vgl. 
auch § 3 Abs. 1 Satz 2). Das Land hat daher auch bei 
der Ausübung der Aufsicht darauf hinzuwirken, daß 
die Mitglieder der Hochschule ihre Aufgaben in der 
durch diese Normen verbürgten Freiheit erfüllen 
können. Als Aufsichtsmittel, die nach Satz 2 durch 
Landesgesetz zu bestimmen sind, kommen die nach 
den allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungsrechts 
zulässigen Maßnahmen in Betracht. 

Eine weitergehende Aufsicht ist nur zulässig, soweit 
die Hochschulen staatliche Aufgaben wahrnehmen; 
bei Zulassungsbeschränkungen in einem Studien-
gang kann eine weitergehende Aufsicht vorgesehen 
werden, soweit die Hochschulen Aufgaben bei der 
Ermittlung der Ausbildungskapazität und in dem 
Verfahren der Anordnung von Zulassungsbeschrän-
kungen erfüllen (Absatz 2). Im einzelnen sind die 
Gegenstände einer weitergehenden Aufsicht gesetz-
lich zu bestimmen. Bei solchen Angelegenheiten 
kann das Land eine Regelung der Aufsicht treffen, 
bei deren Vollzug die zuständige Behörde nicht nur 
die Rechtmäßigkeit, sondern auch die Zweckmä-
ßigkeit einer Maßnahme überprüfen kann. 

Im Falle des Satzes 2 ist der Bereich für derartige 
aufsichtsbehördliche Maßnahmen durch den Ent-
wurf selbst gegenständlich eng begrenzt. Er bezieht 
sich auf von den Hochschulen nach § 29 Abs. 2 und 3, 
§ 30 Abs. 3 anzustellende Ermittlungen, das hier

-

bei eingeschlagene Verfahren und die vorzulegen-
den Berichte. Staatliche Zweckmäßigkeitsprüfungen 
und Beanstandungen dürfen diesen Bereich nicht 
überschreiten, sind aber dann erforderlich, wenn im 
Wege des Zusammenwirkens Verständigung nicht 
erzielt werden kann. Darauf hinzuwirken und die zu 
Gebote stehenden Mittel zu nutzen, daß Kapazitäts-
feststellungen im Falle von Zulassungsbeschrän-
kungen stets auf ausreichenden, dem jeweiligen 
Stand der Erfahrungen entsprechenden Ermittlungen 
beruhen, ist staatliche Pflicht. 

Der Entwurf beschränkt die weitergehende Aufsicht 
auf diejenigen Angelegenheiten und Fälle, die für 
die Verantwortung der Landesregierung gegenüber 
dem Landesparlament bedeutsam sind, weil er da-
von ausgeht, daß auch in diesen Aufgabenbereichen 
grundsätzlich Detailinterventionen vermieden und 
staatliche Korrekturen auf bedeutsame Fälle be-
schränkt werden sollten. 

Aus diesem Grunde sieht der Entwurf auch davon 
ab, die staatliche Aufsicht — wie als Alternative 
diskutiert — an allgemeine Richtlinien zu binden. 
Ein Flechtwerk staatlicher Richtlinien birgt die Ge-
fahr, die Bewegungsfreiheit der Hochschulselbstver-
waltung empfindlich einzuengen, da jedes Abwei-
chen von den Richtlinien den staatlichen Eingriff 
nach sich ziehen kann. Der Staatsverwaltung wäre 
bei einer solchen Regelung einerseits die Möglich-
keit zu freiwilliger Zurückhaltung, andererseits aber 
selbst in begründeten Fällen die Befugnis zu not-
wendiger Entscheidung genommen. 

Zu § 61 — Zusammenwirken von Land und Hoch-
schule 

Eine Bildungs- und Wissenschaftspolitik, die An-
sprüche der Gesellschaft an die Wissenschaft formu-
liert, deren Erfüllung den Hochschulen als Aufgaben 
überträgt (vgl. §§ 2, 8, 23) und darauf hin das 
Hochschulwesen neu ordnet (§ 4 ff.), stellt auch das 
Verhältnis von Selbstverwaltung und Staatsverwal-
tung auf eine neue Grundlage. Weniger denn je 
läßt es sich durch eine strenge Trennung beider Be-
reiche zutreffend kennzeichnen. In vielen Fällen 
können die anstehenden Fragen weder durch klas-
sische Aufsichtsmittel noch durch ungebundene 
Selbstverwaltung, sondern nur noch durch ein part-
nerschaftliches Zusammenwirken gelöst werden. Zu-
sammenwirken bedeutet mindestens die Pflicht zur 
Information und Konsultation, bevor wichtige Ent-
scheidungen getroffen werden. Stärkere Formen des 
Zusammenwirkens sind Vorschlagsrechte und staat-
liche Genehmigungsvorbehalte; im letzteren Fall 
kann das Landesgesetz vorsehen, daß die zuständige 
Behörde die Genehmigung auch aus anderen Grün-
den als Rechtsgründen versagen kann. Neue, auch 
institutionelle Formen des Zusammenspiels zwischen 
Ländern und Hochschulen müssen entwickelt werden 
(wie z. B. in § 10 und § 61 Abs. 2). 

Der Entwurf bestimmt selbst in einigen Fällen ver-
schiedene Formen des Zusammenwirkens (z. B. An-
hörungsrecht der Hochschule in § 10 Abs. 7, Wider-
spruchsrecht der Hochschule in § 48 Abs. 2 Satz 2, 
staatliche Zustimmungs- und Genehmigungserfor-
dernisse in § 6 Abs. 1, § 17 Abs. 1, § 59 Abs. 2). In 
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diesen Fällen ist eine anderweitige gesetzliche Re-
gelung durch das Land ausgeschlossen. An zahlrei-
chen anderen Stellen betont der Entwurf die Zu-
sammenwirkenspflicht zwischen Hochschule und 
staatlichen Stellen, ohne die Formen ausdrücklich zu 
regeln. Für die in § 61 Abs. 1 genannten Fälle be-
schränkt sich der Entwurf darauf, eine gesetzliche 
Regelung des Zusammenwirkens von Land und 
Hochschule vorzuschreiben. 

Absatz 1 Nr. 1 betrifft die Vorschriften über die Ord-
nung des Studiums und der Hochschulprüfungen, 
die im 2. Abschnitt (Lehre und Studium) des 4. Ka-
pitels zusammengefaßt sind. Bei Absatz 1 Nr. 2 
kann etwa vorgesehen werden, daß Fachbereiche, 
wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebseinhei-
ten von der Hochschule mit Genehmigung der zu-
ständigen Landesbehörde errichtet, geändert oder 
aufgehoben werden; ebenso kann vorgesehen wer-
den, daß die zuständige Landesbehörde diese Ent-
scheidung nach Anhörung oder darüber hinausge-
hender Mitwirkung der Hochschule treffen kann. 

Die nach Absatz 1 Nr. 3 zu schaffenden gesetzlichen 
Regelungen für das Zusammenwirken von Land und 
Hochschule bei der Hochschulplanung sind mit dem 
Planungsverfahren nach §§ 68 bis 71 zu verknüp-
fen. Hier kann vor allem — stärker als bisher — 
die  Mitwirkung der Hochschulen am Planungspro-
zeß und die nötige Offenheit für Initiativen aus 
ihrem Bereich gesichert werden. 

Absatz 2 regelt mit dem Kuratorium eine Form des 
institutionellen Zusammenwirkens zwischen Land 
und Hochschule. Die Aufgaben eines Kuratoriums 
können sich über die in § 61 Abs. 1 genannten An-
gelegenheiten auch auf andere Bereiche erstrecken, 
in denen eine frühzeitige und ständige Abstimmung 
zwischen Hochschule und Staat sinnvoll ist. Die Zu-
ständigkeiten des Kuratoriums können von Bera-
tungen, Abgabe von Stellungnahmen bis hin zu 
Grundsatzentscheidungen z. B. in Finanz-, Wirt-
schafts- und Strukturfragen reichen. Die nähere Re-
gelung über die Rechtsstellung, die Zusammenset-
zung und die Aufgaben des Kuratoriums bleibt dem 
Landesrecht vorbehalten. 

Absatz 2 Satz 2 schreibt verbindlich vor, daß ein 
Kuratorium als oberste Dienstbehörde zu bilden ist, 
wenn das Land der Hochschule Dienstherrnfähig-
keit verleiht. Dem liegt die Vorstellung zugrunde, 
daß einerseits das Land sich seiner Verantwortlich-
keit für dienstrechtliche Entscheidungen, die von 
einer obersten Dienstbehörde zu treffen sind, nicht 
vollständig entledigen soll, andererseits aber die 
Hochschule die Möglichkeit haben sollte, die beson-
deren Verhältnisse des wissenschaftlichen Dienst-  
und Arbeitsbereiches zur Geltung zu bringen. Land 
und Hochschule sollen dann mögliche Interessen-
gegensätze in einem institutionalisierten partner-
schaftlichen Zusammenwirken ausgleichen. 

Zu § 62 — Allgemeine Organisationsgrundsätze 

§ 62 soll eine klar gegliederte und effektive Kom-
petenz- und Organisationsstruktur der Hochschul-
selbstverwaltung gewährleisten. 

Nach Absatz 1 Satz 1 sind die Entscheidungsbefug-
nisse grundsätzlich auf zentrale Organe und auf 
Fachbereichsorgane zu verteilen. Darin kommt zum 
Ausdruck, daß die Hochschule ihre Aufgaben im 
wesentlichen auf zwei Ebenen erfüllt: 

Die organisatorische Grundeinheit der Hochschule 
ist der Fachbereich (§ 65 Abs. 1), der für sein Gebiet 
die Aufgaben von Forschung, Lehre und Studium 
wahrnimmt. Auf der zentralen Ebene liegt der 
Schwerpunkt im Bereich von Verwaltung, Organisa-
tion und Planung; daneben gibt es Aufgaben in 
Forschung, Lehre und Studium, die zweckmäßiger-
weise im zentralen Bereich koordiniert oder erfüllt 
werden (§ 64 Abs. 1 Nr. 7 bis 9; § 67 Abs. 2). Die 
Verteilung von Entscheidungskompetenzen zwischen 
zentralen Organen und Organen der Fachbereiche 
soll sich an dieser Aufgabenverteilung orientieren. 

Satz 2 sieht vor, daß außer Organen des zentralen 
Bereichs und denen der Fachbereiche auch andere 
Organisationseinheiten in begrenztem Umfang Ent-
scheidungsbefugnisse haben dürfen. Dazu bedarf es 
aber stets einer ausdrücklichen Zuweisung oder Re-
gelungsermächtigung in diesem Gesetz. Das Landes-
recht kann keine weitergehenden Bestimmungen 
treffen. 

Für die Lösung bestimmter, fächerübergreifender 
Aufgaben hat es sich als zweckmäßig, teilweise als 
unerläßlich herausgestellt, Formen des organisier-
ten Zusammenwirkens von Fachbereichen zu ent-
wickeln. Eine Koordination durch zentrale Organe 
hat sich in diesen Fällen als nicht hinreichend er-
wiesen. Sie würde auch zur Überforderung der zen-
tralen Organe in fachlichen Angelegenheiten führen. 
In § 66 stellt der Entwurf Formen für ein fächer-
übergreifendes Zusammenwirken zur Verfügung 
(Gemeinsame Kommissionen, Studienbereiche). Ih-
nen darf die Befugnis eingeräumt werden, für die 
beteiligten Fachbereiche verbindlich zu entscheiden. 
Weitere Organisationseinheiten mit Entscheidungs-
befugnis zwischen der zentralen Ebene und der 
Ebene der Fachbereiche sind durch Absatz 1 im 
Interesse einer klaren Zuordnung der Verantwor-
tung für die Erfüllung der Aufgaben ausgeschlossen. 

Dagegen ist für Organisationseinheiten unter der 
Verantwortung von Fachbereichen (§ 67 Abs. 1) 
durch Satz 2 gewährleistet, daß sie über die Ver-
wendung der ihnen zugewiesenen wissenschaft-
lichen, künstlerischen und sonstigen Mitarbeiter und 
der Sachmittel entscheiden. Weitere Entscheidungs-
befugnisse von Organisationseinheiten (§ 69 Abs. 1 
und 2) sind nur zulässig, wenn sie von den jeweils 
zuständigen Organen, die die Verantwortung be-
halten, übertragen worden sind. Die Entscheidungen 
müssen also von einem zentralen Organ oder von 
einem Organ des Fachbereichs abgeleitet sein. Das 
gleiche gilt für gemeinsame Kommissionen, sofern 
ihnen Entscheidungsbefugnisse nicht durch Landes-
recht übertragen worden sind (§ 66 Abs. 2). 

Durch Absatz 2 sollen Schnelligkeit und Qualität 
kollegialer Entscheidungsfindung verbessert und 
die Hochschulselbstverwaltung im ganzen gestärkt 
werden. Satz 1 fordert darum, daß die zentralen 
Kollegialorgane und die Kollegialorgane der Fach-
bereiche ihre Beratungen und Entscheidungen auf 
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Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung 
beschränken. Zu diesem Zweck sollen nach Satz 2 
weniger bedeutende Angelegenheiten, soweit es 
deren Art zuläßt, Ausschüssen des jeweiligen Gre-
miums oder dessen Vorsitzenden zur Erledigung 
zugewiesen werden. Die Zuweisung kann generell 
für bestimmte Aufgaben oder im Einzelfall durch 
das Kollegialorgan vorgenommen werden. 

Beratungen, die Ausschüssen nicht zugewiesen wer-
den können, sind solche, die wegen ihrer hochschul-
politischen Bedeutung von allen Mitgliedern des 
Kollegialorgans geführt werden müssen, z. B. Aus-
sprachen vor der Wahl der Hochschulleitung oder 
des Fachbereichsvorstandes. Entscheidungsmaterien 
sind nicht übertragbar, wenn sie wegen ihrer Be-
deutung von dem Kollegialorgan legitimiert sein 
müssen, z. B. Satzungsbeschlüsse; jedoch kommt hier 
für Vorarbeiten eine Übertragung zur Beratung in 
Betracht. 

Entscheiden beschließende Ausschüsse oder der Vor-
sitzende des Organs auf Grund ordnungsgemäßer 
Delegationen nach näherer Bestimmung des Landes-
rechts, so ist deren Entscheidung eine solche des 
Mutterorgans. Bei Entscheidungen über Gegenstände 
der in § 41 Abs. 4 bezeichneten Art, gelten für be-
schließende Ausschüsse die Vorschriften über die 
Zusammensetzung nach § 41 Abs. 4 und das Stimm-
recht nach Absatz 5 entsprechend. Für beratende 
Ausschüsse gilt die allgemeine Besetzungsvorschrift 
des § 41 Abs. 1. Der Entwurf schließt nicht aus, daß 
auch dem jeweiligen Kollegialorgan nicht angehö-
rende Hochschulmitglieder in Ausschüsse aufgenom-
men werden können. Die Aufnahme sachkundiger 
Hochschulmitglieder wird vor allem bei der Be-
handlung spezieller Fachfragen zweckmäßig sein. 

Absatz 3 gibt dem Landesgesetzgeber auf, Regelun-
gen für die Entscheidung unaufschiebbarer Angele-
genheiten zu treffen. Das Landesrecht muß auch 
regeln, in welcher Weise und mit welcher Wirkung 
das erstzuständige Kollegialorgan die Dringlichkeits-
entscheidung nachträglich behandelt. 

Zu § 63 — Leitung der Hochschule 

Als Regelform schreibt der Entwurf für die Leitung 
der Hochschule eine Präsidialverfassung vor, die der 
Forderung nach größerer Effektivität der Hochschul-
leitung Rechnung trägt. Danach wird das Amt des-
jenigen, der für die Leitung der Hochschule verant-
wortlich ist, hauptberuflich, mit mindestens vierjäh-
riger Amtszeit und in eigener Zuständigkeit ausge-
übt (Absatz 1). Die Leitung der Hochschule muß von 
einem zentralen Kollegialorgan der Hochschule ge-
wählt und von der zuständigen Landesbehörde be-
stellt sein (Absatz 3). 

Im Hinblick auf den Umfang der den Hochschulen 
erwachsenen und bei der Neuordnung des Hoch-
schulwesens gestellten Aufgaben (vgl. § 4) muß die 
Hochschulleitung über die notwendige Kontinuität 
verfügen und mit den erforderlichen Entscheidungs-
befugnissen ausgestattet sein. Daher sind herkömm-
liche Rektoratsverfassungen mit kurzen Wahlperio-
den keine der Präsidialverfassung gleichwertigen 
Formen der Hochschulleitung. Die in Absatz 4 ein

-

geräumte Ausnahme etwa zugunsten einer Rekto-
ratsverfassung, bei der die Leitungsfunktion an 
einen Senat gebunden, nebenberuflich oder mit 
kürzerer Amtszeit ausgeübt werden kann, ist daher 
nur für kleinere Hochschulen vertretbar. 

Der Entwurf läßt verschiedene Formen der Präsi-
dialverfassung zu. Nach Absatz 2 können die Befug-
nisse des Präsidenten auch von einem Präsidium 
ausgeübt werden. Eine kollegiale Amtsführung des 
Präsidiums, bei der das hauptberufliche Mitglied 
(Präsident) auf den Vorsitz beschränkt ist und Lei-
tungsaufgaben auf die weiteren Mitglieder (Vize-
präsidenten) ressortmäßig verteilt sind, ist mit Ab-
satz 1 vereinbar. 

In Absatz 2 geht der Entwurf davon aus, daß die 
laufenden Geschäfte der Hochschulverwaltung von 
einem qualifizierten Verwaltungsbeamten zu leiten 
sind (Kanzler, leitender Verwaltungsbeamter). Die 
Regelung seiner Rechtsstellung und Zuständigkeiten 
bleibt im Rahmen des § 62 Abs. 1 dem Landes-
gesetzgeber überlassen. Absatz 2 bestimmt jedoch, 
daß der leitende Verwaltungsbeamte Mitglied des 
Präsidiums sein muß, wenn ein solches gebildet ist, 
damit die Leitungsentscheidungen in Kenntnis und 
unter Beachtung des Verwaltungsablaufs getroffen 
werden können. Ob der leitende Verwaltungsbe-
amte mit Stimmrecht oder mit beratender Stimme 
Mitglied des Präsidiums ist, läßt der Entwurf offen, 
da dies u. a. von den Einzelheiten der ihn betreffen-
den organisationsrechtlichen Regelungen abhängt. 

Der Entwurf will nicht ausschließen, daß zum haupt-
beruflichen Mitglied des Leitungsgremiums ein der 
Hochschule angehörender Hochschullehrer gewählt 
und bestellt wird, da dies den Vorzug haben kann, 
daß die Verbindung der Leitung zu den Hoch-
schulmitgliedern intensiver gestaltet wird. Voraus-
setzung ist allerdings, daß der Betreffende während 
seiner Amtszeit von seinen Dienstaufgaben als 
Hochschullehrer entbunden ist. Die Festlegung der 
Mindestamtszeit auf vier Jahre läßt es möglich er-
scheinen, daß der betreffende Hochschullehrer nach 
der Beendigung der Amtszeit den Anschluß an die 
wissenschaftliche Entwicklung seines Faches wieder 
gewinnt. In den hier möglichen praktischen Ausge-
staltungen läßt der Entwurf Spielraum auch für be-
reits praktizierte Rektoratsverfassungen neuer Art. 

Dem Leiter bzw. dem Leitungsgremium muß im Hin-
blick auf die Einführung der Einheitsverwaltung 
(§ 59 Abs. 3) die Verantwortung für die Erfüllung 
aller Hochschulaufgaben in eigener Zuständigkeit 
obliegen. Begrenzt ist die Hochschulleitung in ihren 
Befugnissen nur, wenn und soweit im Rahmen der 
allgemeinen Organisationsnorm (§ 62 Abs. 1) andere 
Zuständigkeiten begründet sind. Diese Regelung 
schafft Klarheit auch für die Fälle von Kompetenz-
streitigkeiten zwischen mehreren Organen der  Hoch-
schule. Sie bringt auch die Vermutung zum Aus-
druck, daß die Leitung Dringlichkeitsentscheidungen 
treffen kann, sofern Fälle auftreten, in denen Zu-
ständigkeiten für die Entscheidung unaufschiebbarer 
Angelegenheiten (vgl. § 62 Abs. 3) nicht begründet 
sind. 
Der Entwurf schreibt Berichts- und Anzeigepflichten 
gegenüber der Leitung (§ 18 Abs. 5, Regelstudien- 
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zeitüberschreitungen; § 26 Abs. 3, Forschung mit 
Mitteln Dritter) sowie weitere Hochschulberichte vor 
(§ 30 Abs. 3, Entwicklung der Ausbildungskapazität ; 

 § 24 Abs. 3, Forschungsbericht), auf deren Grund-
lage der Rechenschaftsbericht ein zusammenfassen-
des Bild über die in der Hochschule geleistete wis-
senschaftliche Arbeit geben soll. 

Im einzelnen bleibt die Regelung von Befugnissen 
der Hochschulleitung dem Landesgesetzgeber über-
lassen. Der Entwurf trägt jedoch dafür Sorge, daß 
die Hochschulleitung in ihren Befugnissen begrenzt 
ist, indem er wesentliche Entscheidungsmaterien 
zentralen Kollegialorganen (§ 64 Abs. 1 und 2), 
Fachbereichsorganen (§ 65 Abs. 3 und 4) und wis-
senschaftlichen Einrichtungen (§ 67 Abs. 1) vorbe-
hält. Durch Absatz 3 ist ferner sichergestellt, daß 
die Hochschulleitung ihre Amtsführung gegenüber 
einem zentralen Kollegialorgan zu verantworten 
hat, das für Wahl und Abwahl der Leitung zustän-
dig ist (§ 64 Abs. 1 Nr. 2). Für die Abwahl ist ein 
konstruktives Mißtrauensvotum und eine qualifi-
zierte Mehrheit vorgesehen. Auf Grund des in Ab-
satz 3 geregelten Zusammenwirkens zwischen Staat 
und Hochschulen bei der Bestellung und Abberu-
fung der Hochschulleitung bleibt eine abgewählte 
Leitung so lange im Amt, bis die neue Leitung be-
stellt ist. 

Bei der Bestellung der Leitung bleiben die Rechte 
und Pflichten der Ernennungsbehörde zur Wahrung 
der allgemeinen, bei einer Ernennung zu beachten-
den Rechtsvorschriften unberührt. 

Zu § 64 — Aufgaben zentraler Kollegialorgane 

Der Entwurf sieht davon ab, die Zahl, die Zusam-
mensetzung und die Aufgaben zentraler Kollegial

-
organe der Hochschule im einzelnen zu regeln. Er 
beschränkt sich im § 64 darauf, hinsichtlich der 
dort aufgeführten Materien die Zuständigkeit eines 
Kollegialorgans vorzuschreiben. Durch Landesrecht 
können einem zentralen Kollegialorgan weitere 
Aufgaben übertragen werden. Der Entwurf sieht 
eine derartige Möglichkeit in § 67 Abs. 2 Satz 2 
ausdrücklich vor. Grundsätze über die Zusammen-
setzung zentraler Kollegialorgane nach § 64 Abs. 1 
und 2 legt § 41 Abs. 3 und 4 fest. 

Je nach der Größe der Hochschule und der Struktur 
der Selbstverwaltung kommen ein oder mehrere 
Kollegialorgane in Betracht. Welches von mehreren 
Organen für die in Absatz 1 Nr. 1 bis 9 genannten 
Angelegenheiten zuständig sein soll, bleibt der Re-
gelung durch Landesrecht überlassen (Absatz 2). 
Für die Aufgaben nach Nummer 1 und 2 kommt 
ein Konvent bzw. ein Konzil in Betracht, für die 
übrigen Aufgaben ein Senat sowie auch ständige 
zentrale Ausschüsse, sofern sie die Eigenschaft eines 
selbständigen Organs besitzen. 

Die Nummern 1 bis 9 knüpfen weitgehend an das 
geltende Landesrecht an. Die in Nummer 5 vorge-
sehene Beschlußfassung im Zusammenhang mit Zu-
lassungsbeschränkungen ist notwendig, wenn die 
Zulassungsbeschränkung von der Hochschule ange-
ordnet werden soll, was nach § 30 Abs. 1 nicht aus

-

geschlossen ist. Sie betrifft aber auch den Bericht 
der Hochschule nach § 30 Abs. 3. 

Nummer 6 konzentriert wichtige Entscheidungen 
über die Organisationsstruktur, soweit sie von der 
Hochschule zu treffen sind, bei einem zentralen Kol-
legialorgan. Dadurch wird sichergestellt, daß solche 
Entscheidungen sich am Hochschulentwicklungsplan 
orientieren und die Gesamtstruktur der Hochschule 
berücksichtigen. 

Nummer 7 behält auch Entscheidungen von grund-
sätzlicher Bedeutung in Fragen der Forschung einem 
zentralen Kollegialorgan vor, weil die der For-
schung in den Hochschulen übertragenen Aufgaben 
(§ 23) nur dann sachgerecht unter der notwendigen 
Schwerpunktbildung und Koordination (§ 4 Abs. 3 
Nr. 4 und § 24) erfüllt werden können, wenn die 
sachlichen und organisatorischen Grundsatzentschei-
dungen von einem Zentralorgan gefällt werden. Zu 
solchen Grundsatzfragen gehört auch die Einrich-
tung von Sonderforschungsbereichen. 

Nummer 7 gewährleistet ferner, daß Entscheidungen 
von grundsätzlicher Bedeutung über die Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses innerhalb der 
Hochschule nicht isoliert in den einzelnen Fachbe-
reichen oder von Einzelpersonen, sondern von zen-
tralen Kollegialorganen getroffen werden, die nach 
einheitlichen Kriterien und unter Abwägung der je-
weiligen Bedürfnisse der Fachbereiche entscheiden 
können. 

Nummer 8 sieht vor, daß ein zentrales Kollegialor-
gan über Ordnungen für Hochschulprüfungen be-
schließt oder zu ihnen Stellung nimmt. Dies ist sach-
lich geboten, damit bereits hochschulintern die Ziele, 
Anforderungen und Verfahren abgestimmt und ver-
einheitlicht werden, soweit nicht fachliche Besonder-
heiten unterschiedliche Regelungen erfordern. 

Nummer 9 sieht entweder eine Stellungnahme oder 
eine Beschlußfassung des zentralen Kollegialorganes-
im Zusammenhang mit Berufungsvorschlägen vor, 
wobei die Beschlußfassung als Mitentscheidungs-
oder Alleinentscheidungsrecht ausgestaltet sein 
kann. Diese Regelung sichert dem zentralen Kolle-
gialorgan die Möglichkeit, seine Vorstellungen über 
die Berufung von Hochschullehrern zur Geltung zu 
bringen. Während die rein fachlichen Gesichtspunkte 
vor allem von den zuständigen Fachbereichen zu 
behandeln sind, kommt dem zentralen Kollegial

-

organ insbesondere die Aufgabe zu, das Verfahren 
bei der Aufstellung von Berufungsvorschlägen zu 
kontrollieren und partikularistischen Tendenzen der 
Fachbereiche entgegenzuwirken. Auch die Abstim-
mung von Berufungsvorschlägen mit dem Hochschul

-

entwicklungsplan kann zu den von dem zentralen 
Kollegialorgan wahrzunehmenden Belangen der 
Hochschule gehören. 

Zu § 65 — Fachbereich 

Die Fachbereiche treten einerseits an die Stelle der 
in den meisten Fächern zu umfangreich und zu 
heterogen gewordenen Fakultäten. Aus dem Aus-
druck „organisatorische Grundeinheit" in Absatz 1 
Satz 1 ergibt sich andererseits, daß auf die Fach- 
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bereiche grundsätzlich die Zuständigkeiten der Lehr-
stühle, Seminare und Institute übergehen, sofern 
diese nicht zentrale Einrichtungen werden (§ 67 
Abs. 2) oder ihre Zuständigkeiten Gemeinsamen 
Kommissionen oder Studienbereichen (§ 66) übertra-
gen werden. Der Fachbereich ist für seinen Bereich 
grundsätzlich allzuständig (Absatz 1, 2. Halbsatz). 
Besondere Einzelaufgaben des Fachbereichs sind in 
§ 13 Abs. 2, § 26 Abs. 3 und § 53 Abs. 2 vorgesehen. 
Er ist verpflichtet, seinen Angehörigen und Einrich-
tungen durch entsprechende Zuweisungen die Er-
füllung ihrer Aufgaben zu ermöglichen. Richtschnur 
dafür sind die Ausstattungspläne (vgl. § 68 Abs. 2). 

Der Entwurf enthält keine Kriterien für die Größe 
und Abgrenzung der Fachbereiche, weil die Ver-
hältnisse von Hochschule zu Hochschule und von 
Fach zu Fach verschieden sind und innerhalb ver-
wandter Fachgebiete verschiedene Zuordnungen 
möglich sind. Für Aufgaben, die mehrere Fachbe-
reiche berühren, sind Gemeinsame Kommissionen 
und Studienbereiche vorgesehen (§ 66). 

Über die Errichtung, Änderung und Aufhebung von 
Fachbereichen entscheidet ein zentrales Kollegial

-

organ (§ 64 Abs. 1 Nr. 6) im Zusammenwirken mit 
der zuständigen Landesbehörde (§ 61 Abs. 1 Nr. 2). 
Die Form des Zusammenwirkens bestimmt das Lan-
desrecht. 

Absatz 2 und 3 enthalten Grundsätze über die Or-
ganstruktur des Fachbereichs. Danach hat der Fach-
bereich neben einem Kollegialorgan einen Vor-
stand  mit Organstellung. Für den Fachbereichsrat 
enthält Absatz 3 eine Zuständigkeitsvermutung für 
alle Forschungs- und Lehrfragen. In diesen Bereichen 
kann eine Zuständigkeit des Vorstandes nur durch 
gesetzliche Zuweisung begründet werden. Über die 
zahlenmäßige Zusammensetzung des Fachbereichs

-
rats enthält § 41 Abs. 1 bis 4 die notwendigen Grund-
sätze, das Stimmrecht seiner Mitglieder regelt § 41 
Abs. 5; die Einzelheiten sind dem Landesrecht über-
lassen. 

Der Fachbereichsvorstand oder der Vorsitzende 
eines kollegialen Vorstands muß Hochschullehrer 
sein (Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5). In der Praxis 
erscheint es allerdings zweckmäßig, die Funktion des 
Fachbereichsvorstandes einem Professor zu über-
tragen, da die beamtenrechtliche Sechs-Jahres-Frist 
der Assistenzprofessoren durch die Tätigkeit als 
Fachbereichsvorstand nicht verlängert wird. Als 
Organ des Fachbereichs vollzieht der Vorstand die 
Beschlüsse des Fachbereichsrats und führt die Ge-
schäfte des Fachbereichs in eigener Zuständigkeit 
(Absatz 4 Satz 2). Seine herausgehobene Stellung 
als Organ wird in Absatz 4 Satz 4 besonders deut-
lich. Er entscheidet nach Maßgabe der Ausstattungs-
pläne über die Verwendung der wissenschaftlichen, 
künstlerischen und sonstigen Mitarbeiter des Fach-
bereichs, soweit diese nicht einer wissenschaftlichen 
Einrichtung oder einer Betriebseinheit des Fachbe-
reichs zugewiesen sind. Bei Personal, das nach § 26 
Abs. 4 als Personal der Hochschule eingestellt wor-
den ist, ist bei der Entscheidung über die Verwen-
dung dieser Mitarbeiter der Inhalt der mit ihnen ab-
geschlossenen Dienst- und Arbeitsverträge zu be-
achten. 

Zu § 66 — Gemeinsame Kommissionen, Studien-
bereiche 

Gemeinsame Kommissionen (Absatz 1 und 2) lockern 
das strikte Zwei-Ebenenprinzip auf und institutio-
nalisieren eine weitgehende Zusammenarbeit der 
Fachbereiche bei gemeinsamen Aufgaben (z. B. Be-
rufungen, Prüfungsordnungen, Promotionsordnun-
gen). Damit wird einer Abkapselung der Fachbe-
reiche entgegengewirkt. Die notwendigen interdiszi-
plinären Entscheidungen werden sachgerecht auf 
eine möglichst breite Grundlage gestellt. Eine echte 
dritte Ebene, etwa in Form von Fakultäten neuer 
Art, wird aber durch § 66 weder geschaffen noch er-
möglicht. In Absatz 1 sind die verschiedenen Mög-
lichkeiten der Bildung gemeinsamer Kommissionen, 
in Absatz 2 die Formen der Delegation von Ent-
scheidungsbefugnissen auf die gemeinsamen Korn-
missionen geregelt. Absatz 3 eröffnet dem Landes-
recht die Möglichkeit, spezielle Organisationsein-
heiten für interdisziplinäre Studiengänge (Studien-
bereiche) einzurichten und ihnen Befugnisse der be-
teiligten Fachbereiche zu übertragen. Diese Studien-
bereiche (z. B. für Lehrerbildung und pädagogische 
Berufe, technische Berufe, soziale, medizinische, pla-
nende Berufe) können mit der Entwicklung und Re-
vision von Studiengängen, der Erarbeitung von 
Studien- und Prüfungsordnungen, der Koordination 
von Lehrveranstaltungen und ähnlichen Aufgaben 
betraut werden. 

Zu § 67 — Wissenschaftliche Einrichtungen und 
Betriebseinheiten 

Absatz 1: Wissenschaftliche Einrichtungen und Be-
triebseinheiten sind Zusammenfassungen von wis-
senschaftlichen, technischen, apparativen und sonsti-
gen Mitteln, die nach betriebswirtschaftlichen Grund-
sätzen verwaltet werden müssen. Sie stehen unter 
der Verantwortung eines oder mehrerer Fachbe-
reiche und können im Zusammenwirken mit dem 
Land (§ 61 Abs. 1 Nr. 2) und unter Beteiligung eines 
zentralen Kollegialorgans (§ 64 Abs. 1 Nr. 6) nur 
unter den in Satz 1 genannten Maßgaben gebildet 
werden. Auch hier wird das strenge Zwei-Ebenen-
prinzip insofern gelockert, als diese Einrichtungen 
selbständig über die Verwendung der ihnen zuge-
wiesenen personellen und sachlichen Mittel entschei-
den. Diese Mittel können sowohl vom Fachbereich 
als auch von einem zentralen Organ über den Fach-
bereich zugewiesen sein. Die Ausstattungspläne 
nach § 68 Abs. 2 sind dabei zu berücksichtigen. Son-
derforschungsbereiche können, soweit für sie die 
Organisationsformen des Entwurfs in Betracht kom-
men, sowohl unter der Verantwortung eines oder 
mehrerer Fachbereiche (Absatz 1) als auch außerhalb 
eines Fachbereichs bestehen oder eingerichtet wer-
den, sei es als zentrale Einrichtungen nach Absatz 2 
oder als Einrichtungen unter der Verwaltung einer 
gemeinsamen Kommission (§ 66 Absatz 1 und 2). 

Absatz 2: Die genannten Einrichtungen können auch 
außerhalb eines Fachbereiches bestehen oder einge-
richtet werden, soweit die Aufgaben, die Größe und 
Ausstattung dies nahelegen. Diese „zentralen Ein- 
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richtungen" stehen unter der Verantwortung der 
Leitung oder eines zentralen Kollegialorgans. 

Absatz 3: Die Kliniken der Hochschule, also nicht das 
Klinikum oder einzelne Klinikabteilungen, sind Be-
triebseinheiten nach Absatz 1 oder 2. Ihre Verwal-
tung und Organisation muß ihren Aufgaben in der 
Krankenversorgung Rechnung tragen. 

Absatz 4: Wissenschaftliche Einrichtungen und Kli-
niken, nicht notwendig auch die Betriebseinheiten, 
unterstehen im administrativen Bereich einer kolle-
gialen oder zeitlich befristeten Leitung. Auch eine 
Kollegialleitung kann befristet sein. 

Zu § 68 — Hochschulentwicklungsplan, 
Ausstattungspläne 

Die Hochschulplanung auf Bund-Länder-Ebene ist im 
Hochschulbauförderungsgesetz vom 1. September 1969 
geregelt. Sie ist als Planung der Exekutive angelegt, 
die die Rechte der gesetzgebenden Körperschaften in 
Bund und Ländern unberührt läßt (Artikel 91 a Abs. 4 
Satz 3 GG). Für die Planung auf Landes- und auf 
Hochschulebene werden mit den §§ 68 bis 71 allge-
meine Grundsätze festgelegt. 

Die vorgesehene Regelung geht davon aus, daß die 
künftige Hochschulplanung in einem schrittweisen 
Prozeß zustande kommen wird, wobei die jeweils 
höheren Planungsebenen für die unteren Ebenen 
Vorgaben festlegen, in die bereits Vorschläge und 
Initiativen der unteren Ebenen eingeflossen sind. 
Um dies zu unterscheiden, behandeln die Vorschrif-
ten zunächst die Planung auf Hochschulebene. Diese 
Reihenfolge schafft jedoch keine sachlichen Vorent-
scheidungen: die Planungsziele müssen vom Staat 
unter Mitwirkung der Hochschulen in Eckwerten for-
muliert werden. Der Staat trägt aber auch die Ver-
antwortung dafür, daß die Hochschulen instandge-
setzt werden, diese Ziele zu verwirklichen. Für den 
Fall, daß Hochschulkonferenzen nach § 7 gebildet 
werden, sollten sie auch an der Planung auf Lan-
des- und Bund-Länder-Ebene mitwirken. 

Die einzelnen Hochschulen müssen an den sie be-
treffenden Planungen maßgeblich mitwirken. Es ent-
spricht ihrer Aufgabe, daß sie die Entwicklung durch 
eigene Planungsvorstellungen mitgestalten. Daher 
bestimmt Absatz 1 Satz 1, daß jede Hochschule einen 
Hochschulentwicklungsplan (diese Bezeichnung ist 
für die Planung auf der Hochschulebene üblich .ge-
worden) aufzustellen und fortzuschreiben hat. In 
Satz 2 und 3 werden die für die Hochschulplanung 
wesentlichen strukturellen und quantitativen An-
gaben festgelegt, die im Hochschulentwicklungsplan 
mindestens enthalten sein müssen. Weitere Einzel-
heiten können durch Landesgesetz näher geregelt 
werden; dabei kann auch festgelegt werden, inwie-
weit die einzelne Hochschule durch den Hochschul

-

gesamtplan des Landes gebunden ist. 

Die Entwicklung der einzelnen Hochschulen ist in 
hohem Maße von ihrer personellen und sachlichen 
Ausstattung abhängig. Die Ausstattung wurde in 
der Vergangenheit häufig personenbezogen auf 
Grund von Berufungsvereinbarungen mit einzelnen 
Hochschullehrern zur Verfügung gestellt. Zur Ab

-

lösung dieser - inzwischen weitgehend aufgegebe-
nen und nach § 48 Abs. 4 auch nicht mehr zulässi-
gen — Praxis sieht Absatz 2 eine am konkreten 
fachlichen Bedarf ausgerichtete Ausstattungsplanung 
vor, die vom Hochschulentwicklungsplan ausgeht, 
umgekehrt aber auch für diesen Bedeutung haben 
kann (z. B. bei den aus der Ausstattung abzuleiten-
den Kapazitäten). In Satz 2 wird der wesentliche In-
halt der Ausstattungspläne geregelt, die im Inter-
esse der notwendigen Flexibilität stets nur für be-
grenzte Zeit gelten sollen. Die vorgesehene Gliede-
rung nach Grund- und Sonderbedarf soll es ermög-
lichen, den Mittelbedarf der einzelnen Aufgaben-
bereiche innerhalb der Hochschule, u. a. auch den 
Bedarf an Forschungsmitteln im einzelnen darzu-
stellen und damit besser überschaubar zu machen. 
Dies Verfahren ermöglicht es, z. B. auch bei Berufun-
gen deutlich zu machen, welche Arbeitsbedingungen 
eine ausgeschriebene Stelle bietet. Die vorgesehene 
Berücksichtigung von Mitteln, die der Hochschule 
über die vom Land bereitgestellten Haushaltsmittel 
hinaus zur Verfügung stehen, trägt insbesondere der 
Tatsache Rechnung, daß den einzelnen Hochschulen 
schon jetzt erhebliche Mittel für die Forschung aus 
zentralen staatlichen oder im wesentlichen staatlich 
finanzierten Einrichtungen der Forschungsförderung 
zufließen, die in eine Gesamtbetrachtung der Hoch-
schulausstattung einbezogen werden müssen. Die in 
Satz 3 vorgesehene Zugrundelegung der Ausstat-
tungspläne bei der Anforderung von Mitteln und der 
Zuweisung von Mitteln innerhalb der Hochschule 
soll eine planmäßige Mittelbewirtschaftung inner-
halb der Hochschulen sicherstellen. 

Die Hochschulen werden ihren Planungsaufgaben 
nur gerecht werden können, wenn ihnen die dafür 
erforderliche personelle und sachliche Ausstattung 
zur Verfügung steht. Dazu gehören auch Mittel und 
Einrichtungen für die Erhebung und Auswertung 
von Daten. 

§ 69 — Hochschulgesamtplan 

Die Hochschulplanung auf Landesebene ist in der 
Form eines „Hochschulgesamtplanes" festzulegen 
(Satz 1), der von jedem Land nach näherer Regelung 
des Landesrechts aufgestellt und fortgeschrieben 
wird. Der Hochschulgesamtplan enthält die struktu-
rellen und quantitativen Zielsetzungen des Landes 
für die weitere Entwicklung der Hochschulen. Eine 
besondere rahmengesetzliche Festlegung der einzel-
nen Angaben, die im Hochschulgesamtplan enhalten 
sein sollen, ist nicht erforderlich. Der Hochschulge-
samtplan geht von den Aufgaben der einzelnen 
Hochschulen aus, die vom Land festzulegen sind 
(§ 2 Abs. 8). Im Hochschulgesamtplan werden An-
gaben, die in den Hochschulentwicklungsplänen ent-
halten sind, zusammenzufassen sein. Andererseits 
ist der Hochschulgesamtplan aber auch die Grund-
lage für die Anmeldungen des Landes zum gemein-
samen Rahmenplan nach § 8 des Hochschulbauför-
derungsgesetzes, der entsprechend angepaßt werden 
soll (vgl. § 81). 

Bei der Aufstellung und Fortschreibung des Hoch

-

schulgesamtplans ist das Land an die Hochschul- 
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entwicklungspläne (§ 68) nicht gebunden. Doch müs-
sen die Hochschulen bei der Aufstellung und Fort-
schreibung in der Form der gemeinsamen Beratung  

beteiligt werden (Satz 1). Dabei sollen auch die  

staatlich anerkannten Hochschulen beteiligt werden  

(§ 72 Abs. 4). Wird nach § 7 eine Hochschulkonfe-
renz für den Bereich eines Landes gebildet, so sollte  
ihr auch die Aufgabe zugewiesen werden, an der  
Aufstellung des Hochschulgesamtplanes mitzuwir-
ken.  

Zu § 70 — Gemeinsame Grundsätze der Planung  

Die Hochschulplanung auf der Hochschulebene und  

der Landesebene muß hinsichtlich der Ausbauziele  

mit der Planung auf der Bund-Länder-Ebene ver-
zahnt sein. Daher bestimmt Absatz 1, daß bei den  
Hochschulentwicklungsplänen und Hochschulgesamt-
plänen die Zielvorstellungen des gemeinsamen Rah-
menplanes nach § 5 des Hochschulbauförderungsge-
setzes sowie die im Zusammenwirken von Bund und  
Ländern und Hochschulen enwickelten Kapazitäts-
maßstäbe (§ 29) zu berücksichtigen sind.  

Darüber hinaus muß sichergestellt sein, daß die  

Hochschulplanung in den einzelnen Ländern in dem  

sachlich möglichen Umfang vereinheitlicht wird, um  
die Voraussetzungen und Grundlagen für die Pla-
nung auf Bund-Länder-Ebene zu verbessern. Ab-
satz 2 Satz 1 bestimmt deshalb, daß die einzelnen  

Länder für die Planungen der  Hochschulen allge

-

meine Grundsätze, Richtwerte und Muster fest- 
legen, wobei Grundsätze und Richtwerte (z. B. Flä-
chenrichtwerte, Personalrichtwerte), die der Planung 
auf Bund-Länder-Ebene zugrunde liegen, zu berück-
sichtigen sind (Satz 2) ; im Zusammenwirken mit den 
Hochschulen wird hier sicherzustellen sein, daß die 
fachspezifischen Bedingungen und etwa unterschied-
liche örtliche Gegebenheiten angemessen berück-
sichtigt werden. Die Anforderungen an die Glie-
derung von Ausstattungsplänen (Satz 3) tragen der 
Notwendigkeit Rechnung, bei der weiteren Entwick-
lung des Hochschulwesens in stärkerem Maße als 
bisher Kostengesichtspunkte zu berücksichtigen. 

Zu § 71 — Durchführung der Planung 

Die Planungen für die einzelnen Hochschulen be-
dürfen zu ihrer Durchführung der Umsetzung in 
Finanz- und Haushaltspläne. Nach Absatz 1 ist die 
Aufstellung des Haushaltsvoranschlags Sache der 
Hochschule. Dabei sind, um den Wechselbezug zwi-
schen Hochschulplanung und Haushaltsvoranschlag 
zu sichern, die vom Hochschulentwicklungsplan aus-
gehenden Ausstattungspläne zugrunde zu legen. Auf 
diese Weise wird es möglich, die angeforderten 
Mittel in Beziehung zu den vorhandenen und ange-
strebten Kapazitäten — insbesondere in Forschung 
und Lehre — zu setzen. Nur so können Regierung 
und Parlament übersehen, welche Bedeutung die 
Entscheidung über die angeforderten Mittel für die 
Entwicklung der einzelnen Hochschulen und des 
Hochschulwesens des Landes hat. 

Der Staat hat die Aufgabe, die Finanzierung der 
Hochschulen, die staatliche Einrichtungen sind, in 

dem erforderlichen und möglichen Umfange zu 
sichern (Absatz 2). 

Bundeseinheitlich muß geregelt werden, wie die 
Mittel für den Ausbau und Neubau (im Sinne von 
§ 1 und § 6 Nr. 4 HBFG) haushaltsrechtlich zu behan-
deln sind. Daher schreibt Absatz 2 Satz 2 als grund-
legende Regelung für den Haushalt der Hochschulen 
vor, daß die Mittel für den Ausbau und Neubau be-
sonders zu veranschlagen sind. 

Absatz 3 enthält eine auf praktische Erfahrungen ge-
gründete Kannvorschrift, die ermöglichen soll, daß 
das Parlament über die Vorstellungen der Hoch-
schule, soweit sie sich mit denen der Landesregie-
rung nicht decken, informiert wird. 

Zu § 72 — Anerkennung von Einrichtungen 

Die Reformen im Bereich der staatlichen Hoch-
schulen wirken sich auch auf solche Bildungseinrich-
tungen der tertiären Stufe aus, die nicht staatliche 
Hochschulen sind. Durch die in § 72 getroffenen 
Regelungen sollen diese Einrichtungen, die als solche 
nicht in den Geltungsbereich des Entwurfs fallen 
(§ 1 Satz 1), in bestimmter Hinsicht wie staatliche 
Hochschulen behandelt werden können. Als Vor-
aussetzung für diese Gleichbehandlung werden in 
Absatz 1 Nr. 1 bis 5 strukturelle Mindestbedingun-
gen genannt, die für die Verleihung der Eigenschaft 
einer staatlich allerkannten Hochschule erfüllt sein 
müssen. Diese Bedingungen haben in erster Linie 
zum Ziel, daß eine Gleichwertigkeit des Studiums 
gewährleistet ist. 

§ 72 betrifft einmal die Hochschulen in nichtstaat-
licher Trägerschaft, also z. B. kirchliche Hochschulen 
oder kommunale Hochschulen. Die Ausbildungsmög-
lichkeiten an solchen Hochschulen sind nicht allein 
an den Bedürfnissen ihrer Träger ausgerichtet; in 
manchen Fächern, besonders in der Sozialarbeit und 
der Sozialpädagogik, stellen die nicht staatlichen 
Hochschulen ein wertvolles und breites Ausbildungs-
angebot zur Verfügung. § 72 hat ferner Bedeutung 
für die staatlichen Einrichtungen, die, ohne nach 
Landesrecht staatliche Hochschulen zu sein, nach 
ihrer besonderen Zweckbestimmung eine Ausbildung 
für den öffentlichen Dienst vermitteln. Solche Ein-
richtungen werden von den Ländern unterhalten, vor 
allem um die Ausbildung für den gehobenen Dienst 
in der staatlichen und kommunalen Verwaltung und 
in der Justiz sicherzustellen, ferner auch vom Bund 
für die Ausbildung in Bereichen der bundeseigenen 
Verwaltung. 

§ 72 regelt ausschließlich die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen die genannten Einrichtungen die 
Eigenschaft einer staatlich anerkannten Hochschule 
erhalten können (Absatz 1), und welche Rechtswir-
kungen die staatliche Anerkennung hat (Absätze 2 
bis 5) . 

Nach Absatz 1 Nr. 1 wird gefordert, daß das Studium 
an einer staatlich anerkannten Hochschule an den 
allgemeinen Studienzielen des § 8 ausgerichtet, ins-
besondere wissenschaftsbezogen ist und nicht auf 
enge Berufsbilder, sondern auf berufliche Tätigkeits-
felder vorbereitet. 
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Damit die in § 8 geforderte breite Anlage des Stu-
diums ermöglicht bleibt, wird in § 72 Absatz 1 Nr. 2 
verlangt, daß an der Einrichtung eine Mehrzahl von 
Studiengängen vorhanden oder vorgesehen ist. Da 
dieses Erfordernis nicht überall ohne weiteres er-
füllt werden kann, genügt es, daß die Mehrzahl der 
Studiengänge im Verbund mit anderen Bildungsein-
richtungen angeboten wird. Ein solcher Verbund 
kann sowohl mit staatlichen Hochschulen als auch 
mit anderen Einrichtungen bestehen; im zweiten Fall 
wird durch den Verbund die entsprechende Voraus-
setzung für die Anerkennung beider Einrichtungen 
geschaffen. Der Verbund, für den verschiedenartige 
Rechtsformen denkbar sind, muß nach dem Sinn der 
Bestimmung zu einer Durchlässigkeit der beteiligten 
Studiengänge führen (§ 4 Absatz 3 Nr. 2), so daß der 
Student ohne institutionelle Behinderungen die Mög-
lichkeit des Wechsels hat. Das bedeutet, daß in dem 
Verbund Studiengänge mit gemeinsamer oder ver-
wandter fachlicher Grundlage zusammengefaßt wer-
den sollen. 

In den Nummern 3 bis 5 sind weitere Bedingungen 
für die staatliche Anerkennung genannt. Zum Teil 
wird auf Vorschriften Bezug genommen, die für 
staatliche Hochschulen nach dem Entwurf selbst gel-
ten (z. B. in Nummer 4 auf die Einstellungsvoraus-
setzungen für Tätigkeiten, die den Aufgaben des 
Hochschullehrers entsprechen, daher entsprechende 
Anwendung von § 47 des Entwurfs), zum Teil auf 
Vorschriften, bei denen der Landesgesetzgeber frei 
ist (z. B. Nummer 4 hinsichtlich der Einstellungsvor-
aussetzungen für Lehrkräfte für besondere Aufgaben 
im Sinne des § 57, über die der Entwurf keine Aus-
sage enthält). 

Nach Absatz 3 Satz 1 bedeutet die Verleihung der 
Eigenschaft einer staatlich anerkannten Hochschule 
vor allem, daß die anerkannte Hochschule das Recht 
erhält, Hochschulprüfungen abzunehmen und Hoch-
schulgrade zu verleihen. Durch die Formel „nach 
näherer Bestimmung des Landesrechts" bleibt es der 
Entscheidung des Landesgesetzgebers überlassen, ob 
staatlich anerkannte Hochschulen neben dem Diplom 
z. B. auch den Doktorgrad verleihen können. Das 
Landesrecht kann auch näheres über das Prüfungs-
verfahren bestimmen. Absatz 3 Satz 2 stellt klar, daß 
in den Fällen, in denen der Entwurf ein abgeschlos-
senes Hochschulstudium verlangt (z. B. für die Ein-
stellung als Assistenzprofessor, § 47 Abs. 1 Nr. 1), 
auch ein an einer staatlich anerkannten Hochschule 
abgeschlossenes Studium genügt. Die Absätze 3 
und 4 eröffnen die Möglichkeit, daß staatlich aner-
kannte Hochschulen in den dort genannten Fällen 
wie staatliche Hochschulen behandelt werden. 

Zu § 73 — Anerkennung von Abschlüssen 

Nach § 72 können verwaltungsinterne Einrichtungen, 
die eine Ausbildung für den öffentlichen Dienst ver-
mitteln, als Hochschulen anerkannt werden. Für eine 
Übergangszeit kann es jedoch den Trägern dieser 
Ausbildungsstätten Schwierigkeiten bereiten, sämt-
liche für die Anerkennung notwendigen Vorausset-
zungen zu schaffen. § 73 ermöglicht unter bestimm-
ten Voraussetzungen, daß Abschlüsse auf Grund 

einer solchen Ausbildung vergleichbaren Hochschul-
abschlüssen gleichgestellt werden, auch wenn und 
solange die Einrichtung selbst noch nicht staatlich 
anerkannt ist. Den bestehenden Schwierigkeiten 
trägt bereits § 72 Absatz 1 Nr. 2 insofern Rechnung, 
als es genügt, daß eine Mehrzahl von Studiengängen 
nicht sofort vorhanden zu sein braucht, sondern erst 
im Rahmen einer Ausbauplanung vorgesehen ist. 
Darüber hinaus ermöglicht § 73, daß an diesen Ein-
richtungen Lehrkräfte tätig sein können, die nicht 
in jeder Hinsicht die Voraussetzungen erfüllen, die 
für entsprechende Tätigkeiten an staatlichen Hoch-
schulen gefordert werden (§ 72 Abs. 1 Nr. 4). Die 
Bestimmung ermöglicht auch, daß Absolventen ver-
waltungsinterner Ausbildungsstätten an einer Hoch-
schule weiterstudieren können, solange die verwal-
tungsinternen Ausbildungsstätten noch nicht als 
Hochschulen anerkannt sind. Im Hinblick auf die 
notwendige Angleichung der verwaltungsinternen 
Ausbildungsstätten an das öffentliche Hochschul-
wesen handelt es sich nur um eine Übergangsvor-
schrift. 

Zu § 74 — Anpassungsfristen 

Die Kapitel 1 bis 5 des Gesetzes enthalten, soweit 
nicht in § 74 Abs. 1, 2. Halbsatz etwas anderes 
bestimmt ist, Rahmenvorschriften für die Landes-
gesetzgebung („Anweisungsnormen"). Die Länder 
sind danach verpflichtet, innerhalb von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten des Gesetzes entsprechende Lan-
desgesetze zu erlassen oder ihre bestehenden Ge-
setze entsprechend zu ändern; das gilt auch, wie im 
Zulassungswesen, für die durch Staatsvertrag ge-
regelten Bereiche. Ferner haben die Landesgesetze 
die notwendigen Übergangsregelungen unter Beach-
tung der §§ 76 und 77 zu treffen und vorzusehen, 
in welcher Frist die Hochschulsatzungen dem neuen 
Landesrecht anzupassen sind. 

Soweit das Gesetz die gegenseitige Abstimmung 
und Koordinierung zwischen den Ländern vor-
schreibt, müssen die Landesgesetze dies in der 
Weise umsetzen, daß sie die Landesregierungen zu 
entsprechenden Bemühungen verpflichten. 

In Absatz 1, 2. Halbsatz sind einige Vorschriften 
des Entwurfs genannt, die unmittelbare und so-
fortige Wirkung haben, also keiner vorherigen Um-
setzung in Landesgesetze bedürfen. Dabei handelt 
es sich um Vorschriften, die entweder den Bund 
allein (z. B. § 41 Abs. 8) oder Bund und Länder ge-
meinsam (z. B. § 10 Abs. 9) verpflichten oder aber 
einen sofort wirksamen gesetzlichen Auftrag ent-
halten (z. B. § 29 Abs. 1, § 33); in den meisten der 
genannten Vorschriften treffen beide Zielsetzungen 
zusammen. 

Von der Möglichkeit, die Vorschriften über das Zu-
lassungswesen insgesamt sofort und unmittelbar in 
Kraft zu setzen, ist vor allem aus pragmatischen 
Gründen kein Gebrauch gemacht worden. Zum einen 
erfordert die Einführung neuer oder geänderter Aus-
wahlmaßstäbe eine Reihe umfangreicher admini-
strativer Vorarbeiten (z. B. Umstellung der Daten-
programme) mit entsprechender Vorlaufzeit. Zum 
anderen kann auch den betroffenen Studienbewer- 
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Bern eine einschneidende Änderung der Zulassungs-
bestimmungen nur mit einer angemessenen „Vor-
warnfrist" zugemutet werden. Aus diesen beiden 
Gründen scheint eine Anpassungsfrist von zwei 
Jahren geboten aber auch ausreichend. Der Ablauf 
dieser Frist wird in etwa mit dem Termin zusam-
mentreffen, zu dem der jetzt geltende Staatsvertrag 
der Länder erstmals kündbar ist. 

Absatz 2 verpflichtet die Hochschulen, binnen zweier 
Jahre den Vorschriften des § 12 entsprechende Stu-
dienordnungen zu erlassen; einer vorherigen An-
passung der Landesgesetzgebung bedarf es insoweit 
nicht. 

Die Regelung des Absatzes 2 geht aus von der Tat-
sache, daß das Fehlen „quantifizierter", den vorge-
sehenen Studienzeiten entsprechender Studienord-
nungen (vgl. Begründung zu § 12) eine der wichtig-
sten Ursachen für die oft unerträgliche Erschwerung 
des Studiums und die z. T. unangemessene Ver-
längerung der Studienzeiten ist. Das Fehlen fachlich 
und zeitlich gegliederter und ausgewogener Studien-
ordnungen hat in vielen Studiengängen die Über-
frachtung mit neuen Anforderungen begünstigt und 
zugleich die Orientierung der Studenten und die 
Lehrangebotsplanung der Fachbereiche erschwert. 
Hier ist Abhilfe in einer Frist von zwei Jahren mög-
lich und geboten; deshalb muß auf die sonst übliche 
zweifache Anpassungsfrist für Landesgesetzgebung 
und Hochschulsatzung verzichtet werden. 

Der Auftrag zum Erlaß von  Studienordnungen ist 
eine Sofortmaßnahme und schon um deswillen kein 
Ersatz für die umfassende und ständige Studien-
reform (vgl. § 9, Abs. 3, § 10). Auch die bewußt 
knapp bemessene Zweijahresfrist und die Bindung 
an die jeweils geltenden Prüfungsordnungen (§ 12 
Abs. 3) lassen eine Totalrevision aller Studiengänge 
in diesem Durchgang nicht zu. Der Auftrag des § 74 
Abs. 2 zielt daher nur auf die notwendigen Vor-
arbeiten einer längerfristigen, mehrstufigen Studien-
reform. Diese Vorarbeiten haben vor allem sich-
tende, ordnende, quantifizierende und „entrüm-
pelnde" Funktion. Diese primäre Zielsetzung be-
deutet freilich nicht, daß in diesem Abschnitt auf 
inhaltliche Reformbemühungen ganz verzichtet wer-
den sollte. Die Ziele des Studiums und der Studien-
reform (§§ 8, 9) sind auch hier zu beachten; von 
ihnen sollte schon in diesem Durchgang so viel um-
gesetzt werden, wie es die zeitlichen Vorgaben und 
die Abstimmung mit den jeweils geltenden Prüfungs-
ordnungen erlauben. Die so entstehenden Studien-
ordnungen werden zu den wichtigsten Grundlagen 
für die Beratungen der Studienreformkommissionen 
gehören (vgl. auch § 10 Abs. 1 und 6) ; sie entlasten 
zugleich die Studienreformkommissionen von der 
Aufgabe, Soforthilfe zur Beseitigung aktueller Miß-
stände zu leisten. 

Eine der wichtigsten Funktionen der Studienordnung 
ist die am Studienziel orientierte Auswahl und zeit-
liche Begrenzung des Lehrstoffes, was ohne eine 
Vorgabe für die Gesamtdauer des Studiengangs nicht 
zu gewährleisten ist (vgl. Begründung zu §§ 11 und 
12). Für diese zeitliche Vorgabe nimmt der Entwurf 
auf die geltenden Festlegungen über die jeweilige 
Mindeststudiendauer Bezug. Diese Festlegungen 

halten sich ganz überwiegend in dem Rahmen, den 
§ 11 für die künftigen Regelstudienzeiten steckt (vgl. 
Begründung zu § 11). Abweichungen von diesen 
Festlegungen sind nur mit Zustimmung der zustän-
digen staatlichen Stellen und in dem gleichen Um-
fang und unter denselben Voraussetzungen zulässig, 
die künftig für die Bemessung von Regelstudienzei-
ten gelten. Derartige Abweichungen sollten die Aus-
nahme bleiben und nur nach länderübergreifender 
Abstimmung festgesetzt werden. 

Zu § 75 — Abweichende Regelungen 

In Absatz 1 wird für bestehende Hochschulen, deren 
Aufgabe auf das weiterbildende Studium (vgl. dazu 
§ 2 Abs. 3, § 22) beschränkt ist, dem Landesgesetz-
geber in bestimmtem Umfang die Möglichkeit zu von 
diesem Entwurf abweichenden Regelungen eröffnet. 
Die Aufnahme einer entsprechenden Bestimmung ist 
im Hinblick auf die Hochschule für Verwaltungswis-
senschaften Speyer vom Bundestagsausschuß für Bil-
dung und Wissenschaft und vom Innenausschuß bei 
der Beratung des Entwurfs eines Hochschulrahmen-
gesetzes in der 6. Legislaturperiode beschlossen wor-
den. Unter der Voraussetzung, daß die besondere 
Struktur und Aufgabenstellung dieser Hochschule 
in Zukunft nicht geändert wird, ist es geboten, den 
Landesgesetzgeber hier auch weiterhin in bestimm-
tem Umfang vom Hochschulrahmengesetz zu dispen-
sieren. Die Vorschrift würde aber u. U. entbehrlich, 
wenn das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, 
das in § 6 des Landesgesetzes über die wissenschaft-
lichen Hochschulen in Rheinland-Pfalz angekündigt 
ist und das z. Z. vorbereitet wird, entsprechende 
Änderungen vorsieht. 

Nach Absatz 2 werden in bestimmten Fällen ab-
weichende Regelungen über die Zusammensetzung 
solcher Gremien zugelassen, in denen nach § 41 
Abs. 4 die Hochschullehrer die Mehrheit haben müs-
sen. Dies führt indes zu unangemessenen Ergebnis-
sen in denjenigen Fällen, in denen nach Anwen-
dung der Überleitungsvorschrift des § 76 die Mehr-
heit der in der Lehre Tätigen nicht als Professoren 
oder als Assistenzprofessoren übernommen worden 
sind, sondern in ihrem bisherigen Dienstverhältnis 
verbleiben; es wäre nicht zu vertreten, wenn auch 
in einem solchen Falle in allen für Fragen der For-
schung oder der Lehre zuständigen Gremien die 
Professoren zusammen mit den Assistenzprofessoren 
über die Mehrheit der Stimmen verfügen würden, 
obwohl sie nur eine — u. U. kleine — Minderheit 
repräsentieren. Für solche Fälle, die etwa in Fach-
hochschulen, aber auch in Fachbereichen einer Ge-
samthochschule denkbar sind, muß der Landesgesetz-
geber die Mehrheitsverhältnisse in anderer Weise 
regeln können. 

Er muß dabei den Anforderungen genügen, die das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 29. Mai 
1973 zur Frage der Mitbestimmung aufgestellt hat; 
es ist allerdings eine offene Frage, ob die Ausfüh-
rungen des Urteils, die nur die Personalstruktur der 
wissenschaftlichen Hochschulen im Auge hatten, auch 
auf die hier angesprochenen Fälle zu beziehen sind. 
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Zu § 76 — Übergangsregelungen für das 
wissenschaftliche und künstlerische 
Personal 

Anknüpfungspunkt für die Überführung sind die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des nach § 74 er-
lassenen Landesgesetzes von den einzelnen Bedien-
steten wahrgenommenen Aufgaben sowie das Vor-
liegen der jeweiligen Einstellungsvoraussetzungen. 
Nach Absatz 2 Satz 1 sind ordentliche und außer-
ordentliche Professoren bisherigen Rechts ohne wei-
teres in die Rechtsstellung eines Professors im Sinne 
des Entwurfs überzuleiten; einer Prüfung der Auf-
gaben und Einstellungsvoraussetzungen bedarf es 
hier nicht. Auch alle sonstigen Beamten, die aus-
schließlich Hochschullehreraufgaben im Sinne des 
§ 46 wahrnehmen und die volle Qualifikation im 
Sinne des § 47 Abs. 1 Nr. 2 besitzen, sind als beam-
tete Professoren zu übernehmen. Wegen der bis-
herigen unterschiedlichen landesrechtlichen Rege-
lungen wird es dem einzelnen Landesgesetzgeber 
überlassen, für bestimmte Gruppen eine pauschale 
Übernahme vorzusehen. Die Qualifikationsansprü-
che sind bei der Übernahme mit gleicher Sorgfalt zu 
wahren wie bei Neuberufungen. Dies gilt um so 
mehr, als in Zeiten starker Expansion des Lehrkör-
pers durch die Einstellung relativ junger Hoch-
schullehrer als Professor oder als Assistenzprofes-
sor Qualität und Struktur der Hochschullehrerschaft 
langfristig beeinflußt werden. 

Bei Beamten, die zwar die Einstellungsvorausset-
zungen erfüllen, die aber nur „überwiegend" Auf-
gaben im Sinne des § 46 wahrnehmen, kann ein 
Rechtsanspruch auf Übernahme als Professor nicht 
eingeräumt werden. Hier ist nach Absatz 3 eine 
Übernahme, die beantragt werden muß, u. a. davon 
abhängig, ob die Haushaltslage und der fachliche Be-
darf die Schaffung entsprechender neuer Stellen für 
Professoren rechtfertigen. Auch Unterschiede in der 
individuellen Qualifikation können bei der Entschei-
dung über einen Antrag maßgebend sein. Der Be-
sitzstand ist durch Absatz 3, letzter Satz, gewahrt. 
Entsprechendes gilt gemäß Absatz 4 für die Beam-
ten, die Aufgaben im Sinne des § 46 wahrnehmen 
und lediglich die Einstellungsvoraussetzungen als 
Assistenzprofessoren erfüllen: Sie werden unter den-
selben Maßgaben als Assistenzprofessoren übernom-
men. Würde die Zahl der Assistenzprofessorenstel-
len im Rahmen der Überleitung zu stark vermehrt, 
so hätte ein unvertretbar großer Teil der Assistenz-
professoren keine Chance, nach Ablauf ihrer Dienst-
zeit zum Professor berufen zu werden. 

Alle Beamten, die nach Absatz 3 und 4 nicht als 
Professoren oder Asisstenzprofessoren übernom-
men werden sowie alle sonstigen Beamten (Absatz 5) 
verbleiben in ihrem bisherigen Dienstverhältnis. 
Eine Ausnahme bringt nur Absatz 7: Danach werden 
Lebenszeit- und Probebeamte, die überwiegend Auf-
gaben nach § 54 wahrnehmen sollen, unter Wahrung 
des Besitzstandes als wissenschaftliche oder künstle-
rische Mitarbeiter übernommen. 

Selbstverständlich können auch die sonstigen „ver

-

bleibenden" Beamten bei Vorliegen der entspre

-

chenden Qualifikation mit ihrem Einverständnis z. B. 

wissenschaftliche Mitarbeiter (§ 54) oder Lehrkräf-
te für besondere Aufgaben (§ 57) werden; ein 
Rechtsanspruch hierauf besteht freilich nicht. Die mit-
gliedschaftsrechtliche Stellung der Bediensteten, die 
in ihrem bisherigen Dienstverhältnis verbleiben, 
wird durch Landesrecht bestimmt. Ihre persönliche 
Zuordnung zu einem einzelnen Professor entfällt 
(Absatz 6). Nach Absatz 8 gelten Absatz 2 Satz 2 
und Absätze 3 bis 7 für Angestellte entsprechend. 
So ist z. B. ein angestellter Hochschullehrer mit Zeit-
vertrag, der ausschließlich Hochschullehreraufgaben 
wahrnimmt und die Qualifikation eines Professors 
hat (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 a) als Zeitprofessor im Ange-
stelltenverhältnis zu übernehmen (vgl. § 49 Abs. 1 
Satz 2). 

Zu § 77 — Besitzstandswahrung bei der Entpflich-
tung 

Die Vorschrift enthält im Hinblick auf den Wegfall 
der Entpflichtung die notwendigen Regelungen zur 
Besitzstandswahrung. 

Der Wegfall des Rechts auf Entpflichtung ergibt sich 
aus § 78 des Entwurfs; durch diese Vorschrift wird 
§ 108 des Beamtenrechtsrahmengesetzes gestrichen 
(vgl. auch Begründung zu § 49). 

Zu § 78 — Änderung des Beamtenrechtsrahmen-
gesetzes 

Nummer 1 

Künftig wird es die außerplanmäßigen Professoren 
und Privatdozenten (§ 109, 110 BRRG) nicht mehr 
geben; damit entfällt ihre Erwähnung in § 3 Abs. 1 
Nr. 4 Buchstabe c BRRG. 

Nummer 2 

soll die Berufung von Ausländern als Hochschul-
lehrer erleichtern. 

Nummer 3 

Der Entwurf läßt die Möglichkeit offen, Leiter von 
Hochschulen und hauptberufliche Mitglieder von 
Leitungsgremien zu Beamten auf Zeit zu ernennen 
(§ 63 Abs. 1 bis 3). Wegen der versorgungsrecht-
lichen Folgen bedarf die Frage, unter welchen Vor-
aussetzungen ein Eintritt in den Ruhestand nach Ab-
lauf der Amtszeit oder bei Erreichen der Alters-
grenze zulässig sein soll, der Regelung. Ferner sind 
die Rechtsfolgen einer Abwahl zu regeln. 

Nummer 4 

dient der Berichtigung der Überschrift des entspre-
chenden Titels der BRRG. 

Nummer 5 

Die vorgesehene Neufassung von § 105 BRRG ent-
hält einen durch die Neuregelung in §§ 45 bis 58 
dieses Entwurfs erforderlichen Hinweis. 

Nummer 6 

enthält die auf Grund §§ 45 bis 58 dieses Entwurfs 
erforderliche Streichung der §§ 106 bis 114 BRRG. 
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Die Streichung hat nicht zur Folge, daß damit die 
Rechtsgrundlagen für die gemäß § 76 in ihrem bis-
herigen Dienstverhältnis „Verbleibenden" entfiele. 
Durch das Wort „verbleiben" in § 76 werden die 
landesgesetzlichen Rechtsgrundlagen für diese Per-
sonen aufrechterhalten. Neueinstellungen in diese 
Rechtsverhältnisse sind durch Nummer 6 sowie § 45 
des Entwurfs ausgeschlossen. 

Nummer 7 

Die Neufassung von § 125 Abs. 2 enthält einen neu 
eingefügten zweiten Satz, der es dem Bund ermög-
licht, Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit ohne 
Entlassung aus dem Soldatenverhältnis zum Profes-
sor oder Assistenzprofessor zu ernennen. Aus ge-
setzgebungstechnischen Gründen wird in diesem Zu-
sammenhang für die Soldaten auf Zeit die Ausbil-
dung zum Beamten der Berufsfeuerwehr mit der zum 
Polizeivollzugsbeamten gleichgestellt (Satz 1). 

Zu § 79 — Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Die in das Bundesbeamtengesetz als § 176 a neu ein-
zufügende Vorschrift schafft die Grundlage, um auch 
im Bereich des Bundesdienstes die für den Länder-
bereich vorgesehene Neuordnung der Personalstruk-
tur entsprechend den §§ 45 ff. dieses Entwurfs durch-
führen zu können. 

Absatz 1 legt fest, daß der Dienstherr der hier ge-
nannten Beamten der Bund ist. 

Absatz 2 sieht ein Zeitbeamtenverhältnis von sechs 
Jahren vor für die beamteten Leiter und die beam-
teten hauptberuflichen Mitglieder von Leitungsgre-
mien, die Assistenzprofessoren sowie diejenigen 
Professoren, für die eine befristete Tätigkeit vorge-
sehen ist. Absatz 4 verpflichtet die beamteten Leiter 
und die beamteten hauptberuflichen Mitglieder von 
Leitungsgremien zu einer zweiten Amtszeit. Außer-
dem werden die Versorgung und die Rechtsfolgen 
der Abwahl dieser Personen geregelt. 

Absatz 5 erklärt die für Hochschullehrer geltenden 
Vorschriften des 3. Kapitels, 1. Abschnitt dieses Ent-
wurfes für entsprechend anwendbar. 

Zu § 80 — Änderung des Bundesbesoldungs-
gesetzes 

Die Einfügung eines 2. Satzes in § 6 Abs. 6 bedeutet, 
daß nach der Festsetzung von Regelstudienzeiten 
nur noch die Regelstudienzeit einschließlich der Prü-
fungszeit bei der Berechnung des Besoldungsdienst-
alters berücksichtigt werden kann. In diesen Fällen 
läuft Satz 1 leer, wonach Studienzeiten berücksich-
tigt werden können, die bis zu 2 Jahren über der bis-
herigen Mindeststudienzeit liegen. 

Zu § 81 — Änderung des Hochschulbauförderungs-
gesetzes 

Absatz 1 trägt durch Einfügung einer neuen Num-
mer 5 in § 2 HBfG den Belangen der Raumordnung 
und Landesplanung Rechnung. 

Absatz 2 — vgl. Begründung zu § 69. 

Zu § 82 — Verträge mit den Kirchen 

Die Vorschrift stellt klar, daß die derzeit geltenden 
Verträge mit den Kirchen durch das Hochschulrah-
mengesetz nicht berührt werden. 

Zu § 83 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Fassung. 

Zu § 84 — Inkrafttreten. 

Das Gesetz muß angesichts der Dringlichkeit der 
Hochschulreform möglichst bald in Kraft treten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 397. Sitzung am 19. Ok-
tober 1973 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundge-
setzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

1. Zum Gesetzentwurf im ganzen 

Zur Kostenfrage (vgl. im Vorblatt D. Kosten) wird 
die Bundesregierung gebeten, im Laufe des Gesetz-
gebungsverfahrens eine im einzelnen bezifferte Ko-
stenschätzung aufzustellen, die insbesondere fol-
gende Regelungen des Gesetzentwurfs berücksich-
tigt: 

— Weiterbildendes Studium (§ 2 Abs. 3 und § 22) 
und Weiterbildung des Personals (§ 2 Abs. 3 
Satz 2), 

— Soziale Förderung der Studenten, Berücksichti-
gung der besonderen Bedürfnisse behinderter 
Studenten, Förderung des Sports (§ 2 Abs. 4), 

— Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse 
ausländischer Studenten (§ 2 Abs. 5), 

— Planung und Einrichtung integrierter Studien-
gänge (§ 4 Abs. 3 Nr. 1), 

— Betreuung der Studenten bei persönlichen Schwie-
rigkeiten im Studienverlauf (§ 15 Abs. 1 Satz 1), 

— Eröffnung von Forschungsmöglichkeiten für Hoch-
schullehrer, die an ihrer Hochschule keine ent-
sprechenden Möglichkeiten haben (§ 4 Abs. 3 
Nr. 8, § 46 Abs. 4), 

— Bildung von Gesamthochschulen (§ 5, § 6 Abs. 2 
und 3), 

— Errichtung und Arbeit von Landeshochschulkon-
ferenzen und einer Bundeshochschulkonferenz 
(§ 7 Abs. 2 und 3), 

— Erprobung von Reformmodellen (§ 9 Abs. 2), 

— Freistellung der Mitglieder von Hochschulgre-
mien, die für die Studienreform zuständig sind, 
von ihren sonstigen Aufgaben (§ 9 Abs. 3 Satz 3), 

— Bildung und Arbeit der Studienreformkommis-
sionen (§ 10), 

— Freistellung der Mitglieder der Studienreform-
kommissionen von ihren sonstigen Dienstauf-
gaben (§ 10 Abs. 3), 

— Einrichtung von Aufbaustudiengängen (§ 11 
Abs. 5), 

— Entwicklung, Erprobung und Einbeziehung eines 
Studiums im Medienverbund (§ 14), 

— Veröffentlichung der Studien- und Prüfungsord-
nungen zum Zwecke eines überregionalen Ver-
gleichs (§ 15 Abs. 2), 

— Organisation und Durchführung von Einstu-
fungsprüfungen (§ 21 Abs. 1), 

— Umstellung des Verfahrens der Zentralstelle für 
die Vergabe von Studienplätzen auf die Vor-
schriften des 2. Kapitels, 

— Entwicklung des besonderen Eingangsverfahrens 
(§ 33), 

— Bildung von Auswahlkommissionen unter Be-
teiligung von Vertretern aus dem Schulbereich 
(§ 34), 

— Verwaltungsaufwand für die Erstellung von 
Gutachten der Schule und Hochschule (§ 35), 

— Zusendung der Briefwahlunterlagen (§ 42 Satz 2), 

— Personalstrukturreform einschließlich Überlei-
tungsregelungen. 

Die Bundesregierung wird ferner gebeten darzu-
legen, aufgrund welcher Berechnungen sie zu dem 
Ergebnis gekommen ist, daß die durch dieses Gesetz 
entstehenden Mehrkosten durch Rationalisierungs-
effekte der Gesamthochschule, durch bessere Ka-
pazitätsnutzung, durch die Studienreform und eine 
effektivere Hochschulplanung aufgewogen werden. 

Da die durch das Gesetz entstehenden zusätzlichen 
Kosten im wesentlichen von den Ländern zu tra-
gen sind, müssen bei der Beratung der einzelnen 
Vorschriften deren finanzielle Auswirkungen be-
kannt sein. 

2. Zur Überschrift des Gesetzentwurfs 

Die Überschrift des Gesetzentwurfs ist wie folgt zu 
fassen: 

„Entwurf eines Rahmengesetzes über die allgemei-
nen Grundsätze des Hochschulwesens (Hochschul-
rahmengesetz)" 

Begründung 

Um die Besonderheit der Rahmenregelung gemäß 
Artikel 75 Nr. 1 a GG, die sich nur auf allgemeine 
Grundsätze erstreckt, deutlich zu machen, ist die 
Gesetzesüberschrift entsprechend zu fassen. 

3. Zu § 1 

§ 1 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 1 

Einleitende Vorschrift 

(1) Die Vorschriften vom 1. bis 6. Kapitel dieses 
Gesetzes sind Rahmenvorschriften für die Landes-
gesetzgebung. Die Länder sind verpflichtet, ihr 
Hochschulrecht innerhalb von drei Jahren nach In-
krafttreten dieses Gesetzes entsprechend zu regeln. 
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(2) Hochschulen im Sinne dieses Gesetzes sind die 
Einrichtungen des Bildungswesens, die nach Landes-
recht staatliche Hochschulen sind. Dieses Gesetz 
betrifft, soweit dies in § 72 bestimmt ist, auch die 
staatlich anerkannten Hochschulen." 

Begründung 

Nach Artikel 75 Nr. 1 a GG (Rahmen-Grundsatz-
gesetzgebung) kann der Bundesgesetzgeber kein 
die Hochschulen oder den einzelnen unmittelbar 
bindendes Recht setzen, sondern nur Richtlinien für 
den Landesgesetzgeber erlassen. Dem ist durch eine 
einleitende Vorschrift, die § 1 des Beamtenrechts-
rahmengesetzes entspricht, Rechnung zu tragen. 

4. Zu §2 

a) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Hochschulen dienen entsprechend ihrer Auf-
gabenstellung der Pflege und Entwicklung der 
Wissenschaften und der Künste durch Forschung, 
Lehre und Studium." 

Begründung 

Die unterschiedliche Aufgabenstellung der Hoch-
schulen muß bei der Bestimmung ihrer Aufgaben 
berücksichtigt werden. Es wird auch weiterhin 
Hochschulen geben, die  nicht die Aufgabe der 
Forschung haben. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) Die Hochschulen sollen den wissenschaft-
lichen und künstlerischen Nachwuchs fördern." 

Begründung 

Weder tragen alle Hochschulen Verantwortung 
für die Heranbildung wissenschaftlichen Nach-
wuchses (z. B. Kunst- und Fachhochschulen) noch 
kommt den Hochschulen eine „abschließende" 
Verantwortung zu. 

c) In Absatz 3 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Die Förderung der Fortbildung von Beamten 
durch die jeweils zuständigen Dienstbehörden 
ist bereits in allgemeinen Vorschriften des Be-
amtenrechts geregelt. Eine über diese Vorschrif-
ten hinausgehende Regelung für den Hochschul-
bereich ist sachlich nicht veranlaßt und auch 
finanziell nicht vertretbar. 

d) In Absatz 4 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvor

-

schlag zu § 2 Abs. 3 Satz 2. Auch eine ausdrück

-

liche gesetzliche Verankerung der Aufgabe der 

Sportförderung ist nicht erforderlich, da die Hoch-
schulen diese Aufgabe bereits nach dem gegen-
wärtigen Stand wahrnehmen; soweit  hier  ein 
Mehr statuiert werden soll, gilt das zur Förde-
rung der Weiterbildung Gesagte entsprechend. 

e) Absatz 7 ist wie folgt zu fassen: 

„(7) Die Hochschulen unterrichten die Öffent-
lichkeit über die Arbeit in den Hochschulen." 

Begründung 

Die Stellung der Hochschulen in der Gesellschaft 
und ihre Aufgabe in Forschung, Lehre und Stu-
dium erfordern eine ständige Information der 
Öffentlichkeit. Nach dem Grundgesetz und den 
Länderverfassungen sind ,die Hochschulen jedoch 
den Parlamenten und nicht der Öffentlichkeit 
gegenüber rechenschaftspflichtig. 

f) In Absatz 8 Satz 2 sind die Worte „und deren 
Erfüllung nicht beeinträchtigen" zu streichen. 

Begründung 

Soweit sich eine zweckmäßige Übertragung wei-
terer Aufgaben in vertretbarem Maße auf die 
Erfüllung der übrigen Aufgaben auswirkt, muß 
dies in Kauf genommen werden (z. B. Rückwir-
kungen der Krankenversorgung auf den Lehr-
betrieb in Medizin). 

5. Zu § 3 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „im Bewußt-
sein ihrer Verantwortung vor ,der Gesellschaft" 
zu streichen. 

Begründung 

Die Formulierung des Regierungsentwurfs birgt 
die Gefahr der Einschränkung des Individualfrei

-

heitsrechtes nach Artikel 5 Abs. 3 GG in sich. 

b) In Absatz 2 Satz 1 sind die Worte „die Grund-
sätze der Methodik" durch die Worte „die Me-
thode" zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung 

c) In Absatz 3 Satz 1 sind hinter den Worten „In-
halt der Lehre" die Worte „und die Durchfüh-
rung der Lehrveranstaltung" einzufügen. 

Begründung 

Im Hinblick auf das den Studenten in Absatz 4 
eingeräumte Recht auf Äußerungen wissenschaft-
licher und künstlerischer Meinungen muß zur 
Vermeidung einer Verletzung des Grundrechts 
der Lehrfreiheit sichergestellt sein, daß derartige 
Äußerungen in Lehrveranstaltungen deren Durch-
führung nicht beeinträchtigen dürfen. 
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d) In Absatz 4 ist hinter Satz 1 folgender Satz 
einzufügen: 

„Das Recht der Äußerung von wissenschaftlichen 
und künstlerischen Meinungen darf die ord-
nungsgemäße Durchführung von Lehrveranstal-
tungen nicht beeinträchtigen." 

Begründung 

Um den ungestörten Verlauf von Lehrveranstal-
tungen sicherzustellen, ist es erforderlich, das 
Recht der wissenschaftlichen und künstlerischen 
Meinungsäußerung der Studierenden in Lehrver-
anstaltungen zu beschränken. 

6. Zu §4 

a) In Absatz 1 ist das Wort „ständige" zu streichen. 

Begründung 

Der Begriff „Hochschulreform" ist umfassend; 
er betrifft nicht nur Fragen der Studienreform, 
die in § 9 bereits geregelt ist, sondern auch die 
Reform der Struktur des Hochschulwesens und 
der Hochschulorganisation. In solchem Umfang 
ist eine Aufgabe der Hochschulen zu ständiger 
Reform nicht tragbar, da die Wahrnehmung der 
Aufgaben durch die Hochschulen nicht durch 
ständige Umorganisationen beeinträchtigt wer-
den darf. 

b) Absatz 2 ist zu streichen und 

Absatz 3 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„Durch die Neuordnung des Hochschulwesens 
sollen insbesondere erreicht werden:". 

Begründung 

Die Regelungen in § 4 betreffen inhaltliche Ziele 
der Neuordnung des Hochschulwesens. Sie sind 
rechtssystematisch zu trennen von den Rege-
lungen zur Organisationsstruktur der Hochschu-
len, die in den folgenden Vorschriften ausführ-
lich behandelt wird. 

c) In Absatz 3 Nr. 1 sind in Zeile 2 die Worte 
„integrierten und" sowie in Zeile 3 das Wort 
„allen" zu streichen und in Halbsatz 2 die Worte 
„sind ... zu schaffen" durch „sollen ... geschaf-
fen werden" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Bedeutung des Wortes „integriert" ist un-
klar, nachdem ausdrücklich bestimmt ist, daß 
soweit als möglich gemeinsame Studienabschnitte 
zu schaffen sind. Ferner müßte offenbleiben, ob 
alle Studiengänge integriert werden können. 

Es kann nicht allein darauf ankommen, ob ein 
Bereich „geeignet" ist. Es ist auch auf den Be-
darf abzustellen. 

Für die Schaffung gemeinsamer Studienabschnitte 
ist nicht allein der Inhalt der Studiengänge maß

-

gebend. Halbsatz 2 ist daher als Sollvorschrift 
zu fassen. 

d) In Absatz 3 Nr. 2 ist nach dem Wort „erbrach-
ter" das Wort „vergleichbarer" einzufügen. 

Begründung 

Es muß zum Ausdruck kommen, daß erbrachte 
Studien- und Prüfungsleistungen (nach dem 
Grundsatz der Vergleichbarkeit) nur soweit an-
gerechnet werden können, als sie für das wei-
tere Studium förderlich sind. 

e) Absatz 3 Nr. 8 ist wie folgt zu fassen: 

„8. Eröffnung von Forschungsmöglichkeiten für 
Professoren und Assistenzprofessoren, die 
an einer Hochschule tätig sind, in der keine 
oder keine ausreichenden, ihren Dienstauf-
gaben entsprechenden Forschungsmöglich-
keiten bestehen." 

Begründung 

Die Fassung des Regierungsentwurfs ist zu weit, 
da die Einräumung von Forschungsmöglichkeiten 
nur entsprechend den jeweiligen Dienstaufgaben 
erfolgen darf. 

7. Zu § 5 

§ 5 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 5 

Organisation des Hochschulwesens 

(1) Zur Erreichung der Ziele nach § 4 Abs. 3 sind 
die verschiedenen Hochschulen in einem neuen 
Hochschulsystem zusammenzuführen. Hochschulen 
sind in der Regel zu Gesamthochschulen auszu-
bauen oder zusammenzuschließen oder unter Auf-
rechterhaltung ihrer rechtlichen Stellung durch ge-
meinsame Gremien zu Gesamthochschulen zu ver-
binden. In den Fällen, in denen Gesamthochschulen 
nicht oder noch nicht gebildet werden können, ist 
ein Zusammenwirken der Hochschulen sicherzu-
stellen. 

(2) Voraussetzung für die Bildung einer Gesamt-
hochschule ist insbesondere, daß sie nach ihrer 
Struktur, den in ihr vertretenen Fachrichtungen, 
ihrer Größe und ,der räumlichen Entfernung ihrer 
Einrichtungen ihre Aufgabe wirksam erfüllen und 
ein Angebot von Studiengängen gewährleisten kann, 
das den Anforderungen des § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 
und 9 entspricht. 

(3) Für die Planung und Errichtung neuer Hoch-
schulen gelten die Grundsätze der Absätze 1 und 2 
entsprechend." 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag entspricht dem Bildungs

-

gesamtplan der Bund/Länder-Kommission für Bil-
dungsplanung vom 15. Juni 1973. 
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8. Zu § 6 

§ 6 ist zu streichen. 

Begründung 

§ 6 enthält eine durch die Kompetenz des Bundes-
gesetzgebers nicht gedeckte Detailregelung. § 5 
verpflichtet die Länder zur Neuordnung des Hoch-
schulwesens. Er enthält damit bereits entsprechende 
Prüfungs- und Handlungspflichten der Länder. Auch 
die in § 69 vorgesehene Bestimmung über den Hoch-
schulgesamtplan schließt die Prüfungspflicht ein. 

9. Zu § 7 

a) In Absatz 1 sind Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Das Zusammenwirken ist nach Maßgabe des 
Landesrechts sicherzustellen." und Satz 3 zu 
streichen; 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Sicherstellung des Zusammenwirkens muß 
dem Landesgesetzgeber überlassen bleiben. 

Das Zusammenwirken von Hochschulen mehre-
rer Länder kann nur durch die beteiligten Länder 
sichergestellt werden; eine bundesrahmengesetz-
liche Verpflichtung der Länder, sich zu koordi-
nieren, ist durch die Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes nach Artikel 75 Nr. 1 a GG nicht 
gedeckt. 

Ob Hochschulkonferenzen gebildet werden, muß 
dem Landesrecht überlassen bleiben. Im übrigen 
enthält Absatz 2 in den Sätzen 2 bis 4 von der 
Kompetenz des Bundesgesetzgebers nicht ge-
deckte Detailregelungen. 

b) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Gegen einen Zusammenschluß der Hochschulen 
in einer Organisation auf Bundesebene bestehen 
zumindest verfassungspolitische Bedenken. Die 
Wahrnehmung bundesweiter Aufgaben auf dem 
Gebiet des Hochschulwesens sowie der Belange 
der Hochschulen gegenüber dem Bund obliegt 
den Ländern. Die Hochschulen können nicht ne-
ben den Ländern Verhandlungspartner des Bun-
des sein. 

Für einen Zusammenschluß der Hochschulen zu 
einer Organisation auf Bundesebene besteht auch 
kein sachliches Bedürfnis. 

10. Zu § 8 

§ 8 ist wie folgt zu fassen: 

„ § 8 

Ziel des Studiums 

Lehre und Studium sollen den Studenten auf ein 
berufliches Tätigkeitsfeld vorbereiten und ihm da-

für erforderliche Kenntnisse und Methoden vermit-
teln." 

Begründung 

Das Studienziel ist jeweils an einem beruflichen 
Tätigkeitsfeld orientiert. Es kann daher nicht all-
gemein auf die Befähigung zu wissenschaftlicher 
oder künstlerischer Arbeit ausgerichtet sein. Ferner 
dient das Studium zumindest nicht unmittelbar der 
staatsbürgerlichen Bildung. 

11. Zu § 9 

a) Die Bundesregierung wird gebeten, im Verlauf 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens die in 
§ 9 Abs. 1 verwendeten Begriffe „Bedürfnisse 
der beruflichen Praxis" und „gesellschaftliche 
Erfordernisse" sowie ihr Verhältnis zueinander 
näher zu erläutern. 

b) In Absatz 1 Satz 2 ist Nummer 3 zu streichen. 

Begründung 

Die Freiheit der Lehre (Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 
GG) schließt es aus, daß eine bestimmte didak-
tische Methode verordnet wird. Auch ist unklar, 
auf welche Weise außerhalb von bisherigen Mo-
dellen und Praxissemestern gewährleistet werden 
soll, daß Studieninhalte auf ihren Bezug zur 
Praxis erprobt werden. 

c) In Absatz 2 sind Satz 1 zu streichen und Satz 2 
eingangs wie folgt zu fassen: „Zur Erprobung 
von Reformmodellen können ...". 

Begründung 

Nicht alle Hochschulen sollen Reformmodelle er-
proben. Einer ökonomischen Durchführung der 
Erprobung von Reformmodellen nach Maßgabe 
des Landesrechts darf nicht durch eine Ver-
pflichtung aller Hochschulen entgegengewirkt 
werden. 

d) In Absatz 2 ist der bisherige Satz 3 in folgenden 
Absatz 2 a zu fassen: 

„ (2 a) Für einen neuen Studiengang soll der 
Lehrbetrieb erst aufgenommen werden, wenn die 
Genehmigung oder der Erlaß einer entsprechen-
den Prüfungsordnung erfolgt ist." 

Begründung 

Die Vorschrift kann sich nicht nur auf Reform-
modelle beziehen und muß daher aus dem Ab-
satz 2 herausgenommen werden. Das bloße In-
aussichtstellen der  Genehmigung oder des Er-
lasses einer Prüfungsordnung reicht nicht aus. 
Die Prüfungsordnung sollte im Regelfall geneh-
migt oder erlassen sein. Außergewöhnlichen Um-
ständen kann, da es sich um eine Soll-Vorschrift 
handelt, auch dann Rechnung getragen werden. 
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e) In Absatz 3 sind die Sätze 2 und 3 zu streichen. 

Begründung 

Die Studienreformkommissionen sind über ihre 
Mitglieder mit den Hochschulen verbunden. Dar-
über hinaus können die Studienreformkommis-
sionen jedoch nicht mit allen Hochschulen zu-
sammenwirken. Die Regelung eines Zusammen-
wirkens von Studienreformkommissionen und 
Hochschulen ist dem Landesrecht zu überlassen, 
um den jeweiligen Bedürfnissen Rechnung tra-
gen zu können. 

Die Studienreform ist eine Pflichtaufgabe der 
Hochschulen. Die Mirtwirkung der Hochschulmit-
glieder in den Selbstverwaltungsgremien gehört 
zu den Mitgliedschaftspflichten und ist Dienst-
aufgabe der Hochschulbediensteten. Freistellun-
gen größeren Umfanges, wie sie außerdem nach 
§ 10 Abs. 3 vorgesehen sind, würden die Eng-
pässe in der Lehre verschärfen. 

f) Es ist folgender Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 vorgesehe-
nen Maßnahmen dürfen nur eingeleitet werden, 
wenn die finanziellen Auswirkungen geprüft 
sind und die Finanzierung unter Berücksichtigung 
der staatlichen haushaltsrechtlichen Vorschriften 
sichergestellt ist." 

Begründung 

Diese Vorschrift entspricht der Forderung des 
Bundesrates in BR-Drucksache 689/70 zu § 33 
EHRG 1971. Dadurch soll gewährleistet werden, 
daß die Versuche zur Erprobung von Reform-
modellen auch zum Abschluß gebracht werden 
können und daß das in den Studienordnungen 
und sonstigen Rechtsvorschriften vorgesehene 
Lehrangebot durch die Durchführung von Re-
formmodellen nicht beeinträchtigt wird. 

Dieses Anliegen sollte zur finanziellen Absiche-
rung der Bewältigung der Studienreform weiter-
hin nachdrücklich vertreten werden. 

12. Zu § 10 

a) In Absatz 1 sind hinter dem Wort „werden" die 
Worte „für Studiengänge, die mit einer Hoch-
schulprüfung abgeschlossen werden," einzufügen. 

Begründung 

Der Bund kann keine generellen Regelungen für 
Studiengänge treffen, die mit staatlichen Prüfun-
gen abgeschlossen werden, weil die Zuständig-
keit hierfür weitgehend bei den Ländern liegt. 

b) Es sind in Absatz 1 die Worte „für den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes" und Absatz 8 zu strei-
chen. 

Begründung 

Die Rahmenkompetenz zum Erlaß allgemeiner 
Grundsätze über das Hochschulwesen gemäß 
Artikel 75 Nr. 1 a GG reicht nicht aus, um die 
Länder zur Einrichtung einer Verwaltung auf 
Bundesebene zu verpflichten. Die Notwendigkeit 
der Bildung von Studienreformkommissionen für 
mehrere Länder wird damit nicht in Frage ge-
stellt. Dies kann aber nur durch Abschluß ent-
sprechender Vereinbarungen der Länder ver-
wirklicht werden. Für diese Studienreformkom-
mission für mehrere Länder gelten die Grund-
sätze des § 10 selbstverständlich entsprechend. 

c) Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Studienreformkommissionen werden von den 
zuständigen Landesbehörden im Zusammenwir

-

ken mit den  betroffenen  Hochschulen gebildet." 

Begründung 

Die zuständige Landesbehörde ist durch Landes-
recht festzulegen. Im übrigen reicht die Rahmen-
kompetenz des Bundesgesetzgebers nach Ar-
tikel 75 Nr. 1 a GG nicht aus, um die Länder zur 
Einrichtung einer Verwaltung auf Bundesebene 
zu verpflichten. 

d) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„ (3) An den vorgesehenen Studienreformkom-
missionen sind Vertreter aus dem Bereich der 
Hochschulen, von staatlichen Stellen sowie Fach-
vertreter aus der Berufspraxis zu beteiligen." 

Begründung 

Die Regelung im Regierungsentwurf ist im Hin

-

blick auf Artikel 75 Nr. 1 a GG zu detailliert. 

Die Zusammensetzung der Studienreformkom-
missionen muß den jeweiligen Bedürfnissen ent-
sprechen und daher flexibel sein. 

e) In Absatz 4 Satz 1 sind die Worte „Empfehlun-
gen zur Überprüfung von Studiengängen" durch 
die Worte „Empfehlungen zur Neuordnung von 
Studiengängen" zu ersetzen. 

Begründung 

Redaktionelle Verbesserung. 

f) In Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 ist der Klammerhinweis 
wie folgt zu fassen: 

„(§ 11 Abs. 2 und 4)". 

Begründung 

Folge des Vorschlags einer Streichung des § 11 
Abs. 3. 
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g) In Absatz 5 ist Satz 3 zu streichen. 

Begründung 

Es muß genügen, wenn die Empfehlungen allen 
interessierten Stellen und Personen zugänglich 
sind. Eine Veröffentlichungspflicht ist wegen der 
damit verbundenen erheblichen finanziellen Auf-
wendungen nicht vertretbar. 

h) Absatz 6 ist wie folgt zu fassen: 

„ (6) Die Empfehlungen werden der zuständi-
gen Landesbehörde vorgelegt. Den Hochschulen 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben." 

Begründung 

Klarstellung des Adressaten der Empfehlungen 
und Sicherstellung der Beteiligung der Hoch-
schulen. 

i) In Absatz 7 sind die Worte „für das Hochschul-
wesen" zu streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 10 Abs. 2 
Satz 1. 

il Absatz 9 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 10 Abs. 1 
(und 8). 

13. Zu 11 

a) Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob in § 11 Abs. 1 Satz 2 außer auf einen beruf-
lichen Vorbereitungsdienst auch auf eine beruf-
liche Einführung abzustellen ist. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) In den Prüfungsordnungen (§ 17 Abs. 3) 
und in den Empfehlungen der Studienreform-
kommissionen (§ 10 Abs. 4) sind die Studien-
zeiten vorzusehen, in denen in der Regel, eine 
entsprechende Gestaltung der Studienordnungen 
(§ 12) und des Lehrangebots (§ 13) vorausgesetzt, 
ein erster berufsqualifizierender Abschluß er-
worben werden kann (Regelstudienzeit)." 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag berücksichtigt, daß nicht 
alle Studiengänge eine Prüfungsordnung sowie 
die Festlegung einer Regelstudienzeit erfordern; 
ferner sind nicht für alle Studiengänge Studien-
reformkommissionen einzusetzen. Dies gilt ins-
besondere für die sog. kleinen Fächer (z. B. 
Archäologie, Ägyptologie, Byzantinistik etc.). 

Satz 2 des Regierungsentwurfs enthält nur Ver-
weise auf andere Bestimmungen, aber keinen 
eigenen materiellen Regelungsgehalt. 

c) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Berücksichtigung von § 8 bei der Festsetzung 
der Regelstudienzeit ist selbstverständlich. Im 
übrigen enthält der Regierungsentwurf eine von 
der Rahmenkompetenz des Bundesgesetzgebers 
nicht gedeckte Detailregelung. 

d) Absatz 4 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„In geeigneten Fachrichtungen sollen Studien-
gänge eingerichtet werden, die innerhalb von 
drei Jahren zu einem ersten berufsqualifizieren-
den Abschluß führen." 

Begründung 

Nach der Formulierung des Regierungsentwurfs 
wäre in allen Fachrichtungen, in denen ein drei-
jähriger Studiengang möglich ist, ein entspre-
chender Studiengang vorgeschrieben. Eine solche 
generelle Vorschrift ist nicht sachgerecht. 

e) In Absatz 4 Satz 3 ist der 2. Halbsatz zu strei-
chen. 

Begründung 

Der 2. Halbsatz enthält dieselbe Aussage wie 
§ 17 Abs. 3 Satz 3 und ist daher hier überflüssig. 

f) Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens darüber 
Auskunft zu geben, in welchem Verhältnis die 
Regelstudienzeiten zu den Förderungszeiten nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz stehen. 

14. Zu § 12 

a) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Soweit Inhalt und Aufbau des Studiums nicht 
durch Prüfungsordnungen oder andere Vorschrif-
ten geregelt sind, stellt die Hochschule für den 
Studiengang eine Studienordnung auf." 

Begründung 

Vielfach haben die Prüfungsordnungen und ent-
sprechende Vorschriften inhaltlich zugleich den 
Charakter von Studienordnungen. 

b) Absatz 1 Satz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Studienordnung kann Schwerpunkte nur in

-

soweit vorsehen, als dies die Prüfungsordnung 
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ermöglicht. Im übrigen können nicht in allen 
Studiengängen Wahlschwerpunkte vorgesehen 
werden. Die Möglichkeit, Studienleistungen in 
unterschiedlichen Formen zu erbringen, gefähr-
det die Gleichwertigkeit der Anforderungen 
eines Studiengangs. 

c) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Der notwendige Inhalt von Studienordnungen 
ergibt sich bereits aus Absatz 1. 

d) In Absatz 3 Satz 2 sind hinter dem Wort „Rechts-
vorschriften" die Worte „ , insbesondere staat-
liche Rahmenprüfungs- und Rahmenstudienord-
nungen," einzufügen. 

Begründung 

Es ist klarzustellen, daß der Erlaß von Rahmen-
vorschriften zur Gewährleistung der Durchlässig-
keit, Freizügigkeit und Gleichwertigkeit möglich 
sein muß, soweit keine Empfehlungen von Stu-
dienreformkommissionen vorliegen. 

e) In Absatz 3 ist folgender Satz anzufügen: 

„Ist eine staatliche Stelle für den Erlaß der Prü-
fungsordnung zuständig, so ist die zugehörige 
Studienordnung im Einvernehmen mit dieser 
Stelle aufzustellen." 

Begründung 

Die Beteiligung der für den Erlaß der Prüfungs
-ordnung zuständigen Stellen ist sachlich geboten. 

15. Zu § 13 

a) In Absatz 1 Satz 1 ist das Wort „Studienord-
nungen" durch die Worte „Ziel und Inhalt des 
jeweiligen Studiengangs regelnden Vorschrif-
ten" zu ersetzen. 

Begründung 

Studienordnungen enthalten nicht alle Regelun-
gen für den jeweiligen Studiengang. Sie kön-
nen daher nicht allein für das erforderliche Lehr-
angebot maßgeblich sein. 

b) In Absatz 2 sind die Worte „wenn das ... wer-
den kann" zu ersetzen durch die Worte „soweit 
dies zur Gewährleistung des erforderlichen Lehr-
angebotes notwendig ist". 

Begründung 

Zur Vermeidung einer Rechtsunsicherheit ist 
klarzustellen, daß ,der Fachbereich nicht nur 
subsidiär zuständig ist. 

c) Absatz 2 Halbsatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Umfang der Lehrverpflichtung und die Not-
wendigkeit der Gewichtung der einzelnen Lehr-
veranstaltung ergeben sich aus den für das 
Dienstverhältnis geltenden Regelungen (vgl. 
§ 46 Abs. 3). Bei Festlegung der Lehrverpflich-
tungen sind die Unterschiede der einzelnen Un-
terrichtsveranstaltungen bereits zu berücksich-
tigen. Von solchen Regelungen kann der Fach-
bereich nicht abweichen. 

16. Zu § 14 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „sind ... zu 
nutzen" durch die Worte „sollen ... genutzt 
werden" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Fasung des Regierungsentwurfs begegnet im 
Hinblick auf Artikel 5 Abs. 3 GG Bedenken. 
Außerdem müssen erst entsprechende Erfahrun-
gen mit dem Fernstudium im Medienverbund 
gesammelt werden. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) Die Hochschulen wirken an der Entwick-
lung und Erprobung von Studieneinheiten des 
Medienverbundes mit." 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung trägt den gegebenen 
Zuständigkeiten hinsichtlich der Entwicklung des 
Studiums im Medienverbund Rechnung. Die Mit-
wirkung der Hochschulen steht letztlich in der 
Verantwortung des Staates. 

c) In Absatz 3 Satz 2 ist das Wort „oder" durch die 
Worte „sowie der für" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Prüfungsordnungen sind Rechtssätze. Soweit 
Abweichungen zugelassen werden, sind alle bei 
Erlaß der Prüfungsordnung beteiligten Stellen 
einzuschalten. 

d) Absatz 3 Sätze 3 und 4 sind zu streichen. 

Begründung 

Die Regelung der Zuständigkeit zur Anerken-
nung von Studieneinheiten gehört zur Zuständig-
keit der Länder. 

e) In Absatz 4 sind Satz 1 zu streichen und Satz 2 
eingangs wie folgt zu fassen: 

„Soweit eine in das Lehrangebot einbezogene 
Studieneinheit ...". 
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Begründung 

Eine rechtliche Automatik, die die Hochschule 
verpflichten würde, alle anerkannten Studien-
einheiten in das Lehrangebot einzubeziehen, be-
gegnet im Hinblick auf Artikel 5 Abs. 3 GG Be-
denken. 

17. Zu § 15 

a) In Absatz 1 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Zur Beratung von Studienbewerbern und Stu-
denten sind bei den Hochschulen Studienbera-
tungsstellen einzurichten." 

Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf soll nicht nur die Un-
terrichtung der Studienbewerber und Studenten 
über Studienmöglichkeiten und über Inhalte, 
Aufbau und Anforderungen eines Studiums, son-
dern auch die Unterstützung der Studenten in 
ihrem Studium durch eine studienbegleitende 
fachliche Beratung sowie die Betreuung bei per-
sönlichen Schwierigkeiten im Studienverlauf zur 
Pflichtaufgabe der Hochschulen gemacht werden. 

Die finanziellen Auswirkungen eines solch um-
fassenden Aufgabenbereiches sind unabsehbar. 
Von einer konkreten Festlegung der einzelnen 
Aufgaben der Beratungsstellen sollte daher abge-
sehen werden. 

b) In Absatz 1 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Die Hochschule soll bei der Studienberatung ins-
besondere mit den für die Berufsberatung und 
den für die staatlichen Prüfungen zuständigen 
Stellen zusammenwirken." 

Begründung 

Ein Zusammenwirken mit anderen als den ge-
nannten Stellen, z. B. der allgemeinen Bildungs-
beratung, sollte nicht ausgeschlossen sein. 

c) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) Die Länder sorgen für eine Veröffent-
lichung der geltenden Studien- und Prüfungsord-
nungen." 

Begründung 

Die Fassung des Regierungsentwurfs erfordert im 
Verhältnis zu dem zu erwartenden Erfolg einen 
viel zu hohen Kostenaufwand. 

18. Zu § 16 

a) In Absatz 2 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Auch bei Gruppenarbeiten müssen die indi-
viduellen Leistungen deutlich abgrenzbar und 
bewertbar sein." 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. 

b) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Abgesehen davon, daß die Regelung des Regie-
rungsentwurfs eine völlige Aushöhlung von Ab-
schlußprüfungen ermöglicht, ist sie als Detail-
regelung von der Rahmenkompetenz des Bundes-
gesetzgebers nicht mehr gedeckt. 

c) Absatz 4 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind nur 
Professoren und Assistenzprofessoren sowie nach 
näherer Bestimmung des Landesrechts Lehrbeauf-
tragte und in der beruflichen Praxis erfahrene 
Personen befugt." 

Begründung 

Die Fassung des Regierungsentwurfs ist zu eng. 

Im übrigen Folge des Änderungsvorschlages zu 
§ 41 Abs. 4 letzter Satzteil. 

19. Zu § 17 

a) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) In der Prüfungsordnung sind nach Maß-
gabe des Landesrechts insbesondere die Voraus-
setzungen für die Zulassung zur Prüfung und 
deren Wiederholung, die Anrechnung von Stu-
dien- und Prüfungsleistungen, das Prüfungsver-
fahren und die Prüfungsanforderungen abschlie-
ßend zu regeln." 

Begründung 

Es ist zweifelhaft, ob § 17 Abs. 2 der Regierungs-
vorlage einen allgemeinen Grundsatz des Hoch-
schulwesens enthält und deshalb von der Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes gedeckt ist. Die 
vorgeschlagene Fassung ist geeignet, diese ver-
fassungsrechtlichen Bedenken auszuräumen. Sie 
trägt auch der Überlegung Rechnung, daß ein 
Teil der erforderlichen Regelungen durch Landes-
gesetz getroffen wird. 

b) In Absatz 3 Satz 1 ist der Klammerhinweis wie 
folgt zu fassen: 

„ (§ 11 Abs. 2 und 4) ". 

Begründung 

Folge des Vorschlags einer Streichung des § 11 
Abs. 3. 

c) In Absatz 3 Satz 3 ist der letzte Satzteil wie 
folgt zu fassen: 

„daß die Abschlußprüfung in der Regel späte-
stens sechs Monate nach Ablauf der Regelstu-
dienzeit abgelegt ist." 
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Begründung 

§ 18 Abs. 2 knüpft die Aufforderung zur Meldung 
zur Prüfung nicht an den Ablauf der Regel-
studienzeit, sondern an die Überschreitung der 
in der Prüfungsordnung festzulegenden Frist für 
die Meldung zur Abschlußprüfung. Über die 
Bemessung dieser Frist ist im Regierungsentwurf 
nichts festgelegt. Die vorgeschlagene Fassung 
würde dazu verpflichten, die Frist für die Mel-
dung zur Abschlußprüfung in der Prüfungsord-
nung so zu bemessen, daß die Abschlußprüfung 
regelmäßig innerhalb von sechs Monaten nach 
Ablauf der Regelstudienzeit abgelegt ist. 

20. Zu § 18 

a) In Absatz 1 ist das Wort.  „Prüfungen" durch 
„Hochschulprüfungen" zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung. 

b) In Absatz 2 ist Satz 5 wie folgt zu fassen: 

„Eine Tätigkeit in der Selbstverwaltung kann 
bei der Bemessung der Nachfrist angemessen be-
rücksichtigt werden." 

Begründung 

Die Fassung des Regierungsentwurfs erfaßt nur 
eine Tätigkeit in Hochschulorganen, nicht aber 
in Gremien ohne Organcharakter. Außerdem muß 
eine Begrenzung der anrechenbaren Zeit möglich 
sein. 

c) Absatz 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Fachbereiche werden nicht für alle Studien-
gänge über die erforderlichen Unterlagen verfü-
gen. Sie sind daher nicht immer in der Lage, der 
Berichtspflicht nach Absatz 5 nachzukommen. 

21. Zu § 19 

§ 19 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Regelung ist durch die Ermächtigung des Ar-
tikels 75 Nr. 1 a GG nicht gedeckt. Im allgemeinen 
liegt die Kompetenz für die Regelung staatlicher 
Prüfungen weitgehend bei den Ländern. 

22. Zu § 20 

§ 20 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Bezeichnung des Hochschulgrades sollte dem 
Landesrecht überlassen bleiben. Auch wenn einheit

-

lich der Diplomgrad zu verleihen ist, müßte dieser 
außer durch die Fachrichtung auch durch die Art des 
Studiengangs näher gekennzeichnet werden; denn 
die Differenzierung der Studiengänge muß auch im 
Hochschulgrad zum Ausdruck kommen. 

23. Zu § 21 

a) Die Absätze 1 und 2 sind zu streichen. 

Begründung 

Da Prüfungen gemäß § 18 Abs. 1 des Gesetzent-
wurfs auch vor Ablauf der für die Meldung fest-
gelegt werden können, ist eine besondere Ein-
stufungsprüfung entbehrlich. Es ist ausgeschlos-
sen, daß die für die Einstufungsprüfungen er-
forderlichen Prüfungskapazitäten angesichts der 
zunehmenden Zulassungsbeschränkungen an den 
Hochschulen und der damit verbundenen völligen 
Auslastung der Lehrkräfte bereitgestellt werden 
können. Die Vorschrift birgt die Gefahr, daß 
private Bildungsinstitutionen die Ausbildung der 
Studierwilligen übernehmen. Im Falle von Zu-
lassungsbeschränkungen könnte die Einstufungs-
prüfung ohnehin nur in Ausnahmefällen zur Zu-
weisung eines Studienplatzes führen, da sich die 
Höchstzahlen jeweils auf die Zulassungsquote im 
ersten Semester beziehen. 

Angesichts der vielfältigen Möglichkeiten, die 
Hochschulreife auch im sogenannten zweiten Bil-
dungsweg zu erlangen, besteht keine sachliche 
Notwendigkeit im Sinne des Absatzes 2. 

b) Absatzes 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Sachverhalt ist in § 14 Abs. 3 Satz 1 hinrei-
chend geregelt. 

24. Zu § 23 

In Absatz 1 Satz 2 ist das Wort „sind" durch die 
Worte „können ... sein" zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung. 

25. Zu § 24 

a) Absatz 1 Satz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift regelt einen Teilbereich des Zu-
sammenwirkens von Hochschulen (vgl. § 7 
Abs. 1) . Allein die Tatsache, daß Hochschulen 
gemeinsame Forschungsvorhaben durchführen, 
kann nicht generell eine besondere Förderung 
dieser Vorhaben rechtfertigen. 
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b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) Die Hochschulen berichten regelmäßig 
über die Forschungstätigkeit an der Hochschule." 

Begründung 

Die detaillierte Regelung des Regierungsent-
wurfs ist nicht durch Artikel 75 Nr. 1 a GG ab-
gedeckt. 

26. Zu 25 

Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Veröffentlichung von Forschungsergebnissen" ; 

Absatz 1 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Begriff „Mitwirkung" ist in diesem Zusammen-
hang unklar, weil nicht erkennbar ist, welche Mit-
wirkungsrechte die einzelnen beteiligten Personen 
haben sollen. Diese Rechte bestimmen sich nach dem 
Dienstrecht oder der besonderen korporationsrecht-
lichen Stellung. Weitere Rechte können nicht ein-
geräumt werden. 

27. Zu § 26 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„ (1) Die in der Forschung tätigen Hochschul-
mitglieder können nach Maßgabe der folgenden 
Absätze im Rahmen ihrer dienstlichen Aufgaben 
auch solche Forschungsvorhaben durchführen, 
die nicht aus den der Hochschule zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmitteln finanziert werden." 

Begründung 

Es erscheint nicht zweckmäßig, den Hochschulmit-
gliedern einen ausdrücklichen Rechtsanspruch auf 
Durchführung der sogenannten Drittmittelfor-
schung zuzubilligen, da sich hieraus verstärkte 
Forderungen auf Bereitstellung von Personal, 
Sachmitteln und Einrichtungen ergeben könnten. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) Ein Forschungsvorhaben nach Absatz 1 
kann an der Hochschule durchgeführt werden, 
wenn die Rechte anderer dadurch nicht beein-
trächtigt werden und entstehende Folgelasten 
abgedeckt sind." 

Begründung 

Die Bestimmung in Absatz 1 stellt klar, daß die 
Forschungsfreiheit nicht von der Art der Finan-
zierung abhängt. Soweit der Forscher von dritter 
Seite Mittel erhält, ist er deshalb berechtigt, diese 
für seine Forschungsaufgabe einzusetzen. Eine 
Grenze kann nur insoweit gezogen werden, als 
Rechte anderer Mitglieder der Hochschule be-
einträchtigt würden oder der Hochschule oder 
dem Staat Folgelasten entstünden. 

c) Die Absätze 3 bis 6 sind zu streichen. 

Begründung 

Zu Absatz 3 

Eine besondere Kontrolle durch den Fachbereich 
ist nicht gerechtfertigt. 

Zu Absatz 4 

Die Fasung des Regierungsentwurfs wird durch 
Artikel 75 Nr. 1 a GG nicht gedeckt. 

Zu Absatz 5 

Es handelt sich bei der Bestimmung in § 26 um 
den Einsatz von Mitteln Dritter für dienstliche 
Aufgaben. Für die Verwendung dieser Mittel 
ein Entgelt zu fordern, wäre nur gerechtfertigt, 
wenn diese Mittel im Rahmen einer Nebentätig-
keit eingesetzt würden. Es könnte daran gedacht 
werden, daß für die Verwaltung der Drittmittel, 
die nach Absatz 4 bei der Hochschule liegen soll, 
ein Verwaltungskostenbeitrag in Rechnung ge-
stellt werden muß. Eine solche Regelung würde 
aber nicht zu den allgemeinen Grundsätzen des 
Hochschulwesens zählen und damit nicht unter 
die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fallen. 

Zu Absatz 6 

Sätze 1 und 2 entfallen als Folge der Vorschläge 
zu den Absätzen 3 bis 5. Die Regelung in Satz 3 
ist selbstverständlich. 

28. Zum 2. Kapitel 

Das 2. Kapitel ist zu streichen. 

Begründung 

Der Bund hat in diesem Bereich kein Gesetzge-
bungsrecht nach Artikel 75 Nr. 1 a GG, weil kein 
Bedürfnis für eine bundesgesetzliche Regelung be-
steht (Artikel 72 Abs. 2 GG). 

Die Frage des Zugangs zur Hochschule einschließlich 
der Vergabe von Studienplätzen ist durch den Staats-
vertrag über die Vergabe von Studienplätzen, den 
die Länder am 20. Oktober 1972 aufgrund des Urteils 
des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juli 1972 
abgeschlossen haben, bundeseinheitlich geregelt. 
Bevor hinreichende Erfahrungen mit dem Verfahren 
nach dem Staatsvertrag gewonnen sind, besteht 
keine Notwendigkeit, dieses Verfahren schon jetzt 
durch eine bundesgesetzliche Neuregelung abzu-
lösen, die sich zudem für die Abiturienten ungünstig 
auswirken würde, weil die im Regierungsentwurf 
vorgesehene Regelung das Reifezeugnis als Hoch-
schulzugangsberechtigung weitgehend entwerten 
würde. Die im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Detailregelungen sind auch nicht von Artikel 75 
Nr. 1 a GG gedeckt. 

Schließlich ist das im Regierungsentwurf vorgese-
hene Verfahren nicht EDV-gerecht zu gestalten, so 
daß eine praktikable Durchführung der zentralen 
Vergabe von Studienplätzen nicht möglich sein 
würde. 
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Im übrigen ist zu den einzelnen Vorschriften insbe-
sondere noch folgendes zu bemerken: 

1. Trotz der Differenzierung der einzelnen Schul-
arten und der fachlichen Schwerpunkte im Zuge 
der Oberstufenreform an den Gymnasien muß 
soweit als möglich an der durch das Abitur 
vermittelten allgemeinen Hochschulreife festge-
halten werden. Dieser Grundsatz wird aber auf-
gehoben, wenn man eine studienbezogene Hoch-
schulreife als allgemeinen Grundsatz voraus-
setzt (vgl. § 28 Abs. 1). Schließlich muß daran 
festgehalten werden, daß grundsätzlich eine er-
folgreich abgeschlossene Schulbildung gefordert 
wird. 

2. Die Bestimmungen in § 29 Abs. 2 enthalten 
keine Maßstäbe zur Berechnung der Ausbil-
dungskapazität, sondern die Aussage, daß Stu-
denten bis zur Ausschöpfung der Kapazität zu-
gelassen werden müssen. 

Bei der Regelung in § 29 Abs. 3 wird übersehen, 
daß verhältnismäßig häufig eine Zulassungs-
beschränkung zu spät beschlossen wird und 
wegen der völligen Überfüllung des Studien-
ganges eine starke Reduzierung des Zuganges 
zur Gewährleistung eines ordnungsgemäßen 
Studienbetriebs notwendig wird. Würde eine 
solche Reduzierung nicht ermöglicht werden, 
so ergäbe sich daraus indirekt die Verpflich-
tung zum Ausbau der Hochschule, obwohl dies 
der Hochschulgesamtplanung entgegenlaufen 
könnte. 

3. Die Bestimmungen in § 29 Abs. 2 Satz 3 sowie 
Abs. 3 und 4 regeln Einzelheiten des Zugangs-
wesens, die nicht grundsätzlicher Art sind. Sie 
sind von der Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des nicht gedeckt. 

4. In § 29 Abs. 3 Satz 1 muß hinsichtlich des Perso-
nal- und Raumbestandes auf den Studiengang, 
nicht auf den Gesamtbestand der Hochschule 
abgestellt werden. 

5. Die Vorschrift in § 29 Abs. 4 ist nicht sachge-
recht, weil die Bereitstellung von Räumen nur 
eines von vielen Kriterien für die Berechnung 
der Ausbildungskapazität ist. 

6. Die Vorschrift in § 30 Abs. 3 letzter Satz ist 
nicht durch Artikel 75 Nr. 1 a GG gedeckt; im 
übrigen ist sie auch nicht praktikabel. Nach § 2 
Abs. 7 informieren die Hochschulen über die 
Erfüllung ihrer Aufgaben. Dazu gehört auch die 
Information über die Arbeit der Gremien gegen-
über den Mitgliedern der Hochschule. Es be-
steht kein Bedürfnis, über diesen allgemeinen 
Grundsatz hinaus eine Offenlegung des Berich-
tes der Hochschule über die Anordnung der Zu-
lassungsbeschränkung zu fordern. Es ist nicht 
damit zu rechnen, daß durch eine solche Offen-
legung eine weitere Sachaufklärung erreicht 
werden kann. 

7. Die Vorschrift in § 31 ist nicht durch die Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes gedeckt. 

Durch diese Bestimmung würde den Ländern 
vorgeschrieben, eine gemeinsame Zentralstelle 
zu bilden. Dies ist zwar für eine zentrale Ver-
gabe der Studienplätze notwendig. Die Länder 
haben sich daher auch im Staatsvertrag über die 
Vergabe der Studienplätze auf eine solche Stelle 
geeinigt. Der Bund hat aber keine Möglichkeit, 
durch Gesetz den Ländern eine solche Regelung 
vorzuschreiben. 

Unabhängig von diesen Ausführungen müßte 
geregelt werden, daß die zentrale Vergabe von 
Studienplätzen bei Kunsthochschulen ausge-
schlossen ist, da dort neben der geforderten 
Schulbildung jeweils eine künstlerische Eig-
nungsprüfung abzulegen ist. Die Bewertung der 
künstlerischen Eignung kann aber nur für die 
jeweilige Kunsthochschule ausgesprochen wer-
den, weil sie in starkem Maße auf die künst-
lerische Ausrichtung des jeweiligen Lehrers ab-
gestimmt sein muß. 

8. Die Bestimmung in § 32 ist so detailliert, daß 
für eine Ausfüllung durch Landesrecht kein 
Raum bleibt. Die Gesetzgebungskompetenz des 
Artikels 75 Nr. 1 a GG ist daher überschritten. 
Der Bundesrat ist zwar nicht der Auffassung, 
daß mit der Regelung im Staatsvertrag über die 
Vergabe der Studienplätze eine optimale Lö-
sung gefunden wurde. Diese Lösung ist aber 
der hier vorgesehenen Lösung vorzuziehen. 
Während bisher nach Abzug der Sonderquoten 
60 v. H. der zur Verfügung stehenden Studien-
plätze an Bewerber vergeben werden, die nach 
Eignung und Leistung ausgewählt werden, sol-
len nunmehr Kriterien maßgebend sein, bei 
denen ein Leistungsvergleich kaum möglich ist. 

Im übrigen würden durch die geringe Quote in 
Absatz 1 Nr. 1 die schulischen Leistungen zu 
wenig honoriert. Es bestünde die Gefahr, daß 
die schulischen Leistungen zurückgingen, da die 
Aussichten, auf Grund schulischer Leistungen 
einen Studienplatz zu erreichen, sich erheblich 
verringern würden. 

Gegen die bevorzugte Bewertung einer berufs-
praktischen Tätigkeit bestehen erhebliche Be-
denken. Ein Leistungsvergleich der Bewerber 
auf Grund der berufspraktischen Tätigkeit ist 
nicht möglich. Aus der berufspraktischen Tätig-
keit können im übrigen nur in begrenztem 
Maße Schlüsse für die Eignung zum Studium 
gewonnen werden. Es ist auch nicht gerechtfer-
tigt, Zeiten eines Studiums nicht anzurechnen. 
Durch eine solche Bestimmung würde ein Stu

-

diengangwechsel weitgehend unterbunden. Die 
Zahl der nach Absatz 1 Nr. 3 d und Absatz 3 zu 
vergebenden Studienplätze dürfte nur sehr klein 
sein. Andererseits ist es ja gerade das erklärte 
Ziel, durch die Neuordnung des Hochschulwe-
sens eine weitgehende Durchlässigkeit zu er-
reichen und dem Studenten zu ermöglichen, ur-
sprüngliche Fehlentscheidungen in der Wahl 
des Studienganges ohne zu großen Zeitverlust 
auszugleichen. 
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9. Die in § 32 vorgesehenen Sonderquoten bedür-
fen insbesondere in den Studiengängen Medi-
zin, Zahnmedizin und Pharmazie einer Über-
prüfung. 

10. Die Vorschrift des § 33 ist von der Rahmen-
gesetzgebungskompetenz aus Artikel 75 Nr. 1 a 
GG nicht gedeckt. Sie enthält nur einen Ent-
wicklungsauftrag, aber keine rahmenrechtliche 
Bestimmung, die in Landesrecht umgesetzt wer-
den könnte. Sie regelt zudem einen Teilbereich 
der Bildungsplanung, für die Artikel 91 b GG 
die Möglichkeit des Zusammenwirkens von 
Bund und Ländern ausschließlich auf Grund von 
Vereinbarungen vorsieht. 

11. § 34 enthält eine von der Kompetenz des Bun-
desgesetzgebers nicht mehr gedeckte Detail-
regelung. Überdies muß dem Landesrecht über-
lassen bleiben, die Zusammensetzung der Aus-
wahlkommissionen zu regeln. 

12. § 35 regelt Einzelheiten des Zugangswesens, 
die nicht grundsätzlicher Art sind. Sie sind von 
der Gesetzgebungskompetenz des Bundes nicht 
gedeckt. Im übrigen wäre die Regelung nicht 
sachgerecht. Ein Gutachten der Schule oder 
Hochschule kann nur wenig Aussagekraft haben. 

Die dem Gutachten zugrunde liegende Beurtei-
lung ist kaum objektivierbar. Bloße Gefällig-
keitsgutachten sind nicht auszuschließen. Auf 
Grund der Unvergleichbarkeit der Gutachten 
wird die Chancengleichheit der Bewerber in 
höherem Maße in Frage gestellt, als wenn aus-
schließlich auf die Schulnoten abgestellt wird. 
Ferner kann der Bundesgesetzgeber nicht die 
Schulen zur Erstellung von Gutachten verpflich-
ten. 

13. Die Regelung in § 38 beinhaltet keine allge-
meinen Grundsätze des Hochschulwesens, son-
dern Detailregelungen. Die Gesetzgebungskom-
petenz nach Artikel 75 Nr. 1 a GG ist daher 
überschritten. 

29. Zu § 39 

a) Absatz 2 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Regelung des Regierungsentwurfs enthält 
weder einen allgemeinen Grundsatz noch eine 
sachgerechte Regelung. Die Anstellungsbedingun-
gen von Personen, die nicht im öffentlichen 
Dienst stehen, muß der jeweilige Arbeitgeber 
festlegen können. Abweichende Festlegungen 
dürfen nicht zu korporationsrechtlichen Nach-
teilen führen. 

b) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Die Stellung der hauptberuflich, jedoch 
nur vorübergehend oder gastweise sowie der  

nebenberuflich an der Hochschule Tätigen, der 
Lehrbeauftragten, der Ehrenbürger und Ehren-
senatoren wird durch Landesrecht geregelt." 

Begründung 

Es gibt Personen, die zwar hauptberuflich, aber 
nur vorübergehend an der Hochschule tätig sind 
(z. B. die wissenschaftlichen Hilfskräfte). Diffe-
renzierungen bei der Ausgestaltung des Mit-
gliedschaftsrechtes dieser Personen müssen ent-
sprechend den jeweiligen Gegebenheiten mög-
lich sein. 

30. Zu § 40 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „aller ihrer 
Mitglieder" durch die Worte „der Mitglieder 
nach § 39 Abs. 1" zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist klarzustellen, daß § 40 Abs. 1 Satz 1 nicht 
solche Hochschulmitglieder verpflichtet, die ledig-
lich gemäß § 39 Abs. 3 durch Landesrecht die 
Stellung von Mitgliedern erhalten. 

b) In Absatz 2 Satz 1 ist der 1. Halbsatz wie folgt 
zu fassen: 

„Die Mitglieder eines Gremiums werden, soweit 
sie dem Gremium nicht kraft Amtes angehören, 
für eine bestimmte Amtszeit bestellt oder ge-
wählt;". 

Begründung 

Es muß dem Landesrecht offenstehen, Mitglieder 
kraft Amtes vorzusehen (z. B. den Universitäts-
präsidenten). 

c) In Absatz 3 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Hochschulmitglieder dürfen wegen ihrer 
Tätigkeit in der Selbstverwaltung nicht benach-
teiligt werden." 

Begründung 

Klarstellung. 

d) In Absatz 3 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Es ist notwendig, die korporationsrechtlichen Be-
stimmungen des Hochschulrahmengesetzes syste-
matisch von den Regelungen des Personalvertre-
tungsrechts zu trennen, um den unterschiedlichen 
Charakter beider Rechtsbereiche deutlich zu ma-
chen. 
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31. Zu § 41 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „Funktion und 
Qualifikation" durch die Worte „Qualifikation, 
Funktion, Verantwortung und Betroffenheit" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Es sollte nicht nur ein Teil der nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts maß-
gebenden Gesichtspunkte genannt werden. 

b) In Absatz 1 Satz 2 ist das Wort „Gesetz" durch 
das Wort „Landesrecht" zu ersetzen. 

Begründung 

Es muß dem Landesrecht überlassen bleiben, wie-
weit die Mitbestimmungsregelungen durch Ge-
setz oder andere Rechtsvorschriften getroffen 
werden. 

c) In Absatz 3 Satz 1 ist das Wort „Mitgliedergrup

-

pen" durch „Gruppen von Mitgliedern nach § 39 
Abs. 1" zu ersetzen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvor-
schlag zu § 40 Abs. 1 Satz 1. 

d) In Absatz 3 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Das Bundesverfassungsgericht hat zwar im Ur-
teil vom 29. Mai 1973 ausgeführt, daß kein ver-
fassungsrechtliches Gebot besteht, daß die Ver-
treter der Hochschullehrergruppe generell in den 
Gremien der Hochschulselbstverwaltung über 
eine „eindeutige Mehrheit" verfügen müßten. Es 
hat aber für den Bereich der Forschung und Lehre 
aus der Wertentscheidung des Artikels 5 Abs. 3 
GG Grenzen gezogen, wonach den Hochschulleh-
rern auf dem Gebiet der Lehre ein maßgebender 
Einfluß, auf dem Gebiet der Forschung sogar ein 
ausschlaggebender Einfluß verbleiben muß. Da 
die zentralen Organe sich auch mit Fragen der 
Forschung und Lehre zu befassen haben, ist es 
nicht gerechtfertigt, von vornherein eine Mehr-
heit der Hochschullehrer auszuschließen. 

e) In Absatz 4 sind die Worte „Berufung von Hoch-
schullehrern" durch die Worte „Einstellung von 
Professoren und Assistenzprofessoren" zu erset-
zen. 

Begründung 

Nur Professoren, nicht aber Assistenzprofessoren 
werden „berufen". 

Im übrigen Folge des Änderungsvorschlages zu 
§ 41 Abs. 4 letzter Satzteil. 

f) In Absatz 4 ist der letzte Satzteil wie folgt zu 
fassen: 

„müssen die Professoren über die Mehrheit der 
Stimmen verfügen." 

Begründung 

Die Fassung des Regierungsentwurfs wider-
spricht dem vom Bundesverfassungsgericht im 
Urteil vom 29. Mai 1973 aufgestellten Homoge-
nitätsgrundsatz, der für die Zusammensetzung 
der Gruppe der Hochschullehrer gilt. Die Grup-
pen der Professoren und der Assistenzprofesso-
ren werden durch wesensverschiedene Gruppen-
merkmale geprägt, die die Zusammenfassung in 
eine Gruppe ausschließen. 

Während die Professoren sich bereits qualifiziert 
haben, meist langjährig in Lehre und Forschung 
tätig sind und entsprechende Verantwortung für 
den Wissenschaftsvollzug tragen sowie wegen 
ihrer meist längeren Zugehörigkeit zur Hoch-
schule durch die Entscheidung in den Gremien 
stärker betroffen werden, sollen die Assistenz-
professoren die Qualifikation als Professor erst 
noch erwerben und zu diesem Zweck nur befri-
stet an der Hochschule tätig sein. Sie sind dem-
entsprechend durch die Entscheidungen der Gre-
mien auch in geringerem Umfang betroffen. 

In der Gruppenhochschule, die dem Gesetzent-
wurf zugrunde liegt, repräsentierten die einzel-
nen Gruppen spezielle Interessenlagen. Für die 
hier interessierenden Gruppen gilt folgendes: 
Hauptinteresse für die Gruppe der Assistenzpro-
fessoren ist der Qualifikationserwerb. Dieses In-
teresse ist existentiell, da sie anderenfalls mit 
Fristablauf vom Hochschullehrerberuf ausge-
schlossen werden. Folgerichtig ist diese Interes-
senlage in erster Linie Grundlage ihrer Willens-
bildung und Entscheidung in den Gremien. Ganz 
anders die Interessenlage bei den Professoren, 
die auf der Grundlage erworbener Qualifikation 
und gesicherter Lebenszeitstellung ihre Aufgaben 
als Hochschullehrer wahrnehmen können. Unter 
Berücksichtigung dieser Grundsätze sind daher 
Professoren und Assistenzprofessoren durchge-
hend getrennt aufzuführen. 

g) In Absatz 5 Satz 1 ist das Wort ,,Hochschulleh-
rer" durch die Worte „Professoren und Assistenz-
professoren" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 
letzter Satzteil. 

h) Absatz 5 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Das Stimmrecht muß an die korporationsrecht-
liche Stellung geknüpft werden. Die Regelung 
wäre praktisch nicht vollziehbar, wenn das 
Stimmrecht von der Betroffenheit im Einzelfall 
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abhängig wäre. Entscheidend darf nicht allein die 
Betroffenheit, sondern maßgebend muß die aus 
der Qualifikation abzuleitende Fähigkeit, in den 
betreffenden Fragen Verantwortung zu tragen, 
sein. 

i) In Absatz 5 Satz 4 ist der Hinweis wie folgt zu 
fassen: 

„Satz 3". 

Begründung 

Folge des Vorschlags einer Streichung des § 41 
Abs. 5 Satz 2. 

j) Absatz 6 ist wie folgt zu fassen: 

„ (6) Eine Entscheidung über Vorschläge für 
die Berufung von Professoren und über Fragen, 
die unmittelbar die Forschung betreffen, bedarf 
außer der Mehrheit des Gremiums nach Ab-
sätzen 4 und 5 auch der Mehrheit der dem Gre-
mium angehörenden Professoren; bei Entschei-
dungen über die Vorschläge für die Einstellung 
von Assistenzprofessoren ist außer der Mehr-
heit des Gremiums nach Absätzen 4 und 5 auch 
die Mehrheit der dem Gremium angehörenden 
Professoren und Assistenzprofessoren erforder-
lich kommen die Entscheidungen über Berufungs-
vorschläge und Einstellungsvorschläge auch im 
zweiten Abstimmungsgang nicht zustande, so ge-
nügt für Berufungsvorschläge die Mehrheit der 
dem Gremium angehörenden Professoren, für 
Einstellungsvorschläge die Mehrheit der dem 
Gremium angehörenden Professoren und Assi-
stenzprofessoren." 

Begründung 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 29. Mai 1973 ist bei Entscheidungen, die un-
mittelbar Fragen der Forschung oder die Beru-
fung von Professoren betreffen, ein ausschlag-
gebender Einfluß der Professoren sicherzustellen. 
Für die Einstellung von Assistenzprofessoren 
muß dies entsprechend gelten. 

Ein Minderheitsvotum, wie es der Regierungs-
entwurf vorsieht, hindert die Professoren bzw. 
Assistenzprofessoren daran, einen ausschlagge-
benden Einfluß zu nehmen. 

k) Absatz 7 ist zu streichen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung des Änderungsvorschlags 
zu § 41 Abs. 4 letzter Satzteil. 

Die Zusammenfassung von Professoren und 
Assistenzprofessoren zur Gruppe der Hochschul-
lehrer verstößt auch hier gegen die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts. 

1) Absatz 8 ist zu streichen. 

Begründung 

Es handelt sich um keine rahmenrechtliche Be

-

stimmung. Einer solchen Forderung kann auch 
ohne gesetzliche Regelung entsprochen werden. 

32. Zu § 42 

a) Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Vertreter der Mitgliedergruppen in den 
Kollegialorganen nach § 64 Abs. 1 und 2 und 
§ 65 Abs. 3 werden in freier, gleicher und gehei-
mer Wahl von den jeweiligen Mitgliedergrup-
pen gewählt." 

Begründung 

Das Erfordernis von Wahlen kann nur für die 
wichtigsten Kollegialorgane generell festgelegt 
werden. Im übrigen muß die Regelung der Be-
stellung von Organen (z. B. von beschließenden 
Ausschüssen) dem Landesrecht überlassen blei-
ben. 

Ferner ist klarzustellen, daß die Vertreter der 
Mitgliedergruppen nur von den jeweiligen Mit-
gliedergruppen 7u  wählen sind. 

b) In Satz 2 sind die Worte „durch Zusendung von 
Briefwahlunterlagen" zu streichen. 

Begründung 

Die Bestimmung enthält eine kostenintensive 
und nicht zweckmäßige Detailregelung. 

33. Zu § 43 

a) Es sind in Absatz 1 Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Die übrigen Gremien tagen öffentlich, soweit 
das Landesrecht dies  vorsieht." 

und in Absatz 2 folgender Satz voranzustellen: 

„Der Ausschluß der Öffentlichkeit wird durch 
Landesrecht geregelt." 

Begründung 

Klarstellung, daß bei den übrigen Gremien die 
Öffentlichkeit auch ganz ausgeschlossen werden 
kann. Im übrigen systematische Verbesserung. 

b) In Absatz 2 Satz 2 ist das Wort „Organs" durch 
das Wort „Gremiums" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Regelung des Satzes 2 sollte nicht nur für 
Organe im technischen Sinne gelten. 
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34. Zu § 44 

§ 44 ist zu streichen. 

Begründung 

Es besteht keine Notwendigkeit, einheitlich für alle 
Länder eine verfaßte Studentenschaft vorzuschrei-
ben. 

35. Zu §§ 45 bis 58, 76 und 77 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
sind die im 2. Abschnitt des 3. Kapitels des Gesetz-
entwurfs enthaltenen beamtenrechtlichen Bestim-
mungen zusammenzufassen; sie sind im 7. Kapitel als 
„Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes" auf-
zuführen. Dabei sind die materiell-rechtlichen Vor-
schriften, die im 1. Abschnitt des Initiativgesetzent-
wurfs des Bundesrates zur Neuordnung des Beam-
ten- und Besoldungsrechts im Hochschulbereich 
(BT-Drucksache 7/612) bereits enthalten sind, in die-
ser Fassung zu übernehmen. Unter diesem Vorbehalt 
sind die weiteren Stellungnahmen zu den §§ 45 bis 
58 sowie den §§ 76 und 77 zu sehen. 

1. Die Frage, wie die beamtenrechtlichen Verhält-
nisse der Hochschullehrer geregelt werden sol-
len, war schon früher Gegenstand langwieriger 
Beratungen. Sie führten zu dem Initiativgesetz-
entwurf des Bundesrates vom 23. Februar 1973 
[BR-Drucksache 590/72 (Beschluß)]. 

Auf der Basis dieser Übereinstimmung sollte 
auch die beamtenrechtliche Regelung der Perso-
nalkörperstruktur des Hochschulrahmengesetzes 
erfolgen. Der Bundesratsgesetzentwurf sieht die 
Zusammenfassung dieser Vorschriften in einem 
geschlossenen Komplex vor und gibt diesem den 
systematisch allein zutreffenden Standort im 
Beamtenrechtsrahmengesetz. 

Dagegen würde die Aufnahme beamtenrecht-
licher Bestimmungen in das Hochschulrahmenge-
setz zu einer Verlagerung beamtenrechtlicher 
Teilgebiete in Spezialgesetze führen. Damit wäre 
auch einer bedenklichen Aufsplitterung des Be-
amtenrechts in materiell-rechtlicher Hinsicht der 
Weg bereitet. 

2. Hinsichtlich des Inhalts der zu treffenden mate-
riell-rechtlichen Regelung wird auf den Initiativ-
gesetzentwurf des Bundesrates zur Neuordnung 
des Beamten- und Besoldungsrechts im Hoch-
schulbereich [BR-Drucksache 590/72 (Beschluß) 
= BT-Drucksache 7/612] verwiesen. 

36. Zu 45 

§ 45 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 45 

Hauptberufliches wissenschaftliches 
und künstlerisches Personal 

Das hauptberuflich tätige wissenschaftliche und 
künstlerische Personal der Hochschule besteht aus 
den Professoren und Assistenzprofessoren (§ 46),  

den wissenschaftlichen und künstlerischen Mitar-
beitern (§ 54) sowie den Lehrkräften für besondere 
Aufgaben (§ 57)." 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 
letzter Satzteil. 

37. Zu § 46 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Dienstliche Aufgaben der Professoren 
und Assistenzprofessoren" 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 
letzter Satzteil. 

b) In Absatz 1 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Professoren und Assistenzprofessoren 
nehmen die ihrer Hochschule jeweils obliegenden 
Aufgaben in Lehre, Forschung und Kunst in ihren 
Fächern nach näherer Ausgestaltung ihres 
Dienstverhältnisses selbständig wahr," 

Begründung 

Angleichung an den Initiativgesetzentwurf des 
Bundesrates, BT-Drucksache 7/612 [Abschnitt I 
Artikel I Nr. 4 (§ 106 Abs. 1 BRRG)]. 

c) In Absatz 1 Satz 2 ist das Wort „Selbstverwal-
tung" durch das Wort „Verwaltung" zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung. 

d) In Absatz 2 sind die Worte „ihres Faches in 
allen Studiengängen" durch die Worte „ihrer 
Fächer" zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an die sachgerechte Formulierung in 
§ 46 Abs. 1 und Klarstellung, daß der Aufgaben-
bereich des Hochschullehrers durch die Stellen-
beschreibung festzulegen ist. 

e) In Absatz 2 sind folgende Sätze anzufügen: 

„Soweit aufgrund der Prüfungs- und Studien-
ordnungen der Lehrbedarf für ein Fach eine Lehr-
tätigkeit eines Professors erfordert, die die 
Regellehrverpflichtung seines Amtes überschrei-
tet, wird dem Professor für die weitere Lehrtätig-
keit eine Lehrvergütung gewährt. Die Regel-
lehrverpflichtung und die Höhe der Lehrvergü-
tung werden durch Rechtsverordnung des Bun-
desministers für Bildung und Wissenschaft be-
stimmt; die Rechtsverordnung bedarf des Einver- 
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nehmens des Bundesministers des Innern und 
der Zustimmung des Bundesrates. Die Regellehr-
verpflichtung ist nach Semesterwochenstunden 
bezogen auf die einzelnen Unterrichtsveranstal-
tungen festzulegen und nach dem Umfang der 
Lehrtätigkeit zu staffeln. Die Lehrvergütung 
wird höchstens für vier Semesterwochenstunden 
gewährt." 

Begründung 

§ 56 Abs. 2 des Gesetzentwurfs würde die Mög-
lichkeit eröffnen, einem Professor Aufgaben, die 
er im Hauptamt wahrzunehmen hat (Abhaltung 
von Lehrveranstaltungen in seinen Fächern —
§ 46 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzentwurfs), neben-
einander im Hauptamt und im Nebenamt zu über-
tragen. Eine solche Regelung widerspricht den 
Grundsätzen des Beamtenrechts. Durch den Än-
derungsvorschlag, der inhaltlich der allgemei-
nen Vorschrift Nr. 5 der Anlage zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Neuordnung des Beamten-  
und Besoldungsrechts im Hochschulbereich — 
BT-Drucksache 7/612 — entspricht, wird eine über 
den Rahmen der jeweiligen Lehrverpflichtung 
eines Professors hinausgehende Lehrtätigkeit als 
eine Art „Mehrarbeit" angesehen und als solche 
vergütet. Eine solche Regelung ist der Eigenart 
des Status eines Hochschullehrers und den be-
sonderen Verhältnissen in der Lehre an der 
Hochschule durchaus angemessen. 

f) In Absatz 3 Satz 1 sind das Wort „Hochschul-
lehrer" durch die Worte „Professor und Assi-
stenzprofessor" und das Wort „seiner" durch 
„ihrer" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 
letzter Satzteil. 

g) Absatz 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Die Professoren sind nach näherer Aus-
gestaltung ihres Dienstverhältnisses in der Regel 
ausschließlich in der Lehre, fast ausschließlich 
oder überwiegend in der Lehre oder gleichmäßig 
in Lehre und Forschung oder Kunst tätig. Für 
Professoren, die zeitweise überwiegend Aufga-
ben in der Forschung haben, ist in der für ihr 
Dienstverhältnis geltenden Regelung vorzusehen, 
daß sie in einem bestimmten Zeitraum mehr 
Lehrveranstaltungen abzuhalten haben. Entspre-
chendes gilt für künstlerische Vorhaben." 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag enthält eine stärkere 
Differenzierung des Amtsinhaltes der Professo-
ren und stellt insbesondere einen allgemeinen 
Rahmen für die Festlegung der Regellehrver-
pflichtung auf (vgl. dazu Abschnitt B II Nr. 3.6 
der Begründung zum Initiativgesetzentwurf des 
Bundesrates für ein Gesetz zur Neuordnung des 
Beamten- und Besoldungsrechts im Hochschul-
bereich — BT-Drucksache 7/612). 

h) Es ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„ (5) Bei der näheren Ausgestaltung des 
Dienstverhältnisses der Assistenzprofessoren ist 
sicherzustellen, daß sie die Möglichkeit haben, 
die Voraussetzungen für die Einstellung als Pro-
fessor zu erwerben." 

Begründung 

Bei der näheren Ausgestaltung des Dienstver-
hältnisses von Assistenzprofessoren ist zu be-
rücksichtigen, daß Assistenzprofessoren nur zeit-
lich begrenzt beschäftigt werden und in diesem 
Zeitraum die Möglichkeit haben sollen, die Vor-
aussetzungen für die Einstellung als Professor 
zu erwerben. 

38. Zu § 47 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Einstellungsvoraussetzungen für Professoren 
und Assistenzprofessoren" 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 
letzter Satzteil. 

b) Der bisherige Wortlaut des § 47 ist durch folgen-
den Wortlaut zu ersetzen: 

„(1) Einstellungsvoraussetzungen für Profes-
soren sind neben den allgemeinen beamtenrecht-
lichen Voraussetzungen mindestens 

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium in an-
deren als in anwendungsbezogenen Studien-
gängen, 

2. pädagogische Eignung, 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher 
Arbeit, die in der Regel durch die Qualität 
einer Promotion nachgewiesen wird, oder be-
sondere Befähigung zu künstlerischer Arbeit 
und 

4. darüber hinaus zusätzliche wissenschaftliche 
oder künstlerische Leistungen, an deren 
Stelle bei Professoren, die in anwendungsbe-
zogenen Studiengängen tätig sein sollen, be-
sondere fachpraktische Leistungen treten kön-
nen. 

(2) Soweit die Eigenart des Fachgebiets und 
ein besonderes dienstliches Interesse es erfor-
dern, kann abweichend von Absatz 1 Nr. 1 bis 
4 ein Bewerber eingestellt werden, der hervor-
ragende fachbezogene Leistungen in der Praxis 
und pädagogische Eignung nachweist. 

(3) Durch eine Habilitation kann der Nachweis 
der zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen 
nach Absatz 1 Nr. 4 erbracht werden. 

(4) Im Bereich der Medizin muß, soweit ärzt-
liche, zahnärztliche oder tierärztliche Aufgaben 
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wahrgenommen werden, zusätzlich eine fach-
spezifische praktische Tätigkeit von mindestens 
dreijähriger Dauer nach Erhalt der Approbation 
nachgewiesen werden. Im Bereich der klinischen 
Medizin soll darüber hinaus die Anerkennung 
als Facharzt vorliegen. 

(5) Für die Einstellung von Assistenzprofes-
soren gelten Absatz 1 Nr. 1 bis 3 und Absatz 4 
Satz 1 entsprechend." 

Begründung 

Angleichung an den Initiativgesetzentwurf des 
Bundesrates, BT-Drucksache 7/612 [Abschnitt I 
Artikel I Nr. 4, (§ 107 BRRG)]. 

Zu Absatz 1 

Die Voranstellung der Einstellungsvoraussetzungen 
für Professoren in der Gesetzessystematik berück-
sichtigt einmal die Tatsache, daß diese Personen-
gruppe in erster Linie das Bild der Hochschule prägt. 
Zum anderen sind die Einstellungsvoraussetzungen 
für Professoren Orientierungsmerkmale für die in 
der Stellung des Assistenzprofessors zu erwerbende 
Qualifikation. Sie sind daher gesetzessystematisch 
voranzustellen. Nummer 1 enthält die notwendige 
Klarstellung, daß ein Studium in einem anwendungs-
bezogenen Studiengang keine ausreichende Qualifi-
kationsvoraussetzung ist. 

Nummer 3 führt die Anforderungen an die Promo-
tion bedarfsgerecht auf die Fassung des 1. Hochschul-
rahmengesetzentwurfs (BR-Drucksache 689/70) zu-
rück — hierzu auch bei Absatz 5. Da sachgerechter

-

weise fachpraktische Leistungen nur für Professoren 
in anwendungsbezogenen Studiengängen an die 
Stelle der zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen 
treten können, enthält Nummer 4 eine entsprechende 
Klarstellung. 

Zu Absatz 2 

Die Qualifikation zum Professor über hervorragende 
fachbezogene Leistungen in der Praxis kann nach 
der Aufgabenstellung der Hochschule, wie sie in 
§ 2 zum Ausdruck kommt, insgesamt gesehen, nur 
die Ausnahme sein. 

Zu Absatz 3 

Die Fassung des Regierungsentwurfs kann als Ab-
wertung der Habilitation verstanden werden. Nach-
dem das Bundesverfassungsgericht im Urteil zum 
Niedersächsischen Vorschaltgesetz die Habilitation 
als anerkanntes Kriterium für den Nachweis der 
Qualifikation zum Professor herausgestellt hat, ist 
zumindest die Gleichberechtigung dieses Qualifi-
kationsweges zum Ausdruck zu bringen. 

Zu Absatz 4 

Systematisch bedingte Umstellung der im Regie-
rungsentwurf in Absatz 2 getroffenen Regelung. In 
Satz 1 wird die Tatsache berücksichtigt, daß im Be-
reich der Medizin auch Nichtmediziner tätig sind. 

Zu Absatz 5 

Systematisch bedingte Umstellung. 

Außerdem werden die Qualifikationsanforderungen 
für die Assistenzprofessoren auf die Fassung des 
Regierungsentwurfs der 6. Wahlperiode zurückge-
führt. 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Anhebung 
der Einstellungsvoraussetzungen für die Assistenz-
professoren hätte Verzerrungen in der Personal-
struktur insgesamt zur Folge und würde den Grund-
satz der funktionalen Aufgabentrennung schwer-
wiegend beeinträchtigen. Damit wäre das Ziel einer 
grundlegenden Personalstrukturreform in Frage ge-
stellt. 

39. Zu 48 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Einstellung von Professoren 
und Assistenzprofessoren" 

Begründung 

Folge der Änderungsvorschläge zu § 41 Abs. 4. 

b) In Absatz 1 Satz 1 ist das Wort „Hochschulleh-
rer" durch die Worte „Professoren und Assi-
stenzprofessoren" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 
letzter Satzteil. 

c) In Absatz 2 Satz 1 ist das Wort „Hochschul-
lehrer" durch das Wort „Professoren" zu erset-
zen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 
letzter Satzteil. 

d) In Absatz 2 Satz 1 sind die Worte „zuständigen 
Landesbehörde" durch die Worte „nach Landes-
recht zuständigen Stelle" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung trägt der Rechtslage in den Län-
dern Rechnung, in denen die angesprochenen 
Personalentscheidungen von der Landesregie-
rung getroffen werden. 

e) In Absatz 2 Satz 2 sind die Worte „und nicht ge-
gen den Willen der Hochschule" zu streichen. 

Begründung 

Die Formulierung des Regierungsentwurfs hätte 
eine sachlich nicht gerechtfertigte Schmälerung 
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der im Rahmen des Berufungsverfahrens über-
kommenen Rechte der zuständigen Landesbe-
hörde zur Folge. 

f) Es ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„ (5) Wird Personen übergangsweise bis zur 
endgültigen Besetzung einer Professorenstelle 
die Wahrnehmung der  Aufgaben eines Professors 
übertragen, sind die Absätze 1 bis 3 nicht anzu-
wenden." 

Begründung 

Im Interesse von Lehre und Studium müssen Pro-
fessorenstellen kurzfristig übergangsweise be-
setzt werden können. Insoweit kann ein Beru-
fungsverfahren nicht durchgeführt werden, jedoch 
muß der Ausschluß von Zusagen über die Aus-
stattung des vorgesehenen Aufgabenbereichs mit 
Personal- und Sachmitteln nach Absatz 4 auch 
hier gelten. 

40. Zu § 49 

a) In § 49 ist die Überschrift wie folgt zu fassen: 

„Dienstrechtliche Stellung der Professoren 
und Assistenzprofessoren" 

Begrundung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 
letzter Satzteil. 

b) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„ (1) Die Professoren werden, soweit sie in das 
Beamtenverhältnis berufen werden, zu Beamten 
auf Lebenszeit ernannt; durch Gesetz kann be-
stimmt werden, daß eine Probezeit zurückzule-
gen ist. Ein privatrechtliches Dienstverhältnis 
kann insbesondere dann begründet werden, wenn 
eine befristete Tätigkeit vorgesehen ist." 

Begründung 

Angleichung an den Initiativgesetzentwurf des Bun-
desrates, BT-Drucksache 7/612 [Abschnitt I Artikel I 
Nr. 4 (§ 109 BRRG)]. Für ein Zeitbeamtenverhältninis 
im Sinne des Regierungsentwurfs besteht kein Be-
darf. Umgekehrt kann eine Probezeit sachnotwendig 
sein. Dies wird insbesondere in anwendungsbezo-
genen Studiengängen der Fall sein, wo die Professo-
ren überwiegend von außerhalb der Hochschule ge-
wonnen werden. Auf die überkommenen Regelun-
gen für Fachhochschullehrer wird hingewiesen. 

c) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Assistenzprofessoren werden für die 
Dauer von sechs Jahren zu Beamten auf Zeit er-
nannt. Eine Wiederberufung als Assistenzprofes-
sor ist nicht zulässig. Durch Gesetz kann eine Er-
nennung für drei Jahre mit der Möglichkeit ein-
maliger Wiederberufung für weitere drei Jahre 
vorgesehen werden. Ein Eintritt in den Ruhestand 
mit Ablauf der Amtszeit ist ausgeschlossen." 

Begründung 

Angleichung an den Initiativgesetzentwurf des 
Bundesrates, BT-Drucksache 7/612 [Abschnitt I 
Artikel I Nr. 4 (§ 110 Abs. 1 BRRG)]. Die Stufen-
regelung in Satz 3 ermöglicht eine Zwischenbeur-
teilung der Qualifikation und einen rechtzeitigen 
Berufswechsel im Fall der Nichteignung für den 
Hochschullehrerberuf. Damit ist sowohl dienst-
lichen als auch persönlichen Interessen gedient. 

41. Zu § 50 

Das Wort „Hochschullehrer" ist durch die Worte 
„Professoren und Assistenzprofessoren" zu erset-
zen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 letz-
ter Satzteil. 

42. Zu § 51 

a) In Absatz 1 ist Satz 1 durch folgende Sätze zu er-
setzen: 

„Die Vorschriften des Beamtenrechtsrahmenge-
setzes über die Laufbahnen und den einstweili-
gen Ruhestand sind auf Professoren und auf As-
sistenzprofessoren nicht anzuwenden. Die Vor-
schriften über die Probezeit gelten nur im Falle 
des § 49 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2." 

Begründung 

Angleichung an den Initiativgesetzentwurf des 
Bundesrates, BT-Drucksache 7/612 [Abschnitt I 
Artikel I Nr. 4 (§ 111 Abs. 1 Sätze 1 und 2 BRRG)]. 

b) Es sind 

in der Überschrift 

und in Absatz 2 Satz 1 jeweils das Wort „Hoch-
schullehrer" durch die Worte „Professoren und 
Assistenzprofessoren", 

in Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 das Wort „Hoch-
schullehrers" durch die Worte „Professors oder 
Assistenzprofessors" und 

in Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 das Wort „Hoch-
schullehrern" durch die Worte „Professoren oder 
Assistenzprofessoren" 

zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 
letzter Satzteil. 

43. Zu § 52 

a) Es sind 

in Absatz 1 das Wort „Hochschullehrer" durch 
die Worte „Professoren und Assistenzprofesso-
ren" und 
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in Absatz 2 das Wort „Hochschullehrer" durch 
die Worte „Professor oder Assistenzprofessor" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 41 Abs. 4 
letzter Satzteil. 

b) In Absatz 2 sind im ersten Halbsatz die Worte 
„soll für den Fall fachpraktischer Leistungen 
nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 a, 2. Halbsatz" durch das 
Wort „kann" zu ersetzen und der zweite Halb-
satz zu streichen. 

Begründung 

Angleichung an den Initiativgesetzentwurf des 
Bundesrates, BT-Drucksache 7/612 (Abschnitt I 
Artikel II Abs. 1 Satz 2). 

44. Zu § 53 

§ 53 ist zu streichen. 

Begründung 

§ 53 Abs. 1 läßt den Schluß zu, daß es sich hier um 
genehmigungsfreie Nebentätigkeiten handelt. Nach 
den Grundsätzen des Beamtenrechts sind jedoch wis-
senschaftliche Tätigkeiten jeder Art, die für einen 
anderen oder im Auftrage eines anderen gegen Ent-
gelt ausgeführt werden, genehmigungspflichtige 
Nebentätigkeiten. Eine Ausnahme gilt seit dem Ge-
setz vom 30. Juni 1933 allein für die Gutachter

-

tätigkeit der Professoren an öffentlichen Hochschu-
len. Die Vorschrift ist daher zu streichen. Der beab-
sichtigte Kontrollzweck wird durch den Vorschlag 
der Einfügung einer Nummer 2 a in § 78 erreicht. 

45. Zu § 54 

a) Absatz 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Sie haben auf Verlangen Lehrveranstaltungen 
durchzuführen oder daran mitzuwirken." 

Begründung 

Anpassung an den Initiativgesetzentwurf des 
Bundesrates, BT-Drucksache 7/612 (Abschnitt I 
Artikel IV § 1 Abs. 3 Nr. 1). 

Der Änderungsvorschlag berücksichtigt den diffe-
renzierten Lehrbedarf an Hochschulen. Die Fas-
sung des Regierungsentwurfs würde im Ergeb-
nis weitgehend den Assistenten alter Art wieder-
herstellen oder beibehalten, allerdings mit we-
sentlich verbesserten Statusbedingungen und Be-
soldungsverhältnissen. 

Außerdem wäre ein beträchtlicher Verlust an 
Personalkapazität mit entsprechenden Mehrbe-
lastungen an Personalkosten die Folge. 

b) In Absatz 2 sind die Worte „in anderen als in 
anwendungsbezogenen Studiengängen" anzufü-
gen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 47 Abs. 1. 

c) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 54 Abs. 1 
Satz 2. 

d) In Absatz 4 ist der Hinweis wie folgt zu fassen: 
„Absatz 1 gilt".  

Begründung 

Folge des Vorschlags einer Streichung des § 54 
Abs. 3. 

46. Zu § 55 

Der zweite Halbsatz ist zu streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 54 Abs. 1 
Satz 2. 

47. Zu § 56 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„ (1) Zur Ergänzung des Lehrangebots können 
Lehraufträge erteilt werden. Die Lehrbeauftrag-
ten nehmen die ihnen übertragenen Lehraufga-
ben selbständig wahr. Ein Lehrauftrag ist zu ver-
güten; dies gilt nicht, wenn die durch den Lehr-
auftrag entstehende Belastung bei der Bemes-
sung der Dienstaufgaben eines hauptberuflich im 
öffentlichen Dienst Tätigen entsprechend berück-
sichtigt wird." 

Begründung 

Ob eine Tätigkeit als Lehrbeauftragter neben-
beruflich ausgeübt wird, hängt vom Einzelfall , ab; 
bei der vorgeschlagenen Fassung besteht auch 
die Möglichkeit, Richter und Beamte, die sich in 
der Praxis bewährt haben, an die Hochschule ab-
zuordnen. Satz 3 stellt nunmehr klar, daß bei 
entsprechender Freistellung im Hauptamt ggf. 
auch keine Vergütung zu zahlen ist. 

b) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Es ist selbstverständlich, daß Lehraufträge im 
Bereich der Lehrverpflichtung nur erteilt werden 
können, soweit die Lehrverpflichtung bereits er-
füllt ist. Vergleiche im übrigen Begründung des 
Änderungsvorschlags zu § 46 Abs. 2. 
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48. Zu § 57 

§ 57 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 57 

Lehrkräfte für besondere Aufgaben 

Soweit überwiegend eine Vermittlung praktischer 
Fertigkeiten und Kenntnisse erforderlich ist, die 
nicht die Einstellungsvoraussetzungen für Professo-
ren erfordert, kann diese hauptberuflich tätigen 
Lehrkräften für besondere Aufgaben übertragen 
werden." 

Begründung 

Anpassung an den Initiativgesetzentwurf des Bun-
desrates, BT-Drucksache 7/612 (Abschnitt I Arti-
kel IV § 1 Abs. 3 Nr. 2). 

Die Einfügung des Wortes „überwiegend" dient 
der Abgrenzung von den Aufgaben der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter. 

49. Zu § 58 

§ 58 ist zu streichen. 

Begründung 

Es besteht kein hinreichendes sachliches Bedürfnis, 
die hier in Frage stehenden Aufgaben einer beson-
deren Personengruppe (Tutoren) zu übertragen; die 
den Tutoren zugeordneten Aufgaben können von 
wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeitern 
wahrgenommen werden. 

50. Zu § 59 

Absatz 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Hinweis auf die Erfüllung der dem Land auf 
Grund von Bundesrecht obliegenden Verpflichtun-
gen in einem Bundesgesetz ist überflüssig. 

51. Zu § 60 

a) In Absatz 1 Satz 2 ist das Wort „Gesetz" durch 
„Landesrecht" zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Soweit den Hochschulen staatliche Auf-
gaben, insbesondere in der Personalverwaltung, 
der Wirtschaftsverwaltung, der Haushalts- und 
Finanzverwaltung, für die Ermittlung der Aus-
bildungskapazität sowie in dem Verfahren bei 
der Festsetzung von Zulassungszahlen und in 
den Kliniken als Einrichtungen der Krankenver-

sorgung übertragen sind, kann durch Landesrecht 
eine weitergehende Aufsicht vorgesehen wer-
den." 

Begründung 

Soweit die Hochschulen staatliche Angelegen-
heiten wahrnehmen, muß dem Landesgesetzge-
ber offenbleiben, über die Rechtsaufsicht hinaus-
gehende Befugnisse der Exekutive vorzusehen. 

Im übrigen Berücksichtigung der Änderungsvor-
schläge gemäß 2. Kapitel sowie zu § 64 Abs. 1 
Nr. 5 und § 67 Abs. 3. 

52. Zu § 61 

a) In Absatz 1 ist folgende Nummer 4 anzufügen: 

„4. Wahl und Bestellung sowie Abwahl und 
Abberufung der Leitung der Hochschule 
(§ 63 Abs. 3)." 

Begründung 

Nach § 63 Abs. 3 wird die Leitung der Hochschule 
von einem zentralen Kollegialorgan auf Zeit ge-
wählt und von der zuständigen Landesbehörde 
bestellt. Da die Leitung der Hochschule auch für 
die Erfüllung staatlicher Aufgaben zuständig ist, muß davon ausgegangen werden, daß der Staat 

bei der Einsetzung der Leitung entsprechende 
Rechte hat. 

b) Absatz 2 Satz 1 ist zu streichen. 

Begründung 

Soweit das Landesrecht die Bildung eines Kura-
toriums vorsieht, muß ihm auch die Regelung 
der Zusammensetzung überlassen bleiben. 

c) In Absatz 2 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Es muß dem Landesrecht überlassen bleiben zu 
regeln, wer oberste Dienstbehörde ist, soweit 
die Hochschule dienstherrnfähig ist. 

53. Zu § 62 

a) In Absatz 1 ist hinter Satz 1 folgender Satz 1 a 
einzufügen: 

„Für Hochschulen mit Einrichtungen an ver-
schiedenen Orten kann das Landesrecht auch 
besondere örtliche Organe mit Entscheidungs-
befugnissen vorsehen, wenn dies im Hinblick 
auf die Größe und die räumliche Entfernung der 
Einrichtungen geboten erscheint." 

Begründung 

Auf diese Möglichkeit kann in Flächenstaaten 
nicht verzichtet werden. 
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b) In Absatz 2 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Satz 2 des Regierungsentwurfs ist als Detail-
regelung durch die Kompetenz des Bundesgesetz-
gebers nicht mehr gedeckt. Ferner erscheint die 
Regelung nicht zweckmäßig. 

54. Zu § 63 

a) In Absatz 1 ist der erste Halbsatz wie folgt zu 
fassen: 

„Die Hochschule hat nach Maßgabe des Landes-
rechts entweder einen hauptberuflichen Leiter 
mit mindestens vierjähriger Amtszeit oder einen 
nebenberuflichen Leiter mit mindestens zwei-
jähriger Amtszeit;". 

Begründung 

Neben der Präsidial- und Präsidiumsverfassung 
sollte auch die Rektoratsverfassung möglich sein. 

b) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Der Leiter oder die zu wählenden Mitglie-
der des Leitungsgremiums der Hochschule wer-
den von einem zentralen Kollegialorgan auf Zeit 
gewählt und von der nach Landesrecht zustän-
digen Stelle bestellt; die Leitung kann mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Kollegialorgans abgewählt werden, sofern gleich-
zeitig eine neue Leitung gewählt wird. Die Ab-
wahl wird wirksam, wenn die Leitung von der 
nach Landesrecht zuständigen Stelle abberufen 
und die neue Leitung bestellt ist. Absatz 2 Satz 1 
Halbsatz 2 bleibt unberührt." 

Begründung 

Die Neufassung dient der Klarstellung im Hin-
blick auf den leitenden Verwaltungsbeamten. Im 
übrigen Folge des Änderungsvorschlags zu § 48 
Abs. 2 Satz 1. 

c) Es ist folgender Absatz 3 a einzufügen: 

„(3 a) Zum hauptberuflichen Leiter oder zu 
einem hauptberuflichen Mitglied eines Leitungs-
gremiums der Hochschule kann bestellt werden, 
wer eine abgeschlossene Hochschulausbildung 
besitzt und aufgrund einer verantwortlichen be-
ruflichen Tätigkeit von mindestens zehn Jahren 
an einer Hochschule oder wissenschaftlichen Ein-
richtung, in der Wirtschaft oder Verwaltung er-
warten läßt, daß er den Aufgaben des Amtes 
gewachsen ist." 

Begründung 

Eine der hervorragenden Stellung der Leitung 
der Hochschule entsprechende Qualifikation für 
die Träger dieses Amtes muß sichergestellt wer-
den. 

55. Zu § 64 

a) In Absatz 1 ist Nummer 4 wie folgt zu fassen: 

„4. Mitwirkung an der Aufstellung des Haus-
haltsvoranschlags;". 

Begründung 

Nach dem Haushaltsrecht der Länder ist die Auf-
stellung des Haushaltsvoranschlags Aufgabe des 
Beauftragten für den Haushalt. Sie kann nicht 
delegiert werden. Der Voranschlag kann daher 
vom zentralen Kollegialorgan nur beraten, nicht 
beschlossen werden. 

b) In Absatz 1 ist Nummer 5 wie folgt zu fassen: 

„5. Beschlußfassung im Zusammenhang mit der 
Festsetzung von Zulassungszahlen;". 

Begründung 

Klarstellung entsprechend der Begründung des 
Gesetzentwurfs. 

c) In Absatz 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Zentrale Kollegialorgane in diesem Sinne sind  
auch die nach § 62 Abs. 1 Satz 1 a gebildeten 
besonderen örtlichen Kollegialorgane." 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 62 Abs. 1 
Satz 1 a. 

56. Zu § 65 

a) In den Absätzen 2, 3 und 4 ist das Wort „Fach-
bereichsvorstand" jeweils durch das Wort „Fach-
bereichssprecher" zu ersetzen; in Absatz 4 Satz 1 
ist der zweite Halbsatz zu streichen. 

Begründung 

Für ein weiteres Kollegialorgan neben dem Fach-
bereichsrat besteht auf der Fachbereichsebene 
kein sachliches Bedürfnis. 

b) In Absatz 3 ist das Wort „gesetzlich" durch das 
Wort „landesrechtlich" zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung. 

c) In Absatz 4 ist Satz 3 zu streichen. 

Begründung 

Unzweckmäßige Detailregelung. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache  7/1328 

d) Absatz 5 ist wie folgt zu fassen: 

„(5) Zum Fachbereichssprecher ist vom Fach-
bereichsrat ein ihm angehörender Professor zu 
wählen." 

Begründung 

Hochschullehrer im Sinne des Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts vom 29. Mai 1973 sind, wie 
zuvor dargelegt, ausschließlich die Professoren. 
Im übrigen würde es dem besonderen Auftrag 
des Assistenzprofessors widersprechen, ihn mit 
den zeitraubenden Funktionen eines Fachbe-
reichssprechers zu belasten. 

e) Es ist folgender Absatz 6 anzufügen: 

„ (6) Für Hochschulen, deren Größe und Auf-
gabenstellung die Bildung von Fachbereichen 
nicht erfordert, kann das Land Ausnahmen vor-
sehen." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung. 

57. Zu § 66 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Für Aufgaben, die die Belange mehrerer 
Fachbereiche berühren, können gemeinsame 
Kommissionen landesrechtlich vorgesehen wer-
den." 

Begründung 

Die Errichtung und Aufgabenzuweisung bedarf 
einer landesgesetzlichen Regelung oder gegebe-
nenfalls einer satzungsrechtlichen Regelung. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) Entscheidungsbefugnisse haben die ge-
meinsamen Kommissionen nur, wenn sie ihnen 
durch Landesrecht übertragen worden sind." 

Begründung 

Klare Festlegung der Verantwortungsbereiche. 

c) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die besonderen „Studienbereichen" zugedachten 
Aufgaben können von gemeinsamen Kommis-
sionen wahrgenommen werden. Die Errichtung 
von Studienbereichen würde zu einer Überorga-
nisation führen. 

58. Zu § 67 

a) In Absatz 1 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Nach Maßgabe des Landesrechts können unter 
der Verantwortung eines oder mehrerer Fach

-

bereiche wissenschaftliche Einrichtungen und Be-
triebseinheiten gebildet werden, soweit und so-
lange für die Durchführung einer Aufgabe in 
größerem Umfang Personal und Sachmittel stän-
dig bereitgestellt werden müssen." 

Begründung 

Die Länder müssen in der Lage sein zu entschei-
den, ob und unter welchen Voraussetzungen wis-
senschaftliche Einrichtungen und Betriebseinhei-
ten, die über den Aufgabenbereich eines Fach-
bereichs hinausgehen, entsprechend der Struktur 
der Hochschule entweder auf der Zentralebene 
oder auf Fachbereichsebene angesiedelt werden. 

b) In Absatz 1 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Sie entscheiden über die Verwendung der wis-
senschaftlichen, künstlerischen und sonstigen 
Mitarbeiter und der Sachmittel, die ihnen zuge-
wiesen sind." 

Begründung 

Die Haushaltsmittel werden vom Land oder 
einem zentralen Hochschulorgan zugewiesen. 

c) In Absatz 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Die zuständigen Organe oder das Landesrecht 
können ihnen weitere Entscheidungsbefugnisse 
übertragen." 

Begründung 

Es sollte durch das Bundesrecht nicht ausgeschlos-
sen sein, den wissenschaftlichen Einrichtungen 
und Betriebseinheiten Entscheidungsbefugnisse 
auch in anderen als den in § 67 Abs. 1 Satz 2 
genannten Angelegenheiten zu übertragen. 

d) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„ (3) Die Verwaltung und Organisation der der 
Krankenversorgung dienenden Einrichtungen ist 
unter Berücksichtigung der Belange der Kran-
kenversorgung durch Landesrecht zu regeln." 

Begründung 

Rechtliche Klarstellung, daß auch die der mittel-
baren Krankenversorgung dienenden medizi-
nisch-theoretischen Institute in diesen Organi-
sationsrahmen einzubeziehen sind. 

e) Absatz 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Die unterschiedlichen Arten von wissenschaft-
lichen Einrichtungen machen es erforderlich, daß 
die zweckmäßige Form der Leitung durch Landes-
recht festgelegt wird. 
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59. Zu § 68 

a) In Absatz 1 Satz 4 ist der Klammerhinweis „(§ 29, 
30)" zu streichen. 

Begründung 

Folge des Vorschlags einer Streichung des 2. Ka-
pitels. 

b) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Absatz 2 enthält eine von der Kompetenz des 
Bundesgesetzgebers nach Artikel 75 Nr. 1 a GG 
nicht mehr gedeckte Detailregelung. Satz 3 ent-
hält überdies eine haushaltsrechtliche Bestim-
mung, für die die Gesetzgebungskompetenz aus-
schließlich bei den Ländern liegt. 

60. Zu§ 70 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Bei der Aufstellung und Fortschreibung 
der Hochschulentwicklungspläne und des Hoch-
schulgesamtplanes des Landes sind die Erforder-
nisse der Raumordnung und Landesplanung zu 
beachten. Im übrigen sind der gemeinsame Rah-
menplan nach § 5 des Hochschulbauförderungs-
gesetzes vom 1. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1556), zuletzt geändert durch Gesetz zur Än-
derung der Gesetze über die Gemeinschaftsauf-
gaben vom 23. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2140), sowie die Grundsätze für die Ermitt-
lung und Festsetzung von Ausbildungskapazi-
täten zu berücksichtigen." 

Begründung 

Bei der Hochschulplanung sollte die Beachtung 
der Erfordernisse der Raumordnung und Landes-
planung vorgeschrieben werden, damit auch 
auf diesem Gebiet die Koordinierungsfunktion 
der Landesplanung wirksam werden kann. Eine 
entsprechende Anbindung von Fachplanungen 
an die Landesplanung ist in der heutigen Gesetz-
gebungspraxis üblich (vgl. z. B. die Abfallbeseiti-
gungsplanung und die Krankenhausbedarfspla-
nung). 

b) In Absatz 2 sind in Satz 1 die Worte „und Aus-
stattungspläne" sowie Satz 3 zu streichen. 

Begründung 

Satz 3 beschränkt sich nicht auf allgemeine 
Grundsätze des Hochschulwesens. Im übrigen 
Folge des Änderungsvorschlags zu § 68 Abs. 2. 

c) In Absatz 2 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern 
können nicht durch ein Rahmengesetz verbind-
lich gemacht werden. 

61. Zu § 71 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Haushaltswesen" 

Begründung 

Die Überschrift des Regierungsentwurfs trifft 
nicht zu. 

b) Absatz 1, Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und Absatz 4 
sind zu streichen. 

Begründung 

Die zu streichenden Bestimmungen regeln Ein-
zelheiten des Haushaltswesens, die keine allge-
meinen Grundsätze des Hochschulwesens sind. 
Der Gegenstand ist auch in den Ländern gleich 
und abschließend geregelt. 

Eine Regelung des Bundes über das Verfahren 
bei der Beratung des Landeshaushalts verletzt 
zudem die Eigenstaatlichkeit der Länder und da-
mit das Bundesstaatsprinzip. Eine Regelung über 
die Veranschlagung von Mitteln verstößt außer-
dem gegen Artikel 109 Abs. 1 GG, wonach Bund 
und Länder in ihrer Haushaltswirtschaft selb-
ständig und voneinander unabhängig sind. 

62. Zu § 72 

a) Absatz 1 Nr. 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Es kommt auf die Gleichwertigkeit der Ausbil-
dung, nicht auf die Zahl der Studiengänge an. 

b) Es ist folgender Absatz 2 a einzufügen: 

„(2 a) Von juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts unterhaltene Einrichtungen, die 
nach Landesrecht nicht staatliche Hochschulen 
sind, können nach näherer Bestimmung des Lan-
desrechts die Eigenschaft einer staatlich aner-
kannten Hochschule erhalten, wenn sie nach ihrer 
besonderen Zweckbestimmung eine Ausbildung 
für den öffentlichen Dienst vermitteln und die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1, 3 und 5 
erfüllen." 

Begründung 

Als hauptberuflich Lehrende an Ausbildungsein-
richtungen für den öffentlichen Dienst müssen 
auch Personen bestellt werden können, die nicht 
die Voraussetzungen für die Einstellung als 
Professoren erfüllen (z. B. jüngere Richter und 
Staatsanwälte oder im Beruf und in der Ausbil-
dung bewährte Rechtspfleger). 

c) In Absatz 3 Satz 2 ist der Klammerhinweis 
„(§§  47, 54) " zu streichen. 

Begründung 

Folge der Änderungsvorschläge zu § 47 und zu 
§ 54 Abs. 2. 
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d) In Absatz 4 ist der Klammerhinweis „(§ 31) " zu 
streichen. 

Begründung 

Folge des Vorschlags einer Streichung des 2. Ka-
pitels. 

e) Absatz 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Staatlich anerkannten Hochschulen muß es frei-
stehen, ob sie mit anderen Hochschulen zusam-
menwirken. 

63. Zu 73 

Der Hinweis „74 Abs. 1" ist zu ersetzen durch „§ 1 
Abs. 1". 

Begründung 

Folge der Änderungsvorschläge zu § 1 und § 74 
Abs. 1. 

64. Zu 74 

a) Absatz 1 ist zu streichen. 

Begründung 

§ 74 Abs. 1 ist durch eine dieses Gesetz einlei-
tende Vorschrift, die § 1 des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes entspricht, zu ersetzen. 

Vergleiche den Änderungsvorschlag zu § 1. 

b) In Absatz 2 Satz 1 ist die Frist von „zwei Jahren" 
durch eine Frist von „vier Jahren" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Frist für die Anpassung der Studienordnun-
gen muß länger sein als die Frist für das Anpas-
sungsgesetz; denn erst dieses bietet die Grund-
lage für eine solche Regelung. 

c) In Absatz 2 Satz 3 ist der Hinweis wie folgt zu 
fassen: 

„§ 11 Abs. 4". 

Begründung 

Folge des Vorschlags einer Streichung des § 11 
Abs. 3. 

d) In Absatz 2 ist der letzte Satz zu streichen. 

Begründung 

Die Koordination der Länder ist selbstverständ

-

lich. Im übrigen ist die vorgesehene Verpflich

-

tung der Länder durch die Gesetzgebungskompe

-

tenz des Bundes nach Artikel 75 Nr. 1 a GG nicht 
gedeckt. 

65. Zu 75 

a) In Absatz 1 ist das Wort „bestehende" zu strei-
chen. 

Begründung 

Es kann sich das Bedürfnis ergeben, außer der 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften 
Speyer auch andere Hochschulen für ein aus-
schließlich weiterbildendes Studium einzurichten. 

b) In Absatz 1 sind vor dem Wort „können" die 
Worte „sowie für Hochschulen mit fachbedingt 
geringer Studentenzahl" einzufügen. 

Begründung 

Für die Struktur von Hochschulen mit fachbe-
dingt geringer Studentenzahl (z. B. Hochschule 
für Fernsehen und Film in München) müssen 
Abweichungen (z. B. von der Fachbereichsglie-
derung) möglich sein, wenn ein Zusammen-
schluß mit anderen Hochschuleinrichtungen nicht 
in Betracht kommt. 

c) Es ist folgender Absatz 1 a einzufügen: 

„(1 a) Für Hochschulen, die ausschließlich 
Studiengänge für den öffentlichen Dienst anbie-
ten, können durch Landesrecht von den Vor-
schriften dieses Gesetzes abweichende Regelun-
gen getroffen werden. 

Die Mindestvoraussetzungen des § 72 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 müssen erfüllt sein." 

Begründung 

Die Vorschrift ist erforderlich, um den beson-
deren Bedürfnissen dieser Einrichtungen im Hin-
blick auf Zugang, Ausbildung und Organisation 
Rechnung tragen zu können. 

d) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 29. Mai 1973 ist es verfassungsrechtlich ge-
boten, daß die Professoren in Fragen der For-
schung und bei Berufungen die Mehrheit in den 
zuständigen Gremien haben. Für eine Ausnahme-
regelung ist daher kein Raum. 

66. Hinter § 75 

Hinter § 75 ist folgender § 75 a einzufügen: 

„§ 75 a 

Erprobung der einstufigen Juristenausbildung 

Die Länder können von den Bestimmungen dieses 
Gesetzes abweichen, soweit dies für die Erprobung 
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von Ausbildungsgängen nach § 5 b des Deutschen 
Richtergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. April 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 713) er-
forderlich ist." 

Begründung 

Es sollte sichergestellt werden, daß Experimente mit 
einer einstufigen juristischen Ausbildung für eine 
Übergangszeit nicht durch entgegenstehende Be-
stimmungen des Hochschulrahmengesetzes behindert 
werden. Es muß z. B. möglich sein, auch Praktiker 
für jeweils einige Jahre als hauptberufliche Lehr-
kräfte an der Hochschule zu verwenden, ohne daß 
sie dazu aus ihrem bisherigen Amt als Richter oder 
Beamter ausscheiden müssen. 

Nach § 5 b des Deutschen Richtergesetzes sind so-
wohl vollintegrierte als auch nach Blöcken gestaf-
felte Ausbildungsmodelle mit einer Aufeinander-
folge von theoretischen und praktischen Ausbil-
dungsabschnitten möglich. Der auf die Universitäts-
ausbildung zugeschnittene Gesetzentwurf könnte 
die Durchführung dieser Modelle erschweren und 
sollte deshalb durch die vorgeschlagene Bestimmung 
ergänzt werden. 

Das Ineinandergreifen universitärer und staatlicher 
Ausbildung macht die herkömmliche klare Trennung 
zwischen den Ausbildungsabschnitten „Studium" 
und „Vorbereitungsdienst" und damit auch die ein-
deutige Kompetenzabgrenzung unmöglich. Das Mo-
dellexperiment der einphasigen Juristenausbildung 
erfordert geradezu eine Kooperation zwischen Hoch-
schule und staatlichem Ausbildungs- und Prüfungs-
amt. Nur so kann die Beobachtung des Versuches 
und gegebenenfalls die Modifizierung des Modells 
gewährleistet werden. Es bedarf daher der Mitwir-
kung des Ausbildungs- und Prüfungsamtes bei der 
Aufstellung der Studienordnung und der Sicherung 
des Lehrangebotes. Auch muß es möglich sein, daß 
als Lehrkräfte außer den Hochschullehrern und 
Lehrbeauftragten auch Praktiker bestellt werden 
können, die hauptamtlich und auf bestimmte Zeit 
abgeordnet werden. 

67. Zu 76 

a) In den Absätzen 1, 4 und 5 ist der Hinweis „§ 74 
Abs. 1" jeweils zu ersetzen durch „§ 1 Abs. 1". 

Begründung 

Folge der Änderungsvorschläge zu § 1 und 
§ 74 Abs. 1. 

b) Die Absätze 2 und 3 sind durch folgenden Ab-
satz 2 zu ersetzen: 

„(2) Ordentliche und außenordentliche Pro-
fessoren sind in die Rechtsstellung von Profes-
soren als Beamte auf Lebenszeit überzuleiten. 

Außerdem sind in die Rechtsstellung von beamte-
ten Professoren überzuleiten oder zu überneh-
men: 

Professoren an Hochschulen (außer Fachhoch-
schulen) oder entsprechenden Einrichtungen als 
Beamte auf Lebenszeit, 
Direktoren von Kunsthochschulen, 
Abteilungsdirektoren (und Professoren) als Be-
amte auf Lebenszeit, 
Abteilungsvorsteher (und Professoren) als Be-
amte auf Lebenszeit, 
Wissenschaftliche Räte (und Professoren als Be-
amte auf Lebenszeit, 
Dozenten an Hochschulen (außer Fachhochschu-
len) oder entsprechenden Einrichtungen als Be-
amte auf Lebenszeit. 

Andere Beamte, die an einer Hochschule 

1. hauptamtlich ausschließlich Aufgaben im 
Sinne von § 46 wahrnehmen, in der Haupt-
sache in der Lehre tätig sein sollen und die 
Einstellungsvoraussetzungen erfüllen, sind 
auf Antrag als beamtete Professoren zu über-
nehmen; als Lehrtätigkeit im Sinne dieser 
Vorschrift ist nicht eine Tätigkeit gemäß §§ 54 
und 57 anzusehen; 

2. hauptamtlich überwiegend Aufgaben im 
Sinne von § 46 wahrnehmen und die Einstel-
lungsvoraussetzungen erfüllen, werden nach 
Maßgabe des Bedarfs in den jeweiligen Fä-
chern und nach Maßgabe der Länderhaushalte 
auf Antrag als beamtete Professoren über-
nommen; ein Rechtsanspruch auf Übernahme 
besteht nicht. 

Satz 3 gilt nicht für Beamte im Sinne der §§ 111 
und 112 des Beamtenrechtsrahmengesetzes bis-
heriger Fassung; diese werden nach Maßgabe des 
Bedarfs in den jeweiligen Fächern und nach Maß-
gabe der Länderhaushalte auf Antrag als be-
amtete Professoren übernommen, sofern sie an 
einer Hochschule hauptamtlich ausschließlich 
Aufgaben im Sinne von § 46 wahrnehmen und 
die Einstellungsvoraussetzungen erfüllen; ein 
Rechtsanspruch auf Übernahme besteht nicht." 

Begründung 

Anpassung an den Initiativgesetzentwurf des 
Bundesrates, BT-Drucksache 7/612 (Abschnitt I 
Artikel IV § 1 Abs. 4). 

Die Änderung gewährleistet eine strukturell aus-
gewogene Überleitung. Sie berücksichtigt weiter-
gehend als im Gesetzentwurf nunmehr vorge-
sehen die Belange des fachlichen Bedarfs und 
des wissenschaftlichen Nachwuchses. Bei Ver-
nachlässigung dieser Interessen können schwer-
wiegende strukturelle Schäden auftreten, wie 
bereits vorliegende Entwicklungen zeigen. Die 
Regierungsfassung trägt der Tatsache nicht Rech-
nung, daß in bestimmten Fächern eine über die 
Bedarfslage weit hinausgehende Nachwuchs-
heranbildung erfolgt ist und noch zunehmend 
erfolgt. Dieser Personenkreis würde in Lebens-
zeitstellungen überführt werden, eine Überkapa-
zität auf Dauer bedeuten und die Belange des 
Nachwuchses und des wissenschaftlichen Aus-
tausches beeinträchtigen. 
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Soweit in Satz 2 für bestimmte Beamtengruppen 
eine generelle beamtenrechtliche Überführungs-
regelung nicht vorgesehen ist, bleibt es dem 
jeweiligen Dienstherrn unbenommen, bei Vor-
liegen der Einstellungsvoraussetzungen und bei 
entsprechendem Bedarf eine generelle oder durch 
Einzelernennung erfolgende Überführung vorzu-
nehmen. 

c) In Absatz 6 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Satz 2 des Regierungsentwurfs berücksichtigt 
nicht alle Zuordnungsverhältnisse zu Organi-
sationseinheiten der Hochschulen. Die Zuord-
nungsregelung muß dem Landesgesetzgeber vor-
behalten bleiben. 

d) In Absatz 8 ist der Hinweis wie folgt zu fassen: 

„Absatz 2 Satz 3 und Absätze 4 bis 7". 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 76 Abs. 2 
und 3. 

68. Zu 77 

a) In Absätzen 1 und 3 ist der Hinweis „§ 74 Abs. 1" 
jeweils zu ersetzen durch „§ 1 Abs. 1". 

Begründung 

Folge der Änderungsvorschläge zu § 1 und § 74 
Abs. 1. 

b) In Absatz 1 Satz 1 ist folgender Halbsatz anzu-

fügen: 

„; dies gilt auch bei Wechsel des Dienstherrn." 

Begründung 

Inhaltliche Klarstellung. 

c) In Absatz' 2 ist Satz 3 zu streichen. 

Begründung 

Die Hinterbliebenen eines emeritierungsberech-
tigten Professors erhalten in jedem Fall Hinter-
bliebenenversorgung in gleicher Höhe wie Hin-
terbliebene eines nicht emeritierungsberechtigten 
Professors. 

69. Zu § 78 

a) Nummer 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, Professoren und 
Assistenzprofessoren, die nicht Deutsche im 

Sinne des Artikels 116 GG sind, hinsichtlich der 
Berufung in das Beamtenverhältnis gegenüber 
allen anderen Bewerbern zu privilegieren. Die 
derzeitige Fassung des § 4 Abs. 2 BRRG trägt 
auch den Bedürfnissen der Hochschulen in vollem 
Umfang Rechnung. 

b) Es ist folgende Nummer 2 a einzufügen: 

,2 a. Dem § 42 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt: 

„ (3) Der Beamte hat auf Verlangen ins-
besondere über Art und Zeitaufwand der 
von ihm ausgeübten Nebentätigkeit Aus-
kunft zu geben; dies gilt nicht für Tätigkei-
ten nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1, 4 und 5".' 

Begründung 

Die vorgeschlagene Regelung soll dem Dienst-
herrn die Ausübung der Dienstaufsicht über den 
schwer zugänglichen und differenzierten Bereich 
der Nebentätigkeiten von Beamten erleichtern, 
insbesondere soweit es sich um nicht genehmi-
gungspflichtige Nebentätigkeiten handelt. Von 
Art und Zeitaufwand her umfangreiche Neben-
tätigkeiten können erfahrungsgemäß zu erheb-
licher Beeinträchtigung des Hauptamtes führen. 
Diese Gefahr ist im Hochschulbereich besonders 
groß. Soweit es sich um nicht genehmigungs-
pflichtige Nebentätigkeiten handelt, fehlt dem 
Dienstherrn eine konkrete Überwachungsmög-
lichkeit, um derartige Pflichtwidrigkeiten zu 
Lasten der öffentlichen Interessen und des Ge-
meinwohls im Wege der Mißbrauchsaufsicht zu 
beseitigen. Mit der Vorschrift ist gleichzeitig in 
beamtenrechtlicher Hinsicht dem Regelungszweck 
des § 49 des früheren Regierungsentwurfs für 
ein Hochschulrahmengesetz entsprochen. 

c) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah-
rens sind Nummer 4 bis 6 entsprechend dem Än-
derungsvorschlag zu §§ 45 bis 58 sowie §§ 76 und 
77 neu zu fassen. 

Die beamtenrechtlichen Vorschriften sind der 
Kompetenz des Bundesgesetzgebers und dem 
Sachzusammenhang entsprechend zusammen mit 
den allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten zu sehen und zu regeln. Auf Artikel I des 
Initiativgesetzentwurfs des Bundesrates für ein 
Gesetz zur Neuordnung des Beamten- und Be-
soldungsrechts im Hochschulbereich (BT-Drucksa-
che 7/612), der eine entsprechende Neufassung 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes vorsieht, wird 
Bezug genommen. 

Vergleiche im übrigen den angeführten Ände-
rungsvorschlag. 

70. Zu 78 Nr. 7 und §79 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren Ver

-

lauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob 
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entsprechend der Stellungnahme zu § 49 auch im 
Bereich des Bundes auf die Berufung von Professo-
ren in das Beamtenverhältnis auf Zeit verzichtet 
oder die Berufung in das Beamtenverhältnis auf 
Zeit wenigstens auf bisherige Berufssoldaten oder 
Soldaten auf Zeit beschränkt werden kann, die eine 
befristete Tätigkeit als Professoren übernehmen. 
Hierfür spricht auch, daß § 78 Nr. 3 im Bereich des 
Bundes für Professoren nicht gelten soll. 

71. Zu 79 

In dem zur Einfügung vorgesehenen § 176 a BBG 
ist in Absatz 5 der Hinweisteil „und 53" zu strei-
chen. 

Begründung 

Folge des Vorschlags einer Streichung des § 53. 

72. Zu 80 

Die vorgesehene Anfügung in § 6 Abs. 6 des Bundes-
besoldungsgesetzes ist durch folgenden Satz zu er-
gänzen: 

„Diese Regelung gilt nur für solche Beamten, die 
nach Festsetzung der Regelstudienzeit ihr Studium 
aufgenommen haben." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung. 

73. Zu 83 

Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge des Vorschlags einer Streichung des 2. Ka-
pitels (§ 38). 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1. (Kosten) 

Die Bundesregierung wird im Laufe des Gesetzge-
bungsverfahrens zur Kostenfrage gesondert Stel-
lung nehmen. 

Zu 2. (Überschrift) 

Dem Vorschlag ides  Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Der Entwurf stützt sich nicht allein auf Artikel 75 
Nr. 1 a GG, sondern z. B. auch auf Artikel 75 Nr. 1 
GG. 

Zu 3.(§1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die vorgeschlagene Beschränkung des Entwurfs auf 
Anweisungsnormen an den Landesgesetzgeber ist 
durch Artikel t5 Nr. 1 a GG nicht geboten. Diese 
Norm enthält, abgesehen von einer inhaltlichen Be-
grenzung („allgemeine Grundsätze"), keine gegen-
über anderen Rahmenkompetenzen weitergehenden 
Beschränkungen (so auch die ganz überwiegende 
Mehrheit des Rechtsausschusses des Bundesrats). 

Für die Anpassung der Landesgesetze ist die in § 74 
Abs. 1 Vorgesehene Zweijahresfrist ausreichend. 

Zu 4. a) (§ 2 Abs. 1 Satz 1) 

Wie § 2 Abs. 8 zeigt, geht auch die Bundesregie-
rung von der Möglichkeit aus, daß die Hochschulen 
eine unterschiedliche Aufgabenstellung haben kön-
nen. Um dies im Sinne des Bundesrates zu verdeutli-
chen, wird folgende Fassung des Absatzes 8 Satz 1 
vorgeschlagen: 

„Die unterschiedlichen Aufgaben der einzelnen 
Hochschulen werden durch das Land bestimmt." 

Zu 4. b) (§ 2 Abs. 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Fassung des Entwurfs besagt nicht, daß alle 
Hochschulen (vgl. oben zu 4. a) oder die Hochschu-
len ausschließlich für die Heranbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses verantwortlich wären. 

Zu 4. c) (§ 2 Abs. 3 Satz 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Werden den Hochschulen nach Absatz 3 Satz 1 Auf-
gaben in der Weiterbildung zugewiesen — insoweit 
stimmen Bundesrat und Bundesregierung überein — 
so ist es nur folgerichtig, daß das Personal der 
Hochschule hiervon nicht ausgenommen wird. Ge-
rade in den Hochschulen ist die Weiterbildung des 
Personals wegen der schnellen Entwicklung aller 
Arbeits- und Aufgabenbereiche besonders notwen-
dig. Die Vorschrift führt auch nicht zu einer über 
die allgemeinen Vorschriften hinausgehenden und 
finanziell aufwendigeren Förderung. 

Zu 4. d) (§ 2 Abs. 4 Satz 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Auch nach Auffassung des Bundesrats nehmen die 
Hochschulen die Aufgabe der Sportförderung bereits 
wahr. Da jedoch bisher landesgesetzliche Regelun-
gen hierüber fehlen, empfiehlt sich eine bundesge-
setzliche Verankerung dieser Aufgabe. 

Zu 4. e) (§ 2 Abs. 7) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Der Vorschlag nimmt unzutreffend an, § 2 Abs. 7 
statuiere eine Rechenschaftspflicht gegenüber der 
Öffentlichkeit. 

Zu 4. f) (§ 2 Abs. 8 Satz 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die vom Bundesrat abgelehnte Einschränkung er-
scheint notwendig, um sicherzustellen, daß die pri-
mären Aufgaben der Hochschulen mit Vorrang vor 
weiteren Aufgaben erfüllt werden können (vgl. 
auch § 46 Abs. 1 Satz 2). 

Zu 5. a) (§ 3 Abs. 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Vorschrift begründet nicht die Gefahr einer 
Einschränkung des Grundrechts nach Artikel 5 
Abs. 3 GG. Sie betrifft nicht den Inhalt dieses 
Grundrechts — davon handeln erst Absätze 2 und 3 

- sondern betont die besondere Verantwortung, 
die den Grundrechtsträgern in der Hochschule ob-
liegt. 

Zu 5. b) (§ 3 Abs. 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 
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Die Fassung des Entwurfs entspricht der einschlägi-
gen Formulierung des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 29. Mai 1973. 

Zu 5. c) (§ 3 Abs. 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Durchführung der Lehrveranstaltungen gehört 
nicht schlechthin zum Kernbereich des vorbehaltlos 
geschützten Freiheitsrechts nach Artikel 5 Abs. 3 
GG; dieser Bereich ist vielmehr in bestimmtem Um-
fang rechtlicher Regelung durch das zuständige 
Hochschulorgan seit jeher zugänglich. 

Zu 5. d) (§ 3 Abs. 4) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Durch § 3 Abs. 4 wird den Studenten nicht das 
Recht eingeräumt, wissenschaftliche und künstleri-
sche Meinungen jederzeit und unabhängig von der 
Art der Lehrveranstaltung vorzutragen. Nach Ab-
satz 4 Satz 1 steht dieses Äußerungsrecht unter dem 
Vorbehalt entsprechender Festlegungen der Studien-
ordnungen über den Charakter ,der Lehrveranstal-
tung. Im übrigen entbindet keines der in § 3 ge-
nannten Rechte von der Rücksichtnahme, die ein 
geregeltes Zusammenleben in der Hochschule von 
allen ihren Mitgliedern fordert. Es wird im Verlau-
fe des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen sein, ob 
es notwendig ist, einen solchen Grundsatz aus-
drücklich im Gesetz zu verankern. 

Zu 6. a) (§ 4 Abs. 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge-
stimmt. 

Zu 6. b) (§ 4 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Der vom Bundesrat zur Streichung vorgeschlagene 
Absatz 2 formuliert programmatisch das allgemeine 
Ziel der Neuordnung des Hochschulwesens. Die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Neuformulierung 
des Einleitungssatzes zu Absatz 3 enthält in der Sa-
che keine Änderung gegenüber dem Entwurf und 
ist daher entbehrlich. 

Zu 6. c) (§ 4 Abs. 3 Nr. 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Vorschrift beschreibt im 1. Halbsatz das Ver-
hältnis der Studiengänge in einem integrierten und 
zugleich differenzierten Studiensystem, nicht aber 
eine bestimmte Organisationsform; bei einer Strei-
chung des Wortes „integriert" wäre dieses System 
unvollständig gekennzeichnet. Der Anwendungsbe

-

reich für dieses Studienangebot ist mit den Worten 
„in allen dafür geeigneten Bereichen" genügend 
flexibel gefaßt; die Prüfung dieser Voraussetzung 
schließt Bedarfsgesichtspunkte schon deshalb nicht 
aus, weil die berufsvorbereitende Funktion des Stu-
diums (§§ 2, 8, 9, 11) beachtet werden muß. 

Zu 6. d) (§ 4 Abs. 3 Nr. 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die vorgeschlagene Einfügung ist entbehrlich, weil 
selbstverständlich nur vergleichbare Studien- und 
Prüfungsleistungen angerechnet werden können. 

Zu 6. e) (§ 4 Abs. 3 Nr. 8) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird in der Sache 
zugestimmt; es ist jedoch wegen § 45 nicht erfor-
derlich, Professoren und Assistenzprofessoren je 
besonders aufzuführen. Es wird folgende Fassung 
von § 4 Abs. 3 Nr. 8 vorgeschlagen: 

„die Eröffnung von Forschungsmöglichkeiten für 
Hochschullehrer solcher Hochschulen oder Hoch-
schuleinrichtungen, in denen keine oder keine 
ausreichenden, ihren Dienstaufgaben entsprechen-
den Forschungsmöglichkeiten bestehen;". 

Zu 7. (§ 5) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Fassung von § 5 i. V. m. § 6 Abs. 4 verwirklicht 
im Gegensatz zum Vorschlag des Bundesrates („in 
der Regel") in Absatz 1 den Bildungsgesamtplan 
ohne Einschränkungen. Die vorgeschlagene Neufas-
sung verkürzt die Aussage des 2. Absatzes des Re-
gierungsentwurfs insofern, als die dort genannten 
Kriterien sowohl Voraussetzungen als auch Richtli-
nien für die Bildung von Gesamthochschulen dar-
stellen. 

Zu B. (§ 6) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Kompetenz für eine solche Regelung ist entge-
gen der Auffassung des Bundesrates gegeben. Der 
Bundesrat hat sie bezüglich des 4. Absatzes, der 
dem von ihm vorgeschlagenen § 5 Abs. 1 Satz 3 ent-
spricht, selbst bejaht. Die Absätze 1 und 2 stimmen 
inhaltlich mit Vorschriften des Regierungsentwurfs 
von 1970 überein, gegen die der Bundesrat seiner-
zeit keinerlei Bedenken erhoben hat. Absatz 3 stellt 
die notwendige Verbindung mit § 68 Abs. 1, § 69 
her, für die die Bundeskompetenz unstreitig vor-
liegt. 

Zu 9. a) (§ 7 Abs. 1 und 2) 

1. Dem Vorschlag des Bundesrates zu Absatz 1 
wird nicht zugestimmt. 
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Nach den in Absatz 1 Sätze 2 und 3 enthaltenen 
Regelungen ist beim Zusammenwirken von 
Hochschulen die volle Verantwortung der be-
treffenden Länder gesichert. Es besteht auch kein 
verfassungsrechtliches Hindernis, die Länder zur 
Zusammenarbeit bei Aufgaben, die über den Be-
reich eines Landes hinausgehen, zu verpflichten. 
In dieser Hinsicht hatte der Bundesrat gegen in-
haltsgleiche Regelungen des Regierungsent-
wurfs von 1970 keine Bedenken erhoben. 

2. Dem Vorschlag des Bundesrates zu Absatz 2 
wird nicht gefolgt. 

Es sollte jedoch im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens geprüft werden, ob nicht die 
Vorschriften über die innere Struktur von Lan-
deshochschulkonferenzen (Sätze 2 bis 4) flexi-
bler gestaltet werden sollten. 

Zu 9. b) (§ 7 Abs. 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

In dem Maße, in dem Selbstverwaltungsaufgaben 
nicht mehr auf der Ebene der einzelnen Hochschule 
wahrgenommen werden können, wächst das Bedürf-
nis für eine überregionale Organisation der Hoch-
schulen. Daß originäre Selbstverwaltungsaufgaben 
der Hochschulen allein deshalb, weil sie überregio-
nal wahrgenommen werden müssen, zu staatlichen 
Aufgaben würden, ist weder sachlich noch recht-
lich begründet. Im übrigen enthält § 7 Abs. 3 nur 
ein „Angebot" ; durch die Vorschrift wird weder 
eine Hochschulkonferenz errichtet noch werden die 
Länder zu ihrer Errichtung verpflichtet. 

Zu 10. (§ 8) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag nicht zu. 

Der Änderungsvorschlag läßt die besondere Aufga-
be von Lehre und Studium im Unterschied zu son-
stiger Berufsausbildung nicht mehr erkennen. Die 
Befähigung zu wissenschaftlicher (oder künstleri-
scher) Arbeit im Sinne der ' Fähigkeit zur Anwen-
dung wissenschaftlicher Kenntnisse und Methoden 
(vgl. § 2) ist notwendiges, wenn auch in die jeweili-
ge Berufsvorbereitung eingebundenes Ziel jedes 
Hochschulstudiums. „Staatsbürgerliche Bildung" ist 
auch nach der Fassung der Regierungsvorlage nicht 
primäres Ziel des Studiums. 

Zu 11. a) (§ 9) 

Wegen der erbetenen Erläuterung wird auf die Be-
gründung der Regierungsvorlage zu §§ 8 und 9 ver-
wiesen. 

Zu 11. b) (§ 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag nicht zu. 

Die Vorschrift verordnet keine bestimmte didakti-
sche Methode (dazu § 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2), sondern 
gibt ein allgemeines Prinzip wissenschaftlichen 
Lehrens und Lernens wieder. Die Forderung nach 
praktischer Erprobung ist Folge des notwendigen 
Berufsbezugs des Studiums (§ 8) und der gewünsch-
ten Verbindung von Theorie und Praxis (§ 4 Abs. 3 
Nr. 3); Praktika, Projektstudium und Einbeziehung 
berufspraktischer Tätigkeiten sind mögliche, aber 
nicht allein denkbare Formen der Verwirkli-
chung. 

Zu 11. c) (§ 9 Abs. 2 Sätze 1 und 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 11. d) (§ 9 Abs. 2 Satz 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates insoweit zu, als der bisherige Satz 3 
des Absatzes 2 wegen seines über Reformmodelle 
hinausgehenden Anwendungsbereichs zu einem 
neuen Absatz 2 a verselbständigt werden sollte. 

Der Sreichung der Worte „oder in Aussicht ge

-

stellt" im bisherigen Satz 3 wird nicht zugestimmt. 

Es bleibt der zuständigen Landesbehörde überlas-
sen, ob sie von der damit eröffneten Möglichkeit 
der Beschleunigung Gebrauch machen will. 

Zu 11. e) (§ 9 Absatz 3 Sätze 2 und 3) 

Die Bundesregierung stimmt den Streichungsvor-
schlägen nicht zu. 

Satz 2 enthält keine Verpflichtung der Studienre-
formkommissionen (dazu § 10 Abs. 6), sondern eine 
dem Mitwirkungsrecht der Hochschulen nach § 10 
Abs. 3 und 6 entsprechende Beteiligungspflicht der 
Hochschulen, auf die im Interesse einer breiten 
Fundierung und ständigen Abstimmung der Stu-
dienreformarbeit nicht verzichtet werden kann. 

Die Freistellung nach Satz 3 gilt nur für die institu-
tionalisierte Mitarbeit in der Studienreform und ist 
überdies auf einen befristeten Zeitraum und das 
jeweils erforderliche Maß beschränkt. Mit diesen 
Einschränkungen ist eine Freistellung ebenso ver-
tretbar wie notwendig. 

Zu 11. f) (§ 9 neuer Absatz 4) 

Der vorgeschlagenen Ergänzung wird nicht zuge-
stimmt. 

Sie ist entbehrlich, da sie nur Selbstverständliches 
besagt. Im übrigen ist der Vorschlag der Sache 
nach durch die in § 9 Abs. 1 und 2 und § 61 v orge-
sehene Mitwirkung des Staates sowie durch die 
Vorschriften über die Planung und deren Durchfüh-
rung (§§ 68, 70, 71) abgedeckt. 
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Zu 12. a) (§ 10 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag nicht zu. 

Ohne die Einbeziehung von Studiengängen, die mit 
einer Staatsprüfung abschließen, müßte die Stu-
dienreform Stückwerk bleiben. Für die Reform aller 
Studiengänge gemeinsam geltende Richtlinien auf-
zustellen, gehört zu den „allgemeinen Grundsätzen 
des Hochschulwesens" und ist durch die Zuständig-
keit des Artikels 75 Nr. 1 a GG gedeckt. Die Verant-
wortlichkeit der zuständigen staatlichen Stellen 
bleibt bei der Regelung des § 10 (Abs. 2, 3 und 7) in 
vollem Umfang gewahrt. 

Zu 12. b) (§ 10 Abs. 1 und 8) 

Die Bundesregierung stimmt den Streichungsvor-
schlägen nicht zu. 

§ 10 verpflichtet zur Bildung überregionaler Emp-
fehlungsgremien, nicht zur Errichtung einer Ver-
waltung auf Bundesebene. Es ist nicht ersichtlich, 
warum Artikel 75 Nr. 1 a GG solche auch von den 
Ländern als notwendig anerkannten Regelungen 
nicht zulassen sollte. Im übrigen macht § 10 ergän-
zende und ausführende Vereinbarungen der Länder 
nicht entbehrlich, sondern verpflichtet zu entspre-
chenden Bemühungen der Länder. 

Zu 12. c) (§ 10 Abs. 2) 

Dem Änderungsvorschlag kann in der vorgesehe-
nen Fassung nicht zugestimmt werden. 

Ein Verzicht auf allgemeine Vorschriften über den 
Zuschnitt der Studienreformkommissionen und die 
Zuständigkeit für ihre Errichtung würde die nach 
Absatz 1 geforderte überregionale Zusammenarbeit 
der Länder erschweren; auch muß die verantwort-
liche Mitwirkung der für die jeweiligen Studien-
gänge fachlich zuständigen staatlichen Stellen bun-
desrechtlich abgesichert sein. Es wird jedoch im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen sein, ob dem Anliegen, länder- und fach-
übergreifende Studienreformkommissionen zu 
schaffen, durch eine Neufassung der Vorschrift 
über die Errichtungskompetenz nicht besser Rech-
nung getragen werden kann. 

Zu 12. d) (§ 10 Abs. 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag nicht zu. 

Eine gewisse bundesrechtliche Konkretisierung der 
Zusammensetzung von Studienreformkommissionen 
ist unverzichtbar, wenn das in Absatz 1 geforderte 
Zusammenwirken der Länder nicht gefährdet und 
die nach Absatz 2 erforderliche Verständigung ver-
schiedener fachlich zuständiger Stellen ermöglicht 
werden soll. In diesem Rahmen läßt die Fassung 
der Regierungsvorlage hinreichenden Spielraum für 
eine den jeweiligen Bedürfnissen entsprechende 
Zusammensetzung der Studienreformkommissionen. 

Zu 12. e) (§ 10 Abs. 4 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Formulierung zu. 

Zu 12. f) (§ 10 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag nicht zu, da dem Streichungsvorschlag zu 
§ 11 Abs. 3 nicht gefolgt werden kann. 

Zu 12. g) (§ 10 Abs. 5 Satz 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag nicht zu. 

Eine angemessene Veröffentlichung der Empfehlun-
gen ist für die weitere Willensbildung der Hoch-
schulen, der staatlichen Stellen und der Öffentlich-
keit notwendig. Art und Ausmaß der Veröffentli-
chung sind durch die Regierungsvorlage nicht fest-
gelegt. 

Zu 12. h) (§ 10 Abs. 6) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Änderung nicht zu. 

Der Adressat der Empfehlungen ergibt sich hinrei-
chend deutlich aus Absatz 7. Im übrigen stellt die 
Fassung der Regierungsvorlage die Beteiligung der 
Hochschulen besser sicher. 

Zu 12. i) (§ 10 Abs. 7) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag nicht zu. 

Bund und Länder sind sich darüber einig, daß die 
Durchsetzung der Empfehlungen Sache der für das 
Hochschulwesen zuständigen Landesbehörden ist. 
Daher ist eine Änderung der Vorschrift nicht gebo-
ten. Eine Mitwirkung anderer Behörden bleibt er-
gänzendem Landesrecht überlassen. 

Zu 12. j) (§ 10 Abs. 9) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag nicht zu, da dem Änderungsvorschlag 
Nr. 12 b nicht gefolgt wird. 

Zu 13. a) (§ 11 Abs. 1 Satz 2) 

Die Bundesregierung wird die beantragte Prüfung 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
vornehmen. 

Zu 13. b) (§ 11 Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag nicht zu.  
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Das Prinzip der Regelstudienzeit muß schon aus 
Gründen der Gleichbehandlung und zur Vermei-
dung unerwünschter Gefällewirkungen für alle Stu-
diengänge gleichermaßen gelten. Auch sind für alle 
mit einer Prüfung abschließenden Studiengänge 
Prüfungsordnungen erforderlich (§ 17 Abs. 1, § 19). 
Die Erwähnung der Empfehlungen der Studienre-
formkommissionen hat erkennbar nur Bedeutung 
für die Fälle, in denen Studienreformkommissionen 
gebildet worden sind. 

Um klarzustellen, daß das Prinzip der Regelstudien-
zeit auch für die zu weiteren Abschlüssen führenden 
Studiengänge gilt, wird vorgeschlagen, in Satz 1 das 
Wort „erster" vor den Worten „berufsqualifizieren-
der Abschluß" zu streichen. 

Satz 2 enthält eine zusammenfassende Darstellung 
der Funktion von Regelstudienzeiten, auf die ange-
sichts vielfacher früherer Mißverständnisse in der 
Öffentlichkeit nicht verzichtet werden sollte. Im 
Hinblick auf die Fassung des § 17 Abs. 3 wird je-
doch vorgeschlagen, die Worte „den Beginn" (des 
Prüfungsverfahrens) durch die Worte „die Gestal-
tung" zu ersetzen. 

Zu 13. c) (§ 11 Abs. 3) 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß § 11 
Abs. 3 erhalten bleiben. 

Die bisherigen Anhörungen und Stellungnahmen 
haben deutlich gemacht, daß auf die Angabe der 
wesentlichen Bemessungsgrundsätze für die Regel-
studienzeiten, auch soweit sie als selbstverständ-
lich erscheinen mögen, nicht verzichtet werden 
kann. 

Zu 13. d) (§ 11 Abs. 4 Satz 1) 

Die Bundesregierung hält an der bisherigen Formu-
lierung fest. 

Abgesehen davon, daß auch die vorgeschlagene 
Änderung den vom Bundesrat geäußerten Beden-
ken ausgesetzt wäre, nötigt die Fassung der Regie-
rungsvorlage nicht in allen Fällen zu den vom Bun-
desrat dargelegten Konsequenzen. Ob in einer Fach-
richtung nach einem dreijährigen Studiengang 
ein anschließender Studiengang vorgesehen wird, 
ist eine Frage der entsprechenden „Eignung" der 
Fachrichtung und demgemäß nach den für die Ein-
richtung von Studiengängen allgemein geltenden 
Grundsätzen zu entscheiden. 

Zu 13. e) (§ 11 Abs. 4 Satz 3, zweiter Halbsatz) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Streichung zu. 

Zu 13. f) 

Die Bundesregierung wird die erbetene Auskunft 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
erteilen. 

Zu 14. a) (§ 12 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor

-

schlag nicht zu. 

Für konkretisierende und „quantifizierende" Stu-
dienordnungen als Orientierungshilfe für die Stu-
denten und Planungsgrundlage der Hochschule be-
steht ein Bedürfnis auch dann, wenn wesentliche 
Teile des Studiums bereits durch Prüfungsordnungen 
oder andere Rechtsvorschriften geregelt sind. 

Zu 14. b) (§ 12 Abs. 1 Satz 3) 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß Satz 3 
der Sache nach erhalten bleiben. 

Daß die Schwerpunktbildung mit der Prüfungsord-
nung abzustimmen ist, folgt aus Absatz 3. Die 
Gleichwertigkeit unterschiedlicher Studienleistun-
gen kann durch die Prüfungsordnung gewährleistet 
werden, die staatlicher Genehmigung bedarf (§ 17 
Abs. 1 und 2). Um den übrigen Bedenken des Bun-
desrates Rechnung zu tragen, wird vorgeschlagen, 
Absatz 1 Satz 3, erster Halbsatz als Soll-Vorschrift 
wie folgt zu fassen: 

„Die Studienordnung soll Schwerpunkte vorse-
hen, die der Student nach eigener Wahl bestim-
men kann;". 

Zu 14. c) (§ 12 Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Streichung nicht zu. 

Absatz 2 enthält über den Inhalt des Absatzes 1 
hinausgehende Regelungen, auf die auch im Zusam-
menhang mit der Vorschrift des § 74 Abs. 2 nicht 
verzichtet werden kann. 

Zu 14. d) (§ 12 Abs. 3 Satz 2) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte dem 
Vorschlag des Bundesrates nicht gefolgt werden. 

Absatz 3 Satz 2 erfaßt alle das Studium zulässiger-
weise regelnden Vorschriften. Im übrigen können, 
solange keine Empfehlungen von Studienreform-
kommissionen vorliegen, Durchlässigkeit, Freizü-
gigkeit und Gleichwertigkeit durch das Erfordernis 
staatlicher Genehmigung von Prüfungsordnungen 
und die hierzu erlassenen gesetzlichen Bestimmun-
gen hinreichend gewährleistet werden (§ 17 Abs. 1 
Satz 2). 

Zu 14. e) (§ 12 Abs. 3) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte die 
vorgeschlagene Ergänzung nicht aufgenommen 
werden. 

Die Mitwirkung staatlicher Stellen bei der Aufstel-
lung von Studienordnungen kann gemäß § 61 Abs. 1 
Nr. 1 landesgesetzlich geregelt werden. Ein generel-
les Einvernehmenserfordernis bundesrechtlich vor-
zuschreiben, ist weder notwendig noch zweckmä-
ßig. 
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Zu 15. a) (§ 13 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag nicht zu. 

Die Studienordnung hat im Interesse der Studenten 
und der Hochschullehrer gemäß § 12 Abs. 1 und 3 
alle Regelungen aufzunehmen, die Ziel und Inhalt 
des Studiums betreffen; damit erübrigt sich die Er-
wähnung sonstiger Rechtsvorschriften in § 13. 

Zu 15. b) (§ 13 Abs. 2) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte es bei 
der Fassung der Regierungsvorlage bleiben. Die 
Fassung der Regierungsvorlage betont den auch 
vom Bundesverfassungsgericht geforderten Vorrang 
der Eigeninitiative, ohne die Verantwortlichkeit der 
zuständigen Hochschulorgane zu schmälern (vgl. 
auch § 13 Abs. 1 und § 3 Abs. 3 Satz 2). 

Zu 15. c) (§ 13 Abs. 2, zweiter Halbsatz) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag nicht zu. 

Die Gewichtung der einzelnen Lehrveranstaltungen 
ist weder bisher in dienstrechtlichen Regelungen 
verankert noch in § 46 ausdrücklich vorgesehen. 
Soweit entsprechende Regelungen erlassen werden, 
sind sie nach der ausdrücklichen Fassung des § 13 
Abs. 2, 1. Halbsatz und § 46 Abs. 2 Satz 2 („im Rah-
men der für ihr Dienstverhältnis geltenden Rege-
lungen") für den Fachbereich verbindlich. Im übri-
gen geht der Regelungsgehalt der Vorschrift über 
die Frage der Gewichtung von Lehrveranstaltungen 
hinaus. 

Zu 16. a) (§ 14 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag des Bundesrates nicht zu. 

Es ist nicht ersichtlich, welchen Bedenken im Hin-
blick auf Artikel 5 Abs. 3 GG die Fassung der Re-
gierungsvorlage begegnen sollte und inwiefern die 
vorgeschlagene Änderung solche Bedenken auszu-
räumen geeignet wäre. Außerdem lassen sich Er-
fahrungen mit dem Studium im Medienverbund nur 
bei Nutzung seiner Möglichkeiten sammeln. 

Zu 16. b) (§ 14 Abs. 2) 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß es bei 
der Fassung der Regierungsvorlage bleiben. 

Die beanstandete Fassung trägt den gegebenen und 
den nach Auffassung der Bundesregierung auch 
sinnvollen Zuständigkeiten Rechnung. 

Zu 16. c) (§ 14 Abs. 3 Satz 2) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung nicht 
vorgenommen werden; zur Klarstellung wird je

-

doch vorgeschlagen, hinter dem Wort „zuständi-
gen" das Wort „staatlichen" einzufügen, da im Zu-
sammenhang mit der in Absatz 3 Satz 1 geregelten 
Anerkennungsentscheidung der Hochschule nur die 
Mitwirkung staatlicher Stellen regelungsbedürftig 
ist. 

Zu 16. d) und 23. b) (§ 14 Abs. 3 und § 21 Abs. 3) 

Die Bundesregierung stimmt den Streichungsvor-
schlägen des Bundesrates nicht zu, empfiehlt je-
doch, aus Gründen der Klarstellung § 14 Abs. 3 
Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„(3) Studieneinheiten des Medienverbunds bedür-
fen der Anerkennung durch die Hochschule, so-
weit sie an die Stelle eines entsprechenden An-
gebots ides  Präsenzstudiums treten sollen; die An-
erkennung setzt voraus, daß die Studieneinheit 
dem entsprechenden Lehrangebot des Präsenzstu-
diums inhaltlich gleichwertig ist." 

Damit ist klargestellt, daß § 14 lediglich die Not-
wendigkeit und die Voraussetzungen einer Aner-
kennung regelt, während § 21 Abs. 3 die Wirkungen 
einer erfolgreichen Teilnahme an anerkannten 
Fernstudieneinheiten betrifft. 

Die Sätze 3 und 4 des § 14 Abs. 3 müssen schon des-
halb erhalten bleiben, weil sie Ausnahmen von der 
Regelung des Absatzes 3 Satz 1 beinhalten. Im übri-
gen gehören grundsätzliche Fragen des Studiums im 
Medienverbund, wozu auch die Regelung der Aner-
kennung zählt, zum Kompetenzbereich des Arti-
kels 75 Nr. 1 a GG. 

Zu 16. e) (§ 14 Abs. 4 Sätze 1 und 2) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte es bei 
der bisherigen Fassung des Absatzes 4 bleiben. 

Satz 1 enthält keine über die allgemeine Verpflich-
tung nach Absatz 1 hinausgehende Pflicht der 
Hochschulen, alle anerkannten Studieneinheiten 
ohne Rücksicht darauf einzubeziehen, ob diese di-
daktische Verbesserungen oder kapazitative Entla-
stungen bewirken. Geregelt ist vielmehr nur die 
Verpflichtung, die organisatorischen Vorkehrungen 
für eine sinnvolle Einbeziehung zu treffen; insoweit 
können sich auch keine Bedenken aus Artikel 5 
Abs. 3 GG ergeben. 

Zu 17. a) (§ 15) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag des Bundesrates nicht zu. 

Die in der Regierungsvorlage enthaltene Aufgaben-
beschreibung der Studienberatung deckt sich in der 
Sache mit dem Beschluß der Kultusministerkonfe-
renz vom 14. September 1973. Hinsichtlich der fi-
nanziellen Auswirkungen ist darauf hinzuweisen, 
daß die fachliche Studienberatung zu den dienst-
lichen Aufgaben der Hochschullehrer gehört (§ 46 
Abs. 1 Satz 2) ; Art und Umfang der darüber hinaus-
gehenden Beratung bei persönlichen Schwierigkei- 
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ten im Studienverlauf sind durch die Fassung der 
Regierungsvorlage nicht festgelegt. Im übrigen 
wird eine wirksame Studienberatung auch eine bes-
sere Nutzung der Kapazitäten und damit finanzielle 
Entlastungen an anderer Stelle bewirken. 

Zu 17. b) (§ 15 Abs. 1 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 17. c) (§ 15 Abs. 2) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte es bei 
der bisherigen Fassung bleiben. 

Das Ziel einer besseren Information der Studienbe-
werber, der staatlichen Stellen, der Hochschulen 
und der Öffentlichkeit wird nur bei einer überre-
gional vergleichbaren Veröffentlichung erreicht; 
nur eine solche Art der Veröffentlichung kann 
auch der sinnvollen Vorbereitung von Empfehlun-
gen der Studienreformkommissionen dienen und 
nach deren Erlaß Aufschluß über die jeweilige Um-
setzung durch die Hochschulen geben. 

Zu 18. a) (§ 16 Abs. 2 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nur insoweit zu, als das Wort „Grup-
penprüfungen" durch das Wort „Gruppenarbeiten" 
ersetzt und am Satzanfang das Wort „Auch" einge-
fügt wird. Als allgemeiner Grundsatz genügt hier 
die Festlegung, daß die individuelle Leistung be-
wertbar sein muß; wie diese Bewertbarkeit ge-
währleistet wird, kann den Regelungen des ergän-
zenden Landesrechts überlassen bleiben. 

Zu 18. b) (§ 16 Abs. 3) 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß Ab-
satz 3 im wesentlichen erhalten bleiben. 

Die Vorschrift enthält wichtige Aussagen zur Re-
form des Prüfungswesens, die angesichts der Ein-
führung von Regelstudienzeiten erhöhte Bedeutung 
gewinnen und insofern auch von der Rahmenkom-
petenz des Bundes abgedeckt sind. Im übrigen be-
darf die Vorschrift der Konkretisierung durch die 
Prüfungsordnungen (§ 17 Abs. 2), die entweder vom 
Staat erlassen werden oder zu genehmigen sind. Es 
wird jedoch vorgeschlagen, hinter dem Wort „Zwi-
schenprüfung" die Worte „nach einem in sich ge-
schlossenen Studienabschnitt" zu streichen. 

Zu 18. c) (§ 16 Abs. 4 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag des Bundesrates nicht zu. 

Die vorgeschlagene Fassung geht zu weit, weil sie 
lediglich berufliche Erfahrung und keinerlei Ausbil-
dungserfahrung für die Verleihung der Prüfungsbe-
fugnis verlangt. Im übrigen ist darauf hinzuweisen, 
daß Absatz 4 nur für Hochschulprüfungen gilt. 

Zu 19. a) (§ 17 Abs. 2) 

Die Bundesregierung teilt die kompetenzrechtlichen 
Bedenken des Bundesrates nicht, stimmt aber dem 
Vorschlag wegen seiner knapperen Fassung zu. 

Zu 19. b) (§ 17 Abs. 3 Satz 1) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, da § 11 
Abs. 3 erhalten bleiben muß (Vgl. zu 13. c). 

Zu 19. c) (§ 17 Abs. 3 Satz 3) 

Der Regelung des § 17 Abs. 3 Satz 3 liegen diesel-
ben Überlegungen zugrunde, die der Bundesrat für 
seinen Änderungsvorschlag anführt. Das Wort 
„kann" statt des Wortes „ist" macht deutlich, daß 
es sich um eine Bemessungsvorschrift und nicht um 
eine Tatsachendarstellung handelt. Es wird jedoch 
vorgeschlagen, die Vorschrift aus Gründen der 
Klarstellung auch im Hinblick auf § 11 Abs. 2 Satz 1 
wie folgt zu fassen: 

„Prüfungsanforderungen und -verfahren sind so 
zu gestalten, daß die Abschlußprüfung grundsätz-
lich innerhalb der Regelstudienzeit, spätestens 
aber sechs Monate nach Ablauf der Regelstudien-
zeit abgelegt sein kann." 

Zu 20. a) (§ 18 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu; die Anwendbarkeit der Vorschrift 
auf Staatsprüfungen ergibt sich bereits aus § 19. 

Zu 20. b) (§ 18 Abs. 2 Satz 5) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag teilweise zu. Folgende Fassung des Absat-
zes 2 Satz 5 wird vorgeschlagen: 

„Aus einer Tätigkeit in der Selbstverwaltung der 
Hochschule und der Studentenschaft darf dem 
Studenten kein Nachteil erwachsen." 

Das Maß der Anrechnung darf sich allein nach dem 
Ausmaß der zeitlichen Belastung durch Selbstver-
waltungstätigkeiten richten. 

Zu 20. c) (§ 18 Abs. 5) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag nicht zu. 

Die vom Bundesrat gegebene Begründung unter-
streicht die  Notwendigkeit der in der Regierungsvor-
lage getroffenen Regelung. Die Berichtspflicht soll 
zugleich die Fachbereiche veranlassen, sich die er-
forderlichen Informationen zu verschaffen. 

Zu 21.(§ 19) 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß § 19 er-
halten bleiben. 



Drucksache 7/1328 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Die entsprechende Anwendung der in § 19 genann-
ten Vorschriften auf Studiengänge mit staatlichen 
Abschlußprüfungen ist aus den in der Begründung 
zur Regierungsvorlage genannten Überlegungen 
sachlich geboten und hinsichtlich der in Bezug ge-
nommenen § 17 Abs. 3, § 18 verfassungsrechtlich er-
forderlich, zumal in solchen Studiengängen mehr 
als die Hälfte aller Studenten studieren. Die Zu-
ständigkeit nach Artikel 75 Nr. 1 a GG ergibt sich 
daraus, daß die besagten Vorschriften tiefgreifende 
Rückwirkungen auf die Gestaltung des Studiums 
haben; die Regelung des § 18 beinhaltet sogar we-
gen der dort genannten Rechtsfolgen ausschließlich 
Hochschulrecht und könnte aufgrund einer Kompe-
tenz für staatliches Prüfungswesen nicht getroffen 
werden. 

Zu 22. (§ 20) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag nicht zu. 

Der einheitliche Diplomgrad als Abschluß berufs-
qualifizierender Studiengänge ist Ausdruck des für 
alle Studiengänge gemeinsamen Studienziels nach 
§ 8; er schließt unterschiedliche Bewertungen je 
nach Art des besonderen Studienziels ebensowenig 
aus wie differenzierte Angaben im Abschlußzeug-
nis. Die Vorschrift entspricht im übrigen einer von 
Bund und allen Ländern beschlossenen Forderung 
des Bildungsgesamtplans. 

Zu 23. a) (§ 21 Abs. 1 und 2) 

Nach Auffassung der Bundesregierung müssen die 
beanstandeten Vorschriften erhalten bleiben. 

Die in § 21 vorgesehene Einstufungsprüfung hat mit 
der in § 18 Abs. 1 geregelten Möglichkeit einer vor-
zeitigen Abschlußprüfung nichts zu tun und ist da-
her auch durch diese nicht zu ersetzen. Die zusätz-
liche Prüfungsbelastung wird sich in Grenzen hal-
ten. Möglichen Gefährdungen durch private Bil-
dungsinstitutionen kann sozial nur durch öffentli-
che Kontrolle derartiger Tendenzen, nicht aber 
durch eine ungerechte und ungerechtfertigte Ab-
dichtung der Hochschulen gegenüber zunächst ab-
gewiesenen Bewerbern begegnet werden. Die Zu-
lassungschancen der Absolventen der Einstufungs-
prüfung sind durch die Fassung des § 32 Abs. 3 
auch im Falle bundesweiter Zulassungsbeschrän-
kungen angemessen gewährleistet. 

Absatz 2 enthält eine Möglichkeit des Ausgleichs 
für Mißerfolge oder Benachteiligungen im schuli-
schen Werdegang, auf die im Interesse der Förde-
rung von Chancengleichheit nicht verzichtet wer-
den sollte; ob und auf welche Weise von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, bleibt ohne-
hin dem Landesrecht überlassen. 

Zu 23. b) (§ 21 Abs. 3) 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Streichung aus den zu 16. d) genannten Gründen 
nicht zu. 

Zu 24. (§ 23 Abs. 1 Satz 2) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte es bei 
der Fassung der Regierungsvorlage bleiben. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Formulierung 
könnte als Ermächtigung mißverstanden werden. 
Die Fassung des Regierungsentwurfs bringt das 
Selbstverständnis der Forschung, wie es sich in der 
wissenschaftstheoretischen Diskussion entwickelt 
hat, besser zum Ausdruck. 

Zu 25. a) (§ 24 Abs. 1 Satz 3) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte die 
Vorschrift erhalten bleiben. Sie regelt nicht das Zu-
sammenwirken von Hochschulen (§ 7 Abs. 1), son-
dern das Zusammenwirken von Hochschulen mit 
anderen Einrichtungen der Forschung. 

Zu 25. b) (§ 24 Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag des Bundesrates teilweise zu. 

Es wird vorgeschlagen, § 24 Abs. 2 Satz 1 in der 
Formulierung des Bundesrates zu fassen. 

Satz 2 sollte jedoch nach Auffassung der Bundesre-
gierung im Interesse der Transparenz und Effizienz 
der Hochschulforschung erhalten bleiben. Als Re-
gelungskompetenz kommt hier neben Artikel 75 
Nr. 1 a GG auch Artikel 74 Nr. 13 GG in Betracht. 

Zu 26. (§ 25) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungs- und 
Streichungsvorschlag nicht zu. 

Der Grundsatz des Absatzes 1 ist eine notwendige 
Konsequenz der funktionsgerechten Mitwirkung, 
bezogen auf das einzelne Forschungsvorhaben. 
Nach diesem Maßstab ist auch das jeweilige Aus-
maß der Mitwirkung zu bemessen. Bei Aufrechter-
haltung des Absatzes 1 muß es auch bei der bisheri-
gen Überschrift bleiben. 

Zu 27. a) (§ 26 Abs. 1) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte es bei 
der Fassung der Regierungsvorlage bleiben. 

Der Sache nach sind bisherige Fassung und Ände-
rungsvorschlag identisch. Die Formulierung „sind 
berechtigt" bezieht sich auf die Rechte des Absat-
zes 1 und räumt keine weitergehenden Rechte auf 
Bereitstellung von Personal und Mitteln ein. 

Zu 27. b) (§ 26 Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates, soweit er Streichungen enthält, nicht 
zu. 

Es wird jedoch vorgeschlagen, die vom Bundes-
rat empfohlene Fassung in Absatz 2 Satz 1 mit auf-
zunehmen und diesen wie folgt zu formulieren: 
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„ (2) Ein Forschungsvorhaben nach Absatz 1 kann 
in der Hochschule durchgeführt werden, wenn 
die Erfüllung der Aufgaben der Hochschule so-
wie die Rechte und Pflichten anderer Personen 
dadurch nicht beeinträchtigt werden, entstehen-
de Folgelasten angemessen berücksichtigt sind 
und die Forschungsergebnisse in absehbarer Zeit 
veröffentlicht werden können." 

Zu 27. c) (§ 26 Abs. 3 bis 6) 

Nach Auffassung der Bundesregierung müssen die 
Absätze 3 bis 6 ihrem sachlichen Gehalt nach erhal-
ten bleiben. Es handelt sich durchweg um hoch-
schul- bzw. forschungspolitisch bedeutsame Rege-
lungen, die von der Kompetenz aus Artikel 75 
Nr. 1 a GG bzw. von der Zuständigkeit aus Arti-
kel 74 Nr. 13 GG gedeckt sind. 

Um den Bedenken des Bundesrates, auch zu 29. a), 
teilweise Rechnung zu tragen, werden folgende Än-
derungen vorgeschlagen: 

a) In Absatz 4 wird die Regelung des § 39 Abs. 2 
Satz 2 aufgenommen durch Einfügung eines neu-
en Satzes 1 a: 

„Von der Einstellung als Personal der Hoch-
schule kann in begründeten Einzelfällen mit Zu-
stimmung des zuständigen Kollegialorgans abge-
sehen werden; die Zustimmung darf nur erteilt 
werden, wenn die jeweiligen Anstellungsbedin-
gungen denen des vergleichbaren Hochschulper-
sonals entsprechen." 

b) Absatz 5, erster Halbsatz wird wie folgt ergänzt: 

„(5) Für die Inanspruchnahme von Personal, 
Sachmitteln und Räumen der Hochschule ist ein 
angemessenes Entgelt zu entrichten, das den 
Forschungsmitteln der Hochschule zuzuführen 
ist;".  

Die Ergänzung stellt klar, daß es nicht um die 
Abführung von Nebentätigkeitsvergütungen des 
jeweiligen Hochschulmitglieds geht, sondern um 
einen angemessenen Ausgleich dafür, daß Mittel 
und Personal der Hochschule zum Nutzen eines 
außenstehenden Auftraggebers in Anspruch ge-
nommen werden. 

c) In Absatz 6 wird Satz 1 als entbehrlich gestri-
chen. 

Zu 28. (2. Kapitel) 

Nach Auffassung der Bundesregierung müssen die 
Vorschriften des 2. Kapitels erhalten bleiben. 

Die Bundesregierung widerspricht nachdrücklich 
der Rechtsauffassung des Bundesrates zu Artikel 72 
Abs. 2 GG; diese Auffassung hat auch im Rechts-
ausschuß des Bundesrates keine Unterstützung ge-
funden. Das Bedürfnis nach einer bundesgesetzli-
chen Regelung ergibt sich bereits hinreichend aus 
den sachlichen Mängeln des Staatsvertrags der 
Länder und aus der besonderen verfassungsrechtli-
chen Verantwortlichkeit des Bundes, die das Bun

-

desverfassungsgericht in seinem Urteil vom 18. Juli 
1972 ausdrücklich hervorgehoben hat. 

Der Einwand, daß die im Regierungsentwurf vorge-
sehene Regelung sich zu ungunsten der Abiturien-
ten auswirken werde, geht an der Tatsache vorbei, 
daß es sich auch bei den nicht nach Schulleistun-
gen zuzulassenden Bewerbern größtenteils um 
Abiturienten handeln wird. 

Daß das im Regierungsentwurf vorgesehene Ver-
fahren nicht EDV-gerecht gestaltet werden könne, 
trifft nicht zu. Ein gewisser Mehraufwand bei der 
datenmäßigen Bewältigung des Zulassungsverfah-
rens muß im Interesse sachgerechterer Entscheidun-
gen hingenommen werden. 

Im übrigen wird sich im Laufe des Gesetzgebungs-
verfahrens Gelegenheit ergeben, Einzelheiten der 
vorgesehenen Regelung im Hinblick auf etwaige 
neuere Erkenntnisse nochmals zu überprüfen. 

Hinsichtlich der Bemerkungen des Bundesrates zu 
den einzelnen Vorschriften nimmt die Bundesregie-
rung wie folgt Stellung: 

Zu Nummer 1: § 28 Abs. 2 schließt die fachgebunde-
ne Hochschulreife ein, setzt sie aber nicht als allge-
meinen Grundsatz voraus. Um derartige Mißver-
ständnisse zu vermeiden, wird vorgeschlagen, in 
§ 28 Abs. 2 das Wort „gewählte" zu streichen. 

Zu Nummer 2: Die Regelung des § 29 Abs. 2 ent-
spricht dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 18. Juli 1972. 

§ 29 Abs. 3 ist mit Rücksicht auf die vom Bundesrat 
angeführten Sonderfälle nur als „Soll"-Vorschrift 
gefaßt. Der Maßstab eines „ordnungsgemäßen Stu-
diums" (Absatz 2) gilt auch hier. 

Zu Nummer 3: Regelungen über die Ermittlung und 
Festsetzung der Ausbildungskapazität gehören nach 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts „zum 
Kern des Zulassungswesens", zu dessen Regelung 
in erster Linie der Bund in Wahrnehmung seiner le-
gislativen Zuständigkeiten (Artikel 75 Nr. 1 a) beru-
fen ist. 

Zu Nummer 4: Es wird der Auffassung des Bundes-
rates entsprechend vorgeschlagen, in § 29 Abs. 3 
Satz 1 die Worte „der Hochschule" zu streichen. 

Zu Nummer 5: § 29 Abs. 4 hat gerade die Funktion, 
die über den Raumbestand hinausgehende (Perso-
nal-) Ausstattung zu gewährleisten, die für die in 
der Rahmenplanung ausgewiesene Ausbildungska-
pazität erforderlich ist. 

Zu Nummer 6: Mangels gesicherter materieller Maß-
stäbe für die Kapazitätsermittlung haben gerade 
verfahrensrechtliche Bestimmungen erhöhte Bedeu-
tung. Dazu gehört auch die notwendige Transpa-
renz des Verfahrens, die bisher in keiner Weise ge-
währleistet ist. 

Zu Nummer 7: Die Bundesregierung teilt die kompe

-

tenzrechtlichen Bedenken des Bundesrates nicht. 
Um den Bedenken hinsichtlich ,der Zulassung an 
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Kunsthochschulen Rechnung zu tragen, wird vorge-
schlagen, § 31 Abs. 1 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„In Studiengängen mit Zulassungsbeschränkun-
gen an allen Hochschulen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes werden  die  Studienplätze von ei-
ner Zentralstelle vergeben, soweit nicht die Aus-
wahlmaßstäbe im Einzelfall eine Entscheidung 
der Hochschule erfordern." 

Ferner wird vorgeschlagen, Satz 2 erster Halbsatz 
als Soll-Vorschrift wie folgt zu fassen: 

„In die zentrale Vergabe von Studienplätzen soll 
ein Studiengang spätestens dann einbezogen wer-
den, ...". 

Zu Nummer 8: Eine zentrale Auswahl ist ohne bun-
deseinheitliche Maßstäbe nicht möglich. Diese 
Maßstäbe zu setzen, fällt in die Gesetzgebungsver-
antwortung des Bundes. Gleichwohl läßt die Fas-
sung des § 32 noch erheblichen Raum für landes-
rechtliche Ausfüllung; das gilt insbesondere für die 
Behandlung der Fachpräferenzen, für die vergleich-
bare Bewertung von Schulleistungen und sonstigen 
Qualifikationsnachweisen, für die nähere Ausge-
staltung der Sonderquoten nach Absatz 1 Nr. 3 und 
für die notwendigen Ergänzungsbestimmung zu Ab-
satz 3. 

Die in Absatz 1 Nr. 1 vorgesehene Quote für die 
Auswahl nach Schulnoten trägt der beschränkten 
Aussagefähigkeit der Schulzeugnisse Rechnung. Im 
übrigen sollte eine Hochschulzugangsregelung dar-
auf angelegt sein, daß sie pädagogisch unvertretba-
re Rückwirkungen auf das Verhalten von Schülern 
und Lehrern vermeidet. 

Die in Absatz 1 Nr. 2 vorgesehene Berücksichtigung 
berufspraktischer Tätigkeiten ist für eine Zulas-
sungsentscheidung jedenfalls besser geeignet als 
die Auswahl nach bloßen Wartezeiten oder nach 
Schulnoten unterhalb der sog. Spitzenleistungen. 

Die Nichtanrechnung von Studienzeiten ist wegen 
der Gefahr einer Überwälzung des „Numerus clau-
sus" auf benachbarte Fächer geboten. Soweit es 
sich um ein Studium in verwandten Fächern han-
delt, kommt eine Zulassung nach Absatz 3 in Be-
tracht; die Höhe der dafür festzulegenden Zulas-
sungsquoten ist bundesrechtlich nicht vorgegeben. 
Erheblich eingeschränkt ist demnach nur der „fach-
fremde" Fachwechsel, der auf die Quote nach Ab-
satz 1 Nr. 3 d) beschränkt wird. 

Zu Nummer 9: Nach Auffassung der Bundesregie-
rung erlauben die in § 32 Abs. 1 Nr. 3 b) und c) vor-
gesehenen allgemeinen Höchstquoten auch eine an-
gemessene Quotierung für die Studiengänge der 
Medizin, Zahnmedizin und Pharmazie. 

Zu Nummer 10: § 33 geht über einen bloßen Ent-
wicklungsauftrag insofern hinaus, als die Ergebnis-
se dieser Entwicklung durch Rechtsverordnung 
nach § 38 Abs. 1 Nr. 2 in unmittelbar geltendes 
Recht umgesetzt werden können. Im übrigen richtet 
sich § 33 nicht an den Landesgesetzgeber (vgl. § 74 
Abs. 1). Die Einführung eines „besonderen Ein-
gangsverfahrens" gehört zu den „allgemeinen 
Grundsätzen des Hochschulwesens" nach Artikel 75 

Nr. 1 a GG; diese Zuständigkeit wird durch die 
Kompetenzvorschrift zur Bildungsplanung (Arti-
kel 91 b GG) nicht beschränkt, sondern ergänzt. 

Zu Nummer 11: Die in § 34 vorgesehene Beteiligung 
von Vertretern aus dem Schulbereich und die For-
derung nach Transparenz der Auswahlentscheidun-
gen gehören zu den grundsätzlichen Regelungen, 
die vom Bundesgesetzgeber getroffen werden kön-
nen. 

Zu Nummer 12: § 35 ermöglicht eine Verbreiterung 
der Entscheidungsgrundlagen, insbesondere zur Be-
urteilung von Härtefällen; sie kann aber auch bei 
der zunehmenden Differenzierung der Sekundar-
oberstufe, insbesondere im Zuge der Einbeziehung 
beruflicher Bildungsgänge Bedeutung erlangen. An-
gesichts positiver ausländischer Erfahrungen sollte 
auf diesen Ansatz nicht verzichtet werden. Das 
Ausmaß der Berücksichtigung von Schulgutachten 
wird allerdings von den Ergebnissen der notwendi-
gen Erprobung abhängig gemacht werden müs-
sen. 

Zu Nummer 13: Der Erlaß ergänzender Rechtsver-
ordnungen des Bundes ist für die Funktionsfähig-
keit des Auswahlverfahrens und für die Einführung 
eines „besonderen Eingangsverfahrens" unbedingt 
erforderlich. Die Zuständigkeit nach Artikel 75 
Nr. 1 a GG schließt derartige Ermächtigungen nicht 
grundsätzlich aus; das entspricht auch der Auffas-
sung der ganz überwiegenden Mehrheit des Rechts-
ausschusses des Bundesrates. 

Einer Anregung aus den Beratungen des Bundesrates 
folgend wird jedoch empfohlen, § 38 Abs. 1 Nr. 2 
wie folgt zu fassen: 

„2. die nähere Ausgestaltung und Durchführung 
des besonderen Eingangsverfahrens (§ 33) so-
wie das Ausmaß und den Zeitpunkt der Ein-
beziehung von Studiengängen in das beson-
dere Eingangsverfahren." 

Zu 29. a) (§ 39 Abs. 2 Satz 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt, 
wenn eine entsprechende Regelung in  § 26 Abs. 4 
aufgenommen wird (s. Gegenäußerung zu 27. c). 

Zu 29. b) (§ 39 Abs. 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Einführung einer weiteren Kategorie hauptbe-
ruflichen Personals ist weder notwendig noch 
zweckmäßig. Die Einstellung nebenberuflicher wis-
senschaftlicher Hilfskräfte ist nach dem Entwurf 
ebenso möglich wie auch die befristete Einstellung 
wissenschaftlicher Mitarbeiter. 

Zu 30. a) (§ 40 Abs. 1 Satz 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 
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Der Vorschlag berücksichtigt nicht, daß nach § 39 
Abs. 2 weitere Personen die Rechte und Pflichten 
von Mitgliedern der Hochschule haben. Das Recht 
und die Pflicht zur Mitwirkung in der Selbstverwal-
tung gehören zu den wesentlichen Merkmalen der 
mitgliedschaftlichen Rechtsstellung. Im übrigen 
bleibt dem Landesgesetzgeber überlassen, wie er 
die Stellung des in § 39 Abs. 3 genannten Personen-
kreises ausgestaltet. 

Zu 30. b) (§ 40 Abs. 2 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 30. c) (§ 40 Abs. 3 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 30. d) (§ 40 Abs. 3 Satz 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Zwischen der dienstlichen Gebundenheit von Hoch-
schulmitgliedern, die in einem Dienst- oder Arbeits-
verhältnis stehen, und ihrer eigenverantwortlichen 
Selbstverwaltungstätigkeit können ähnliche Ko n

-fliktlagen entstehen wie im Bereich der Personal-
vertretung. Die Übernahme der bewährten Schutz-
vorschriften des Personalvertretungsrechts ist da-
her sachgerecht. Der Streichungsvorschlag des Bun-
desrates würde im übrigen nicht nur zu einer syste-
matischen Trennung der korporationsrechtlichen 
Regelungen des Hochschulrahmengesetzes von de-
nen des Personalvertretungsrechts führen, wie es 
die Begründung des Bundesrates fordert, sondern die 
korporationsrechtliche Schutzvorschrift völlig be-
seitigen. 

Zu 31. a) (§ 41 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates insoweit zu, als in Absatz 1 Satz 1 die 
Worte „Funktion und Qualifikation" durch die 
Worte „Funktion, Qualifikation und Betroffenheit" 
ersetzt werden. 

Die vom Bundesrat zusätzlich vorgeschlagene „Ver-
antwortung" ergibt sich unmittelbar aus der „Funk-
tion" und ist daher als selbständiges Kriterium ne-
ben der „Funktion" nicht sinnvoll. 

Zu 31. b) (§ 41 Abs. 1 Satz  2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates insoweit zu, als eine Regelung durch 
Gesetz nur für die zahlenmäßige Zusammensetzung 
der Kollegialorgane vorgeschrieben werden soll. 
Die hochschulpolitische Entwicklung hat gezeigt, 
daß eine gesetzliche Regelung der Paritäten im In-
teresse der Funktionsfähigkeit der Hochschulselbst-
verwaltung erforderlich ist. Es handelt sich außer

-

dem um eine Strukturentscheidung von grundsätzli-
cher Bedeutung. 

Die Bundesregierung schlägt darum folgende Neu-
fassung des § 41 Abs. 1 Satz 2 vor: 

„Die zahlenmäßige Zusammensetzung der zentra-
len Kollegialorgane und des Fachbereichsrats ist 
durch Gesetz zu regeln." 

Zu 31. c) (§ 41 Abs. 3 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates aus den zu 30. a) genannten Gründen 
nicht zu. 
Zur Angleichung an die vorgeschlagene Neufas-
sung des § 41 Abs. 1 Satz 2 schlägt sie jedoch fol-
gende Änderung der Eingangsworte des Absatzes 3 
Satz 1 vor: 

„In den zentralen Kollegialorganen und dem 
Fachbereichsrat ...". 

Zu 31. d) (§ 41 Abs. 3 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Da Professoren und Assistenzprofessoren nach § 41 
Abs. 2 des Regierungsentwurfs getrennte Wahl-
gruppen bilden, schließt § 41 Abs. 3 Satz 2 zwar 
eine Mehrheit der Professoren oder der Assistenz-
professoren unter den gewählten Mitgliedern der in 
Satz 1 genannten Kollegialorgane aus, nicht aber 
eine Mehrheit der Hochschullehrer insgesamt. Die 
Regelung steht darum dem vom Bundesverfassungs-
gericht im Urteil vom 29. Mai 1973 geforderten Ein-
fluß der Hochschullehrer nicht entgegen. Dieser 
Einfluß wird durch § 41 Abs. 4 vielmehr ausdrück-
lich sichergestellt und durch § 41 Abs. 6 in Beru-
fungsfragen zusätzlich verstärkt. 

Zu 31. e) (§ 41 Abs. 4) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Nach § 48 des Regierungsentwurfs werden alle 
Hochschullehrer „berufen". 

Zu 31. f) (§ 41 Abs. 4) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Wie in der Begründung zum Regierungsentwurf 
eingehend dargelegt wurde, widerspricht die Rege-
lung des § 41 Abs. 4 ebensowenig wie die des § 45 
dem Hochschullehrerbegriff und dem Gebot homo-
gener Gruppenbildung, wie sie das Bundesverfas-
sungsgericht im Urteil vom 29. Mai 1973 entwickelt 
hat. 

Zu 31. g) (§ 41 Abs. 5 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates aus den zu 31. f) genannten Gründen 
nicht zu. 
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Zu 31. h) (§ 41 Abs. 5 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag des Bundesrates aus den in der Begründung 
zum Regierungsentwurf genannten Gründen nicht 
zu. 

Zu 31. i) (§ 41 Abs. 5 Satz 4) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu, weil der Streichungsvor-
schlag zu § 41 Abs. 5 Satz 2 abgelehnt wurde. 

Zu 31. j) (§ 41 Abs. 6) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Zur Klarstellung der geforderten Mehrheiten schlägt 
sie jedoch folgende Neufassung von Absatz 6 Satz 1 
vor: 

„Eine Entscheidung über Vorschläge für die Be-
rufung von Hochschullehrern bedarf außer der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen der Unter-
stützung durch die Mehrheit der anwesenden 
Hochschullehrer." 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Einbeziehung 
von Forschungsentscheidungen in § 41 Abs. 6 ist 
nicht erforderlich, weil der ausschlaggebende Ein-
fluß der Hochschullehrer bereits durch § 41 Abs. 4 
sichergestellt ist und insoweit kein Bedürfnis nach 
einer zusätzlichen Verstärkung des Hochschulleh-
rereinflusses besteht. 

Zu 31. k) (§ 41 Abs. 7) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag des Bundesrates aus den zu 31. f) genannten 
Gründen nicht zu. 

Zu 31. I) (§ 41 Abs. 8) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag des Bundesrates nicht zu. 

Der Bundesgesetzgeber kann die Bundesregierung 
auch aufgrund einer Rahmenkompetenz verpflich-
ten, dem Bundestag über Erfahrungen mit einer ge-
setzlichen Regelung regelmäßig zu berichten. Die 
Bedeutung der Mitbestimmung in den Hochschulen 
für die Entwicklung des Hochschulwesens gebietet 
gesetzliche Vorkehrungen, die eine bundesweite 
Auswertung der in den Ländern gesammelten Er-
fahrungen sicherstellen. 

Zu 32. a) (§ 42 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates insoweit zu, als die Regelung des § 42 

Satz 1 auf die Wahl zu den zentralen Kollegialorga-
nen und dem Fachbereichsrat beschränkt werden 
soll. Sie schlägt vor, die Worte „in den Hochschul-
organen" durch die Worte „in den zentralen Kolle-
gialorganen und dem Fachbereichsrat" zu erset-
zen. 

Alle weiteren Regelungen über Wahlen sollten dem 
Landesrecht überlassen bleiben, weil eine bundes-
einheitliche Regelung nicht erforderlich ist. 

Zu 32. b) (§ 42 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag des Bundesrates nicht zu. 

Die Zusendung von Briefwahlunterlagen schafft die 
Voraussetzungen für eine möglichst hohe Wahlbe-
teiligung und damit eine breite Legitimation der 
Hochschulselbstverwaltung und eine repräsentative 
Willensbildung in ihren Organen. 

Zu 33. a) (§ 43 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 33. b) (§ 43 Abs. 2 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 34. (§ 44) 

§ 44 muß erhalten bleiben. 

Der Zusammenschluß der Studenten in einer ver-
faßten Studentenschaft ist eine notwendige Voraus-
setzung dafür, daß ihre hochschulpolitischen Inter-
essen und ihre sozialen und kulturellen Belange re-
präsentativ vertreten werden können. Deren Wahr-
nehmung durch freiwillig gebildete Gruppierungen 
käme dagegen Tendenzen zu einseitiger Interessen-
vertretung entgegen und würde eine den besonde-
ren Verhältnissen der Studenten Rechnung tragen-
de Interessenvertretung nicht hinreichend gewähr-
leisten. Insbesondere für eine repräsentative bun-
desweite studentische Interessenvertretung ist die 
verfaßte Studentenschaft in allen Bundesländern 
eine notwendige Voraussetzung. 

Zu 35. (§§ 45 bis 58, 76 und 77) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht ge-
folgt. 

Die Herausnahme der beamtenrechtlichen Bestim-
mungen aus dem 2. Abschnitt des 3. Kapitels und 
ihre Zusammenfassung als Änderungsvorschriften 
zum Beamtenrechtsrahmengesetz würde zwar dem 
bestehenden Zusammenhang mit dem allgemeinen 
Beamtenrecht Rechnung tragen, jedoch sachlich zu-
sammengehörige Regelungsgegenstände trennen. 
Nach der vorliegenden Systematik sind hochschul- 
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rechtliche und beamtenrechtliche Bestimmungen 
eng miteinander verwoben. Die Herausnahme der 
beamtenrechtlichen Bestimmungen wäre überdies 
nur mit Schwierigkeiten möglich und würde z. T. 

 eine völlige Neufassung der getrennten Teile not-
wendig machen. Zudem wären Wiederholungen un-
vermeidbar, etwa hinsichtlich der auch das ange-
stellte Personal betreffenden Vorschriften. 

Zu 36. (§ 45) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird aus den zu 
31. f) genannten Gründen nicht zugestimmt. 

Zu 37. a) (Überschrift zu § 46) 

Dem Vorschlag wird aus den zu 31. f) genannten 
Gründen nicht zugestimmt. 

Zu 37. b) (§ 46 Abs. 1 Satz 1)  

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die im Vorschlag des Bundesrates enthaltene Wen-
dung „nach näherer Ausgestaltung ihres Dienstver-
hältnisses" würde eine Relativierung der die Tätig-
keit der Hochschullehrer prägenden Funktionsbe

-

schreibung zulassen, insbesondere der Selbständig

-

keit in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben.  

Zu 37. c) (§ 46 Abs. 1 Satz 2)  

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt.  

Der Begriff „Verwaltung" ist für die hier in Be-
tracht kommenden Tätigkeiten zu weit; auch im  

Initiativgesetzentwurf des Bundesrates wird statt  

dessen der Begriff „Selbstverwaltung" gebraucht.  

Zu 37. d) (§ 46 Abs. 2)  

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt.  

Zur Erreichung der mit der Gesamthochschule an-
gestrebten Ziele ist es notwendig, daß Hochschul-
lehrer in einem gestuften Studiensystem nicht nur  

auf einen Studiengang festgelegt sind.  

Zu 37. e) (§ 46 Abs. 2)  

Der vorgeschlagenen Ergänzung wird mit folgenden  
Maßgaben zugestimmt:  

- im Satz 1 wird das Wort „Professors" durch das  
Wort „Hochschullehrers" und das Wort „Profes-
sor" durch das Wort „Hochschullehrer" er-
setzt;  

— an die Stelle der Sätze 3 und 4 tritt der Satz:  

„Die weitere Lehrtätigkeit darf ein Drittel der  

Regellehrverpflichtung nicht überschreiten."  

Zu 37. f) (§ 46 Abs. 3 Satz 1)  

Dem Vorschlag des Bundesrates wird aus den zu  
31. f) genannten Gründen nicht zugestimmt.  

Zu 37. g) (§ 46 Abs. 4)  

Der vorgeschlagene Satz 1 wird abgelehnt.  

Die Differenzierung des Amtsinhaltes der Professo-
ren (insbesondere eine Staffelung der Regellehr-
verpflichtungen), die im Grundsatz auch von der  

Bundesregierung für notwendig erachtet wird, ist  

auch bei einer weniger detaillierten Fassung des  

§ 46 Abs. 4 möglich; eine solche Fassung verdient  

den Vorzug, weil zur Zeit fraglich erscheint, ob die  

vom Bundesrat vorgeschlagene 4fache Staffelung der  

Lehrverpflichtungen notwendig und sinnvoll ist. Im  
übrigen ist daran festzuhalten, daß die Regellehr-
verpflichtungen so zu bemessen sind, daß jedem  
Hochschullehrer mindestens die Zeit für eigene  

wissenschaftliche Arbeit bleibt, die in seinem Auf-
gabenbereich für eine an den Zielen des § 8 ausge-
richtete Lehre notwendig ist. Es sollte im Verlaufe  
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens geprüft wer-
den, ob eine entsprechende Fassung des Satzes 1  
sinnvoll ist.  

Hinsichtlich des Vorschlags zu Satz 2 sollte im wei

-

teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens geprüft  

werden, ob im Hinblick auf eine derartige Ande-
rung und auf die Überprüfungsklausel des Absat-
zes 2 Satz 2 noch ein Bedürfnis für die im letzten 
Satzteil enthaltene Ausgleichsverpflichtung be-
steht. 

Zu 37. h) (§ 46 neuer Absatz 5) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die vom Bundesrat angesprochene Frage wird im 
Zusammenhang mit der Festsetzung der Regellehr-
verpflichtung für alle Hochschullehrer zu entschei-
den sein. 

Zu 38. a) (Überschrift des § 47) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird aus den zu 
31. f) genannten Gründen nicht zugestimmt. 

Zu 38. b) (§ 47) 

Der vorgeschlagenen Neufassung kann im wesentli-
chen nicht zugestimmt werden. 

Die Bundesregierung geht, anders als der Bundes-
rat, davon aus, daß die Qualifikationsbeschreibung 
des Assistenzprofessors an die Funktionen anknüp-
fen muß, die Professoren und Assistenzprofessoren 
nach § 46 gleichermaßen obliegen. Auch in den üb-
rigen Punkten, in denen sich der Vorschlag des 
Bundesrates von der Fassung des Entwurfs unter-
scheidet, verdient letztere den Vorzug. 
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Die Bundesregierung hat jedoch den Vorschlag des 
Bundesrates zum Anlaß einer Überprüfung genom-
men. Im Vordergrund steht dabei die Frage, ob die 
jetzige Formulierung hinreichend berücksichtigt, 
daß eine wissenschaftliche und zugleich berufs-
orientierte Lehre im Sinne von § 8 gerade auch sol-
che Hochschullehrer erfordert, die ihre wissen-
schaftliche Befähigung durch hervorragende Lei-
stungen bei der Anwendung oder Entwicklung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Methoden wäh-
rend einer mehrjährigen berufspraktischen Tätig-
keit nachweisen können. 

Die Diskussion über eine verstärkte Berücksichti-
gung dieses „berufspraktischen Qualifikationswe-
ges" ist noch nicht abgeschlossen. Die Bundesregie-
rung wird sobald wie möglich ihre Ansicht in die 
parlamentarischen Beratungen einbringen. 

Zu 39. a) bis c) (§ 48) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird aus den zu 
31. f) genannten Gründen nicht zugestimmt. 

Zu 39. d) (§ 48 Abs. 2 Satz 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge-
stimmt. 

Zu 39. e) (§ 48 Abs. 2 Satz 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Der Vorschlag würde eine unerwünschte Erweite-
rung der Möglichkeiten der Hausberufungen zulas-
sen, die gerade in den Fällen unterbleiben sollte, in 
denen die Hochschule nicht einverstanden ist. 

Zu 39. f) (§ 48 neuer Absatz 5) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge-
stimmt. 

Zu 40. a) (Überschrift des § 49) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird aus den zu 
31. f) genannten Gründen nicht zugestimmt. 

Zu 40. b) (§ 49 Abs. 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zum Teil zu-
gestimmt, auf das Zeitbeamtenverhältnis für Profes-
soren kann jedoch im Interesse der Flexibilität 
nicht verzichtet werden. 

§ 49 Abs. 1 sollte danach wie folgt gefaßt werden: 

„(1) Die Professoren werden, soweit sie in das 
Beamtenverhältnis berufen werden, zu Beamten 
auf Lebenszeit ernannt; durch Gesetz kann be-
stimmt werden, daß eine Probezeit zurückzulegen 
ist, wenn ein Professor bisher nicht im Hoch-

schulbereich beruflich tätig war. Ein Beamtenver-
hältnis auf Zeit oder ein privatrechtliches Dienst-
verhältnis kann insbesondere dann begründet 
werden, wenn eine befristete Tätigkeit vorgese-
hen ist." 

Zu 40. c) (§ 49 Abs. 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Die vom Bundesrat zugelassene Stufenregelung ist 
mit dem Konzept des Assistenzprofessors nach dem 
Hochschulrahmengesetz unvereinbar. Danach weist 
der Assistenzprofessor schon beim Eintritt in sein 
Amt eine so hohe Qualifikation auf, daß eine Tei-
lung der 6jährigen Amtszeit und die mit ihr ver-
bundene Zwischenbeurteilung nicht angemessen 
sind. Ob die Institution des Assistenzprofessors 
ihre Funktion erfüllen wird, hängt nicht von Regle-
mentierungen ab, die die unabhängige Stellung des 
Assistenzprofessors in Frage stellen, sondern vor 
allem von einer ausgewogenen Stellenpolitik des 
Dienstherrn. Bei der Planung von Stellen für Pro-
fessoren und für Assistenzprofessoren ist insbeson-
dere darauf Bedacht zu nehmen, daß den Assistenz-
professoren unter Einbeziehung eines gewissen Be-
rufungsrisikos und unter Berücksichtigung der 
Möglichkeiten für den sonstigen wissenschaftlichen 
Nachwuchs eine angemessene Berufungschance er-
öffnet wird. 

Zu 41. (§ 50) 

Der Vorschlag des Bundesrates wird aus den zu 
31. f) genannten Gründen abgelehnt. 

Zu 42. a) (§ 51 Abs. 1 Satz 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird mit der Maß-
gabe zugestimmt, daß die Worte „Professoren und 
Assistenzprofessoren" durch das Wort „Hochschul-
lehrer" ersetzt werden. 

Zu 42. b) und 43. a) (§§ 51, 52) 

Den Vorschlägen des Bundesrates wird aus den zu 
31. f) genannten Gründen nicht zugestimmt. 

Zu 43. b) (§ 52 Abs. 2) 

Der Vorschlag des Bundesrates wird abgelehnt. 

Die „Soll-Vorschrift" zur Ruhegehaltfähigkeit ist 
bei dem „Qualifikationsweg" über § 47 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a zweiter Halbsatz konsequent und ange-
messen. 

Zu 44. (§ 53) 

Dem Streichungsvorschlag wird nicht zuge-
stimmt. 
Da die Bundesregierung den Erlaß des Hochschul

-

rahmengesetzes nicht als geeigneten Ansatzpunkt 
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für eine allgemeine Änderung der Bestimmungen  
des BRRG über die Nebentätigkeiten ansieht (vgl.  
auch Stellungnahme zu 69. b), ist eine besondere Be-
stimmung für Hochschullehrer erforderlich. Eine  

solche Sonderbestimmung ist u. a. deshalb gerecht-
fertigt, weil für Hochschullehrer, anders als für  

sonstige Beamte,  die Vorschriften über die Arbeits-
zeit und die Weisungsgebundenheit nicht gelten  

(§ 51 Abs. 1, § 46 Abs. 1). Um den vom Bundesrat ge-
gen die Formulierung erhobenen Bedenken Rech-
nung zu tragen, wird folgende Fassung des § 53 
Abs. 1 vorgeschlagen: 

„(1) Wissenschaftliche oder künstlerische Ne-
bentätigkeiten, die entgeltlich ausgeübt werden, 
sind nach näherer Bestimmung des Landesrechts 
über den Fachbereich der zuständigen Dienstbe-
hörde anzuzeigen, unabhängig davon, ob sie ei-
ner Genehmigung bedürfen oder nicht (§ 42 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BRRG). Gleiches gilt für die 
mit Lehr- und Forschungsaufgaben zusammen-
hängenden selbständigen Gutachtertätigkeiten 
(§ 42 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, erste Alternative BRRG)." 

Zu 45. a) (§ 54 Abs. 1 Satz 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Zum einen erscheint fraglich, wie mit dem Vor

-

schlag des Bundesrates, der undifferenziert von 
„Lehrveranstaltungen" spricht, einem „differenzier

-

ten Lehrbedarf an Hochschulen" Rechnung getra-
gen werden sollte. Zum anderen schafft gerade die 
Fassung des Regierungsentwurfs, nicht der Vor-
schlag des Bundesrates, den Assistenten alter Art 
ab, indem er das Hauptamt der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter von Lehraufgaben freihält; nur so ist 
die im Hinblick auf spätere Überleitungsforderun-
gen untunliche Vermischung der Funktionen von 
Hochschullehrern und wissenschaftlichen Mitarbei-
tern zu vermeiden. Schließlich wird dem vom Bun-
desrat befürchteten Verlust an Personalkapazität 
durch andere Vorschriften wirksam begegnet: Die 
von Assistenten bisher wahrgenommenen Lehrauf-
gaben werden von allen Hochschullehrern mitüber-
nommen, einschließlich der gemäß § 76 überzuleiten-
den Personen, die bisher nicht Hochschullehrer wa-
ren. Die Deckung des Lehrbedarfs muß durch eine 
entsprechende Ausgestaltung der Regellehrver-
pflichtungen sichergestellt werden (vgl. dazu Ge-
genäußerung zu 37. c). Die Überprüfungsklausel des 
§ 46 Abs. 3 Satz 2 sichert die notwendige Anpas-
sung im Einzelfall. Im übrigen ist darauf hinzuwei-
sen, daß zu den Aufgaben der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter auch Dienstleistungen im Zusammen-
hang mit der Lehre gehören (vgl. amtliche Begrün-
dung). 

Zu 45. b) (§ 54 Abs. 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Für viele wissenschaftliche Dienstleistungen, auch 
im bisherigen Fachhochschulbereich, wird ein an

-

wendungsbezogener Studiengang eine adäquate 
Vorbildung sein. Über die besoldungs- und lauf-
bahnrechtliche Einordnung trifft § 54 Abs. 2 keine 
Regelung. 

Zu 45. c) (§ 54 Abs. 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird aus den zu 
45. a) genannten Gründen nicht gefolgt. 

Zu 45. d) (§ 54 Abs. 4) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird aus den zu 
45. a) und c) genannten Gründen nicht zuge-
stimmt. 

Zu 46. (§ 55) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird aus den zu 
45. a) genannten Gründen nicht zugestimmt. 

Zu 47. a) (§ 56 Abs. 1)  

Dem Vorschlag des 'Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Für eine neue Personalkategorie „hauptberuflicher 
Lehrbeauftragter" besteht kein Bedürfnis. Im übri

-

gen läßt § 45 die Abordnung von Richtern und Be-
amten an die Hochschulen zu. Die Freistellungsvor-
schrift des letzten Halbsatzes in Absatz 1 ist sach-
gerecht.  

Zu 47. b) (§ 56 Abs. 2)  

Dem Vorschlag des 'Bundesrates wird zugestimmt,  
weil der Zweck der Vorschrift nunmehr durch die  

Ergänzung in § 46 Abs. 2 (zusätzliche Lehrvergü-
tung) erfüllt wird (vgl. zu 37. e).  

Zu 48. (§ 57)  

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt.  

Es ist nicht einzusehen, inwiefern die Einfügung  
des Wortes „überwiegend" der Abgrenzung von  
den Aufgaben der wissenschaftlichen Mitarbeiter  

i. S. des Entwurfs dienen soll.  

Zu 49. (§ 58)  

Dein Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt.  

Zur Intensivierung des Studiums ist der Einsatz von  

Tutoren durchaus sinnvoll. Demgemäß hat der Bun-
desrat gegen die entsprechende Bestimmung des  

früheren Regierungsentwurfs keine Bedenken erho-
ben.  
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Zu 50, (§ 59 Abs. 4) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Vorschrift trifft eine für die allgemeine Gestal-
tung der Rechtsbeziehungen zwischen Land und 
Hochschule notwendige Bestimmung, die u. a. für 
Beschlüsse von Bund-Länder-Gremien praktische 
Bedeutung hat. 

Zu 51. a) und b) (§ 60) 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates wird 
insoweit zugestimmt, als in Absatz 2 die Klammer-
hinweise weggelassen und die dort genannten Ge-
genstände der Aufsicht zu einem Satz zusammenge-
faßt werden. 

Auf eine gesetzliche Bestimmung der Mittel der 
Rechtsaufsicht kann aus rechtsstaatlichen Gründen 
nicht verzichtet werden. 

Eine unbegrenzte, gegenständlich nicht fixierte 
Fachaufsicht bei der Wahrnehmung staatlicher 
Aufgaben entspricht weder der Rechtsstellung der 
Hochschulen noch den Bedürfnissen des Staates. Es 
wird folgende Fassung von § 60 Abs. 2 vorgeschla-
gen: 

„ (2) Soweit die Hochschulen staatliche Aufga-
ben wahrnehmen, insbesondere in der Personal-
verwaltung, der Wirtschaftsverwaltung, der 
Haushalts- und Finanzverwaltung, der Kranken-
versorgung und bei der Festsetzung von Zulas-
sungszahlen, kann durch Gesetz eine weiterge-
hende Aufsicht vorgesehen werden, wenn und so-
weit dies zur Wahrnehmung der Verantwortung 
der Landesregierung erforderlich ist." 

Zu 52. a) (§ 61 Abs. 1) 

Die vorgeschlagene Ergänzung wird abgelehnt. 

Während ein Zusammenwirken von Land und 
Hochschule bei der Aufstellung des Wahlvor-
schlags denkbar und nach § 63 Abs. 3 nicht ausge-
schlossen ist, ist die eigentliche Wahl ebenso wie 
die Abwahl ausschließlich Sache der Hochschule. 
Andererseits ist für den Akt der Bestellung und der 
Abberufung in § 63 Abs. 3 das Verhältnis zwischen 
Staat und Hochschule bereits geregelt; würde in 
§ 61 hierfür zusätzlich ein Zusammenwirken vorge-
schrieben, so müßte dies im Sinne einer von der 
Bundesregierung nicht gewünschten Einschränkung 
der Rechte der für die Bestellung und Abberufung 
zuständigen Behörde verstanden werden. 

Zu 52. b) (§ 61 Abs. 2 Satz 1) 

Der  vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. 

Es ist sachgerecht und dem Bundesgesetzgeber 
auch nicht verwehrt, für die Zusammensetzung ei-
nes Kuratoriums, das das Zusammenwirken zwi-
schen Land und Hochschule zur Aufgabe hat, Ver-
treter des Staates und der Hochschule vorzusehen. 

Die Zusammensetzung von Gremien, die die Ver-
bindungen der Hochschule zu gesellschaftlichen 
Gruppen pflegen sollen, wird von Satz 1 nicht be-
rührt. 

Zu 52. c) (§ 61 Abs. 2 Satz 2) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt; Satz 2 sollte jedoch zur Klarstellung wie 
folgt gefaßt werden: 

„Ist die Hochschule dienstherrnfähig, so ist, so-
weit nicht die Zuständigkeit einer staatlichen 
Stelle gegeben ist, als oberste Dienstbehörde ein 
Kuratorium zu bilden. 

Zu 53. a) (§ 62 Abs. 1) 

Der vorgeschlagenen Einfügung wird nicht zuge-
stimmt. 

Sofern für Hochschuleinrichtungen wegen ihrer 
räumlichen Entfernung die Bildung besonderer ört-
licher Entscheidungsgremien zweckmäßig ist, kön-
nen, sofern nicht eine entsprechende Gliederung 
nach Fachbereichen in Betracht kommt, beschlie-
ßende örtliche Ausschüsse oder gemeinsame Korn-
missionen mit Entscheidungsbefugnissen vorgese-
hen werden (§ 62 Abs. 1 Satz 2, § 62 Abs. 2 Satz 2 
und § 66). Weitere Organe mit Entscheidungsbefug-
nissen müssen auf örtlicher Ebene im Interesse ei-
ner klaren Zuordnung der Verantwortung ausge-
schlossen bleiben. 

Zu 53. b) (§ 62 Abs. 2 Satz 2) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. 

Delegation ist ein allgemeiner und bei großen Kol-
legialorganen besonders zweckmäßiger Grundsatz 
der Organisation. Der Charakter der Bestimmung 
als einer Sollvorschrift gestattet die nötige Flexibi-
lität. 

Zu 54. a) (§ 63 Abs. 1) 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates wird 
nicht zugestimmt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind Präsi-
dial- oder Präsidiumsverfassungen am besten geeig-
net, die Effektivität und Kontinuität der Hochschul-
leitung zu gewährleisten. Herkömmliche Rektorats-
verfassungen sind insoweit keine gleichwertigen 
Formen. Für Ausnahmen läßt Absatz 4 hinreichend 
Spielraum. 

Zu 54. b) (§ 63 Abs. 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird gefolgt. 

Um die vom Bundesrat gewünschte Klarstellung 
hinsichtlich der Mitgliedschaft des leitenden Ver

-

waltungsbeamten kraft Amtes zu erreichen, emp- 
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fiehlt sich jedoch nicht eine Ergänzung des Absat-
zes 3, sondern die Einfügung eines neuen Absat-
zes 3 a und eine entsprechende Streichung in Ab-
satz 2. Folgende Änderungen des § 63 werden vor-
geschlagen: 

— in Absatz 2 Satz 1 entfällt ,der zweite Halbsatz. 

- Absatz 3 Satz 1, erster Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„Die Leitung der Hochschule wird von einem 
zentralen Kollegialorgan auf Zeit gewählt und 
von der nach Landesrecht zuständigen Stelle be-
stellt;".  

— Nach Absatz 3 wird folgender Absatz einge-
fügt: 

„ (3 a) Der leitende Verwaltungsbeamte gehört 
dem Leitungsgremium kraft Amtes an." 

Zu 54. c) (§ 63 neuer Absatz 3 a) 

Der vorgeschlagenen Ergänzung wird nicht zuge-
stimmt. 

Der Vorschlag verkennt, daß die Eignung für die 
Aufgabe der hauptberuflichen Leitung einer Hoch-
schule auch in anderer Weise als durch zehnjähri-
ge berufliche Erfahrung nachgewiesen werden 
kann. Die Aufstellung von Qualifikationsanforde-
rungen für dieses Amt sollte dem Landesrecht über-
lassen bleiben. 

Zu 55. a) (§ 64 Abs. 1 Nr. 4) 

Der vorgeschlagenen Änderung wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Aufgaben des Beauftragten für den Haushalt 
lassen, auch nach Landesrecht, die letztverantwort-
liche Entscheidung der Behördenleitung, die auch 
kollegial verfaßt sein kann, unberührt. 

Zu 55. b) (§ 64 Abs. 1 Nr. 5) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge-
stimmt. 

Zu 55. c) (§ 64 Abs. 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Er ist eine Folge des Vorschlages 53. a), dem die 
Bundesregierung nicht gefolgt ist. 

Zu 56. a) (§ 65 Abs. 2, 3 und 4) 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates wird 
nicht gefolgt. 

Es bleibt dem Landesrecht unbenommen, das neben 
dem Fachbereichsrat vorgesehene Organ des  Fach

-

bereichs als „Fachbereichssprecher" zu bezeichnen. 
Die kollegiale Ausgestaltung dieses Organs ist im 
übrigen nicht vorgeschrieben, sondern nur als Mög-
lichkeit für den Fall vorgesehen, daß ein Bedürfnis 
bejaht wird. 

Zu 56. b) (§ 65 Abs. 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge-
stimmt. 

Zu 56. c) (§ 65 Abs. 4 Satz 3) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. 

Die dem Fachbereichsvorstand eingeräumte Zustän-
digkeit ist ein wichtiger Anwendungsfall des orga-
nisationsrechtlichen Ziels des Entwurfs, Kollegial

-o

rgane von Entscheidungen der laufenden Verwal-
tung zu entlasten (vgl. § 62 Abs. 2). 

Zu 56. d) (§ 65 Abs. 5) 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates wird 
nicht zugestimmt. 

Er ist die Folge von Änderungsvorschlägen, denen 
die Bundesregierung nicht gefolgt ist. 

Zu 56. e) (§ 65) 

Der vorgeschlagenen Ergänzung wird zuge-
stimmt. 

Zu 57. a) und b) (§ 66 Abs. 1 und 2) 

Den Vorschlägen des Bundesrates wird mit der 
Maßgabe zugestimmt, daß die Absätze 1 und 2 zu-
sammengezogen und wie folgt gefaßt werden: 

„(1) Für Aufgaben, die eine Zusammenarbeit 
mehrerer Fachbereiche erfordern, sollen nach nä-
herer Maßgabe des Landesrechts gemeinsame 
Kommissionen gebildet werden. Entscheidungsbe-
fugnisse haben gemeinsame Kommissionen nur, 
wenn diese ihnen durch Landesrecht zugewiesen 
oder aufgrund von Landesrecht übertragen wor-
den sind." 

Zu 57. c) (§ 66 Abs. 3) 

§ 66 Abs. 3 muß erhalten bleiben. 

Studienbereiche sind, anders als gemeinsame Kom-
missionen, nicht nur Beschluß- und Koordinierungs-
gremien, sondern in erster Linie organisatorische 
Einheiten für an beruflichen Tätigkeitsfeldern 
orientierte Lehre, denen auch Aufgaben für didakti-
sche oder an Tätigkeitsfeldern orientierte interdis-
ziplinäre Forschung übertragen werden können. Ih-
nen können — neben gleichzeitiger Mitgliedschaft 
in Fachbereichen — Hochschullehrer, wissenschaft- 
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liche Mitarbeiter und Studenten dauernd angehören 
und Mittel zu eigener Verfügung übertragen wer-
den. Diese und ähnliche Organisationsmodelle wer-
den bereits an einzelnen Hochschulen in erfolgver-
sprechender Weise erprobt. Sie werden im Zusam-
menhang mit der Entwicklung eines integrierten 
und zugleich differenzierten Studiensystems, dessen 
Ansprüchen eine Zusammenarbeit von Fachberei-
chen oder eine Koordination durch gemeinsame 
Kommissionen häufig nicht genügt, wesentliche Be-
deutung haben. 

Zu 58. a) und b) (§ 67 Abs. 1 Sätze 1 und 2) 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates wird 
insoweit zugestimmt, als in Satz 1 das Wort „sol-
len" durch „können" ersetzt wird. Im übrigen sollte 
Absatz 1 unverändert bleiben. 

Die Vorschläge des Bundesrates würden, auch so-
weit Personal- und Sachmittel nicht zentral zusam-
mengefaßt werden, den Aufbau von wissenschaftli-
chen Einrichtungen und Betriebseinheiten unter 
vollständiger Umgehung der  Fachbereiche ermögli-
chen. Damit würde die — auch vom Bundesrat für 
richtig gehaltene — Verantwortung der Fachberei-
che für deren Einrichtungen teilweise wieder auf-
gehoben. Die Länder können ihre Verantwortung 
bei der Bildung von wissenschaftlichen Einrichtun-
gen und Betriebseinheiten nach § 61 Abs. 1 Nr. 2 in 
ausreichendem Maße wahrnehmen. 

Zu 58. c) (§ 67 Abs. 1) 

Die vorgeschlagene Ergänzung ist nicht gerechtfer-
tigt. 

Der Entwurf schließt nicht aus, daß auch andere als 
die in § 67 Abs. 1 Satz 2 genannten Entscheidungs-
befugnisse auf wissenschaftliche Einrichtungen und 
Betriebseinheiten übertragen werden; dabei muß je-
doch die Verantwortung des übertragenden Organs 
gewahrt bleiben. 

Zu 58. d) (§ 67 Abs. 3) 

Absatz 3 Satz 1 muß erhalten bleiben; im übrigen 
kann dem Vorschlag des Bundesrates der Sache 
nach gefolgt werden. 

Der Regelungsgehalt von Satz 1 ist schon deshalb 
unverzichtbar, weil andernfalls Hochschulkliniken 
organisatorisch völlig getrennt von der Hochschule 
geführt werden könnten. Im übrigen sollte Absatz 3 
unter Berücksichtigung des Vorschlages des Bun-
desrates und ,der in den Ländern bestehenden unter-
schiedlichen Organisationsformen neu gefaßt wer-
den. Es wird folgende Fassung des Absatzes 3 vor-
geschlagen: 

„ (3) Die Kliniken und die medizinischen Zen-
tren der Hochschule sind Betriebseinheiten gemäß 
Absatz 1 oder 2. Die Verwaltung und Organisa-
tion von Kliniken und medizinischen Zentren so-
wie von mittelbar der Krankenversorgung die-
nenden Einrichtungen ist unter Berücksichtigung  

ihrer Aufgaben in der Krankenversorgung geson-
dert zu regeln." 

Zu 58. e) (§ 67 Abs. 4) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. 

Für die in Absatz 4 genannten Einrichtungen muß 
eine zeitlich unbefristete monokratische Leitung 
ausgeschlossen werden. 

Die zu 58. d) vorgeschlagene Änderung des Absat-
zes 3 Satz 1 macht eine entsprechende Ergänzung 
des Absatzes 4 erforderlich. 

Zu 59. a) (§ 68 Abs. 1 Satz 4) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. 

Sie ist Folge der vorgeschlagenen Streichung des 
2. Kapitels (28.), der nicht zugestimmt wird. 

Zu 59. b) (§ 68 Abs. 2) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Kompetenzbedenken sind unbegründet. 

Die auch vom Bundesrat für richtig gehaltene Ablö-
sung personenbezogener Ausstattungszusagen 
durch eine am fachlichen Bedarf orientierte Pla-
nung ist eine für die künftige Hochschulentwick-
lung grundsätzliche Frage, die bundeseinheitlicher 
Lösungen bedarf. Gewisse bundeseinheitliche Min-
destanforderungen an die Gliederung der Ausstat-
tungspläne dürfen schon deshalb gestellt werden, 
weil sie u. a. für die Ableitung einheitlicher Maß-
stäbe zur Ermittlung der Ausbildungskapazität von 
Bedeutung sind (im übrigen vgl. § 70 Abs. 1 und zu 
65. c). 

Zu 60. a) (§ 70 Abs. 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird der Sache 
nach mit der Maßgabe zugestimmt, daß Absatz 1 
des Entwurfs folgender Satz 2 angefügt wird: 

„Ferner sind die Erfordernisse der Raumordnung 
und Landesplanung zu beachten." 

Zu 60. b) (§ 70 Abs. 2 Sätze 1 und 3) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. Es gilt das zu 59. b) Gesagte entspre-
chend. 

Zu 60. c) (§ 70 Abs. 2 Satz 2) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. 

Es wird nur die „Berücksichtigung" bereits verein

-

barter Grundsätze und Richtwerte vorgeschrieben. 
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Die Verbindlichkeit der zugrunde liegenden Bund-
Länder-Beschlüsse oder -Vereinbarungen ist nicht 
Folge dieser Vorschrift, sondern ergibt sich aus an-
deren Rechtsgrundlagen. 

Zu 61. a) und b) (§ 71) 

Den Änderungen und Streichungsvorschlägen des 
Bundesrates wird nicht zugestimmt. 

Im Hinblick auf die notwendige Verbindung von 
Sach- und Finanzplanung ist eine auf den sachlich 
unerläßlichen Umfang beschränkte Regelung allge-
meiner Verfahrensgrundsätze über die Umsetzung 
von Sachplanungen in Haushaltsentscheidungen 
von Artikel 75 Nr. 1 a GG gedeckt; diese Norm er-
mächtigt auch zum Erlaß von Planungsrecht. Ferner 
übersieht der Bundesrat, daß bundesrechtliche Re-
gelungen über die Veranschlagung von Landesmit-
teln bereits bestehen (vgl. § 10 Satz 2 Hochschul-
bauförderungsgesetz) . 

Zu 62. a) (§ 72 Abs. 1 Nr. 2) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. 

Der Aufbau eines durchlässigen und differenzierten 
Studiensystems — ein allgemeines Ziel der Hoch-
schulreform, das auch vom Bundesrat bejaht wird 
— muß in gewissem Umfang auch für die Anerken-
nung nichtstaatlicher Hochschulen vorausgesetzt 
werden. Eine Anerkennung von nichtstaatlichen 
Einrichtungen, die auf die Dauer keine Mehrzahl 
von Studiengängen anbieten, ist im Hinblick auf 
die Rechtsfolge nach Absatz 3 nicht gerechtfer-
tigt. 

Zu 62. b) (§ 72) 

Der vorgeschlagenen Einfügung wird nicht zuge-
stimmt. 

Das in § 8 beschriebene Studienziel, an dem nach 
Auffassung des Bundesrates auch eine für den öf-
fentlichen Dienst vermittelte Ausbildung orientiert 
sein soll, kann nicht erreicht werden, wenn die 
Qualität des Lehrkörpers der betreffenden Einrich-
tungen den für staatliche Hochschulen geltenden 
Anforderungen nicht entspricht. Auf die Möglich-
keit von Abordnungen, der Erteilung von Lehrauf-
trägen und der Einstellung von Lehrkräften für be-
sondere Aufgaben wird hingewiesen. 

Zu 62. c) und d) (§ 72 Abs. 3 und 4) 

Den vorgeschlagenen Streichungen wird nicht zu-
gestimmt. 

Sie sind eine Folge von Streichungsvorschlägen (38., 
45. b), 28.), denen nicht zugestimmt wird. 

Zu 62. e) (§ 72 Abs. 5) 

Dem Vorschlag wird teilweise zugestimmt. 

Eine völlige Streichung des Absatzes 5 ist nicht ge

-

rechtfertigt; den sachlichen Bedenken des Bundes

-

rates schließt sich die Bundesregierung an. Ihnen 
sollte durch folgende Fassung Rechnung getragen 
werden: 

„ (5) Staatlich anerkannte Hochschulen können 
mit staatlichen Hochschulen zusammenwirken; 
§ 7 ist sinngemäß anzuwenden." 

Zu 63. (§ 73) 

Der vorgeschlagenen Änderung wird nicht zuge-
stimmt. 

Der Vorschlag ist  die  Folge eines Änderungsvor-
schlags, dem die Bundesregierung nicht folgt. 

Zu 64. a) (§ 74 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag aus 
den zu 3. genannten Gründen nicht zu. 

Zu 64. b) (§ 74 Abs. 2 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Die Zweijahresfrist des Absatzes 2 ist wegen der 
unmittelbaren und sofortigen Geltung der Vor-
schrift ausreichend bemessen. 

Zu 64. c) (§ 74 Abs. 2 Satz 3) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, da der vor-
geschlagenen Streichung des § 11 Abs. 3 nicht ge-
folgt wird. 

Zu 64. d) (§ 74 Abs. 2 letzter Satz) 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß die 
Vorschrift erhalten bleiben. 

Die Vorschrift ist erforderlich, um eine möglichst 
bundeseinheitliche Festsetzung der Studienzeiten 
für gleiche Studiengänge zu gewährleisten. Hin-
sichtlich der Kompetenzbedenken gilt das oben zu 
12. b) Gesagte entsprechend. 

Zu 65. a) (§ 75 Abs. 1) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird zuge-
stimmt. 

Zu 65. b) (§ 75 Abs. 1) 

Der vorgeschlagenen Einfügung wird nicht zuge-
stimmt. 

Dem Anliegen des Bundesrates ist durch § 63 Abs. 4 
und durch die vorgeschlagene Anfügung eines neu-
en Absatzes 6 in § 65, dem zugestimmt wird, ausrei-
chend Rechnung getragen. 
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Zu 65. c) (§ 75 — Einfügung eines neuen Absat-
zes 1 a) 

Der vorgeschlagene neue Absatz wird abgelehnt. 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates hätten zwar 
diejenigen staatlichen Hochschulen, die nicht oder 
nicht allein für den öffentlichen Dienst ausbilden, 
sämtlichen Anforderungen des Hochschulrahmen-
gesetzes zu genügen, nicht aber diejenigen staatli-
chen Hochschulen, die ausschließlich Studiengänge 
für den öffentlichen Dienst anbieten. Für eine sol-
che Ungleichbehandlung fehlt jeder Grund. Der 
Staat kann nicht an ein Hochschulstudium, das auf 
Berufe außerhalb des öffentlichen Dienstes vorbe-
reitet, Qualitätsansprüche stellen, von denen er bei 
einem Hochschulstudium für die Nachwuchskräfte 
des Staatsdienstes fast völlig dispensiert. Solange 
in bestimmten Bereichen die Ausbildung für den öf-
fentlichen Dienst nicht an den allgemeinen Hoch-
schulen erfolgen soll, haben die betreffenden 
Dienstherrn die Möglichkeit, besondere Einrichtun-
gen zu unterhalten, die bei Vorliegen der entspre-
chenden Voraussetzungen die Eigenschaft einer 
staatlich anerkannten Hochschule erhalten. Sofern 
diese Voraussetzungen nicht geschaffen werden, ist 
eine Gleichstellung der durch diese Bildungsein-
richtungen vermittelten Abschlüsse mit entspre-
chenden Abschlüssen staatlicher Hochschulen ge-
mäß § 73 möglich. 

Zu 65. d) (§ 75 Abs. 2) 

Der vorgeschlagenen Streichung wird nicht zuge-
stimmt. 

Der Bundesrat geht unzutreffend davon aus, als 
könne dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 29. Mai 1973 nur durch die in § 41 Abs. 4 getrof-
fene Regelung entsprochen werden. Selbstverständ-
lich müssen auch dann, wenn § 41 Abs. 4 keine An-
wendung findet, die Beschlüsse von Hochschulgre-
mien in der verfassungsrechtlich gebotenen Weise 
zustande kommen. 

Zu 66. (Einfügung einer Vorschrift hinter § 75) 

Die Bundesregierung lehnt die vorgeschlagene Ein-
fügung ab. 

Es ist nicht ersichtlich, inwiefern der Entwurf die 
Erprobung einer einstufigen juristischen Ausbil-
dung behindert. 

Die Fassung des Entwurfs ermöglicht es wie bisher, 
Richter und Beamte für eine hauptberufliche Tätig-
keit an die Hochschule abzuordnen. § 45 steht dem 
nicht entgegen, da er nur das „Personal der Hoch-
schule" betrifft, nicht jedoch einen Personenkreis 
wie den der abgeordneten Richter und Beamten, de-
ren Dienstverhältnisse zu ihren jeweiligen Gerich-
ten oder Behörden bestehen bleiben. Abgeordnete 
Richter und Beamte, die hauptberuflich an der 
Hochschule tätig sind, sind gemäß § 39 Abs. 1 Mit-
glieder der Hochschule; damit ist ihre Mitwirkung 
in den Kollegialorganen bei Entscheidungen in Fra-
gen der Lehre, der Forschung und des Studiums ge-
sichert. 

Zu den Reformmodellen, deren Erprobung in § 9 
Abs. 2 geregelt ist, gehört auch, soweit das Hoch-
schulstudium betroffen ist, das in § 5 b DRiG ge-
setzlich vorgesehene Modell der einstufigen Juri-
stenausbildung. Dabei ist die notwendige Zusam-
menarbeit zwischen Hochschulen und den für die 
praktische Ausbildung und die Prüfungen zuständi-
gen staatlichen Stellen beim Erlaß der Studienord-
nungen, der Sicherung des Lehrangebotes und der 
Begutachtung des Reformmodells durch § 61 Abs. 1 
Nr. 1 i. V. m. § 9 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 gesi-
chert. 

Zu 67. a) (§ 76 Abs. 1, 4 und 5) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Er ist die Folge eines Vorschlags, dem die Bundes-
regierung nicht gefolgt ist. 

Zu 67. b) (§ 76 Abs. 2 und 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird teilweise ge-
folgt. 

Folgende Fassung des Absatzes 2 wird vorgeschla-
gen: 

„ (2) In die Rechtsstellung von Professoren als 
Beamte ,auf Lebenszeit sind überzuleiten oder zu 
übernehmen die ordentlichen und außerordentlichen 
Professoren sowie die zu Beamten auf Lebens-
zeit ernannten Abteilungsdirektoren (und Profes-
soren), Abteilungsvorsteher (und Professoren) 
und Wissenschaftlichen Räte (und Professoren). 
Sonstige Beamte, die beim Inkrafttreten des nach 
§ 74 Abs. 1 erlassenen Gesetzes an einer Hoch-
schule hauptamtlich ausschließlich Aufgaben im 
Sinne von § 46 wahrnehmen und die Einstellungs-
voraussetzungen erfüllen, sind innerhalb von 
zwei Jahren als beamtete Professoren überzulei-
ten oder zu übernehmen." 

Absatz 3 bleibt unverändert aufrechterhalten. 

Eine weitergehende individualisierte Übergangsre-
gelung als „Muß-Vorschrift" erscheint schon wegen 
der Verschiedenartigkeit der bisherigen Länderre-
gelungen nicht angezeigt. Andererseits ist der Vor-
schlag des Bundesrates zu restriktiv, weil danach 
ein Teil des wissenschaftlichen Personals, das die 
Voraussetzungen nach § 76 Abs. 2 erfüllt (z. B. man-
che Lektoren, akademischen Räte, Konservatoren 
usw.), nur übernommen wird, wenn diese Personen 
„in der Hauptsache in der Lehre tätig sein sollen". 
Es ist sicher zu begrüßen, wenn die Lehrkapazität 
erweitert wird; die hier vorgeschlagene Methode 
ist aber unangemessen. 

Schließlich verweigert Absatz 2 letzter Satz des 
Bundesrats-Vorschlags denjenigen Assistenten, die 
Privatdozenten sind, den Oberassistenten, Oberin-
genieuren, Oberärzten und Lektoren (auch wenn sie 
apl. Professoren sind) den Anspruch auf Übernah-
me, selbst wenn sie ausschließlich die Aufgaben 
und die Qualifikation eines Professors haben. Bei 
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einer sachgerechten qualifikations- und funktions-
orientierten Übernahme, wie sie § 76 Abs. 2 vor-
schreibt, können die genannten Beamten nicht a 
priori übergangen werden. 

§ 67. c) (§ 76 Abs. 6 Satz 2) 

Dem Streichungsvorschlag des Bundesrates wird 
nicht zugestimmt. 

Jedoch wird für Absatz 6 Satz 2 folgende Formulie-
rung vorgeschlagen: 

„Dienstrechtliche Zuordnungen zu bestimmten 
Hochschulmitgliedern entfallen." 

Zu 67. d) (§ 76 Abs. 8) 

Der Hinweis ist auch nach der von der Bundesre-
gierung vorgeschlagenen Änderung des § 76 Abs. 2 
stimmig. 

Zu 68. a) (§ 77 Abs. 1 und 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Er ist die Folge eines Vorschlags, dem die Bundes-
regierung nicht gefolgt ist. 

Zu 68. b) (§ 77 Abs. 1 Satz 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge-
stimmt. 

Zu 68. c) (§ 77 Abs. 2 Satz 3) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zuge-
stimmt. 

Zu 69. a) (§ 78 Nr. 2) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Es ist nicht ersichtlich, wieso die im Entwurf vor- 
gesehene Einfügung zu einer Privilegierung auslän

-

discher Hochschullehrer gegenüber anderen Bewer-
bern führen soll. 

Statt „Professoren und Assistenzprofessoren" sollte 
allerdings der zusammenfassende Begriff „Hoch-
schullehrer" gewählt werden. 

Zu 69. b) (§ 78, neue Nr. 2 a) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Vergleiche die Begründung der Gegenäußerung 
zu 44. 

Zu 69. c) 

Vergleiche oben zu 35. 

Zu 70. (§ 78 Nr .7 und § 79) 

Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, daß ent-
sprechend § 49 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs auch im 
Bereich des Bundes auf ein Zeitbeamtenverhältnis 
für Professoren nicht verzichtet werden kann. 

Zu 71. (§ 79) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt  (vgl . Bemerkung zu 44). 

Zu 72. (§ 80) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird in der Sache 
zugestimmt. 

In Anlehnung an § 18 Abs. 4 wird folgende Fassung 
des anzufügenden Satzes vorgeschlagen: 

„Diese Regelung gilt erstmals für Beamte, die ihr 
Studium nach Festsetzung der Regelstudienzeit 
begonnen haben." 

Zu 73. (§ 83) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Er ist die Folge eines Vorschlags, dem die Bundes-
regierung nicht gefolgt ist.  


